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157. Sitzung 

Bonn, den 31. Mai 1979 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich eine Erklärung abgeben. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Nachdem mich die Bundesversammlung am Mitt-
woch vergangener Woche zum Bundespräsidenten 
gewählt hat, möchte ich die erste Plenarsitzung des 
Deutschen Bundestages, die heutige Plenarsitzung, 
dazu benutzen, um das Amt des Bundestagspräsi-
denten, in das ich vor zweieinhalb Jahren durch 
Ihrer Vertrauen berufen worden bin, niederzulegen. 
Ich möchte dazu rückblickend einige Worte sa-
gen. 

Beginnen möchte ich damit, daß ich Ihnen die 
zehn Namen der Kollegen in die Erinnerung zu-
rückrufe, die in diesen zweieinhalb Jahren durch 
den Tod aus unserer Mitte gerissen wurden. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Es waren die Kollegen Ludwig Erhard, Alex Hösl, 
Bertram Blank, Egon Höhmann, Adolf Scheu, Wolf-
gang Schwabe, Hermann Spillecke, Reinhold Standt, 
Alfred Ollesch, Walter Peters. Wir haben des 
Todes dieser hochgeschätzten Kollegen gedacht. 
Ich wiederhole, was wir gesagt haben, als wir je-
den einzelnen von ihnen zu Grabe trugen: Wir 
werden ihnen ein ehrendes Andenken in diesem 
Hause bewahren. — Sie haben sich zu ihren Ehren 
von den Plätzen erhoben. Ichdanke Ihnen. 

Ich möchte meinen Rückblick mit einigen Wor-
ten sehr herzlichen Dankes fortsetzen, herzlichen 
Dankes zunächst an meine Kolleginnen und Kolle-
gen im Präsidium, mit denen ich in diesen zweiein-
halb Jahren sehr gut zusammengearbeitet habe und 
denen ich für das Vertrauen, für das Verständnis 
und für die Unterstützung danke, die sie mir in 
dieser Zeit entgegengebracht haben. Es sind dies 
die Damen Frau Vizepräsident Renger und Frau 
Vizepräsident Funcke sowie die Herren Vizepräsi-
denten Stücklen und Dr. Schmitt-Vockenhausen. 

Weiter möchte ich den Kolleginnen und Kolle-
gen im Ältestenrat sehr herzlich für die Zusam-
menarbeit danken und bei dieser Gelegenheit — 
auch für die Offentlichkeit — einmal sagen dürfen, 

daß der Ältestenrat des Deutschen Bundestages in 
stiller, unauffälliger Weise eine für das ganze Haus 
außerordentlich wichtige und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit leistet, eine Zusammenarbeit, auf der 
das Funktionieren unseres parlamentarischen Sy-
stems zu einem nicht geringen Teil beruht. 

Ich möchte ferner den Damen und Herren 
Schriftführern für die Unterstützung, die sie mir 
und meinen Kollegen bei der Leitung der Sitzungen 
haben zuteil werden lassen, sehr herzlich danken. 
Ohne Sie, meine verehrten Damen und Herren 
Schriftführer, wären wir nicht in der Lage, unseren 
Aufgaben gerecht zu werden. 
Ich möchte auch dem 1. Ausschuß, dem Ge-

schäftsordnungsausschuß unseres Hauses, der mich, 
das Präsidium und den Ältestenrat durch Gutach-
ten in schwierigen Fragen der Auslegung der Ge-
schäftsordnung mehrfach unterstützt hat, sehr herz-
lich danken. 
Und ich möchte den Fraktionsvorsitzenden für 

die Gespräche danken, die ich mit ihnen habe füh-
ren können. In einigen dieser Gespräche sind wich-
tige Entscheidungen vorbereitet worden für die Zu-
sammenarbeit im Hause, für die Gestaltung unserer 
Debatten, für die künftige Gestaltung des Neubaus 
des Plenarsaals des Deutschen Bundestages. 

Ich möchte auch dem Bundeskanzler und dem 
stellvertretenden Bundeskanzler ebenso wie dem 
Bundesratspräsidenten dafür danken, daß sie sich 
an diesen Gesprächen beteiligt und an einer Lö-
sung mitgewirkt haben, von der ich glaube, daß sie 
für das ganze Haus von Nutzen sein wird. 

Ich danke der Verwaltung, dem Direktor, den 
Hauptabteilungsleitern, den Abteilungsleitern, den 
Referenten und allen 1 500 Mitarbeitern für den 
Fleiß und die Hingabe, mit denen sie ihre manchmal 
schwierige Aufgabe erfüllt haben. Es ist nicht 
leicht, meine Damen und Herren, in der Verwal-
tung des Deutschen Bundestages zu arbeiten. Viele, 
manchmal entgegengesetzte Wünsche und Anfor-
derungen treten an die Verwaltung heran. Ich mei-
ne, man kann sagen, daß unsere Verwaltung ihrer 
Aufgabe und ihren Pflichten gerecht wird. Mir 
liegt sehr daran, dies auch einmal an dieser Stelle 
hervorzuheben. 

(Beifall) 
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Präsident Carstens 
Ich möchte dem Personalrat für die gute Zusam-

menarbeit danken. Ich bin von jeher ein überzeug-
ter Anhänger der Mitbestimmung auch im öffentli-
chen Dienst gewesen. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

— Ich sage das im vollen Bewußtsein dessen, was 
ich sage, meine verehrten Damen und Herren, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
Abgeordneten der SPD) 

und ich empfehle, daß Sie sich vielleicht in den 
Häusern erkundigen, in denen ich früher einmal tä-
tig war. Ich glaube, da werden Sie finden, daß das, 
was ich sage, zutrifft. 

Ich danke dem Personalrat für das große Ver-
ständnis, das er bewiesen hat. Ich sehe die Aufga-
be des Personalrats — wie er selbst — darin, die 
Interessen der Angehörigen des Hauses gegenüber 
der Leitung des Hauses zu wahren. Aber ich habe 
beim Personalrat auch immer Verständnis für über-
geordnete Gesichtspunkte einer rationellen und ef-
fizienten Verwaltung gefunden. 

Kein Thema hat mich und uns alle, was die Arbeits-
weise des Bundestages anlangt, so stark beschäf-
tigt wie die Gestaltung unserer Plenarsitzungen. 
Aus der Bevölkerung wird mancherlei Kritik an 
uns geübt, übrigens, möchte ich sagen, durchweg 
Kritik, die aus einer positiven Grundeinstellung 
zum Deutschen Bundestag herrührt. Unsere Bürger 
identifizieren sich sehr wohl mit dem Deutschen 
Bundestag als ihrer Volksvertretung; aber sie üben 
Kritik an mancherlei Erscheinungsformen, die wir 
bieten. Sie meinen — und ich glaube, darin haben 
sie sogar recht —, daß viele unserer Sitzungen, 
auch unserer wichtigen Sitzungen, zu schwach von 
Kolleginnen und Kollegen des Hauses besucht 
sind. Sie meinen, daß die Reden, die hier gehalten 
werden, zu lang seien. 

(Beifall) 

Sie meinen, daß zu viele Reden abgelesen werden. 

(Beifall) 

Daß manche Reden zu schwer verständlich seien, 
sagen auch manche Bürger, 

(Zurufe) 

und schließlich — last not least — stört es manche 
Bürger, daß die  Reden hier oft oder gelegentlich 
sehr scharf werden. 

Es ist sehr schwer, dieser zum Teil berechtigten 
Kritik abzuhelfen. Während meiner Amtszeit ist 
das Modell der Kurzdebatte eingeführt worden. Ich 
meine, daß es sich bewährt hat, ohne daß wir je-
doch mit diesem Modell der Debattenführung an 
die eigentlichen Probleme herangekommen sind, 
von denen ich eben gesprochen habe. Ich möchte 
den Vorschlag wiederholen, den ich früher einmal 
gemacht habe, daß der Deutsche Bundestag einmal 
einen ganzen Tag über sich selbst debattieren 
möge. 

(Beifall) 

Ich stelle mir vor, daß 30 oder 40 Redner zu Worte 
kommen könnten. Ich stelle mir vor, daß die Frak

-

tionen nicht vorher die Marschroute festlegen soll-
ten, 

(Beifall und Zurufe) 
sondern daß jeder Redner das sagen sollte, was er 
glaubt zu diesem wichtigen Thema beitragen zu 
können. Ich meine, wir haben so viele schöpferi-
sche Kräfte in unserer Mitte, daß es vielleicht auf 
diese Weise möglich sein sollte, eine Lösung min-
destens mancher der von mir aufgeworfenen Fra-
gen zu finden. 

Wir alle beklagen die anhaltende und zunehmen-
de Gesetzesflut. Sie kennen die Zahlen — ich brau-
che sie hier nicht zu wiederholen wie das Bun-
desgesetzblatt von Legislaturperiode zu Legislatur-
periode umfangreicher geworden ist. Es gibt keine 
simplen Lösungen für dieses Problem. Die Lebens-
verhältnisse in unserem Lande, die wir regeln müs-
sen, sind kompliziert, und das bedingt, bis zu einem 
gewissen Grade jedenfalls, komplizierte Gesetze. 

Ich möchte nur einen Gedanken zur Diskussion 
stellen, nämlich den, daß wir, bevor wir ein Gesetz 
verabschieden, uns vielleicht noch mehr als bisher 
darüber Rechenschaft geben sollten, welche Bela-
stungen mit der . Ausführung dieses Gesetzes ver-
bunden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der SPD und der FDP) 
Dabei denke ich nicht nur an finanzielle Belastun-
gen — die werden ja in der Regel abgeschätzt —, 
sondern ich denke auch an Arbeitsbelastung unse-
rer Verwaltung und unserer einzelnen Bürger. Es 
ist schwer, darüber zuverlässige Schätzungen zu 
erhalten. Ich habe veranlaßt, daß die Verwaltung 
des Deutschen Bundestages sich dieses Problems 
angenommen hat. Es gibt dazu einige dankenswer-
te Ausarbeitungen, die aber noch nicht einen sol-
chen Grad der Reife erreicht haben, daß ich sie Ih-
nen vorlegen könnte; ich darf sie meinem Nachfol-
ger hinterlassen und seine Aufmerksamkeit darauf 
lenken. 

Häufig wird gesagt, daß der Deutsche Bundestag 
bei der Gesetzgebung ins Hintertreffen gerate, weil 
der Sachverstand überwiegend bei der Verwaltung 
und bei der Regierung konzentriert sei und die Ab-
geordneten mit diesem Sachverstand nicht Schritt 
halten könnten. Diese Behauptung halte ich für 
falsch. Ein Blick auf die 7. und diese Legislaturpe-
riode zeigt deutlich, daß der Deutsche Bundestag 
große, wichtige Gesetzesvorlagen grundlegend ver-
ändert hat; ich könnte eine Reihe von Beispielen 
dafür nennen. Vor allen Dingen glaube ich, daß die 
Institution der Anhörungen von Sachverständigen, 
insbesondere der öffentlichen Anhörungen von 
Sachverständigen, den Bundestag und die zuständi-
gen Ausschüsse des Bundestags in dem Augen-
blick, in dem diese Anhörungen stattfinden, mit ei-
nem Sachverständnis und einer Sachkunde ausstat-
tet, wie sie wenige andere Stellen besitzen. Ich 
glaube daher, daß der Deutsche Bundestag sehr 
wohl in der Lage ist, seine Aufgabe der Gesetzge-
bung auch gegenüber der Bundesregierung wahrzu-
nehmen. 

Eine wichtige Rolle hat während dieser zweiein-
halb Jahre die Pflege der Auslandsbeziehungen ge- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 31. Mai 1979 	12503 

Präsident Carstens 
spielt. Wir haben im Herbst des vorigen Jahres die 
Interparlamentarische Union bei uns zu Gast ge-
habt. Nach 50 Jahren war Deutschland zum ersten-
mal wieder der Gastgeber. Ich glaube, wir haben 
die Konferenz so gestalten können, daß unsere aus-
ländischen Gäste einen guten Eindruck davon mit-
genommen haben. 

Ich selbst bin mit Delegationen nach Israel, Un-
garn, in die Schweiz, nach Spanien, Portugal und 
Japan gereist. Es liegen Einladungen des Obersten 
Sowjets und des brasilianischen Parlaments zum 
Besuch dieser beiden Länder vor. Ich möchte beide 
Einladungen meinem Nachfolger an das Herz le-
gen. Ich glaube, beide Einladungen sollten im 
Herbst dieses Jahres angenommen und ausgeführt 
werden. 

Diese Auslandskontakte haben vielerlei nützliche 
Wirkungen. Sie dienen vor allen Dingen der Her-
stellung und Pflege persönlicher Beziehungen zwi-
schen wichtigen Politikern aus den verschiedensten 
Ländern. Sie haben aber auch eine sehr schöne Wir-
kung — wenn ich das einmal sagen darf — auf den 
Bundestag selbst. Selten habe ich interfraktionell zu-
sammengesetzte Gruppen in so schöner Harmonie 
zusammen gesehen wie auf diesen Auslandsreisen. 
Ich erinnere mich noch lebhaft einer mehrstündi-
gen Busfahrt durch Portugal, bei der die Delegation 
unter meiner allerdings nur sehr schwachen Mit-
wirkung unter der kräftigen Stimmführung von 
Herrn Kollegen Walter Arendt deutsche Volkslie-
der gesungen hat. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Damit haben wir, glaube ich, bei unseren portugie-
sischen Freunden einen mindestens so großen Er-
folg erzielt wie mit den Gesprächen, die wir mit 
ihnen geführt haben. 

Als meine schönste Aufgabe habe ich es angese-
hen, daß ich die Funktion des Hausherrn im 
Reichstagsgebäude ausüben durfte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Ich bin jeden Monat einmal in Berlin gewesen. Es 
gibt kein Gebäude, welches die jüngere deutsche 
Geschichte so eindringlich symbolisiert wie das 
Reichstagsgebäude. Von hier wurde am 9. Novem-
ber 1918 die Republik ausgerufen, hier amtierte 
Paul Löbe zwölf Jahre als Reichstagspräsident, hier 
kämpften Ebert, Rathenau, Stresemann, Brüning ih-
ren tapferen Kampf um die Erhaltung und Festi-
gung der Republik und der Demokratie in 
Deutschland. Das Reichstagsgebäude ist zugleich 
ein Symbol für die Einheit Deutschlands. Die Wor-
te „Dem deutschen Volke", die in großen Bronze-
buchstaben an seiner Gipfelwand stehen, sind für 
uns alle Verpflichtung und Vermächtnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der SPD und der FDP) 

Ich trete nun als Präsident des Deutschen Bun-
destages ab. Ich danke Ihnen für die Geduld, mit 
der Sie meine Amtsführung zweieinhalb Jahre lang 
ertragen haben. Ich wünsche Ihnen persönlich, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, eine  

glückliche Zukunft, Ihnen und dem Hohen Hause, 
dem frei gewählten deutschen Parlament zum 
Wohle unseres Vaterlandes, zum Wohle des deut-
schen Volkes. 

Ich bitte nunmehr Frau Vizepräsident Renger, 
die Leitung der Sitzung zu übernehmen. 

(Lebhafter Beifall — Die Abgeordneten der 
CDU/CSU und Abgeordnete der FDP erhe

-

ben sich) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Verehrter Herr Professor 
Carstens! Erlauben Sie mir, daß ich dennoch heute 
eine Vorlage für die Danksagung des ganzen Hau-
ses zur Hand nehme, weil wir, wie so häufig, in 
die Gefahr geraten, daß die Presse vorher wissen 
möchte, was wir in diesem Hause zu sagen ha-
ben. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Verehrter Herr Professor Carstens, Sie sind von 
der Bundesversammlung zum Bundespräsidenten 
der Bundesrepublik Deutschland gewählt worden. 
Aus diesem Grunde haben Sie soeben das Amt des 
Präsidenten des Deutschen Bundestages niederge-
legt, das Sie am 14. Dezember 1976 übernommen 
hatten. Damit wechselten Sie aus der Rolle des Op-
positionsführers, der die Regierung herausfordert, 
in die Rolle des Präsidenten, der sein Amt über 
den Parteien stehend ausübt. Diese nicht leichte 
neue Aufgabe haben Sie als Repräsentant des 
Deutschen Bundestages mit Erfolg wahrgenom-
men. 

(Beifall) 

Dabei lag Ihnen immer die Souveränität jedes ein-
zelnen Abgeordneten, wie es Art. 38 unseres 
Grundgesetzes vorschreibt, besonders am Herzen. 
Erlauben Sie mir deshalb, Ihnen im Namen der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages für Ihre 
Amtsführung und Kollegialität den Dank des gan-
zen Hauses auszusprechen. 

(Beifall) 

Besonders die Mitglieder des Präsidiums und des 
Ältestenrats haben Ihnen für die offene und koope-
rative Arbeit zu danken. Ihre Amtszeit, verehrter 
Herr Professor, war von dem Bemühen geprägt, die 
Arbeit des Deutschen Bundestages zu aktualisieren 
und das Wirken des Deutschen Parlaments den 
Bürgern unseres Landes nahezubringen. Sie haben 
sich häufig dafür ausgesprochen, daß wir der Par-
lamentsreform verstärkt unsere Aufmerksamkeit 
widmen müssen. Der erste Teil des Schlußberichts 
der Enquete-Kommission Verfassungsreform, in der 
Sie ja mitgewirkt haben und der sich mit dem Ver-
hältnis von Parlament und Regierung befaßt, wird 
derzeit in den Ausschüssen beraten. Wir alle hof-
fen, auch auf diesem Felde in absehbarer Zeit end-
lich Beschlüsse fassen zu können. 

Wir Abgeordneten wissen aus unserer täglichen 
Arbeit, wie schwierig es ist, die Arbeit des Parla-
ments den Bürgern verständlich zu machen. Die 
Identifikation unserer Bürger mit ihrem Staat hängt 
auch davon ab, wie uns das gelingt. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Es genügt nicht, der Bevölkerung zu verdeutli-

chen, was im Bundestag an Gesetzgebungsarbeit 
geleistet worden ist. Die Bürger wollen vielmehr 
wissen, wie und warum das Parlament und seine 
streitenden Fraktionen so oder anders entscheiden. 
Diese Aufgabe muß uns immer wieder dazu veran-
lassen, nach Wegen zu suchen, die es ermöglichen, 
daß die Bürger die politischen Auseinandersetzun-
gen im Parlament, die unterschiedlichen Argumen-
te und die Entscheidungen verstehen. 

Verehrter Herr Professor Carstens, Sie haben 
sich dieser Aufgabe als Bundestagspräsident in 
vielen Veranstaltungen intensiv gewidmet. Dafür 
danken wir Ihnen und bitten Sie, uns auch in dem 
Amt des ersten Bürgers unseres Landes in diesem 
Sinne zu helfen. 

Für das verantwortungsvolle und schwere Amt 
des Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutsch-
land dürfen wir Ihnen schon heute alles Gute und 
allen Segen wünschen. 

(Beifall) 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 21. Mai 1979 im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Forschung und Technologie die Kleine An-
frage der Abgeordneten Rühe, Pfeifer, Frau Dr. Wisniewski, 
Frau Benedix, Daweke, Prangenberg, Dr. Hornhues, Dr. Hubrig, 
Dr. Müller, von der Heydt Freiherr von Massenbach, Voigt 
(Sonthofen), Berger (Lahnstein), Frau Dr. Wilms, Dr. Sprung, 
Kunz (Berlin) und der Fraktion der CDU/CSU betr. Zeitbudget 
der Hochschullehrer — Drucksache 8/2803 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2886 verteilt. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau hat mit Schreiben vom 23. Mai 1979 die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Narjes, Kolb, Dr. Waigel, Dr. Dollinger, 
Lenzer, Ey, Engelsberger, Dr. Biedenkopf, Dr. Unland, Frau 
Fischer,  Weiskirch (Olpe), Dr. Jahn (Münster), Dr. Laufs, 
Metz, Dr. Hüsch, Zeyer, Dr. Riesenhuber, Dr. Hoffacker, Dr. 
Jenninger und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Rationellere Energieverwendung und wärmedämmende Maß-
nahmen bei Gebäuden der öffentlichen Hand — Drucksache 
8/2820 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2887 
verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 
23. Mai 1979 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Erhard 
(Bad Schwalbach), Spranger und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Verschärfung der Sicherheitsüberprüfung und Neufassung 
der Verschlußsachenanweisung — Drucksache 8/2741 — beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 8/2897 verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 30. Mai 1979 im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für das Post- und Fernmeldewesen die Kleine An-
frage der Abgeordneten Lenzer, Pfeifer, Dr. Probst, Dr. Klein 
(Göttingen), Benz, Engelsberger, Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. 
Riesenhuber, Röhner, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. 
Laufs, Pfeffermann, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz und der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Entwicklung und Nutzung eines 
Direkt-Fernseh-Satelliten (TV-Sat) — Drucksache 8/2842 — be-
antwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 8/2910 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 29. Mai 1979 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, Dr. Biedenkopf, Dr. 
Narjes, Pfeifer, Dr. Waigel, Benz, Engelsberger, Gerstein, Dr. 
Hubrig, Lenzer, Dr. Probst, Dr. Riesenhuber, Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim, Neuhaus, Kolb, Hauser (Krefeld), Dr. 
Laufs, Dr. Stavenhagen, Ey, Dr. Unland, Dr. Blüm, Dr. Hoff-
acker, Dr. Hüsch, Zeyer und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Situation und Zukunftsaussichten der Kraft-
werksindustrie in der Bundesrepublik Deutschland — Druck-
sache 8/2818 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck-
sache 8/2911 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 29. Mai 1979 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, Dr. Biedenkopf, Dr. 
Narjes, Pfeifer, Dr. Waigel, Benz, Engelsberger, Gerstein, 
Dr. Hubrig, Lenzer, Dr. Probst, Dr. Riesenhuber, Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim, Kolb, Hauser (Krefeld), Ey, Dr. Laufs, 
Dr. Stavenhagen, Dr. Unland, Dr. Hüsch, Dr. Blüm, Zeyer, 
Dr. Hoffacker und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Situation und Zukunftsaussichten der mittelständischen 
Zulieferer der Kraftwerksindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland — Drucksache 8/2819 — beantwortet. Sein Schrei-
ben wird als Drucksache 8/2912 verteilt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt Punkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Wahl des Präsidenten 

Ich bitte um Vorschläge für diese Wahl. — Bitte, 
Herr Abgeordneter Dr. Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Namens der 
Fraktion der CDU/CSU schlage ich für die Wahl des 
Amtes des Präsidenten des Deutschen Bundestages 
unseren Kollegen Richard Stücklen vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben den Wahl-
vorschlag seitens der CDU/CSU-Fraktion gehört, 
Herrn Stücklen zum Präsidenten des Deutschen Bun-
destages zu wählen. Gibt es weitere Vorschläge? —
Das ist nicht der Fall. Somit steht nur Herr Abge-
ordneter Stücklen zur Wahl. 

Die Wahl wird nach § 2 Abs. 1 unserer Geschäfts-
ordnung mit verdeckten Stimmkarten, also geheim, 
durchgeführt. Es ist übrigens das gleiche Verfahren, 
das wir in der vorigen Woche in der Bundesver-
sammlung praktiziert haben. 

Sie bekommen die Stimmkarten von den Schrift-
führern vor dem Betreten der links und rechts auf-
gestellten Wahlzellen — ich bitte um Entschuldi-
gung, daß ich alles wiederholen muß —; ich erinnere 
noch einmal daran, daß Sie die Stimmkarte in der 
Wahlzelle kennzeichnen und dort auch in den Wahl-
umschlag legen müssen. Ein Wähler, der diese Re-
gelung des § 54 a der Geschäftsordnung nicht be-
achtet, muß von den Schriftführern zurückgewiesen 
werden. Er kann die Wahl aber ordnungsgemäß wie-
derholen. 

Ungültig sind jedoch Stimmen auf nichtamtlichen 
Stimmkarten sowie die Stimmkarten, die mehr als 
ein Kreuz, andere Namen oder sonstige Zusätze auf-
weisen. 

Wer sich der Stimme enthalten will, kann die 
Stimmkarte unverändert, also ohne ein Kreuz bei 
Ja oder Nein abgeben. 

Ich mache noch darauf aufmerksam, daß das Ab-
haken Ihres Namens auf der Namensliste durch die 
Schriftführer neben der Urne als Nachweis für Ihre 
Beteiligung an der Wahl gilt und eine Eintragung 
in die Anwesenheitsliste ersetzt. 

Ich bitte nun die eingeteilten Schriftführer, ihre 
Plätze an den beiden Tischen für die Ausgabe der 
Stimmkarten und an der Wahlurne einzunehmen. — 
Sind  alle Plätze eingenommen? — 

Die  Abgeordneten werden nach dem Alphabet 
aufgerufen. Verfolgen Sie bitte den Namensaufruf 
auf der Ihnen vorliegenden Mitgliederliste, und 
kommen Sie bitte möglichst rechtzeitig zu einem der 
beiden Tische, an denen die Stimmkarten ausgege-
ben werden. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Ich wiederhole: Zur Wahl des Präsidenten des 

Deutschen Bundestages steht also allein der Kollege 
Stücklen. Er ist gewählt, wenn er die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Deutschen Bundestages, 
also mindestens 260 Stimmen, erhält. 

Meine Damen und Herren, ich eröffne nunmehr 
die Wahl und bitte, mit dem Namensaufruf zu be-
ginnen. 

(Namensaufruf und Wahl) 

(Während des Namensaufrufs übernimmt 
um 10.05 Uhr Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen den Vorsitz) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ich frage, ob 
noch Mitglieder des Hohen Hauses ihre Stimme nicht 
abgegeben haben. — Das ist offensichtlich nicht der 
Fall. Ich schließe die Wahl und bitte die Damen und 
Herren Schriftführer, mit der Auszählung der Stim-
men zu beginnen. 

Ich gehe davon aus, daß das Haus damit einver-
standen ist, daß die Sitzung bis 10.45 Uhr unter-
brochen wird. — Es erhebt sich gegen eine Unter-
brechung kein Widerspruch.' 

Ich darf noch bekanntgeben, daß die Fraktionen 
der CDU/CSU, der SPD und der FDP jeweils Frak-
tionssitzungen durchführen. 

Ich unterbreche die Plenarsitzung bis 10.45 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 10.22 Uhr 
bis 11.07 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich gebe das Abstimmungsergebnis für die 
Wahl des Bundestagspräsidenten bekannt. Abgege-
bene Stimmen insgesamt 469. Von diesen haben 
410 Abgeordnete des Deutschen Bundestages mit 
Ja gestimmt. 

(Beifall) 

Mit Nein haben 40 Abgeordnete gestimmt. Die 
Zahl der Enthaltungen beträgt 19. Damit ist der 
Abgeordnete Stücklen zum Präsidenten des Deut-
schen Bundestages gewählt worden. Ich muß Sie, 
verehrter Herr Kollege, allerdings erst fragen: 
Nehmen Sie die Wahl an? 

Stücklen (CDU/CSU) : Frau Präsidentin, ich neh-
me die Wahl an. 

(Beifall) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich denke, durch Ihren Beifall haben Sie 
schon Ihre Glückwünsche zum Ausdruck gebracht. 
Ich darf Ihnen im Namen des ganzen Deutschen 
Bundestags noch einmal alles Gute für Ihre Amts-
zeit wünschen, verehrter Herr Präsident, und darf 
Sie bitten, jetzt das Amt zu übernehmen. 

(Beifall — Zahlreiche Abgeordnete be

-

glückwünschen den Präsidenten) 

Präsident Stücklen: Meine sehr verehrten Da-
men! Meine Herren! Ich bedanke mich sehr herz-
lich für das übergroße Vertrauen, das Sie mir 
durch die Wahl zum Bundestagspräsidenten entge-
gengebracht haben. Ich bemühe mich, dieses Ver-
trauen dem ganzen Hause gegenüber zu rechtferti-
gen. Ich werde meines Amtes, so wie es unsere 
Geschäftsordnung vorsieht, unparteiisch und ge-
recht gegenüber jedermann walten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun ist 
eigentlich eine Antrittsrede vorgesehen; aber ich 
darf Ihnen ganz offen gestehen, daß ich seit der 
Zeit, als ich um die Hand meiner Frau angehalten 
habe, noch nie so nervös war wie heute hier. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Da ich vermute, daß Sie meine guten Absichten, 
die ich hier mitteilen wollte, ohnedies schon ken-
nen, 

(Heiterkeit und Beifall) 

möchte ich mich darauf beschränken, 

(Heiterkeit) 

— das war zu früh! —, der amtierenden Präsiden-
tin, Frau Kollegin Renger, für die Durchführung 
der Wahl und für die Glückwünsche, die sie mir 
im Namen des Hauses ausgesprochen hat, recht 
herzlich zu danken. 

(Beifall) 

Ich möchte mich natürlich auch bei meinem 
Amtsvorgänger bedanken — nicht, weil es Pflicht 
ist, sondern weil es mir ein Herzensbedürfnis ist, 
Herr Carstens. Ich sage bewußt nicht: Professor 
Karl Carstens, weil Sie mich gebeten hatten, den 
„Professor" wegzulassen und nur mit „Karl Car-
stens" angesprochen zu werden; ich tue das. Ich be-
danke mich sehr herzlich für Ihre Amtsführung. Sie 
haben, wie Frau Kollegin Renger bereits ausgeführt 
hat, souverän, gerecht und unparteiisch dieses Amt 
mit großer Würde wahrgenommen. 

Sie sind als Präsident zum Staatsoberhaupt der 
Bundesrepublik Deutschland gewählt worden. Ich 
möchte mich auch hier den Glückwünschen der 
Frau Kollegin Renger anschließen und Ihnen alles 
Gute für Ihre schwere, verantwortungsvolle Aufga-
be wünschen. 

(Beifall) 

Noch einen Dank. Dieser Dank geht nicht an die 
Mitglieder dieses Hauses, sondern nach Hause zu 
unseren Familien. Ich möchte gern einmal an die-
ser Stelle unseren Frauen, Müttern und Kindern 
draußen Dank sagen. 

(Zurufe: Und Männern!) 

— Und Männern! 
(Heiterkeit) 

Das gehört zu den wenigen Lücken, die ich noch 
habe und noch aufholen muß. 

(Heiterkeit) 

Ich möchte also unseren Familien danken, und da 
sind nun also alle eingeschlossen, Frauen, Männer 
und Kinder jeden Geschlechts. 

(Heiterkeit) 
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Präsident Stücklen 
Ich möchte hier einmal sagen, daß die Abgeord-

neten dieses Parlaments keine 40-Stunden-Woche 
haben, sondern im Schnitt 80 Stunden für die Poli-
tik, für die Durchsetzung ihrer Politik, jeder in sei-
ner Art, aufwenden müssen — im Wahlkreis, bei 
Parteiveranstaltungen, bei Verbänden und Verei-
nen — und daß es nur ganz wenige Wochenenden 
gibt, an denen der Abgeordnete noch einige Stun-
den in der Familie verbringen kann. Dies ist nur 
möglich, weil unsere Familien bereit sind, dieses 
Opfer zu bringen. Dafür möchte ich ihnen heute 
vor dem Deutschen Bundestag meinen herzlichsten 
Dank aussprechen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich erlaube mir, auch hier einen Vorschlag zu 
machen und eine Überlegung laut auszusprechen: 
ob nicht die Vorsitzenden aller Parteien sich ein-
mal zusammensetzen und überlegen sollten, ob es 
nicht möglich ist, wenigstens ein Wochenende im 
Monat von politischen Veranstaltungen freizuhal-
ten — für unsere Familien. 

(Beifall) 

Ich habe noch vier Punkte, von denen ich glau-
be, daß sie noch während des Rests dieser Wahlpe-
riode im Bundestag zur Beratung und nach Mög-
lichkeit auch zur Verabschiedung kommen könn-
ten. Wenn ich jetzt darauf verzichte, sie vorzutra-
gen, dann deshalb, weil ich die Absicht habe, diese 
Frage ohnedies im Präsidium des Deutschen Bun-
destages, im Ältestenrat des Bundestages und vor 
allen Dingen in Besprechungen mit den Fraktions-
vorsitzenden weiter zu erörtern. 

So möchte ich zum Abschluß nur noch eines 
feststellen: Ich bin davon überzeugt, daß alle Mit-
glieder dieses Hauses ihr Bestes zum Wohle unse-
res Volkes geben und daß alle mitwirken, um die 
Freiheit und den Frieden in Deutschland, in Europa 
und in der Welt zu sichern. In diesem Geiste fah-
ren wir mit der Arbeit entsprechend der heutigen 
Tagesordnung fort. Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Wahl eines Stellvertreters des Präsidenten 

Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Abgeordne-
ter Porzner gemeldet. Darf ich bitten, Herr Abge-
ordneter Porzner, das Wort zu nehmen. 

Porzner (SPD) : Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Die bisherigen Erklärungen 
des von der CDU/CSU-Fraktion vorgeschlagenen 
Kandidaten für das Amt des Stellvertreters des 
Präsidenten des Bundestages über seine Aufgaben 
und Ämter, die er in Berlin wahrnehmen möchte, 
sind widersprüchlich und deswegen unbefriedi-
gend. Meine Fraktion hält deswegen die Voraus-
setzungen für eine Wahl von Herrn von Weizsäk-
ker zum Vizepräsidenten für jetzt nicht gegeben. 
Wir halten es nicht für vereinbar, daß jemand auf 
Dauer Mitglied des Deutschen Bundestages und Vi

-

zepräsident des Deutschen Bundestages und zu-
gleich Mitglied eines Landtages sein soll. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Beide Ämter sind nach meinem Parlamentsver-
ständnis nicht miteinander vereinbar. 

Ich beantrage deswegen nach § 24 Abs. 2 letzter 
Satz unserer Geschäftsordnung, den Tagesord-
nungspunkt 2 „Wahl eines Stellvertreters des Prä-
sidenten" von der Tagesordnung abzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort zur Geschäftsord-
nung hat der Abgeordnete Spitzmüller. Bitte 
schön. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Namens der 
Fraktion der Freien Demokraten unterstütze ich 
diesen Antrag auf Absetzung des Punktes 2. Wir 
bedauern außerordentlich, daß die Wahl des Vize-
präsidenten nicht so vorgenommen werden kann, 
wie wir uns das alle vorgestellt haben. Es gibt hier 
eine Fülle von unterschiedlichen Erklärungen. 
Durch die Absetzung dieses Punktes wollen wir er-
reichen, daß die Chance offenbleibt, klare Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, daß Herr von Weiz-
säcker als Vizepräsident dieses Hauses ohne Wenn 
und Aber gewählt werden kann. Hier gibt es die 
unterschiedlichsten Erklärungen. Wir erwarten, 
daß eine klare Äußerung erfolgt. Auch wir Freien 
Demokraten sind der Meinung, wenn das Mandat 
eines Abgeordneten, wie Herr Präsident Stücklen 
eben gesagt hat, 80 Wochenstunden umfaßt, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

dann ist jemand schon überfordert, wenn er in 
zwei Parlamenten als Abgeordneter Dienst tun 
muß. Um wieviel mehr muß er überfordert sein, 
wenn er dann in Bonn noch große Repräsentations-
pflichten auf sich zu nehmen hat! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn wir wissen, daß Herr von Weizsäcker hier 
voll zur Verfügung steht, steht seiner Wahl nichts 
im Wege. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort zur Geschäftsord-
nung hat der Abgeordnete Dr. Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Namens der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion möchte ich dem An-
trag auf Absetzung dieses Punktes von der Tages-
ordnung widersprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben den Punkt auf Grund einer interfrak-
tionellen Vereinbarung heute auf die Tagesord-
nung gesetzt, und es gab dazu auch eine Vereinba-
rung der Vorsitzenden der Fraktionen dieses Hau-
ses. Die Gründe, die soeben von den Kollegen der 
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Dr. Jenninger 
SPD und der FDP vorgetragen worden sind, sind 
nicht stichhaltig. 

(Widerspruch bei der SPD und der FDP) 

Es gibt weder rechtliche Einwände noch sonstige 
plausible Gründe gegen die Wahrnehmung eines 
Doppelmandates. In der Geschichte des Parlamenta-
rismus ist ein solches Doppelmandat schon in ver-
schiedenster Form und zu allen Zeiten wahrgenom-
men worden. 

Wir widersprechen auch der Behauptung, daß es 
Unklarheiten in der Aussage unseres Kandidaten 
gebe. Wir haben den Fraktionen dieses Hauses 
heute früh noch einmal Klarheit hinsichtlich dieser 
Frage gegeben. Dieser Sachverhalt und dieses Ihr 
Verhalten läßt den Schluß zu, daß offensichtlich 
andere Gründe ausschlaggebend sind, um die Wahl 
heute nicht vorzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen zur 
Geschäftsordnung liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung entsprechend § 24 
Abs. 2 der Geschäftsordnung. Der Antrag lautet: 
Absetzung des Punktes 2 der Tagesordnung, der 
Wahl eines Stellvertreters des Präsidenten. Wer 
für diesen Antrag ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Dagegen? — Stimmenthaltungen? — 
Nach übereinstimmender Ansicht des Präsidiums 
war das erste die Mehrheit, so daß der Antrag an- 
genommen und Punkt 2 der Tagesordnung abgesetzt 
ist. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Entspre-
chend einer interfraktionellen Vereinbarung wird 
Punkt 3 heute nachmittag aufgerufen. 

Ich rufe die Punkte 4 bis 7 auf: 

4. Beratung der Großen Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU 

Europapolitik 

— Drucksachen 8/2452, 8/2787 — 

5. Beratung des Berichts der Bundesregierung 
über die Integration in den Europäischen Ge-
meinschaften (Berichtszeitraum Oktober 1978 
bis März 1979) 

— Drucksache 8/ 2760 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

6. Beratung des Antrags der Abgeordneten Blu-
menfeld, Dr. van Aerssen und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU 

Beteiligungen der Europäischen Gemeinschaft 
an den Friedensbemühungen in Nahost —
10-Punkte-Programm —

— Drucksache 8/2817 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

7. Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

Verbesserung der Lage im Libanon 

— Drucksache 8/2321, 8/ 2837 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Corterier 

Es ist vereinbart, eine verbundene Debatte durch-
zuführen. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 
Klepsch. 

Dr. Klepsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir, eine kleine 
Vorbemerkung zu machen, die ich für wichtig 
halte. Die Anfrage, über die wir diese Debatte füh-
ren, datiert vom 3. Januar dieses Jahres und hat die 
Zeit der deutschen Präsidentschaft im Europäischen 
Rat in der zweiten Hälfte des Jahres 1978 zum Ge-
genstand. Heute haben wir den 31. Mai, und die 
halbjährige französische Präsidentschaft ist schon 
fast vorüber. Die Debatte hätte im Februar oder im 
März stattfinden müssen und hätte dann diesen 
Sinn gehabt. Es ist nicht von der Hand zu weisen, 
daß. Sie diesen späten Termin gewählt haben, um 
die ernsthafte und detaillierte Debatte über die 
Präsidentschaft in eine andere Umwelt zu setzen. 
Wir haben uns diese Verspätung nicht gewünscht. 
Ich sage das nur vorab, weil man heute natürlich 
nicht mehr so tun kann, als ginge es allein um 
diese Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion und 
die Antwort darauf. 

Meine Damen und Herren, es besteht kein Zwei-
fel, daß der europäische Einigungsprozeß, der nach 
dem Kriege von den sechs damals beteiligten 
christlich-demokratisch geführten Regierungen ins 
Werk gesetzt wurde, seit einem Jahrzehnt ins 
Stocken geraten ist. Die damals wie heute von allen 
Christdemokraten in Europa gewollte, ja ersehnte 
Einigung Europas ist bis heute nicht erreicht. Das 
Ziel einer europäischen Union, die bis 1980 voll-
endet sein sollte, ist in eine fernere Zukunft ge-
rückt. Trotzdem halten wir Christlichen Demokra-
ten an diesem Ziel fest; denn damals wie heute gal-
ten und gelten die gleichen politischen Gründe und 
Motive für die Einheit Europas. 

Die christlich-demokratischen Parteien, die über-
all auf dem europäischen Kontinent nach Ende des 
Zweiten Weltkriegs als eine Antwort auf die totali-
tären Systeme des Nationalsozialismus und des 
Marxismus-Leninismus gegründet wurden, traten, 
basierend auf dem christlichen Bild vom Menschen 
und seiner Würde, entschlossen, seine Grund- und 
Menschenrechte in einer freiheitlich-rechtsstaat-
lichen Ordnung zu sichern, mit dem Programm der 
Versöhnung zwischen den Völkern und den Men-
schen aller Schichten an. 

Wir erinnern uns dabei durchaus des Leidens-
weges unserer Partner in Ostmitteleuropa. 

Eine dauerhafte Friedensordnung war zu schaf-
fen. Es war der Wille der Gründer der europäischen 
Einigungsbewegung, die Konfrontation der Völker 
Europas durch Zusammenarbeit zu ersetzen. Durch 
einen hohen Grad der Verflechtung wurden Kriege 
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zwischen in einer Gemeinschaft zusammengeschlos-
senen Staaten unmöglich. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Voraussetzung hierfür war die von Konrad 
Adenauer und Charles de Gaulle weiter betriebene 
Aussöhnung zwischen Frankreich und Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die europäische Einigung hat bis heute bewiesen, 
daß Frieden in der Welt realisierbar ist und daß 
auch sogenannte Erbfeindschaften überwindbar 
sind, sofern die Beteiligten nur wollen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Insofern gibt die Europäische Gemeinschaft ein 
Beispiel für ganz Europa und für die Welt. 

Dies ist zweifellos der größte Erfolg der euro-
päischen Einigungsbewegung. Die Christlichen 
Demokraten sind stolz darauf, daß sie dies auch 
gegen den Willen anderer in Deutschland, den der 
SPD, ins Werk gesetzt haben. 

In bewußter Ablehnung von Kommunismus und 
Nationalsozialismus wurde Europa nicht auf deren 
Prinzipien, Vorherrschaft, Unterwerfung und Klas-
senkampf, sondern auf Partnerschaft gegründet. Wir 
sind dabei von der Einsicht Begleitet worden, daß die 
großen Probleme unserer Zeit nur auf der Grund-
lage einer geistig-sittlichen Ordnung des mensch-
lichen Zusammenlebens gelöst werden können. Ne-
ben dem christlichen Bild vom Menschen und seiner 
Würde bildet für uns der Grundsatz der Solidarität 
die Basis. Die Familie ist für uns die Grundform 
menschlichen Zusammenlebens und deshalb zu 
schützen und zu fördern. 

Das Prinzip der europäischen Einigung ist gleich-
berechtigte Zusammenarbeit in gemeinsamen demo-
kratisch legitimierten Institutionen mit für alle gleich 
verbindlichen Normen. Auf dieser Basis sind alle 
europäischen Staaten aufgerufen, eine umfassende 
Europäische Gemeinschaft zu bilden. Das offene Eu-
ropa, das wir in den Verträgen fixiert haben, steht 
jedem europäischen Staat zum Beitritt frei, der be-
reit ist, die gleichen Rechte und Pflichten zu überneh-
men und eine freiheitlich-demokratische Grundord-
nung in diese Gemeinschaft einzubringen. Es steht 
deshalb auch allen Ländern in Ostmitteleuropa of-
fen, die zu der großen europäischen Kulturfamilie 
gehören und einen wertvollen, nicht wegdenkba-
ren Teil der europäischen Geschichte und Kulturge-
gemeinschaft darstellen. Auch diesen Ländern ist die 
Offerte des Zutritts zu dieser Gemeinschaft in glei-
cher Weise gemacht. Wir bedauern, daß etwa das 
große polnische Volk, das in seiner Geschichte und 
in seinem Beitrag zur europäischen Entwicklung so 
Bedeutsames geleistet hat, heute nicht in diese Ge-
meinschaft eintreten kann. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen) 

Diesen Völkern muß heute aber klar gesagt werden: 
Wir waren bei der Gründung der Gemeinschaft 
ebenso entschlossen, wie wir es heute sind, für sie 

den Weg unter diesen beiden Voraussetzungen, die 
ich genannt habe, jederzeit offenzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist für uns eine bedeutsame Entwicklung, wenn 
der Besuch von Papst Johannes Paul in Polen jetzt 
unterstreicht, wie eng diese Verflechtung mit dem 
polnischen Volk für die europäische Kulturgemein-
schaft ist. 

Wir übersehen auch nicht, daß die Bürgerrechts-
bewegungen in Ostmitteleuropa — so verfolgt und 
bekämpft sie auch werden — der Ausdruck eines 
großen Willens sind, Anschluß an die Tradition 
einer freiheitlich-rechtsstaatlichen europäischen 
Kulturgemeinschaft zu halten bzw. zu gewinnen. 

Wir sind eine Gemeinschaft, die allen demokrati-
schen Staaten Europas offensteht. Daher begrüßen 
wir auch den jetzt vollzogenen Beitritt Griechen-
lands zur Europäischen Gemeinschaft. Wir begrüßen 
ebenso die bevorstehende Mitgliedschaft Spaniens 
und Portugals. Vor wenigen Tagen hat der grie-
chische Ministerpräsident Karamanlis mit der Ge-
meinschaft den Beitrittsvertrag unterzeichnet. Wir 
hoffen, daß er in der dafür vorgesehenen Frist in 
Kraft tritt. Wir verzeichnen aber auch, daß dieser 
Beitritt in Griechenland leider auf den erbitterten 
Widerstand der griechischen Sozialisten gestoßen 
ist. Sie haben dem Beitritt nicht zugestimmt. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Leider wahr! Sie het-
zen ja auch die Bauern auf!) 

Ich möchte aber ganz eindeutig hervorheben: Für 
uns ist es ein großer Schritt, daß Griechenland —
die Wiege der Demokratie in Europa — in den 
europäischen Verbund eintritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war die feste Überzeugung Konrad Adenauers, 
daß angesichts der Machtverhältnisse, wie sie sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg ergeben haben, und 
angesichts der massiven Präsenz der Sowjetunion 
in Osteuropa für die Bundesrepublik und die ande-
ren europäischen Staaten keine Alternative zur poli-
tischen und wirtschaftlichen Einigung Westeuropas 
gegeben war, sofern sie Freiheit, Sicherheit und 
Wohlstand in ihren Ländern sichern wollten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die seitherige Entwicklung hat ihm recht gegeben. 
Die Länder der Europäischen Gemeinschaft sind frei 
geblieben, und ihre Ordnung und ihre Freiheit sind 
die Hoffnung derer, die in Europa in Unfreiheit 
leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gleichzeitig wurde der besonderen Situation 
Deutschlands und der Lage Berlins auch in den 
Römischen Verträgen mehrfach Rechnung getragen. 
Die deutsche Frage wurde offengehalten, und die 
Bundesrepublik findet in ihrem Bemühen um die 
Wiedervereinigung Unterstützung bei ihren west-
europäischen Partnern. 

So wurde in dem von allen europäischen Christ-
lichen Demokraten getragenen Programm der Euro-
päischen Volkspartei zur Frage Berlins festgestellt: 
Berlin ist ein Teil der Europäischen Gemeinschaft 
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und bleibt ein Prüfstein für die wirkliche Entspan-
nung in Europa. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Christlichen Demokraten in Frankreich, Italien, 
Belgien, den Niederlanden, Luxemburg und Irland 
tragen in gleicher Weise diese Position wie die 
deutschen Christlichen Demokraten. In dem Pro-
gramm, was wir den Wählern zur europäischen 
Direktwahl vorlegen, ist klar ausgeführt: Das 
Recht auf Selbstbestimmung aller Völker einschließ-
lich des deutschen bleibt für uns ein Grundsatz 
europäischer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben solche klaren Festlegungen in den 
Programmen der anderen Parteigruppierungen, die 
sich für die europäische Direktwahl bewerben, ver-
mißt. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört! 
— Zuruf von der FDP: Das ist doch nicht 

wahr!) 

— Ich lasse mich gern berichtigen, wenn Sie es mir 
aus dem Programm vortragen. 

Ein weiteres Motiv der europäischen Einigung 
war und ist, daß die Grenzen der Völker nicht mehr 
abschließen und trennen sollen. Die Öffnung der 
Grenzen ist der Grund dafür, daß die Menschen in 
Europa leichter zueinanderfinden, aber auch dafür, 
daß die Europäische Gemeinschaft heute den größ-
ten Binnenmarkt der Welt darstellt. Dies hat zusam-
men mit einer freiheitlich angelegten Gesellschafts- 
und Wirtschaftsordnung sowie dem Fleiß der Bür-
ger zu einer ungeahnten Mehrung des Wohlstands 
für alle in Europa geführt. Daher ist die sozialisti-
sche Parole von einem angeblichen Europa der Kon-
zerne und einem gegen die Interessen der Arbeit-
nehmer gerichteten Europa eine haltlose Unwahr-
heit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die wirtschaftliche Stärke hat Europa die Chance 
gegeben, auch in Zukunft einen angemessenen Platz 
in der Weltpolitik einzunehmen. Sie hat uns in den 
Stand gesetzt, die Verpflichtung der Solidarität mit 
jenen wahrzunehmen, die in der Entwicklung noch 
viel vor sich haben, den Ländern der Dritten und 
Vierten Welt. Solidarität und die aktive Hilfe für 
jene können ja nur auf der Basis dieser erfolg-
reichen Zusammenarbeit gedeihen. Nur so stehen 
uns die Möglichkeiten und die Mittel zur Verfü-
gung, die es gestatten, dieser unserer Solidaritäts-
verpflichtung gerecht zu werden. 

Konsequent zu Ende gedacht, bedeuten die ange-
führten Motive für einen stärkeren Zusammenschluß 
der europäischen Staaten, daß am Ende dieses Pro-
zesses ein europäischer Bundesstaat mit den zuge-
hörigen politischen, gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Institutionen stehen muß. Aus diesem 
Grunde haben wir auch seit langem auf die Direkt-
wahl zum Europäischen Parlament gedrungen. Un-
sere Konzeption zur Vollendung der Union in der 
Europäischen Volkspartei ist die der Christlich

-

Demokratischen Union in gleicher Weise. Die Euro-
päische Volkspartei, der europäische Zusammen-

schluß der Christlichen Demokraten, hat in einem 
gemeinsamen Programm auch dieses gemeinsame 
Europakonzept für alle Wähler in gleicher Weise 
in jedem Land der Gemeinschaft zur Diskussion 
gestellt und festgelegt. Das Europa, das wir wollen, 
ist freiheitlich, demokratisch, pluralistisch, födera-
tiv und garantiert die Vielfalt in Europa. 

(Dr. Corterier [SPD]: Das Paradies! — Ge-
genruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU] : 
Nein, die Vielfalt ist nicht das Paradies! 
Aber Sie wollten mal das Paradies auf 

Erden errichten!) 

— Wir sind die letzten, Herr Kollege Corterier, die 
die Nationen in einem Einheitsbrei untergehen las-
sen wollen. Wir wissen sehr wohl, wie die euro-
päische Kulturgemeinschaft dieser ihrer Aufgabe 
gerecht werden soll. Aber wenn Sie es sagen, daß 
die Aufzählung dieser fünf Grundpositionen das 
Paradies beschreibt, so glaube ich, daß Sie in die-
sem Fall 

(Zuruf von der SPD: Recht haben!) 

eigentlich nur bestreiten, was wir uns z. B. als 
Grundkonzept für die Gestaltung der Bundesrepu-
blik Deutschland vorgenommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Verwirklichung dieses Zieles geschieht nicht 
von selbst, sondern muß in einem politischen Pro-
zeß mit gemeinsamer Anstrengung erkämpft wer-
den. 

Daher bieten wir Ihnen wie auch schon in der 
Vergangenheit Zusammenarbeit und permanenten 
Informationsaustausch an, und zwar bei allen Initi-
ativen, die der europäischen Einigung dienen. Wir 
sind gern bereit, mit Ihnen auf allen vorwärts füh-
renden Feldern zusammenzuarbeiten, um das große 
Ziel, das wir uns alle gesetzt haben, so bald wie 
möglich näherzurücken. 

Aber dieses Angebot an Zusammenarbeit 
schließt auch die Kritik an Ihrer Europapolitik ein, 
wie sie von Ihnen bisher betrieben worden ist. 
Zwischen Ihren wohltönenden Ankündigungen 
nach Gipfelkonferenzen und Ihren tatsächlichen 
politischen Aktivitäten, Initiativen und dem Voll-
zug dieser Ankündigungen liegen Welten. Für Sie 
ist, so scheint es, die televisionsträchtige Form und 
Art der Ankündigung einer Initiative wichtiger als 
ihre Ausführung. 

(Reddemann (CDU/CSU) : So scheint es zu 
sein!) 

Sie sehen Fortschritte in der europäischen Integra-
tion und reklamieren sie für sich, während in 
Wirklichkeit in erster Linie nur Stagnation vorhan-
den ist. Die Diskrepanz zwischen Wort und Wirk-
lichkeit ist vielleicht auch der Grund dafür, daß 
wir diese Debatte so spät führen. 

Nehmen wir als Maßstab zur Beurteilung Ihrer 
Europapolitik die Beschlüsse der Sitzungen der Re-
gierungschefs im Oktober 1972 — da war noch der 
Kollege Brandt dafür zuständig — und im Dezember 
1974 in Paris. Zumindest an der zweiten Konferenz 
war Bundeskanzler Schmidt als Regierungschef 
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maßgeblich beteiligt und damit auch in vollem 
Umfang verantwortlich. Damals wurden in einem 
37 Punkte umfassenden Schlußkommuniqué die 
Vorstellungen der Regierungschefs zur europäi-
schen Einigung entwickelt. Der Zeitpunkt kam 
nicht von ungefähr; denn damals hatten wir die er-
ste Erweiterung der Europäischen Gemeinschaft 
um England, Dänemark und Irland. Alle Beteiligten 
waren sich darüber klar, daß es in der Gemein-
schaft zu großen Schwierigkeiten führen müsse, 
wenn man die Gemeinschaft nur in der Zahl der 
Quadratkilometer vergrößerte. 

Alle waren sich darüber klar — deshalb kam es 
auch zu den von mir zitierten Beschlüssen —, daß 
die Weiterentwicklung der Europäischen Gemein-
schaft, die weitere Einigung zur politischen Union 
erfolgen müßten. Man hat erst gesagt „vorher", 
dann hat man gesagt „gleichzeitig", und schließlich 
hieß es „kurz danach". Ich will gern einräumen: 
Kurz danach kamen auch diese Beschlüsse von 
1974. 

Unter anderem wurde die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion zum wiederholten Male angekündigt. 
Der Beginn der politischen Union wurde auf den 
1. Januar 1980 festgelegt. In diesem zahlreiche, alle 
Fragen umfassenden, wirklich weiterführenden Pro-
gramm haben wir eine Fülle von Punkten. 

Wenn wir jetzt den Strich ziehen und darunter 
nachsehen, was aus der Verwirklichung geworden 
ist, so bleiben eigentlich nur drei Sachen übrig: Er-
stens — das will ich nicht geringschätzen — haben 
wir die verspäteten Direktwahlen zum Europäi-
schen Parlament. Zweitens bleibt uns der Tinde-
mans-Bericht übrig, den alle Regierungen grund-
sätzlich gebilligt haben, dessen einzige Konsequenz 
jedoch bis heute, fast vier Jahre nach seiner Vor-
lage, ist, daß jährlich bei den Gipfelgesprächen 
über die Ausführung berichtet wird und daß das, 
was an Ausführung zu vermelden ist, gemessen an 
dem Papier und an den Beschlüssen der Regierungs-
chefs, kaum wahrnehmbar ist. Drittens bleiben 
uns die Sitzungen des Europäischen Rats übrig, der 
seine selbst gestellten Aufgaben bisher nicht er-
füllt hat. Der Europäische Rat hatte sich die Aufga-
be gestellt, der Initiator, der Weiterführer, derjeni-
ge Körper zu sein, der die Ideen in Beschlüsse faßt, 
die dann von den Regierungen ausgeführt werden 
sollen. 

In Ihrer Antwort auf die Große Anfrage stel-
len Sie deshalb den Europäischen Rat auch als 
eine neue politische Autorität dar. Dies steht völlig 
im Gegensatz zu dem, was Bundeskanzler Schmidt 
erst kürzlich mit Blick auf die Erfolglosigkeit der 
bisherigen Gipfelkonferenzen und im Gegensatz 
zur bisherigen Praxis im März dieses Jahres meinte. 
Er sagte nämlich, daß der Europäische Rat nicht 
geschaffen wurde, um Absichtserklärungen zu äu-
ßern, auch nicht um Beschlüsse zu fassen, sondern 
daß es um eine Art Meinungsaustausch auf höch-
ster Ebene gehe. Mit der Ankündigung und dem 
Anspruch, mit denen diese Institution antrat, und 
dem kläglichen Resümee, das Bundeskanzler 
Schmidt heute über dessen Wirken zieht, können 
wir nur feststellen: Auch auf diesen dritten übrig

-

gebliebenen Punkt kann man nicht rekurrieren, 
wenn man von Weiterführung der europäischen Ei-
nigungspolitik sprechen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Offenbar besteht in der Bundesregierung keine 
einheitliche Meinung über den Europäischen Rat. 
Aber das ist ja auch meines Erachtens gar kein 
Wunder, weil dieser Rat ein Fremdkörper im Gefü-
ge der europäischen Institutionen geblieben ist. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP] : Oh, oh!) 

— Selbstverständlich, gnädige Frau! Es gibt keine 
Institutionalisierung dieses Gremiums in Form von 
Verträgen, und es fehlt jede demokratische Kon-
trolle dieses Körpers. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der 
Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

— Sehr gut, gnädige Frau! Darauf kommen wir 
gleich zu sprechen. 

Darüber hinaus hat er das Initiativrecht der 
Kommission weiter ausgehöhlt und die Arbeit des 
Ministerrats in vielen Fällen paralysiert. Eigentlich 
wurden durch den Rat nur die Entscheidungspro-
zesse verlängert. Es gab noch eine Tafel mehr, 
über die die Berge von Papier geschoben wurden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Die Stagnation in Europa heute ist in der Hauptsa-
che eine Krankheit der Entscheidungsstrukturen 
und der Entscheidungsmechanismen. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Speziell 
beim Ministerrat!) 

Nehmen wir als ein weiteres Beispiel aus der Be-
antwortung der Großen Anfrage, wie Sie Initiati-
ven für sich beanspruchen, die als solche keine 
von Ihnen sind, und wie Sie Fortschritte sehen, wo 
sie kaum vollziehbar sind. Sie reklamieren die 
Volkswahl, die Direktwahl des Europäischen Parla-
ments, als einen großen Erfolg, als Ihren Erfolg. 
Aber wenn man weiß, daß die Volkswahl von 
Anfang an in den Verträgen festgelegt war, 

(Dr. Bangemann [FDP] : Von seiten der 
Christlich-Demokratischen Union!) 

— richtig! —, dann haben wir eine sehr, sehr lange 
Zeit auf die Durchsetzung dieser Institution warten 
müssen. Wenn ich das in Bezug setze zu den 
1974er Gipfelbeschlüssen und den genauen Daten, 
die damals gefaßt wurden, dann haben wir eine 
mehr als sehr große Verspätung. 

Aber ich habe ja gesagt — ich möchte auch et-
was Gutes sagen —, das ist das, was von den 74er 
Beschlüssen übriggeblieben ist. Deshalb ist die eu-
ropäische Direktwahl der einzige Hebel, der uns

-

heute von diesen damaligen Beschlüssen verblieben 
ist, um die europäische Einigung voranzubringen. 
Ich sage das mit allem Ernst, weil es das völlige 
Desaster der Anstrengungen der Regierungschefs 
auch in anderen Feldern unterstreicht. 

Meine Damen und Herren, natürlich sind noch 
andere gute Vorsätze auf diesem Gipfel ausgespro-
chen worden, z. B. die Erweiterung der Kontroll- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 31. Mai 1979 	12511 

Dr. Klepsch 
und der Kompetenzrechte des Europäischen Parla-
ments. 1974 haben Sie das — in wohltönende Wor-
te gegossen — festgelegt. Ich glaube, daß wir heu-
te auf einer ganz anderen Ebene über diese Fragen 
diskutieren. 

Aber lassen Sie mich zu zwei anderen Beispielen 
etwas sagen, die Ihnen ganz sicher Klarheit ver-
schaffen. 

Bundeskanzler Schmidt beansprucht für sich das 
Europäische Währungssystem. In Beantwortung 
der Großen Anfrage behaupten Sie, das sei ein Bei-
trag zur Schaffung der Wirtschafts- und Währungs-
union. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt!) 

— Wir hoffen das. Bis jetzt ist es nicht der Fall, 
sondern es ist bis jetzt ein Ansatzpunkt zu einem 
Unternehmen, in dessen Konzipierung wir schon 
einmal sehr viel weiter waren. 

(Zuruf von der SPD) 

— Richtig, es ist auch gehandelt worden — von 
den Leuten, die nachher nicht handelten. Ich bezie-
he mich ja gerade auf die Beschlüsse von 1972 und 
1974, die diese Bundesregierung mitverantwortet 
hat, bei denen sie großartige Ankündigungen ge-
macht und dem deutschen Volk Klarheit darüber 
gegeben hat, wie sich die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion nunmehr vollziehen werde. Das hat sie 
für sich reklamiert. Nur, daß wir heute, von einem 
sehr viel kleineren Ansatz ausgehend, wieder an 
derselben Stelle sind, berechtigt uns doch ein we-
nig, darauf hinzuweisen, daß das Vorhaben jetzt 
von sehr viel geringerem Gewicht ist, als es da-
mals hatte. 

Heute ist das, was wir als Europäisches Wäh-
rungssystem vor uns haben, vorläufig nur eine Art 
Währungsstützungssystem. Es ist noch lange keine 
Wirtschafts- und Währungsunion. Dazu bedarf es 
einer Abstimmung der Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik aller Mitgliedstaaten; davon kann 
aber nicht die Rede sein. Entgegen Ihrer Einlas-
sung in der Antwort auf die Große Anfrage fehlen 
nämlich die konkreten Stabilisierungsmaßnahmen 
in den europäischen Ländern. Im Anschluß an den 
Europäischen Rat in Bremen haben die europäi-
schen Regierungen Stabilisierungsmaßnahmen er-
griffen, die jedoch nicht abgestimmt waren; viel-
mehr erfolgen sie einzeln, in nationaler Verantwor-
tung unkoordiniert. 

Meine Damen und Herren, ich möchte ganz klar 
sagen: Die Korrektur eines falschen Weges, den 
man vorher beschritten hatte, als man die Anstren-
gungen zur Herstellung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion aufgab, ist nicht Ihre Initiative. In 
Wirklichkeit waren es die Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften und nicht zuletzt eine 
Initiative der Christlich-Demokratischen Fraktion 
im Europäischen Parlament unter Federführung 
deutscher Abgeordneter, die Anfang des Jahres 
1978 das Thema der Schaffung einer Zone fester 
Wechselkurse in Europa wieder in den Blickpunkt 
des politischen Interesses gerückt haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig! 
— Sehr wahr!) 

Ein weiteres Beispiel. Bei seiner Antrittsrede zur 
Übernahme der deuschen Präsidentenschaft erklär-
te der deutsche Außenminister vor dem Europäi-
schen Parlament, die Bundesrepublik werde sich 
mit aller Kraft dafür einsetzen, bei der Erweiterung 
der Gemeinschaft um die drei südlichen Länder 
voranzukommen; noch bevor die Gemeinschaft 
größer werde, sollte damit begonnen werden, die 
institutionellen Möglichkeiten wahrzunehmen. Der 
Herr Bundesminister fragte in diesem Zusammen-
hang: Was hindert uns eigentlich daran, von den im 
Vertrag vorgesehenen Mehrheitsbeschlüssen Ge-
brauch zu machen, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

um so die Beschlußfähigkeit des Rates zu sichern 
und zu erhöhen? — Auf diesem Wege haben Sie 
damals unsere volle und ohne Einschränkung gege-
bene Zustimmung gehabt. Die künftigen Mitglieder 
wollen nicht einer verwässerten, sondern einer 
starken und handlungsfähigen Gemeinschaft ange-
hören. So haben wir diese Ankündigung begrüßt. 
Allerdings — das muß ich sagen — hat man sich 
dann bei den Beitrittsverhandlungen mit Griechen-
land auf die arithmetische Anpassung der Institu-
tionen beschränkt und die Frage ihres guten Funk-
tionierens völlig außer acht gelassen. Dieses The-
ma hätte aber ganz vordringlicher Behandlung zu-
geführt werden müssen. 

Jetzt sei noch ein letztes bezeichnendes Bei-
spiel zitiert. In der Beantwortung unserer Großen 
Anfrage stellen Sie die Behauptung auf, daß ver-
stärkt das Konzertierungsverfahren zwischen dem 
Europäischen Parlament und dem Rat angewandt 
worden sei. Ich will Ihnen sagen, wie die Konzer-
tierung zwischen Parlament und Rat in Wirklich-
keit ausgesehen hat. 

Im Juli 1978 hat das Europäische Parlament ein 
Konzertierungsverfahren für Verordnungen im 
Energieforschungsbereich eingeleitet. Im Oktober 
desselben Jahres antwortete der verantwortliche 
Minister, der deutsche Justizminister Vogel, die 
Verordnungen seien bereits offiziell angenommen 
und im Amtsblatt veröffentlicht worden. Das 
scheint mir eine merkwürdige Art zu sein, das 
Konzertierungsverfahren verstärkt anzuwenden. 
Vielleicht wollten Sie es nicht, vielleicht haben Sie 
es auch nur schlicht vergessen, es steht jedenfalls 
in einem erheblichen Gegensatz zur gegebenen An-
kündigung. 

Dies sind nur wenige Beispiele, deren Zahl in 
vielfacher Hinsicht erhöht werden kann. Insgesamt 
muß man sagen: Große Ankündigungen und pres-
sewirksame Gipfelkonferenzen — aber kreativ wa-
ren Sie nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben nichts gewagt, und Sie haben die Inte-
gration nicht wirklich vorangetrieben. Sie werden 
antworten, daß es schwierig ist, Europa voranzu-
bringen und daß sich stets neun Regierungen auf 
ein gemeinsames Vorgehen einigen müssen. 

(Zuruf von der SPD) 

Das stimmt; und wir verkennen die Schwierigkei-
ten nicht. 
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Aber in den 50er und 60er Jahren sind die CDU/ 

CSU-geführten Regierungen trotz großer Schwierig-
keiten und Widerstände mit Motor der Einigungs-
bewegung gewesen. Sie sind kreativ und initiativ 
gegenüber ihren Partnern aufgetreten. Konrad Ade , 

 nauer, Heinrich von Brentano, Gerhard Schröder, 
Walter Hallstein haben Europa bewegt und nicht 
nur in kleinkrämerischer Manier um den augen-
blicklichen nationalen Vorteil gefeilscht und sich 
mit Interessengerangel begnügt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Diese Männer haben es auch verstanden — nicht 
zuletzt durch ihr Engagement —, den Gedanken 
der Einheit Europas in Deutschland wach und po-
pulär zu halten. 

Wenn man bedenkt, mit welchen Schwierigkei-
ten wir bezüglich des Interesses unserer Bürger zu 
tun haben, um bei diesen Direktwahlen ihre Infor-
mationslücke zu decken, und wie reserviert auch 
ein Teil der überregionalen deutschen Presse dem 
Europagedanken gegenübersteht, dann ist das nicht 
zwangsläufig, sondern hat auch politische Gründe. 

Wer will schon dem Bürger verdenken, wenn er 
den Begriff „Europa" zunächst mit Brüsseler Büro-
kratie, also für ihn scheinbar mit Leerlauf, Unwirt-
schaftlichkeit und Verschwendung verbindet! Wie 
soll es der Bürger verstehen, daß auf dem Gipfel-
treffen im Jahre 1974 — das waren nicht mehr Sie, 
Herr Brandt, das war Herr Schmidt — ein einheit-
licher europäischer Paß beschlossen wurde! Im 
Jahre 1975 hat man den europäischen Bürgern mit-
geteilt, daß dieser Paß am 1. Januar 1978 überall 
eingeführt werde. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Man hat dann fast ein Jahr gebraucht, um sich 
über die Farbe und die Sprachen auf dem Umschlag 
des Passes zu einigen. — Da sind sie. Aber, meine 
Damen und Herren, wo ist denn am 1. Januar 1978 
dieser Paß in die Hände der europäischen Bürger 
gelangt? Wir haben nichts mehr davon gehört. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Er existiert 
nicht!) 

In der Antwort auf unsere Große Anfrage vermei-
det man sorgsam, die Daten darzulegen. Wir finden 
dort eine ganz kümmerliche Ausrede dafür. Aber 
ich sage Ihnen, das ist etwas gewesen, was die 
ganze europäische Bürgerschaft als ein sichtbares 
Zeichen der Anstrengungen nach weiteren europäi-
schen Einigungsbemühungen angesehen hat. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Ein psychologisch 
wichtiges Argument!) 

Wer will dem Bürger seine Haltung in folgen-
dem Fall verdenken? Der Rat hat im Frühjahr 1974 
in Kopenhagen den Beschluß zur Errichtung einer 
Stiftung gefaßt, die Information über die Integra-
tion Europas verbreiten soll. Die dafür notwendi-
gen finanziellen Mittel hat er aber nicht bewilligt. 
Das ist einer dieser Als-ob-Beschlüsse, an denen 
die Praxis des Rats der Regierungschefs und des 
Rates reich ist. Man beschließt etwas, und nachher 
treten andere zusammen, die beschließen, es nicht 

auszuführen. Das eine wird groß in der Presse an-
gekündigt, und das andere erscheint vielleicht auf 
Seite 7. 

Ähnlich ist es in der Regionalpolitik gewesen. 
Ständig hat man Beschlüsse gefaßt, aber niemals 
hat man wirklich die ausreichenden finanziellen 
Mittel zur Verfügung gestellt. Das jetzige Euro-
päische Parlament mußte es schließlich auf sich 
nehmen, in einer bitteren Auseinandersetzung mit 
dem Rat die notwendigen Mittel für die europäische 
Regionalpolitik durchzusetzen. Da sehen Sie die 
große Diskrepanz zwischen der Ankündigung und 
der Ausführung. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Wie immer!) 

Ich möchte an dieser Stelle ganz klar sagen, daß die 
fehlende Weiterentwicklung auf dem Gebiet der 
Regionalpolitik, in der Wirtschafts- und vor allem 
in der Währungspolitik die Schwierigkeiten auf 
den schon integrierten Bereichen der europäischen 
Gemeinschaften erhöht hat. Die heutigen Schwie-
rigkeiten im Falle des Agrarmarktes sind vor allen 
Dingen darauf zurückzuführen, daß diese Weiterent-
wicklung nicht erfolgt ist 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und daß wir in der Integration hinterherhinken und 
unsere eigenen Probleme multiplizieren. Nehmen 
Sie sich die Beschlüsse der Regierungschefs aus 
dem Jahre 1974 vor: Sie haben damals all das, was 
an Problemen auf uns zukommt, schon ganz richtig 
gesehen. Sie haben — angefangen von der Energie-
politik bis hin zu den Problemen auf dem Arbeits-
sektor — alle möglichen Schwerpunkte angespro-
chen. Aber es ist nichts anderes geschehen als das 
Einsetzen von immer neuen Arbeitsgruppen, das 
Verabreden von Konventikeln und die Entgegen-
nahme von Berichten. Konkrete Maßnahmen stehen 
auf allen diesen Feldern weitgehend aus. Deshalb 
sind alle diese Probleme wieder Thema jeweils 
auch der nächsten Gipfelkonferenz. 

Was soll denn der Bürger davon denken, wenn 
schon heute, vor der Wahl, prominente Kandidaten 
der Sozialdemokratischen Partei verlauten lassen, 
daß sie im Europäischen Parlament nur ganz gele-
gentlich werden mitarbeiten können? Da sagt einer 
in einem Interview, er könne vielleicht zwei halbe 
Nachmittage pro Woche zur Verfügung stehen. So 
etwas sagt einer der Spitzenkandidaten. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sehr gut, Herr Kol

-

lege! Siehe die Geschäftsordnungsdebatte 
von heute früh! — Beifall bei der CDU/CSU 
— Zuruf von der SPD: Das ist billige Pole

-

mik!) 

— Herr Kollege Kohl, ich konnte nicht vorausse-
hen, daß wir dieses exemplarische Beispiel vor Au-
gen gehalten bekommen. Und wenn ich mir die Liste 
der Spitzenkandidaten ansehe, so ist diese Frage bei 
den meisten von ihnen zu stellen. 

(Seefeld [SPD] : Sie haben keine! — Dr. Kohl 
[CDU/CSU] : Aber Sie haben welche!) 

— Herr Kollege Seefeld, was immer Sie jetzt sagen, 
Sie können selber die Interviews der betreffenden 
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Kollegen nachlesen, in denen sie diese Aussagen in 
Ihnen nahestehenden Blättern gemacht haben. Schö-
ne Kandidaten, vor allen Dingen schöne Spitzenkan-
didaten, die die Arbeit gar nicht leisten wollen, 
für die sie gewählt zu werden wünschen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist deshalb verständlich, daß der Bürger der 
Art und Weise, wie Europapolitik bei uns betrieben 
wird, müde wird. Aber es ist wichtig, festzustellen, 
daß das nachlassende Interesse an Europa, gerade 
auch in der Bundesrepublik Deutschland, Hand in 
Hand geht mit der Zeit, während der Sie Verant-
wortung als Regierung in diesem Lande tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Buchstaller 
[SPD]: Das ist doch großer Blödsinn!) 

Woran soll sich denn der Bürger orientieren? 

(Wehner [SPD]: An Ihnen nicht!) 

Gibt es seit der Regierungsübernahme von SPD und 
FDP ein regierungsamtliches Papier, eine program-
matische Äußerung von Ihrer Seite, aus der sich er-
gibt, wie die Bundesregierung die zukünftige Ge-
stalt Europas ansieht? Solch ein Konzept hat die 
Bundesregierung nicht vorgelegt. In einer doch sonst 
so programmwütigen Partei wie der Ihren, Herr 
Kollege Wehner, ist das erstaunlich. Alle wesentli-
chen europapolitischen Initiativen dieser Jahre 
stammen von Christdemokraten, 

(Wehner [SPD]: Nach jeder Richtung und 
alles durcheinander!) 

z. B. der Werner-Bericht. Er war die Grundlage des 
Beschlusses über die Einrichtung der Wirtschafts-
und Währungsunion, die Sie dann nicht vollzogen 
haben. Oder nehmen Sie den Tindemans-Bericht. 
Es war doch eine Mehrzahl sozialdemokratischer 
und sozialistischer Regierungschefs, die einen christ-
lichen Demokraten beauftragte, 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : So war es!) 

einen Bericht über die weitere Möglichkeit der poli-
tischen Einigung Europas vorzulegen. Er hat das 
auch fristgerecht gemacht. 

(Dr. Bangemann [FDP] : Als Regierungs

-

chef wurde er beauftragt!) 

— Selbstverständlich, Herr Kollege Bangemann, er 
wurde als Regierungschef beauftragt. Er hat sich 
dieser Pflicht innerhalb eines Jahres entledigt und 
seinen Bericht fristgerecht vorgelegt. Die Regie-
rungschefs haben ihn alle gut gefunden; sie haben 
ihn grundsätzlich gebilligt. Die Publizistik hat ge-
sagt, man müsse diesem Bericht bescheinigen, daß 
er sowohl realistisch als auch realisierbar sei. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Dann ist 
nichts mehr geschehen!) 

Aber damit war auch die ganze Kraft der Regie-
rungschefs schon verbraucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jäger [Wan

-

gen] [CDU/CSU] : Leider wahr! — Zuruf 
des Abg. Seefeld [SPD]) 

— Ich habe Ihnen doch schon gesagt, wer da in der 
Mehrzahl war. 

Sie treiben Ihre Europapolitik mit der linken 
Hand. Die beinahe dreimonatige Verspätung, mit 
der das Währungssystem, dieser Ansatz von Wäh-
rungssystem in Kraft gesetzt wurde, das wir be-
grüßt haben, zeigt, mit welch geringer Aufmerksam-
keit und welch geringer Sorgfalt die Europapolitik 
betrieben wird, welchen Stellenwert sie ganz offen-
sichtlich hat. Ganz offenbar beruht die Verspätung 
des Inkraftsetzens des Währungssystems auf mas-
siven Fehleinschätzungen des Bundeskanzlers hin-
sichtlich der Währungsprobleme in der Agrarwirt-
schaft und hinsichtlich der Bedeutung, die Frank-
reich ihnen beimißt; das ist doch ganz klar. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Dabei hätte er das doch wis-
sen müssen! Er telefoniert doch ständig mit 
Frankreich! Da erfährt man doch so etwas!) 

Wenn jemand sagt, er habe das Ganze gemacht, und 
vergißt eine so wichtige Sache, dann muß ich doch 
fragen, ob die nötige Sorgfalt aufgewandt wurde. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Am 17. März erst!) 

Fragt man, warum die europäische Einigung so 
wenig konsequent verfolgt wird, obwohl Sie doch 
bei jeder Festrede beteuern, ein wie klarer Ver-
fechter Sie seien, so liegen einige der Gründe mei-
nes Erachtens klar zutage. Sie haben Ihre Kräfte 
vielleicht anders eingeteilt. Sie haben die Ostpolitik 
seit 1969 einseitig, ausschließlich bevorzugt. Ihr per-
soneller und sachlicher Einsatz lag auf diesem 
Felde. 

Ich möchte an dieser Stelle diese Politik nicht 
nach Erfolg oder Mißerfolg bewerten; aber zweifel-
los hat die Integration Westeuropas, die Entwick-
lung und Festigung der Europäischen Gemeinschaft, 
darunter gelitten. Dieser Sachverhalt kann nicht be-
stritten werden. Man braucht nur entsprechende 
Äußerungen von Ihrer Seite heranzuziehen, etwa 
daß Herr Bahr 1972 klar gesagt hat, selbstverständ-
lich entscheide er sich dafür; sie umfasse den unge-
heuren Fortschritt nach Osteuropa und zu den ost-
europäischen Völkern, während das andere — ge-
meint war die Westintegration — nur um den Preis 
der Abkehr zu haben sei. So steht es in einem Pro-
tokoll eines Gesprächs mit Günter Gaus. Er hat ge-
sagt, er sei eher bereit, auf die Politische Union in 
Westeuropa zu verzichten, als auf bessere Bezie-
hungen mit Osteuropa. Auch der Bürgermeister 
Koschnick hat noch im Herbst 1978 die Bundesregie-
rung aufgefordert, die Entwicklung der Europäi-
schen Gemeinschaft zur Politischen Union nicht 
mehr zu betreiben, weil das zu einer entsprechen-
den Verhärtung im Ostblock führen würde. 

Aber nicht nur die Ostpolitik, sondern vor allen 
Dingen das Verhältnis zu Ihren europäischen so-
zialistischen Genossen, verbietet Ihnen eine aktive 
Integrationspolitik. In den letzten Wochen und Mo-
naten, in denen im Vorfeld der Europawahl den 
Bürgern das Thema Europa seit langer Zeit wieder 
bewußt wird, stellen sie wie manche Politiker an 
Hand von Wahlprogrammen und Wahlaussagen mit 
Erstaunen fest, daß einflußreiche politische Kräfte 
in Europa ein vereinigtes Europa offensichtlich gar 
nicht wollen. Das gilt insbesondere für starke Teile 
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der dänischen, der französischen und britischen 
Sozialisten. Das gilt auch für die Gaullisten und für 
die mit den französischen Sozialisten eng zusam-
menarbeitenden französischen Kommunisten. Diese 
ablehnende Haltung finden wir aber nicht nur bei 
den Sozialisten innerhalb der Gemeinschaft, wir 
finden sie auch bei den Sozialisten der beitritts-
willigen Länder. Ich habe gerade vorhin darauf Be-
zug genommen, daß Griechenland gegen die Stirm

-

men der Sozialisten beigetreten ist. Die letzte ge-
meinsame Konferenz der sozialistischen Parteien 
dieser Länder in Athen hat zum Boykott der Euro-
päischen Gemeinschaft aufgerufen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Daß diese Differenzen in Ihrem Lager bestehen, 
sieht man konkret daran, daß in allen Parteiverlaut-
barungen grundsätzlich etwas anderes und Gegen-
sätzliches steht, je nach dem, ob es die SPD allein 
oder im Verbund mit ihren Genossen äußert, daß 
es die Sozialisten im Gegensatz zu den Christdemo-
kraten bisher nicht zu einer gemeinsamen Partei 
auf europäischer Ebene geschafft haben, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

daß sie trotz propagandistischer Vorankündigung 
kein gemeinsames Wahlprogramm für die Europa-
wahl vorgelegt haben, sondern eine ganze Reihe 
nationaler, einander sogar widersprechender Pro-
gramme den Wählern zur Auswahl stellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! — 
Das muß man mal laut sagen!) 

Schaut man sich bestimmte sozialistische Par-
teien in Europa an, so werden diese Differenzen 
noch deutlicher. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Die werden 
nie Europäer!) 

Ich denke nur an die Labour Party. Ich könnte Ihnen 
sehr viele interessante Beispiele nennen, will das 
aber im Hinblick auf die mir zur Verfügung ste-
hende Zeit unterlassen. 

So müssen wir heute von der Tatsache ausgehen, 
daß ein gewichtiger Teil der europäischen Soziali-
sten Europa nicht will und teilweise den derzeit er-
reichten Integrationsstand rückgängig machen will. 
Kann man da erwarten, daß Sie die nötige starke 
Initiative von der Bundesregierung entwickeln las-
sen können? Sie werden ja schon häufig genug von 
der Sozialistischen Internationale wegen Unzuver-
lässigkeit gescholten. So kann man vielleicht ver-
muten, daß Sie in vielen politischen Maßnahmen, die 
zu treffen waren, auch den Konflikt mit den Ge-
nossen gescheut haben. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir uns: Wie wird 
die Zusammenarbeit im künftigen Europäischen Par-
lament aussehen? Der Wahlgang von 180 Millionen 
Bürgern gibt dem Europäischen Parlament ein neues 
und anderes Gewicht. Die Möglichkeit, aber auch die 
Notwendigkeit, sich stärker zu profilieren, werden 
den Parteimeinungen im Parlament ein größeres Ge-
wicht als bisher geben. Aber auch die Regierungs-
parteien der Mitgliedstaaten werden sich stärker an 

den Positionen ihrer nationalen Parteifamilien mes-
lassen lassen müssen. Auf der einen Seite wird eine 
christlich-demokratische Fraktion stehen — mit 
einem einheitlichen Programm und mit dem einheit-
lichen Willen, die Einigung Europas weiter zu be-
treiben. 

(Zuruf des Abg. Seefeld [SPD]) 

Auf der anderen Seite werden Sie in einem etwas 
zerstrittenen Haufen stehen, Herr Kollege Seefeld, 
der sich nicht darüber im klaren ist, ob er sich an 
Europa beteiligen will und, wenn ja, wie. 

(Zuruf des Abg. Seefeld [SPD]) 

Sie werden mir entgegenhalten, daß die politische 
Auseinandersetzung und die Klärung der gegen-
sätzlichen Positionen ein Hauptzweck des Parlaments 
sein müssen. Da gebe ich Ihnen recht. Aber es muß 
für eine erfolgreiche Parlamentsarbeit einen Grund-
konsens zwischen den demokratischen und politi-
schen Kräften über den Sinn und Zweck der Eini-
gungsbewegung herrschen. 

Und da sehe ich große Schwierigkeiten vor uns. 
Diese Differenzen in der Sozialistischen Internatio-
nale zwingen Sie zu einem unehrlichen Spiel im 
Wahlkampf. Genau wie in anderen Bereichen der 
Politik verfolgen Sie eine Doppelstrategie. Inner-
halb der Bundesrepublik bekräftigen Sie in Ihren 
Reden und in Ihrem Programm den uneingeschränk-
ten Willen zur Schaffung eines einheitlichen Euro-
pas. Treffen Sie sich jedoch mit Ihren sozialistischen 
Genossen gemeinsam im Ausland, so hört sich das 
ganz anders an. Dort machen Sie deutliche Vorbe-
halte gegen die weitere Integration. 

Man darf ja mal fragen: Warum lassen Sie nicht 
den Herrn Mitterand hier auftreten und erläutern, 
wie er sein sozialistisches Europa meint? Warum 
bitten Sie nicht den Herrn den Uyl hierher, damit er 
uns sagt, was er von uns Deutschen hält? 

(Seefeld [SPD]: Haben wir schon oft ge

-

macht!) 

Warum fragen Sie nicht Herrn Wedgewood Benn, 

(Zuruf des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/ 
CSU] ) 

worum es denn nach seiner Auffassung bei der euro-
päischen Einigung und der europäischen Wahl geht? 
Es hätte uns sehr interessiert. Wir haben unsere 
ausländischen Partner in dieser Wahlauseinander-
setzung nicht zu verstecken brauchen. 

In Ihrem Europaprogramm von Köln haben Sie 
deutlich gemacht, daß Sie sich entweder auf Ihre 
sozialistischen Partner in Europa und deren marxi-
stische Denkvorstellungen zubewegen wollen oder 
aber — wie es die künftige Kollegin Wiczorek-Zeul 
gesagt hat — daß Sie — das kann ja sein — dort 
Ihr wahres Programm und Ihre wahre politische 
Position ausgedrückt haben. Ich überlasse es Ihnen, 
uns darüber reinen Wein zu geben. Aber eines ist 
klar: daß wir in dieser europäischen Wahl eine Ent-
scheidung zu treffen haben, welchen Weg die Bür-
ger in Europa eingeschlagen wissen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Ich weiß nicht, wie Sie in Zukunft mit dem Wider-
spruch leben können, in dem Sie sich jetzt befinden. 
Aber es ist Ihre Aufgabe, ihn zu lösen. 

(Seefeld [SPD] : Sagen Sie doch etwas über 
den Widerspruch!) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Die poli-
tische Einigung Europas angesichts der europäischen 
Direktwahl mit neuen Initiativen weiterzuführen 
und das direkt gewählte Europäische Parlament in 
den Mittelpunkt bei der Lösung dieser für unsere 
Zukunft entscheidenden Aufgabe zu stellen, ist uns 
ein vorrangiges Ziel und keine Nebensache. Wir 
werden uns unserer Verantwortung nicht entziehen. 
Die europäische Integration darf nicht zurückge-
schraubt werden. Sie muß vielmehr weiterentwickelt 
werden. Gemeinsam werden wir, das Europäische 
Parlament und die nationalen Parlamente, für diese 
Aufgabe, aber auch für die Aufgabe der demokrati-
schen Kontrolle der Macht, die heute auf der euro-
päischen Ebene noch nicht ausreichend etabliert ist, 
kämpfen müssen, damit die getroffenen Maßnahmen 
und die zu treffenden Entscheidungen für den Bür-
ger transparent sind. Die Kommission muß sich wie-
der stärker auf ihre im Vertrag vorgezeichnete Funk-
tion und Rolle konzentrieren. Gemeinsam mit Parla-
ment und Ministerrat sollten wir uns dafür einset-
zen, die Einigungspolitik voranzubringen. 

Lassen Sie mich mit einem Wort von Konrad 
Adenauer schließen: 

(Wehner [SPD] : Das wird gut! — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Das steht Ihnen gut!) 

Die Einheit Europas war ein Traum von weni-
gen. Sie wurde eine Hoffnung für viele, aber 
sie ist heute eine Notwendigkeit für uns alle. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir fah-
ren in der Aussprache fort. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Brandt. 

Brandt (SPD) : Herr Präsident! Ich darf zwei Vor-
bemerkungen machen. Die erste hätte ich gerne in 
Anwesenheit des neugewählten Präsidenten ge-
macht. Ich hätte ihm gerne auch von dieser Stelle aus 
meine guten Wünsche ausgesprochen und ihm auch 
gesagt, daß ich gerne mit Kollegen der anderen Par-
teien noch einmal darüber nachdenken möchte, ob 
es eine Möglichkeit gibt, den Vorschlag, den er ge-
macht hat, zu verwirklichen, daß es auch für Poli-
tiker zumindest einmal im Monat ein von der Poli-
tik freies Wochenende geben sollte. Wir sind uns 
sicher einig: bis zum 10. Juni läßt sich das nicht 
verwirklichen, wie wir gerade eben auch aus der 
Rede meines Herrn Vorredners haben entnehmen 
können. 

Die zweite Vorbemerkung ist folgende: Ich muß, 
ohne zuviel Zeit darauf zu verwenden, der will-
kürlichen Geschichtsdeutung meines Herrn Vorred-
ners widersprechen. Ich will das härtere Wort 
„Geschichtsklitterung" vermeiden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sagte: willkürliche Deutung der Geschichte. 
Wissen Sie, wenn man in Sachen Europa so sehr 
das Erstgeburtsrecht für sich in Anspruch nimmt, 
dann muß man sich entgegenhalten lassen: Im Pro-
gramm der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands stand nicht erst nach .dem Zweiten Weltkrieg, 
sondern stand bereits 1925 im Heidelberger Pro-
gramm: „Wir sind für die Vereinigten Staaten von 
Europa." 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn man dem gefolgt wäre, wenn dieser Politik in 
Deutschland und anderswo gefolgt worden wäre, 
wäre Europa der Zweite Weltkrieg erspart geblie-
ben. 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD] : Das 
hat ja sogar Konrad Adenauer gesagt! — 

Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Zum anderen: Nicht erst 1925, sondern 1871 ist 
der Mann, der damals an der Spitze der frühen, jun-
gen kleinen Sozialdemokratie stand, August Bebel, 
ins Gefängnis gegangen, weil er gegen die Annek-
tion Elsaß-Lothringens war. 

(Beifall bei der SPD) 

Das war nicht nur der „Traum der wenigen", um 
auch von mir aus Konrad Adenauer zu zitieren, 
Herr Klepsch, sondern das war das Leiden der we-
nigen. Wenn man denen gefolgt wäre, die damals 
für ihre Überzeugung so eingetreten sind, dann 
wäre schon der Erste Weltkrieg vermieden worden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Kohl [CDU/ 
CSU] : Darum geht es doch nicht! Es geht 
doch nicht um August Bebel! Es geht doch 
um Ihre Politik der letzten 30 Jahre! — 
Weitere Zurufe von. der CDU/CSU — Ge

-

genrufe von der SPD) 

Wenn es nun um die letzten Jahre geht, verehr-
ter Herr Kollege Kohl, dann habe ich an der Rede 
des ersten Sprechers der Union in dieser Debatte 
vor allem folgendes auszusetzen: Er bringt die Be-
wertung von, wie er sagt, Gipfelkonferenzen — das 
heißt seit einigen Jahren „Europäischer Rat" —, die 
Bewertung der Konferenzen der Regierungschefs 
und des Ministerrats, der Außenminister also, durch-
einander und stellt dem keine faire objektive Be-
wertung des eigenen deutschen Standpunktes in 
diesen Jahren entgegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies halte ich für nicht in Ordnung, zumal nicht, 
wenn man die Bürger orientieren will, um was es 
jetzt geht. 

Wir bestreiten doch nicht, Herr Klepsch, daß sich 
andere auf ihre Weise bemüht haben, aber die Er-
weiterung von sechs auf neun ist 1969 unter unserer 
Verantwortung und durch unser maßgebliches Mit-
wirken zustande gekommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was die Bedeutung des 74er Gipfels angeht, den 
Sie erwähnt haben, so rechne ich es der Bundesre-
gierung hoch an, so maßgeblich daran mitgewirkt 
zu haben, die Europäische Gemeinschaft nicht 
scheitern zu lassen; denn diese Gefahr bestand an- 
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gesichts der weltwirtschaftlichen Schwierigkeiten, 
die sich damals auftürmten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte — das werden Sie verstehen — mich 
nicht weiter so sehr an die Rede des Kollegen 
Klepsch anlehnen, sondern mich auf die beiden 
Drucksachen beziehen, die uns vorliegen. Das ist 
die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der CDU/CSU, und es ist der Bericht der 
Bundesregierung vom 19. April 1979. In diesem 
Bericht heißt es in der linken Spalte der ersten 
Seite — ich zitiere, Herr Präsident, wenn ich das 
darf —: 

Die Direktwahlen werden zu der notwendigen 
Demokratisierung des Europäischen Einigungs-
prozesses und damit zu neuen Anstößen für 
das Einigungswerk über eine enge Beteiligung 
der Bürger führen. 

Also, ich weiß nicht recht. Wenn man einmal den 
Zwischenteil des Satzes herausläßt, heißt es: Die 
Direktwahlen werden zu der notwendigen Demokra-
tisierung führen. Das ist mir zu optimistisch for-
muliert und zu sehr so, als ob man auf einen Auto-
matismus setzt. Mir würde es schon reichen, wenn 
wir als Bundestag sagten: Hier geht es um eine 
neue Chance, nicht um etwas, das jetzt gewährlei-
stet ist. Aber eine Chance ist auch schon etwas, 
und die darf man sich nicht entgehen lassen. 

Wenn ich aber den zweiten Teil des Satzes in 
den Bericht der Regierung einbeziehe, nämlich daß 
die Direktwahlen — wie es dort heißt — damit zu 
neuen Anstößen für das Einigungswerk über eine 
enge Beteiligung der Bürger führen werden, dann 
soll das wohl heißen: zu neuen Anstößen für das 
Einigungswerk, damit oder so daß oder indem — 
ich stelle anheim — die Bürger enger oder stärker 
beteiligt würden. Ich sage das deshalb, weil der 
Umgang mit der deutschen Sprache auch in euro-
päischen Zusammenhängen von Belang bleibt. 

Ich bleibe im übrigen bei meiner Einschätzung 
— ich deutete es eben an —: Wir haben es mit ei-
ner neuen Chance zu tun, daß die Diskussion über 
die Zukunft Europas, des sich immer noch mühse-
lig, mühsam genug zusammenfindenden Europas, 
ein Stück weitergeführt werden kann, daß das di-
rekt gewählte Europäische Parlament „zum Sprach-
rohr für die Vereinigung Europas" werden kann, 
um aus einem Aufsatz des Fraktionsvorsitzenden 
der SPD von heute früh zurückzugreifen. 

Für meine politischen Freunde sage ich folgen-
des: Wir möchten alles tun, damit die gebotene 
Chance, die ich nicht überschätzen, aber auch 
nicht unterschätzen darf, genutzt wird. Wir wollen 
uns bitte nichts vormachen: Viele in der Bundesre-
publik wissen nicht — jedenfalls noch nicht —, 
worum es am 10. Juni 1979 geht. Manche meinen, 
sagen einem, schreiben einem, da werde eine über-
flüssige Institution geschaffen. Manche wissen also 
gar nicht — woran Herr Klepsch in Übereinstim-
mung mit uns erinnert hat —, daß es schon ein Eu-
ropäisches Parlament gibt, wenn auch der Zahl 
nach halb so groß wie das, was jetzt kommt, und 

nicht direkt gewählt. Viele unserer Bürger wissen 
also auch nicht, daß die direkte Wahl zu gegebe-
ner Zeit schon in den Römischen Verträgen vorge-
sehen war. 

Andere glauben demhingegen, sagen einem in 
Diskussionen oder schreiben einem, da werde wohl 
nun eine verfassunggebende Versammlung zusam-
mentreten; die werde wohl nun endlich eine Ver-
fassung für die Europäische Gemeinschaft machen 
und eine Regierung bilden. Da gebietet es die Ehr-
lichkeit zu sagen, daß es darum jetzt nicht geht. 
Darum geht es in der Tat nicht. 

Wieder andere verwechseln die Europäische Ge-
meinschaft mit anderen Einrichtungen, mit anderen 
Organisationen. Die schönen Plakate der CDU mit 
den Flaggen tragen leider auch nicht zur Aufklä-
rung bei. Die sehen sehr schön aus, mit der deut-
schen Flagge und mit der blauen Flagge mit den 
gelben Sternen. Das hat bloß nichts mit der Euro-
päischen Gemeinschaft zu tun, sondern das ist die 
Flagge des Europarates in Straßburg. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei den so gestalteten Plakaten handelt es sich also 
gewissermaßen um die Einladung zu einer Feier, 
die gar nicht stattfindet. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Als ob der Europa-
rat nichts mit der europäischen Einigung 

zu tun hätte!) 

— Die hat überhaupt nichts mit dem zu tun, wor-
um die Wähler am 10. Juni sich zu äußern gebeten 
werden. Das wissen Sie ganz genau. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn Sie daran einen Zweifel aufkommen lassen, 
so kann ich das nicht ernst nehmen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Sie reden doch 
an der Sache vorbei, Herr Brandt!) 

Vor die Alternative gestellt, dem Europäischen 
Parlament zunächst mehr Rechte zu geben und es 
in einem zweiten Schritt direkt wählen zu lassen 
oder erst die Direktwahl durchzuführen und später 
die Befugnisse zu erweitern, hätte ich mich, wie 
meine politischen Freunde wissen, wie auch der 
Bundeskanzler weiß, für die erste Möglichkeit ent-
schieden. Und ich habe mich so verhalten, als ich 
Regierungsverantwortung trug — übrigens auch 
gegenüber dem gutgemeinten, aber unsinnigen 
Vorschlag, den mir das Auswärtige Amt vor knapp 
zehn Jahren machte, man sollte doch einen Ein-
stieg machen, indem man die Hälfte der Abgeord-
neten direkt wähle und die andere Hälfte durch die 
nationalen Parlamente entsenden lasse. Das war 
gut gemeint, aber es war ein falsches Modell für 
kleine Schritte. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Wer war damals 
der Außenminister?) 

Es hat jetzt keinen Sinn, über das Thema, das 
ich eben anklingen ließ, zu diskutieren. Politik be-
steht nicht darin, überholten Alternativen nachzu-
jagen, sondern jetzt geht es allenfalls darum, ein-
zuordnen, wie es dazu gekommen ist, daß die Re- 
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gierungschefs im Europäischen Rat, die Vertreter 
der Regierungen im Europäischen Rat vor drei Jah-
ren — ob sie sich dessen alle ganz bewußt waren 
oder nicht — gewissermaßen eine Art Flucht nach 
vorn angetreten haben. 

Jetzt gilt es — ich sage es als Abgeordneter ge-
nauso, wie ich es meine —, die Regierungen beim 
Wort zu nehmen und den in welchem Land auch 
immer unnötig Zögernden Beine zu machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich glaube, die europäisch Engagierten sollten sich 
darin einig sein. 

Dies wird leichter sein, wenn man sich auf ein 
durch Wahlen erteiltes europäisches Mandat beru-
fen kann. Es geht um den jetzt möglichen Schritt. 

Es lohnt meiner Meinung nach nicht, darüber zu 
jammern, daß die europäische Entwicklung langsa-
mer gegangen ist, als viele es sich wünschten und 
daß sie auch gerade bei uns in Deutschland Enttäu-
schung mit sich gebracht hat. Es geht jetzt darum, 
daß nicht wir, wir in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Europa enttäuschen, und zwar aus Mangel an 
Interesse oder aus Mangel aus Einsicht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es gilt, meiner Meinung nach, zu erkennen, daß 
es doch einen — darf man das große Wort in den 
Mund nehmen? — historischen Einschnitt bedeuten 
wird, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

wenn zum erstenmal ein europäisches Organ un-
mittelbar aus dem souveränen Willen seiner Völ-
ker legitimiert wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Kraft dieses Organs wird von der Stärke der 
Legitimation abhängen. Wie groß die Chance der 
weiteren Entwicklung dieses Teils Europas ist, 
hängt also entscheidend davon ab, wie groß die 
Wahlbeteiligung am 10. Juni sein wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Niemand, der zu Hause bleibt, wird hinterher das 
Recht haben, sich darüber zu beklagen, daß es mit 
Europa nicht schnell und nicht gut genug vorange-
he. Dieses Risiko es ist ein auf Europa bezoge-
nes Risiko — gilt es sich bewußt zu machen, eben-
so wie jenes, das sich aus einer bloßen Verlänge-
rung des innenpolitischen Kampfes der Opposition 
kontra Koalition objektiv ergibt. 

In einigen europäischen Ländern besteht Wahl-
pflicht. Ich meine, unsere Bürger, die breiten 
Schichten unseres Volkes — die Arbeitnehmer, die 
Frauen, die Rentner, zumal aber die Jungen — 
sollten es nicht falsch verstehen, wenn ich sage: Es 
gibt, da es jetzt um Europa geht, bei uns zwar keine 
in der Verfassung und im Gesetz vorgeschriebene 
Wahlpflicht, wohl aber eine moralische Wahl-
pflicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann mir im übrigen zu eigen machen, was 
der CDU-Generalsekretär in der vorigen Woche an 
die Spitzen von ARD und ZDF geschrieben hat und 

was meiner Meinung nach auch für einen großen 
Teil der Presse gilt, die auch Herr Klepsch auf sei-
ne Art hier angesprochen hat. Ich stimme Herrn 
Geißler zu, wenn er sagt, daß die Europaberichtser-
stattung in Hörfunk und Fernsehen anläßlich der 
bevorstehenden Direktwahl nicht ausreichend sei. 
Ich stimme ihm zu, wenn er sagt, es bestehe die 
Gefahr, daß ein großer Teil der deutschen Bevölke-
rung — ich stelle anheim; Sie wissen, was gemeint 
ist — die Bedeutung dieser Wahl für die Zukunft 
unseres Landes noch nicht erkannt hat. 

Vergleiche, die ich selbst mit dem, wie man so 
sagt, staatlichen französischen Fernsehen angestellt 
habe, fallen auf diesem Gebiet nicht zu unseren 
Gunsten aus. Das staatliche französische Fernsehen 
tut mehr für eine lebendige Debatte und auch zur 
Darstellung dessen, was die einen und die zweiten 
und die dritten und dort auch die vierten zu die-
sem Vorgang zu sagen haben. Deshalb füge ich nur 
noch einen Satz hinzu, den hoffentlich die, die es 
angeht, richtig verstehen: Überheblichkeit ist we-
der überparteilich noch europäisch. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sagte, es bedarf der Orientierung der Bürger. 
Was bedeutet das im Zusammenhang mit den 
Rechten und Arbeitsmöglichkeiten des Europäi-
schen Parlaments? Es bedeutet, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, kein Vakuum, keinen 
Leerraum entstehen zu lassen, sondern die schon 
durch die Römischen Verträge gegebenen Rechte 
voll auszuschöpfen und sie so auszubauen, wie es 
sachlich geboten ist und im wesentlichen einver-
nehmlich, d. h. nicht durch Kraftakte, erreicht wer-
den kann. In dieser Phase — und ich glaube, dies 
gilt generell — läßt sich die europäische Einigung 
nicht durch Kraftakte bewerkstelligen. Es geht 
vielmehr darum, die parlamentarischen Kontroll-
rechte auszuschöpfen und verstärkt wahrzunehmen 
und auch die Haushaltsrechte auszuschöpfen. Dar-
auf, daß das Europäische Parlament inzwischen 
echte, wenn auch begrenzte Haushaltsrechte hat, 
weist die Regierung in der Antwort auf die Große 
Anfrage, Drucksache 8/2787, zutreffend hin. 

Es bedeutet weiter, sich an deutlichere Initiativ

-

rechte heranzuarbeiten, vom Mittel der Hearings 
auf europäischer Ebene angemessen Gebrauch- zu 
machen und den Dialog im Rahmen des intergou-
vernementalen außenpolitischen Zusammenwirkens 
— die Fachleute nennen dies EPZ; ich sage gleich 
noch meine Meinung über all diese schrecklichen 
Abkürzungen — so weiterzuentwickeln und wohl 
auch zu formalisieren, wie es auf der letzten Seite 
— es ist die Seite 12 — der Antwort der Regierung 
auf die Große Anfrage angedeutet wird. Hier kriti-
siere ich die Regierung nicht, sondern möchte ihr 
eher Mut machen, sich auf diesem Wege weiter zu 
bemühen, auch wenn sie sich in einer späteren De-
batte in unsachlichen Beiträgen vorhalten lassen 
muß, sie sei auf diesem Wege noch nicht weit ge-
nug gekommen. Wir müssen die Regierung bitten, 
sich unverdrossen weiter zu bemühen. 

Es liegt in der Logik der Dinge, daß im Laufe der 
Zeit — aber sicher noch nicht in den ersten fünf 
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Jahren, für die jetzt gewählt wird — aus dem Eu-
ropäischen Parlament eines der beiden Organe 
werden wird, in denen und zwischen denen über 
europäische gemeinschaftliche Gesetze entschieden 
werden wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber die Ehrlichkeit den Wählern gegenüber ge-
bietet, gleich hinzuzufügen, daß dieses — ich 
sagte es eben — länger dauern wird als eine fünf-
jährige Amtsperiode. Es wird — ich habe selber 
mal früher etwas anderes geglaubt — noch keine 
Konstituante geben, keine verfassungshemmende 
Versammlung. Und es wird, wo es um für vital ge-
haltene Fragen geht, ob es uns paßt oder nicht, wei-
ter nur durch Konsens durch das Sich-Herausarbei-
ten an gemeinschaftliche oder gemeinsame Stand-
punkte ernsthaft vorangehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Absurd muß es andererseits erscheinen, wenn 
man in einigen Kreisen von Regierenden — ich 
sage jetzt nicht die Länder — meint, ein direkt ge-
wähltes Parlament könne von der Entscheidung 
über seine eigenen Arbeitsmöglichkeiten ausge-
schlossen werden. Das ist grotesk. Das wird sich 
ein direkt gewähltes Parlament nicht gefallen las-
sen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber auch hierbei darf niemand überfahren wer-
den, und schon gar nicht der Kleinste und 
Schwächste. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Einverstanden!) 

Doch darf das Herumfahren nicht zu dem Mißver-
ständnis führen, bei den Europa-Parlamentariern 
handle es sich um eine neue Art von Wanderarbei-
tern. Ich will den häßlicheren Ausdruck, der auch mit 
„Wander" beginnt, nicht in diese Debatte einfüh-
ren. 

Besondere Bedeutung kann das Europäische Par-
lament schon in den nächsten Jahren dann erlan-
gen, wenn es zum Forum für eine neue europäi-
sche Bewußtseinsbildung wird 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und wenn über die gemeinsamen Aufgaben der vor 
uns liegenden Jahre, der 80er Jahre, so gesprochen 
und um sie so gerungen wird, daß es in der öffent-
lichen Meinung der europäischen Völker Spuren 
hinterläßt. Ich denke an den doch sehr nachdenkli-
chen Satz, den der Bruder des Kollegen von Weiz-
säcker neulich in einem Brief festgehalten hat, der 
lautete: „Ich erwarte für die 80er Jahre schwere 
Krisen in der Welt und daher unserer Na-
tion." Über mehrere Jahrzehnte sind die europäi-
schen Einigungsbemühungen durch die fast ideolo-
gisch geführte Diskussion des Begriffs „Integra-
tion" belastet worden. Dabei hat es ein gerütteltes 
Maß von Wunschdenken gegeben und auch ein ge-
rütteltes Maß an Unaufrichtigkeit, gerade auch in 
unserem Land. Denn hinter dem breiten Rücken 
des schon erwähnten französischen Staatspräsiden-
ten General de Gaulle ließ sich trefflich über poli-
tische. Modellvorstellungen reden, deren Verwirkli

-

chungschancen gleich Null waren. Unsere Zeit ist 
nüchterner geworden. Nüchterheit, solange sie 
nicht in Resignation umschlägt, schadet der euro-
päischen Sache nicht, sondern kann ihr nützen, 
kann ihr helfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hielte es im übrigen für gut, wenn wir — dazu 
ist in der ersten Rede in dieser Debatte ja auch 
nicht eingeladen worden — auf neue Schlachten 
um den Begriff der Integration verzichteten. 

Überhaupt sollten wir uns bei der Benutzung ei-
ner Buchstaben- und Fachsprache, die für den Bür-
ger immer weniger Sinn ergibt, mehr Zurückhal-
tung auferlegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

EWS und EPZ, Lomé und UNCTAD, 

(Reddemann [CDU/CSU] : AKP fehlt!) 

MBFR und KSZE 

(Abg. Dr. Narjes [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— ich möchte das jetzt zu Ende führen —, viele 
Bürger können damit überhaupt nichts anfangen. 

(Wehner [SPD] : Ds kann man wohl verste-
hen!) 

Wir Politiker sollten nicht den Eindruck aufkommen 
lassen, als bäten wir um Zustimmung zu etwas, zu 
dessen vernünftiger Erklärung und Erläuterung wir 
entweder nicht fähig oder nicht willens sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn ich es richtig sehe, stimmen wir bei allen 
sonstigen Unterschieden in diesem Haus im we-
sentlichen darin überein, daß jeder Versuch, die 
spezifischen historischen Traditionen unserer euro-
päischen Völker zu mißachten und ein Europa zu 
errichten, in dem die Nationen ihre Identität verlö-
ren, zum Scheitern verurteilt wäre. Wir wollen — 
man  kennt mich in Amerika gut genug, daß ich 
dies sagen kann — aus Europa keine schlechte Ko-
pie der Vereinigten Staaten von Amerika ma-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nicht der große, alles vermengende Schmelztiegel 
kann unser Ziel sein, sondern unser Ziel sollte sein 
das enge Zusammenwirken der den Menschen ver-
trauten Kulturen, Nationen und Regionen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber es wird sich meiner Meinung nach zuneh-
mend zeigen, daß auch für Gigantomanie in Europa 
in Wirklichkeit nicht oder nicht mehr Platz ist, und 
daß es nicht der Europa gemäße Weg für die Zu-
kunft sein kann, den USA, auf das Materielle kon-
zentriert, bloß nachzueifern, wie das übrigens bei 
kommunistischen Staaten besonders ausgeprägt ist: 
auch so schöne große Häuser, auch so viele Autos, 
auch so viel Energievergeudung haben zu wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir deutschen Sozialdemokraten verstehen unse-
re Mitarbeit im künftigen, direkt gewählten Euro-
päischen Parlament selbstverständlich auch als 
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Auftrag, dort die besonderen deutschen Interessen 
zu vertreten, wo wir dies für richtig halten, so wie 
wir deutsche Interessen verstehen und wie wir sie 
interpretieren. Die Repräsentanten unserer Nach-
barn werden es daran ihrerseits nicht fehlen las-
s en.  

Die Dänen sind zitiert worden. Natürlich werden 
diese — das gilt für die Kleineren natürlich etwas 
stärker als für die Größeren, von den Konservativen 
bis zu den Sozis, und wenn ein Kommunist gewählt 
wird, gilt es für ihn auch — zusammenhocken, 
wenn sie bestimmte dänische Interessen wahrneh-
men wollen. Die Franzosen hocken alle zusammen, 
wenn sie französische Landwirtschaftsinteressen 
wahrnehmen wollen. Wir wollen dem nicht einfach 
nacheifern. Aber es ist keine Sünde wider den eu-
ropäischen Geist, berechtigte deutsche Interessen 
geltend zu machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Für mich versteht es sich dabei von selbst, daß wir 
uns immer zu bemühen haben, zu einem Ausgleich 
der Interessen zwischen den europäischen Nach-
barn zu kommen, jedenfalls dazu beizutragen, so-
weit uns das möglich ist. So wird den spezifischen 
Problemen im leider immer noch ärmeren Süden 
Europas auch weiterhin unsere besondere Auf-
merksamkeit gelten. 

Übrigens bei der Gelegenheit: Europa beginnt 
jetzt zu Hause. Ich habe nicht ohne Grund in die-
sen Tagen, also soviel über das Grundgesetz ge-
sprochen wurde, daran erinnert, daß mehr als ein 
Artikel aus dem ersten Abschnitt des Grundgeset-
zes auch für die europäischen und überhaupt für 
die ausländischen Arbeitnehmer und für ihre Fami-
lien und ihre Kinder Geltung haben, die hier unter 
uns leben, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und daß man ihnen, den Ausländern, auch nicht zu 
nahe tritt, wenn man in aller Offenheit sagt: Freizü-
gigkeit möchten wir in Zukunft gern noch mehr 
haben, im übrigen muß europäische Politik aber in 
den 80er Jahren bewußt dorthin gehen, daß Arbeit 
zu den Menschen kommt und nicht Menschen über 
einen Kontinent hinweg der Arbeit nachlaufen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im Ineinandergreifen beider politischer Funktio-
nen, also der Wahrnehmung eigener Interessen und 
des Arbeitens an gemeinsamen europäischen Inter-
essen, liegt nach meinem Verständnis der spezifi-
sche Auftrag an den künftigen Europaparlamenta-
rier, wenn wir jenseits von bürokratischen Lange-
weilern und angeblichen ökonomischen Sachzwän-
gen ein Europa von Bürgern für Bürger, von Men-
schen für Menschen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Europa der Zukunft muß natürlich auch ein 
soziales Europa sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Ziel lohnt sich zum Nachdenken und auch 
für die lebendige Auseinandersetzung zwischen 
uns dort und hier. Also, so meine ich, muß jeder 

nüchterne Beobachter der Vorgänge in unserem 
Lande manche jener Argumente als vordergründig 
empfinden, mit denen aus den Unionsparteien auf 
Stimmensuche im Europawahlkampf gegangen wird. 
Als ob das Aufwärmen der Parolen aus dem Jahre 
1976, die schon damals ihre Wirkung — jedenfalls 
hinreichend — verfehlten, dem Charakter einer er-
sten europäischen Direktwahl gerecht werden 
könnte! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich empfehle den Kollegen das Buch eines der 
besten französischen Denker unserer Zeit; ich kann 
mich um so eher auf ihn berufen, als er kein So-
zialist ist. Raymond Aron macht in seinem letzten 
Buch darauf aufmerksam, daß Wirklichkeitsverlust 
die eigentliche Krankheit Westeuropas sei. Dies 
gilt auch für manches, worum in der Bundesrepu-
blik vordergründig gestritten wird. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Narjes [CDU/ 
CSU] : Und von Ihrem Kölner Parteitag!) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Ihnen, verehr-
te Kollegen von der Union, Ihre Freunde z. B. in 
Belgien, in Holland oder auch in Italien wirklich 
glauben — uns sagen sie nämlich etwas anderes —, 
wenn Sie behaupten oder behaupten lassen, daß 
ausgerechnet die deutschen Sozialdemokraten Eu-
ropa mit einem freiheitsfeindlichen Geist überzie-
hen wollen. Das glauben sie doch alle nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die sagen uns dazu zu Recht etwas anderes. Die 
deutsche Geschichte zeugt, wie ich einleitend sag-
te, vom Gegenteil. 

Verfälschung von erwiesenem Freiheitswillen 
und Mißachtung der Opfer im Kampf gegen Unfrei-
heit sind der Sache nicht dienlich, unserem Land in 
Europa nicht würdig und im übrigen kein guter 
Dienst für diejenigen selbst, die entlang der aufge-
zeigten Linie argumentieren. Wer die programmati-
schen Aussagen der von Ihnen erwähnten soge-
nannten Europäischen Volkspartei nachliest — ich 
habe es natürlich getan, Herr Klepsch; Sie haben 
das hier eingeführt —, der sieht, daß es Ihren poli-
tischen Freunden um ganz andere, zum Teil durch-
aus vernünftige politische Ziele bei dieser Wahl 
geht. Hier ließe sich auch manches gemeinsam ma-
chen. Viele von Ihnen wissen das ganz genau und 
wollen es nur für den Hausgebrauch ein wenig 
verstecken, um ja nicht von dem Geist der Kon-
frontation herunter zu müssen, der inzwischen 
manchen — ich fürchte: allzu vielen — liebgewor-
den zu sein scheint. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte unterstreichen: Die Vielfalt Europas, 
seiner Völker und ihrer Tradition, sein Reichtum 
an Ideen und Strömungen, dies alles muß zusam-
mengeführt werden. Es ist kein europäisches, son-
dern ein chinesisches Wort, aber trotzdem ein auf 
Europa anzuwendendes: Laßt viele Blumen blühen! 
Dieses Wort gilt gerade für Europa. Unser Konti-
nent läßt sich nicht über einen Einheitsleisten 
schlagen — und wenn Sie es genau wissen wollen: 
weder über einen christdemokratischen noch über 
einen sozialistischen. Dies sage ich auch meinen 
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Freunden in anderen Ländern und habe deswegen 
zuweilen Streit mit ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer Europa über einen Einheitsleisten schlagen 
will, der schadet der europäischen Idee. Und wer 
Spaltertendenzen aus der Bundesrepublik nach Eu-
ropa tragen will — von uns aus —, der schadet 
nicht nur Europa, sondern auch dem deutschen Na-
men in Europa. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch wenn die Unionsparteien das nicht wollen — 
und ich unterstelle, sie wollen es nicht —: Die Re-
sonanz ihres Europawahlkampfes ist nicht europä-
isch und dient auch nicht der deutschen Sache in 
Europa. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Im übrigen, wer sich nur noch im Kampf gegen die 
Koalition, die diese Regierung trägt, einig ist, der 
übertreibt ja auch ein bißchen, wenn er sich noch 
„Union" nennt. Für die Bundesrepublik mag das 
gerade noch ausreichen, für Europa ist es ungenü-
gend. 

Ich habe eben auf dieses Programm der EVP Be-
zug genommen. Nun sagen Sie: Aber die Soziali-
sten, die bösen Sozialisten, was die in anderen 
Ländern machen! 

(Dr. Klepsch [CDU/CSU] : Ich habe nicht 
„die bösen" gesagt!) 

— Gut, Sie haben nicht „die bösen" gesagt, son-
dern nur gemeint; 

(Wehner [SPD] : Sozialisten sind an und 
für sich böse!) 

ich weiß das wohl zu schätzen. — Aber, Herr Kol-
lege Klepsch, das verdiente doch — wenn ich die 
Zeit hätte, die ich jetzt nicht habe —, ernsthaft 
sehr differenziert zu werden. Sie können hier nicht 
guten Gewissens behaupten, daß Felipe Gonzalez 
in Spanien und der neue Oberbürgermeister von 
Madrid, Tierno Galvan, nicht überzeugte Europäer 
wären; die haben deswegen sogar schon gelitten, 
als noch andere an der Macht gewesen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Das können Sie doch nicht bestreiten! 

Sie können mir doch andererseits nicht die PA-
SOK in Griechenland anrechnen. Ich rechne Ihnen 
doch auch nicht eine Partei in einem südamerika-
nischen Land an, die dort für faschistisch gehalten 
wird und sich „christdemokratisch" nennt. 

(Dr. Klepsch [CDU/CSU] : Welche meinen 
Sie denn?) 

— Ich bleibe in Europa. Die PASOK ist Mitglied 
weder der Sozialistischen Internationale 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Richtig!) 

noch des Bundes der Sozialdemokratischen Partei-
en in der Gemeinschaft. Im übrigen hat Herr Pa-
pandreou, an den Sie sich dann wenden müßten — 
aber er kann hier nicht antworten —, gesagt, er 

strebe für sein Land eine norwegische Lösung an. 
Das muß man als einen Standpunkt gelten lassen. 

(Dr. Klepsch [CDU/CSU] : Welche südame
-

rikanische christdemokratische Partei ha

-

ben Sie denn eben gemeint?) 

Oder nehmen Sie Frankreich. Was soll es denn, 
hier an diesem heutigen Tage ein völlig falsches 
Bild zu malen? In Wirklichkeit ist es so: Der große 
Teil der französischen Sozialisten steht in der Aus-
einandersetzung mit den Kommunisten und vertei-
digt Deutschland gegen das Wiederaufleben anti-
deutscher Ressentiments, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

die dort durch Kommunisten und Gaullisten glei-
chermaßen gepflegt werden. Was in der Mitte die 
Giscardisten — mit einem kleinen Einsprengsel von 
Christdemokraten — tun, das tut der große Teil 
der demokratischen Sozialisten dieses unseres 
wichtigsten Nachbarlandes. Ich bin mit denen nicht 
in jeder Frage einer Meinung, die sind untereinan-
der unterschiedlicher Meinung, aber was soll diese 
schematische, völlig fehlgezeichnete Darstellung 
der französischen Lage im Deutschen Bundestag? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Brandt, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Klepsch? 

Brandt (SPD) : Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Bitte 
sehr. 

Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Herr Kollege Brandt, 
welche christdemokratische Schwesterpartei Latein-
amerikas haben Sie denn vorhin mit Ihren Aus-
führungen gemeint? 

Brandt (SPD) : Ich bin durch die Zwischenrufe 
aus Ihren Reihen dahin belehrt worden, daß Sie 
nicht über anderes als Europa zu diskutieren 
wünschten; deshalb beantworte ich jetzt auch nicht 
diese Frage. 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU) 

— Sie haben mir gesagt, ich soll bei Europa blei-
ben, und das habe ich dann getan. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist unfair!  — 
Dr.  Müller-Hermann [CDU/CSU] : Nennen 
Sie Roß und Reiter! — Dr. Marx [CDU/ 
CSU] : Er hat das Thema hier doch selber 

eingeführt!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben dann die 
Frage eingeführt, was wohl Spitzenvertreter der 
Sozialdemokraten im Europaparlament machten. 
Verlassen Sie sich darauf: Von mir werden Sie 
dort noch hören. Fraktionsvorsitzende und Partei-
vorsitzende pflegen auch im Bundestag nicht, je-
denfalls nicht regelmäßig, an Ausschußsitzungen 
teilzunehmen. Mich im Politischen Ausschuß zu 
beteiligen, wenn es erforderlich ist, behalte ich mir 
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auch dort vor. Ansonsten werde ich im Plenum 
und in meiner Fraktion mitwirken. 

Wenn Sie die Gewerkschaftsführer gemeint ha-
ben, sage ich Ihnen hier in aller Deutlichkeit: 
Heinz-Oskar Vetter und Eugen Loderer für die Me-
taller und Karl Hauenschild für die Chemiearbeiter 
und -angestellten werden die Sache der breiten 
Schichten unseres Volkes im Europaparlament bes-
ser vertreten können als mancher, der stark in der 
Vergangenheit verhaftet ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das Europäische Par-
lament muß vor allem anderen die Jugend unserer 
Länder für sich gewinnen. Es darf nicht zu einer 
weiteren versteiften Institution werden, von der 
diejenigen, um deren konkrete Zukunft es geht, 
den Eindruck haben, ihre Fragen fielen unter den 
Tisch und ihre Belange würden nicht berücksich-
tigt. Wir werden also — jeder auf seine Weise — 
uns alle Mühe geben müssen, die Jungen davon zu 
überzeugen, daß wir uns mit dem gebotenen Nach-
druck um jene Probleme kümmern, die sie unmit-
telbar berühren und die Welt von morgen bestim-
men werden. 

Ich weiß, es gibt viel Resignation unter den heu-
te Jungen. Gestern hat mich der Ausdruck er-
schrocken, den ich in einem sehr ernsthaften Brief 
eines jungen Wählers aus der Frankfurter Gegend 
fand. Da stand das Wort von der Staatsangst. Das 
hat mich tief erschrocken. Aber es trifft sich dann 
mit dem Unbehagen, der Unsicherheit, der Angst 
über die stetig wachsenden Datenbanken. Darin 
steckt die Frage: Wird es menschlichen Fortschritt 
geben? Das sind doch alles europäische und nicht 
mehr nur deutsche Probleme. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden uns auch darum zu kümmern -haben, 
daß die Freizügigkeit dadurch weiter gestärkt wer-
den kann, daß Ausbildungsgänge und Examina in 
unserem Europa einander rascher und effektiver 
angeglichen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Schutz der Umwelt — das sage ich auch den 
Jungen — muß auf ein hohes gemeinsames Niveau 
gebracht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir dürfen das unsere unter Berufung auf Europa 
nicht herunterdrücken lassen. Hier wie anderswo 
darf es nicht zu einer Einigung auf den kleinsten 
gemeinsamen Nenner kommen. Bei dieser Gelegen-
heit kann ich nur mit dem Blick auf den 10. Juni 
davor warnen, seine Stimme zu verschenken, in-
dem man sie einer Grünen Liste gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Man muß diejenigen stützen, die sich um diese 
Fragen auf jener europäischen Ebene wirklich wer-
den kümmern können. 

Energiesicherung für Europa, 

(Beifall des Abg. Wolfram [Recklinghau

-

sen] [SPD]) 

das gemeinsame Angehen der Sicherheitsprobleme, 
wo es um Energie geht, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Ausgerechnet bei 
Energiesicherung klatschen die Beifall!) 

und, meine Damen und Herren, den Jungen klar-
machen: Wir wollen; daß Europa im guten Sinne 
des Wortes eine große Macht, ja ich sag das 
Wort — Großmacht des Friedens und des Aus-
gleichs in der Welt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das gilt nicht nur auf die erschreckende Rüstungs-
problematik bezogen. Es gilt ebenso auf das Nord- 
Süd-Verhältnis bezogen und auf eine, auch wenn 
es noch so schwierig ist, künftige Verklammerung 
von Rüstungskontrollfragen und Ausgleichsfragen 
zwischen Nord und Süd. 

Die europäischen Gemeinschaften werden auch 
an der Rolle gemessen werden, die sie spielen, um 
in diesem Jahrhundert noch — das ist möglich — 
den  Hunger auf der Welt zu besiegen 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und durch raschere Entwicklung in anderen Teilen 
der Welt auch bei uns die Arbeitsplätze der heute 
Jungen und deren Kinder zu sichern. Diesen The-
men gilt es in Wirklichkeit. Das neue Europäische 
Parlament wird daran gemessen werden, wie rasch 
es hierbei seine besondere Verantwortung erkennt 
und wie gut es im Laufe der Jahre gelingt, dieser 
Verantwortung gerecht zu werden. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Beifall 
bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich unterbreche die Beratung 
der verbundenen Tagesordnungspunkte 4 bis 7. 

Wir treten in die Mittagspause ein. Wir begin-
nen wieder um 14 Uhr. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.00 bis 
14.00 Uhr.) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz über 
die unentgelt liche Beförderung Schwerbehin-
derter im öffentlichen Personenverkehr 

— Drucksache 8/2899 — 

Berichterstatter: Senator Willms. 

Das Wort hat Herr Senator Willms. 

Senator Willms (Bremen) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Deutsche Bundestag hat 
am 29. März 1979 das Gesetz über die unentgeltli-
che Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen 
Personenverkehr beschlossen. Der Bundesrat hat 
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dazu am 11. Mai dieses Jahres die Einberufung 
des Vermittlungsausschusses verlangt. Dieser hat 
sich dann am 28. Mai mit den einzelnen Anrufungs-
begehren befaßt. 

Für den Vermittlungsausschuß erstatte ich Ihnen 
dazu folgenden Bericht: Der Bundesrat wünschte 
eine Gesetzesänderung zu drei Komplexen. 

Der erste Bereich betrifft die Definition des Nah-
verkehrs. In § 59 des Schwerbeschädigtengesetzes 
ist der Begriff des Nah- und Fernverkehrs neu defi-
niert. Nahverkehr ist danach u. a. die Fahrt mit der 
Deutschen Bundesbahn in der zweiten Wagenklas-
se im Umkreis von 50 Kilometern vom Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort des Schwerbe

-

hinderten. Der Bundesrat hielt es für erforderlich, 
diese Beschränkung der unentgeltlichen Beförde-
rung auf einen 50-Kilometer-Radius zu streichen, 
da sie zu einem unverhältnismäßig hohen Verwal-
tungsaufwand führt. In jedem Einzelfall wäre näm-
lich bei der Ausweisausstellung der Umkreis von 
50 Kilometern um den Wohnort festzustellen und 
im Ausweis in geeigneter Form kenntlich zu ma

-

chen. 
Der zweite und dritte Komplex der Anrufungsbe-

gehren betreffen Kostenregelungen. Zum einen war 
vorgesehen, daß der Bund die Aufwendungen für 
die unentgeltliche Beförderung im Nahverkehr der-
jenigen Schwerbehinderten trägt, die wegen einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 
50 % Anspruch auf Versorgung nach dem Bundes-
versorgungsgesetz oder nach anderen Bundesgeset-
zen — in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Bundesversorgungsgesetzes — haben. 
Für alle übrigen Personengruppen sollten die Län-
der die Aufwendungen tragen, auch dann, wenn 
die unentgeltliche Beförderung durch Bundesunter-
nehmen wie Bundesbahn und Bundespost erfolgt. 

Der Bundesrat vertrat demgegenüber die Auffas-
sung, daß Kosten, die den Unternehmen entstehen, 
die dem Bund gehören oder sich mehrheitlich in 
seiner Hand befinden, auch vom Bund zu tragen  
sind. 

Letztlich sollten die Länder nach dem Gesetzes-
beschluß die Aufwendungen für die unentgeltliche 
Beförderung der nicht in § 63 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 
Schwerbeschädigtengesetz genannten Personen tra-
gen. Für diesen Personenkreis wünschte der Bun-
desrat ein Kostensplitting. Nach seinen Vorstellun-
gen sollten der Bund 40 % und die Länder 60 % 
der entstehenden Kosten übernehmen. 

Der Vermittlungsausschuß hat lediglich jenem 
Anrufungsbegehren des Bundesrats Rechnung ge-
tragen, das die Übernahme der Kosten durch den 
Bund für Unternehmen, die ihm gehören oder sich 
mehrheitlich in seiner Hand befinden, vorsieht. 
Hier ist der Vermittlungsausschuß den Vorstellun-
gen des Bundesrats einmütig gefolgt. 

Die übrigen Begehren — von der Nahverkehrs

-

grenze bis zur Kostenteilung — sind vom Vermitt-
lungsausschuß nicht aufgenommen worden. 

Das Ergebnis des Vermittlungsausschusses liegt 
Ihnen auf der Drucksache 8/2899 mit allen Folgeän-
derungen vor. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Vor-
schlag des Vermittlungsausschusses. 

(Beifall) 

Präsident Stücklen: Wird das Wort zur Abgabe 
von Erklärungen gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Vermitt-
lungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner 
Geschäftsordnung beschlossen, daß über die vorlie-
genden Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 
Wer der Beschlußempfehlung des Vermittlungsaus-
schusses auf der Drucksache 8/2899 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Nun kommen wir zu der verbundenen Debatte 
über die Tagesordnungspunkte 4 bis 7 zurück. 

Das Wort wünscht der Herr Abgeordnete Dr. 
Bangemann. 

Dr. Bangemann (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir sollten an den 
Anfang dieser Debatte etwas ganz Positives stellen: 
Diese Direktwahl ist ohne Wenn und Aber ein er-
heblicher Fortschritt in der Geschichte der Euro-
päischen Gemeinschaft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie mag spät kommen. Sie kommt nicht zu spät. 

Wir alle, die wir diesen Wahlkampf bisher be-
stritten haben, haben ja gemerkt, wie sehr die 
Möglichkeit gefehlt hat, sich über europäische Pro-
bleme mit den Wählern selbst ganz unmittelbar 
auseinanderzusetzen. Auch die Tatsache, daß alle 
Parteien die Notwendigkeit gesehen haben, sich 
europäisch zu organisieren und den Versuch zu 
machen, gemeinsame Plattformen zu erarbeiten, be-
deutet einen solchen Schritt nach Europa. Daß, 
Herr Kollege Klepsch, diese Bundesregierung und 
vor allen Dingen der Ihnen gegenüber sitzende 
Außenminister dazu einen ganz erheblichen Teil 
beigetragen haben, haben Sie nur zart angedeutet 
— was ich Ihnen nicht übelnehme. Das möchte 
ich jetzt etwas dicker und breiter ausmalen, damit 
Sie die Gelegenheit haben, wenigstens durch Zu-
stimmung zu dem, was ich sage, den Dank der Op-
position an diese Bundesregierung abzustatten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Außenminister hat sich in einer ganz ent-
scheidenden Phase der Verhandlungen im Minster-
rat, als es z. B. um die Zahl der Sitze ging, so in-
tensiv und in einem so konstruktiven Sinn in die 
Verhandlungen eingeschaltet, daß man wirklich sa-
gen kann: Ohne die Bemühungen des Außenmini-
sters und der Bundesregierung wären wir heute 
nicht da, wo wir sind. Das sollte man vielleicht zu-
nächst einmal sagen. 

Ich gebe zu, daß es eine Reihe von Problemen 
gibt, die wir noch bewältigen müssen. Eines der 
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Probleme ist die tiefe Unkenntnis über die Europäi-
sche Gemeinschaft. Ich denke mit Schrecken an 
eine Podiumsdiskussion, die ich vor wenigen Ta-
gen unter großer Beteiligung der Bevölkerung mit 
drei Chefredakteuren von bedeutenden deutschen 
Zeitungen zu bestehen hatte, die ich hier nicht na-
mentlich nennen will, um sie nicht nachträglich in 
Verlegenheit zu setzen. Das Maß der Unkenntnis 
bei mindestens zwei dieser Herren über die Euro-
päische Gemeinschaft und über das Europäische 
Parlament und seine Kompetenzen war so groß, 
daß wir erst nach drei Stunden die Herren mühsam 
davon überzeugen konnten, daß wir ein Parlament 
wählen, das wenigstens schon Budgetrechte und ei-
nigermaßen Kontrollrechte hat. Das wußten die 
nicht. 

(Dr. Früh [CDU/CSU]: Aber die haben ei

-

nen Artikel darüber geschrieben!) 

Die glaubten das nicht mal, als wir ihnen das er-
zählt haben. Wie soll man da erwarten, daß der 
Bürger von den Vorurteilen loskommt, die ganz si-
cher uns allen zu schaffen gemacht haben? 

In diesem Wahlkampf könnte ich mir ein ver-
nünftiges Argument für die Wahlbeteiligung nicht 
vorstellen, wenn man vor. den Bürger treten und 
ihm sagen müßte: Nun wählt mal das Parlament; 
es hat zwar nichts zu sagen; aber wenn wir ge-
wählt sind, werden wir schon ein bißchen zu sagen 
bekommen. — Gott sei Dank ist es nicht so. Wir 
brauchen auch gar nicht die Debatte neu aufzuneh-
men, die der Kollege Brandt hier noch einmal zi-
tiert hat: ob man erst dem Parlament Kompetenzen 
geben und es danach wählen soll, oder umgekehrt. 

Meine Damen und Herren! Dieses Parlament muß 
dringend gewählt werden. Es hat schon soviel 
Kompetenzen, daß ich mich als Demokrat in die-
sem Parlament unwohl fühle, wenn ich bedenke, 
was ich dort alles unkontrolliert durch die Öffent-
lichkeit machen kann. 

Wir sind weit über diese Debatte hinaus, und 
wir sollten uns deshalb bemühen, sicher mit Rea-
lismus, sicher nicht mit übertriebenen Hoffnungen, 
nicht mit Illusionen, die wir neu nähren, aber doch 
mit einem guten Schuß Optimismus an die Sachen 
heranzugehen. Es hat keinen Sinn, wenn wir selbst 
uns kleinmütig an die Aufgabe machen, die Vorur-
teile zu bekämpfen, die Unkenntnis zu beheben. 
Dann werden wir es nie schaffen. 

Es gibt ja auch bei uns eine Menge Vorurteile 
gegenüber der Gemeinschaft. Wie sieht der kleine 
deutsche Moritz die Europäische Gemeinschaft? 
Die Italiener tanzen und singen, die Franzosen es-
sen gut und trinken auch nicht schlecht, die Eng-
länder streiken dauernd und die Deutschen arbei-
ten sich zu Tode und bezahlen das alles. So un-
gefähr tönt es einem ja in diesem Wahlkampf ent-
gegen. Die Wahrheit ist gerade umgekehrt. Ich 
meine, man sollte unseren Bürgern einmal sagen — 

(Seefeld [SPD] : Wer trinkt denn nun? — 
Heiterkeit und weitere Zurufe) 

— Herr Seefeld, ich will Sie nicht genau betrach

-

ten und will Sie jetzt nicht in die Kategorien des 
guten Essens, des Trinkens und Singens und des 

Streikens einordnen. Wenn ich mir Ihr Kölner Pro-
gramm ansehe, dann werden Sie wahrscheinlich in 
die dritte Kategorie einzuordnen sein. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU) 

Ich möchte hier den Versuch machen, unserer 
deutschen Öffentlichkeit zu sagen, welchen wirt-
schaftlichen Vorteil diese Gemeinschaft für uns 
schon gebracht hat. Als wir 1958 anfingen, gingen 
25 Prozent des deutschen Exports in die Länder der 
Gemeinschaft, heute sind es über 50 Prozent. Jeder 
achte Arbeitsplatz in der Bundesrepublik hängt da-
von ab, daß wir diese wirtschaftliche Zusammenar-
beit ausbauen. Wir sind das Land, das am stärk-
sten von dieser Gemeinschaft profitiert. Man kann 
nicht nur die Kassenbewegungen anschauen. Gut, 
da zahlen wir pro Jahr mehr hinein, als wir her-
ausbekommen. Aber der Saldo, der sich aus dieser 
Handelsbilanz ergibt, ist Jahr für Jahr beträchtlich 
größer als das, was wir an direkten Beiträgen in 
diese Kasse einzahlen. Ich meine, daß wir das zu-
nächst einmal schlicht zur Kenntnis nehmen soll-
ten. 

Das ist aber nicht alles, was man zu dieser Ge-
meinschaft sagen darf, denn ich bin mir völlig dar-
über im klaren, daß diese Gemeinschaft zum Teil 
auch darunter leidet, daß sie nur ein erfolgreiches 
wirtschaftliches Unternehmen ist. Es gibt ja sogar 
Kritiker, die ihr das vorwerfen. Sie sagen, das sei 
eine Gemeinschaft der Händler geworden, eine Ge-
meinschaft von Leuten, die nur an ihrem Profit 
orientiert seien. Das sei eine Gemeinschaft, die im 
Grunde genommen am Verbraucher und seinem In-
teresse vorübergehe. 

Deswegen brauchen wir zusätzliche Argumente. 
Diese Gemeinschaft muß eine Reihe von anderen 
Rechtfertigungen haben. Sie darf sich nicht nur 
darauf beschränken, wirtschaftlich dazu beizutra-
gen, daß die Dinge besser laufen, als sie laufen 
würden, wenn jeder für sich allein wirtschaften 
würde. Ich möchte dazu noch einiges sagen. Aber 
lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen zu dieser 
wirtschaftlichen Entwicklung machen. Die eine be-
zieht sich auf die Wirtschafts- und Währungs-
union, die andere auf den Agrarmarkt. — Ich wuß-
te, daß Herr Kollege Früh jetzt umkehren und 
wieder zurückkommen würde. Deswegen habe ich 
das etwas lauter gesagt. 

(Heiterkeit) 

Die Wirtschafts - und Währungsunion, meine Da-
men und Herren, ist ganz sicher nicht zu erreichen, 
wenn man ein großes Gemälde malt, das ganz per-
fekt ist und Vordergrund, Mittelgrund und Hinter-
grund mit Nuancen hat und in jedem einzelnen De-
tail ausgearbeitet ist. So habe ich manchmal die 
Beiträge der Kollegen hier heute morgen verstan-
den. Ich weiß nicht, vielleicht habe ich sie mißver-
standen. Kollege Klepsch jedenfalls meinte, davon 
sei man ja noch weit entfernt. Das ist natürlich 
richtig. Aber wir werden ein solches Gemälde 
nicht fix und fertig auf den Tisch des Hauses ge-
liefert bekommen, sondern wir müssen irgendwo 
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anfangen. Ich empfehle dem Kollegen Klepsch, 
wenn er im Wahlkampf noch Zeit hat, einen Autor 
zu lesen, der Schweizer ist und deswegen vielleicht 
völlig unparteiisch etwas zu dieser Veranstaltung 
sagen kann. Außerdem hat er lange vor der Euro-
päischen Gemeinschaft gelebt, nämlich Ludwig 
Hohl. Dieser Mann hat einen bemerkenswerten 
Satz unter vielen anderen geschrieben, der lautete: 
Es gibt gar keinen Anfang, man muß anfangen. —
Und so ist es mit der Wirtschafts- und Währungs-
union. Wir haben angefangen. 

Schon allein die gemeinsame Wirtschaftsord-
nung, die wir durch den freien und ungehinderten 
Markt in der Gemeinschaft hergestellt haben, ist 
ein Moment der Dynamik. Alles was wir jetzt noch 
hinzugefügt haben — Verbraucherschutz, die Wett-
bewerbsregeln, eine Sozial- und Regionalpolitik 
und zunehmend auch die Steuerharmonisierung —, 
ergibt sich ja aus dem offenen System dieses 
freien Marktes. Weil die Angleichung der Wettbe-
werbsbedingungen keine abgeschlossene Aufgabe 
ist, sondern im Grunde genommen ein Band, das 
sich immer ohne Ende durch alle Politiken hin-
durchzieht, haben wir schon einen Anfang ge-
macht, den wir nur noch fortsetzen müssen. 

Das gilt vor allen Dingen auch für das Europäi-
sche Währungssystem. Natürlich gehört eine ge-
meinsame Währung zu dieser Wirtschafts- und 
Währungsunion. Ich glaube, daß das Europäische 
Währungssystem, das übrigens seine ersten Mona-
te erheblich besser überstanden hat, als das man-
che Kritiker angenommen haben, einen wichtigen 
ersten Schritt in diese Richtung darstellt. Das war 
eine Position, die die Bundesregierung beharrlich 
vertreten hat, und zwar nicht nur nach außen, son-
dern im wesentlichen auch gegen Kritiker nach in-
nen. Ich kann mich an die Debatte erinnern, in der 
gerade aus der Fraktion der Christlichen Demokra-
ten Bedenken laut wurden, es handle sich doch 
wohl um eine Regelung, die entweder nicht funk-
tionieren könne, oder, wenn sie funktioniere, ver-
hängnisvolle Folgen für die Währungsstabilität 
hätte. In diesen schwarzen Befürchtungen sind Sie, 
Gott sei Dank, enttäuscht worden. Sie müßten ei-
gentlich sagen, daß sich das, was wir bisher erlebt 
haben, durchaus bewährt hat. 

Ich verstehe manchmal überhaupt nicht ganz, 
nach welchen Kriterien Sie Ihre Entscheidungen 
treffen. Beispielsweise hat sich der Kollege 
Klepsch mit den anderen Kollegen von der CD-
Fraktion, die vor mir sitzen, immer vehement dafür 
eingesetzt, daß wir die Sechste Mehrwertsteuer-
richtlinie verabschieden. Wenn ich mich nicht ganz 
falsch erinnere, haben Sie sogar die Bundesregie-
rung im Europäischen Parlament dafür getadelt, 
daß sie da gesäumt hätte. Als wir vor kurzem im 
Plenum einen entsprechenden Gesetzentwurf einge-
bracht hatten, waren Sie plötzlich gegen diese 
Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie und die sie be-
gleitenden nationalen Rechtsvorschriften. Aber las-
sen wir das. 

Es geht, glaube ich, nicht um diese kleinen Din-
ge; es geht mehr um die großen Dinge. Damit bin 
ich bei den Agrarüberschüssen. Meine Damen und 

Herren, diese Agrarpolitik ist im Kern nicht 
falsch; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Im Kern aber 
nur!) 

denn wir müssen eines sagen: Wir dürfen uns auf 
einem so wichtigen Gebiet wie dem der Ernährung 
nicht hundertprozentig auf Einfuhren verlassen. Es 
wäre verhängnisvoll, wenn sich die Gemeinschaft 
völlig dem Weltmarkt öffnete und wir auf diese 
Weise in sehr hohem Maße, vielleicht zu 100 %, 
von Einfuhren abhängig würden; denn das würde 
uns mit Sicherheit in Situationen führen, die wir 
politisch nicht bestehen könnten. 

Genauso sicher ist aber auch, daß eine Erzeu-
gung, die über den Bedarf hinausgeht, unsinnig ist. 
Wir müssen deshalb einen entschiedenen Versuch 
machen, diese Agrarüberschüsse zu vermeiden; 
denn sie sind eines der großen Argumente der Be-
völkerung gegen die Gemeinschaft. Niemand ver-
steht, daß Obst oder Gemüse vernichtet werden 
müssen, niemand versteht, daß die Kosten für die 
Lagerung von Butter genauso hoch sind wie die 
Kosten für die europäische Forschungspolitik. 

Deswegen begrüße ich ganz ausdrücklich das, 
was das Ernährungsministerium für den Bereich 
des Milchmarktes vorgeschlagen hat. Die Kommis-
sion geht auch in diese Richtung. Man will durch 
eine Heranziehung der Erzeuger immer dann, wenn 
sie über diesen Bedarf hinaus produzieren, dazu 
beitragen, eine solche Überschußproduktion zu 
vermeiden. Ich glaube, das ist der richtige Weg. 

Das liegt übrigens auch im Interesse der Land-
wirtschaft, weil wir im Grunde genommen an der 
Grenze des Finanzierbaren angekommen sind. Wie 
bekannt ist, gehen von den 40 Milliarden, die der 
Haushalt heute umfaßt, 70 % in den Bereich Land-
wirtschaftspolitik. 

(Zuruf der CDU/CSU) 

— Das ist ein falscher Vergleich — ich weiß —, 
weil sich die übrigen Politiken nicht so entwickelt 
haben. Dennoch: bis jetzt haben wir eine Finanz-
marge von 1 % des Aufkommens der Mehrwert-
steuer. Mit dem letztjährigen Haushalt haben wir 
bereits 0,7 % des Mehrwertsteueraufkommens er-
schöpft. Wenn wir das Abkommen von Lomé nur 
in dem Umfang budgetisieren, in  dem wir bisher 
Zahlungen zugestanden haben, geraten wir nahe an 
die Grenze des einen Prozents. Schon mit der nor-
malen Steigerung des Haushalts würden wir diese 
Grenze überschreiten. Deswegen müssen wir etwas 
machen. 

Wir müssen uns dieses Problems auch deswegen 
annehmen, weil es sonst in der Gemeinschaft zu ei-
nem Ungleichgewicht käme, das wir nicht hinneh-
men können. Es ist einfach nicht gut, daß die rei-
cheren Länder gegenüber den ärmeren Ländern im 
Zusammenhang mit den Mitteln für den Agrar-
markt bevorzugt werden. Das Ungleichgewicht 
wird noch dadurch größer, daß jetzt Spanien, Grie-
chenland und Portugal hinzukommen. Wir können 
es doch nicht einfach so machen, daß wir versu-
chen, dieses Ungleichgewicht durch eine Aufstok- 
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kung der Zuwendungen aus dem Regionalfonds zu 
beheben. In Wahrheit müssen wir bei der Agrarpo-
litik selbst ansetzen. Wie kann man das erreichen? 
Kann man da dem Ministerrat, der Bundesregie-
rung oder dem Europäischen Rat einen Vorwurf 
machen? 

Damit bin ich bei den institutionellen Problemen, 
die angesprochen worden sind. Der Europäische 
Rat war nicht vorgesehen, als die Verträge konzi-
piert worden sind. Ich würde ihn aber nicht, wie 
der Kollege Klepsch das genannt hat, als „Fremd-
körper" bezeichnen. Die vernünftigste Entwicklung 
wäre, den Europäischen Rat in die Struktur der Ge-
meinschaft hineinzunehmen, ihn wie einen Mini-
sterrat zu behandeln, ihm die gleichen Möglichkei-
ten, aber dann auch die gleichen Begrenzungen 
und den gleichen Dialog aufzuzwingen, den heute 
schon der Ministerrat mit dem Europäischen Parla-
ment führen muß. Ich glaube, das wäre eine Mög-
lichkeit, um auch die Diskrepanzen zu vermeiden, 
die ja schon bei der Regionalpolitik deutlich zum 
Ausdruck gekommen sind. Denn was das Parla-
ment beschlossen hat — Erhöhung des Regional-
fonds —, war ja im Grunde genommen eine Brüs-
kierung der Beschlüsse des Europäischen Rats. 
Auch der Ministerrat konnte das letzten Endes 
nicht mehr halten. 

Wenn wir das vermeiden wollen, sollten wir ver-
suchen, den Europäischen Rat in die Verfassungs-
struktur der EG zu integrieren. Da ist auch das 
Element der Konzertierung durchaus nützlich. Ich 
beurteile das nicht ganz so kritisch wie Herr Kol-
lege Klepsch. Ich glaube schon, daß wir mit dieser 
Konzertierung in den letzten Jahren einen erhebli-
chen Fortschritt gemacht haben. Wir werden das 
nicht nur auf die Haushaltsprobleme beschränken. 
Wir haben uns ja schon in die Verabschiedung 
von Verordnungen hineinbegeben. Es gibt auch 
Beispiele einer funktionierenden und guten Konzer-
tierung. 

Eines würde ich allerdings bei dieser institutio-
nellen Entwicklung nicht empfehlen, nämlich: ein 
Modell nachzuahmen. Es  gibt da die unterschied-
lichsten Vorstellungen. Es gibt Leute, die Födera-
tionen, Konföderationen wollen. Es gibt Nachah-
mungen des nationalen Modells der Bundesrepu-
blik. Es gibt auch Hinweise auf die amerikanische 
konstitutionelle Entwicklung. Dies alles ist, glaube 
ich, nicht richtig. 

Die Europäische Gemeinschaft wird sich nach 
ihren eigenen Vorstellungen entwickeln. Sie hat 
auch schon Daten gesetzt, die sich mit historischen 
Beispielen nicht vergleichen lassen. Sie ist nicht 
einfach die Bundesrepublik 1948. Sie ist schon gar 
nicht die Vereinigten Staaten nach der Unabhän-
gigkeitserklärung. Vielmehr ist sie weitgehend be-
reits nach eigenen Vorstellungen gewachsen. Sie 
stellt Fakten und Daten zur Verfügung, die wir 
weiter entwickeln müssen, allerdings unter klarer 
Unterstreichung dessen, was wir wollen. 

Das ist nun das erste, was die Liberalen in ihrem 
Programm, das sie übrigens gemeinsam mit allen 
Liberalen der Europäischen Gemeinschaft beschlos

-sen haben, ganz klar herausgestellt haben. — Ja, 
es wäre vielleicht ganz gut, wenn die Kollegen von 
der CDU/CSU-Fraktion das auch einmal zur Kennt-
nis nähmen. Ich habe heute eine Wahlzeitung von 
Ihnen in der Hand gehabt, die Sie verdienstvoller-
weise verteilen. Ich sage „verdienstvollerweise", 
weil da immer noch einige Kandidaten aufgeführt 
werden, die inzwischen keinen Reklamewert für 
die Union mehr haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Kohl kommt z. B. dort mit breiten Ausfüh-
rungen, zudem noch mit falschen Ausführungen, 
Herr Aigner, zu Wort, nämlich mit der Behaup-
tung, die Europäische Volkspartei sei die einzige 
europäische Partei. Das ist einfach schlicht falsch. 
Die Liberalen haben sich schon im März 1976 in 
Stuttgart zu einer solchen europäischen Partei zu-
sammengeschlossen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Als Föderation, 
aber nicht als Partei!) 

— Als Partei! Denn die Frage, ob jemand Partei ist 
oder nicht, bemißt sich danach, ob man gemeinsam 
Beschlüsse faßt, die mehrheitlich gelten, auch 
dann, wenn eine Minderheit diesen Beschlüssen 
nicht zustimmt. Das ist z. B. der entscheidende 
Grund, warum ich glaube, daß der Bund der Sozi-
aldemokraten keinen Parteicharakter hat; denn er 
erlaubt diese Mehrheitsbeschlüsse nicht. Er beruht 
nach wie vor auf dem Einstimmigkeitsprinzip. Das 
ist für mich der wesentliche Unterschied zwischen 
der Europäischen Volkspartei und den Europäi-
schen Liberalen Demokraten einerseits und dem 
Bund der Sozialdemokraten andererseits. Das ist 
eine ganz wichtige Frage. Denn darüber müssen 
wir uns im klaren sein: wer diese Gemeinschaft ei-
nigen will, wer es aber nicht fertig bringt, sich in 
der eigenen Parteifamilie zu einigen, der wird 
nicht mit großem Erfolg bei dieser Aufgabe antre-
ten können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Kollege Brandt hat sich heute morgen mit 
Recht dagegen verwahrt, daß er von Herrn Klepsch 
in diesem Punkt allzu pauschal beurteilt worden 
ist. Aber richtig ist natürlich, meine Damen und 
Herren von der SPD-Fraktion, daß Sie in den drei 
wesentlichen Fragen, um die es in dieser Gemein-
schaft gehen wird, keine gemeinsamen Standpunk-
te im Bund der Sozialdemokraten erreicht haben. 
Deswegen haben Sie auch kein gemeinsames 
Wahlprogramm. 

Neulich hat mir in einer Podiumsdiskussion ein 
SPD-Vertreter vorgehalten, wir hätten gar kein 
Programm. Ich bin da erst etwas erschrocken, weil 
ich dachte, ich hätte das nicht mehr richtig in Er-
innerung, bis ich dann merkte, er meinte: wir 
haben kein nationales Programm. Das ist wahr. Die 
FDP hat kein Programm für die Direktwahl auf-
stellen müssen; denn wir hatten bereits gemeinsam 
mit allen Liberalen der Europäischen Gemeinschaft 
eines aufgestellt. 

In diesen drei Fragen, nämlich in der Frage der 
zukünftigen Wirtschaftsordnung der Gemeinschaft, 
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in der Frage des Verhältnisses zu Eurokommuni-
sten und vor allen Dingen in der wichtigen Frage 
der Kompetenzen des Parlaments gibt es nun eben 
leider keine Einigung bei Sozialisten. Die Labour

-

Partei will ja sogar die Gemeinschaft zurückdrän-
gen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es sind doch keine Märchen, die wir hier erzählen. 
Callaghan hat ja kaum das Manifest der Labour

-

Partei erklären können, weil es sogar ihm zuwider 
war, daß die Labour-Partei gesagt hat: Und nun 
werden Beschlüsse des Europäischen Parlaments 
nur dann anerkannt, wenn ihnen das Unterhaus zu-
gestimmt hat. — Das ist das Ende der Europäi-
schen Gemeinschaft. Da können wir aufhören, die-
se Veranstaltung zu betreiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen ist es einer der wichtigsten Punkte in 
unserem Programm, daß die Demokratisierung die-
ser Gemeinschaft durch eine Stärkung des Europäi-
sche Parlaments vorangebracht wird. 

Man kann sich lange darüber unterhalten, war-
um die Bundesrepublik von ihrer anfänglichen Eu-
ropa-Begeisterung heute so weit entfernt ist. Aber 
einen Grund kann ich Ihnen mit Sicherheit nennen, 
den niemand bestreiten kann. Dieser Ministerrat 
hat es durch eine jahrzehntelange Obstruktionspo-
litik, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

durch eine Boykottpolitik der europäischen Inter-
essen, die praktisch nur dadurch erklärbar war, 
daß der Ministerrat eine Börse zur Verhandlung 
nationaler Interessen geworden ist, fertig gebracht, 
viele überzeugte Europäer zu enttäuschen und, was 
noch viel schlimmer war, die Schuld dafür auf die 
Falschen zu lenken. 

Es werden immer die Bürokraten in Brüssel zi-
tiert, wenn es um die mangelnden Fortschritte in 
der Gemeinschaft geht. Die sind genauso frustriert 
wie alle überzeugten Europäer. Wir müssen dieses 
Parlament so stärken, daß es diesem Ministerrat 
Paroli bieten kann. Das ist der Weg zu Europa, der 
Erfolg verspricht und der zudem auch demokra-
tisch ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das verstehe ich unter Demokratisierung der Ge-
meinschaft. 

Deswegen möchte ich das gar nicht so hin und 
her wenden, wie der Kollege Brandt das gemacht 
hat. Ich bin auch dafür, daß man die deutsche 
Sprache klar verwendet. Aber in diesem Punkt 
muß man auch zu der klaren politischen Erkennt-
nis kommen: Das Parlament darf nicht einfach nur 
ein Debattierklub sein, es darf nicht nur, so wich-
tig das ist, der Ort der politischen Auseinanderset-
zung ein, sondern es muß das gesamteuropäische 
Interesse auch durchsetzen können. 

Das ist der entscheidende Fortschritt, den wir 
gemeinsam erreichen müssen, wenn wir nach fünf 
Jahren wieder antreten wollen; denn das Schwie-
rigste wird noch kommen. Jetzt können alle Partei-
en sagen, wir haben das vor, wir haben jenes vor. 

Nach fünf Jahren werden wir gefragt werden: Was 
habt ihr denn eigentlich gemacht? 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Das wird die Bewährungsprobe für dieses Parla-
ment sein, und ich hoffe, daß wir diese Probe ge-
meinsam bestehen. 

Deswegen bin ich auch nicht so zurückhaltend, 
was die Frage der Konstituante, der verfassungge-
benden Versammlung angeht. Es wäre sicher 
falsch, jetzt eine komplette Verfassung entwerfen 
und durchsetzen zu wollen; denn in ihrem institu-
tionellen Teil beschriebe diese Verfassung einen 
Zustand, der nicht entwickelt ist. So wie jetzt die 
Kompetenzen verteilt sind, dürfen wir sie nicht 
festschreiben. Aber die Menschen-, Bürger- und 
Freiheitsrechte in einem ersten Teil einer europäi-
schen Verfassung zu regeln, halte ich für machbar, 
halte ich für durchsetzbar. Das halte ich auch für 
einen Ausweis der politischen Existenz eines Par-
laments, das, glaube ich, am meisten dazu beitra-
gen kann, daß solche Rechte geachtet werden. 

Das ist, meine ich, eine neue Qualität europäi-
scher Politik. Die Gemeinschaft hat die Qualität 
Demokratie bis jetzt zuwenig gehabt. Das ist der 
erste große Schritt, die erste große Veränderung, 
die mit dieser europäischen Wahl eingetreten ist. 

Der zweite Punkt — er wurde auch schon be-
rührt —: Ich glaube, daß wir in dieser Gemein-
schaft nicht vorankommen, wenn wir nicht auch 
eine kulturelle Dimension eröffnen. Warum haben 
wir denn zum Teil Schwierigkeiten, wenn wir uns 
mit anderen Ländern verständigen wollen? Auch 
Politiker haben diese Schwierigkeiten. Ich denke 
an einige Debatten zurück, die kürzlich vom Fern-
sehen übertragen worden sind. Sie haben ja deut-
lich gemacht, daß auf beiden Seiten noch Mißver-
ständnisse bestehen. 

Diese Schwierigkeiten sind deswegen entstanden, 
weil wir uns bei der europäischen Einigung darauf 
beschränkt haben, eine wirtschaftliche Zusammen-
arbeit zustande zu bringen, und uns zu wenig um 
das gegenseitige Verständnis gekümmert haben. 
Das gilt auch für uns selber; das gilt z. B. 
für die Schul- und Bildungspolitik aller deut-
schen Länder. Das ist zwar in unterschied-
lichem Maße der Fall; aber ich sage das hier ganz 
deutlich. Es betrifft nicht die Bundesregierung; sie 
hat sich bemüht, im Rahmen der Kultusminister-
konferenz einiges zu ändern, und einige Beschlüsse 
sind auch schon vorhanden. Aber die Wirklichkeit 
sieht traurig aus. Alle Fächer, in denen man lernen 
könnte, Europäer zu sein, werden bei sogenannten 
Schulreformen kontinuierlich zusammengestrichen. 
Ich bin kein Schul- und Bildungspolitiker, ich bin 
nur leidgeprüfter Vater von fünf schulpflichtigen 
Kindern. Das betrifft eigentlich nicht so sehr mich 
selber, sondern mehr meine Frau, die zu Hause ist 
und die Schulaufgaben machen muß. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Wegen der Rah

-

menpläne und ihrer Folgen!) 

In Geographie, in Geschichte und in Fremdspra-
chen kann man lernen, europäisch zu denken. 
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Wenn man aber Geographie, Geschichte und 
Fremdsprachen — zunehmend sogar Deutsch — bei 
jeder sogenannten Schulreform streicht 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

— das ist auch in CDU/CSU-Ländern so —, 
dann soll man sich nicht wundern, daß wir 
inzwischen nicht nur Fachidioten, sondern so-
gar nationale Fachidioten erziehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sollten versuchen, diese kulturelle Dimension 
ein wenig für Europa zu eröffnen. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. Ban-
gemann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Probst? 

Dr. Bangemann (FDP) : Nur wenn auch er Vater 
von schulpflichtigen Kindern ist. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Präsident Stücklen: Wie ich ihn einschätze, ist 
das der Fall. 

Dr. Probst (CDU/CSU) : Ich habe nicht fünf, son-
dern nur vier Kinder! 

Dr. Bangemann (FDP) : Das reicht. 

Dr. Probst (CDU/CSU) : Herr Bangemann, meinen 
Sie nicht, daß wir alles, was Sie hier beklagen, Ih-
ren politischen Freunden verdanken? Sie reden 
hier an eine ganz falsche Adresse; denn es ist die 
Reformitis gewesen, die diese Schwierigkeiten ge-
bracht hat. 

Dr. Bangemann (FDP) : Ich muß Sie enttäuschen, 
Herr Kollege; denn ich kann mich nicht erinnern, 
daß wir in Bayern über lange Jahrzehnte hinweg 
maßgeblich Schulpolitik gemacht haben, 

(Beifall bei der FDP) 

und in Bayern ist das genau das gleiche. 

(Dr. Marx (CDU/CSU) : Das ist nicht rich

-

tig! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Deswegen habe ich hier nicht als FDP-Mann oder 
als Deutscher, sondern als Europäer gesprochen, 
der mit Ihnen bedauert, Herr Kollege, daß diese 
Entwicklung eingetreten ist. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Bei uns in Rhein

-

land-Pfalz ist es auch nicht so! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Als Vater! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Vater kann man werden, ohne daß man liberal 
ist und ohne daß man der deutschen Bevölkerung 
angehört. Das spielt dabei keine Rolle, Herr Kolle-
ge. Das müßten Sie eigentlich wissen, wenn Sie 
vier Kinder haben. 

Diese kulturelle Dimension, dieses Verständnis 
füreinander fehlen uns in dieser Gemeinschaft. Das 

kann man nicht durch eine gemeinsame Luftfahrt-
industrie ersetzen, obwohl auch das natürlich 
wichtig ist. Der Airbus ist zwar nicht ein Produkt 
einer europäischen Einrichtung in strengen Sinne 
der EG, aber er ist eines der wenigen Beispiele da-
für, daß Menschen erkennen, daß wir diese Euro-
päische Gemeinschaft brauchen. Wir brauchen 
aber auch Leute, die sich bei der Konstruktion und 
der Arbeit am Airbus verstehen, d. h., wir brauchen 
ein bißchen mehr Verständnis für diese europäi-
schen Fächer in der Schul- und Bildungspolitik. 

Wir sind auch für ein Europa, das sich seine kul-
turelle Vielfalt erhält. Ich glaube, daß dies sogar 
einer der Punkte war, die die Liberalen in diese 
Debatte eingeführt haben. Ich kann mir gar nicht 
vorstellen, daß jemand eine besondere Attraktion 
in einer Gemeinschaft sehen könnte, die so aus-
sieht, wie es in den großen zentralistischen Staaten 
beinahe schon der Fall ist, nämlich mit einer Ein-
heitskultur, mit einem Einheitsbrei, mit Städten 
und Landschaften, die alle einheitlich aussehen. 
Für micht wäre es schrecklich, in einen Schlafwa-
gen zu steigen und nach dem Aufwachen am ande-
ren Morgen nicht erkennen zu können, ob ich in 
Kopenhagen, München, Düsseldorf oder in Marseil-
le bin; mindestens München möchte ich noch er-
kennen können. 

(Dr.Marx [CDU/CSU] : Das war ein schö

-

ner Nebensatz!) 

Deswegen brauchen wir natürlich auch eine Be-
teiligung der Bürger an dieser europäischen Eini-
gung. Das ist am schwierigsten zu erreichen, und 
damit sollten wir uns in den nächsten fünf Jahren 
befassen. Wir haben ein Europa der Experten ge-
schaffen. Wenn man heute ein Automobil konstru-
ieren oder bauen will, weiß man, daß man zu 90 % 
auf europäische Vorschriften achten muß. Wenn 
man aber ein Automobil fährt und als Bürger im-
mer noch an eine Grenze kommt, immer noch sei-
nen nationalen Führerschein, seinen nationalen 
Ausweis vorzeigt, wenn man in den Ländern immer 
noch mit unterschiedlichen Währungen bezahlen 
muß, wenn man verschiedene Preise für Benzin, Ö1 
und ähnliche Dinge zu bezahlen hat, dann merkt 
man nicht, daß dieses Europa existiert. Wir sollten 
dieses Europa des Alltags schaffen, damit uns nicht 
vorgeworfen wird, wir bauten Europa über die 
Köpfe der Menschen hinweg auf. 

Eine dritte und letzte Bemerkung, Herr Präsident. 
Ich weiß nicht, ob das etwas seltsam klingt, jeden-
falls klingt es altertümlich, aber ich sage es trotz-
dem: Ich glaube, daß diese Gemeinschaft eine mo-
ralische Rechtfertigung braucht. Es geht nicht ein-
fach nur, daß wir sagen, diese Gemeinschaft trägt 
dazu bei, daß die Menschen wohlhabender sind, 
daß sie reicher leben, als wir jeweils in unseren 
Ländern für uns gelebt haben. Diese Gemeinschaft 
muß ein Stück Moralität besser vertreten, als es 
die anderen Länder bisher getan haben. 

Für mich enthält das zwei wichtige Probleme. 
Das erste Problem stellt sich mit der Frage nach 
der Rolle, die diese Gemeinschaft nach außen hin 
übernehmen will. Es ist wohl wahr, wir können 
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eine Großmacht werden. Diese Gemeinschaft hat 
jetzt schon 260 Millionen Einwohner. Zusammen 
mit Spanien, Griechenland und Portugal sind es 
über 300 Millionen Einwohner. Das sind mehr, als 
die Vereinigten Staaten oder die Sowjetunion an 
Einwohnern haben. Wir sind jetzt schon die erste 
Handelsmacht der Welt. Wir produzieren auf ho-
hem technologischem Niveau. Wir hätten fast al-
les, was man braucht, um diese Großmachtpolitik 
auszuführen. Ich glaube aber, daß das ein schlech-
ter Weg für die Gemeinschaft wäre. Lassen Sie uns 
doch das ganze wirtschaftliche und politische Ge-
wicht, das diese Gemeinschaft heute schon reprä-
sentiert, im Sinne einer neuen Definition interna-
tionaler Beziehungen einsetzen. Wir wollen nicht, 
daß wir mit wirtschaftlichen, militärischen oder an-
deren Mitteln künstlich Einflußsphären erhalten, 
sondern wollen in einer echten Partnerschaft mit 
den Ländern der Welt, mit den Ländern des Ost-
blocks, mit den Ländern der Dritten Welt eine in-
ternationale Beziehung aufbauen, die dem Frieden 
mehr dient, als es eine solche Großmachtposition 
jemals könnte. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, das ist für mich auch 
der Grund, warum ich skeptisch bin, wenn ich 
Überlegungen höre — die allerdings mehr an bay-
erischen Kaminen geäußert werden —, man sollte 
doch dieses politische Gewicht der neuen Europäi-
schen Gemeinschaft in der Weltpolitik in dem Sin-
ne einsetzen, daß man jetzt beispielsweise die „chi-
nesische Karte" spiele. Das ist eine Umschreibung 
eines höchstgefährlichen Vorgangs. Man kann lan-
ge darüber rätseln, ob die Sowjetunion aggressiv 
ist oder nicht: Eine Sowjetunion aber, die sich um-
zingelt fühlte, die sich einem solchen Bündnis aus-
gesetzt sähe, wie es der stellvertretende chinesi-
sche Ministerpräsident kürzlich bei seinem Ameri-
kabesuch ganz offen propagiert hat, einem Bündnis 
von China, Japan, den Vereinigten Staaten und Eu-
ropa, die kann gar nicht anders als aggressiv sein. 
In einer solchen Situation noch friedliche Entspan-
nungspolitik betreiben zu wollen, das wäre eine Il-
lusion. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Sie ist ohnehin eine 
Illusion!) 

— Es ist gut, daß Sie das einmal so deutlich äu-
ßern. Bis jetzt hatte ich immer noch den Eindruck, 
daß sich die offiziellen Vertreter Ihrer Fraktion zu 
dieser Entspannungspolitik bekannten, nur seien 
sie der Meinung — was man ihnen nicht übelneh-
men kann —, daß die Bundesregierung sie schlecht 
betreibe. Wenn Sie jetzt ganz offen sagen, daß die-
se Entspannungspolitik tatsächlich nicht möglich 
ist, dann verstehe ich, daß an bayerischen Kami-
nen die chinesische Karte gespielt werden soll. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dieses Element einer friedlichen Entwicklung ist 
natürlich nicht möglich, wenn wir es nicht auch 
mit einem Bekenntnis zur demokratischen Entwick-
lung in dieser Gemeinschaft begleiten. Wenn man 
schon von einer historischen Aufgabe sprechen 
will, dann liegt in dieser Festigung der demokrati

-

schen Entwicklung in der Gemeinschaft die histori-
sche Aufgabe für die Europäische Gemeinschaft. 
Unter den 155 selbständigen Staaten, die in den 
Vereinten Nationen zusammengeschlossen sind, 
sind jetzt noch 29 oder 30 Demokratien. Man kann 
die Maßstäbe unterschiedlich anwenden. Selbst 
wenn man den Rahmen sehr weit setzt, sind es si-
cher nicht mehr als 30. 21 davon existieren hier in 
Europa. Wenn wir es nicht schaffen, diesen Gedan-
ken der Demokratie in dieser Gemeinschaft zu le-
ben, dann werden wir den Gedanken der Demokra-
tie auf der ganzen Welt nicht mehr verteidigen 
können. Das ist auch der Grund, warum sich die 
Liberalen uneingeschränkt für den Beitritt von Spa-
nien, Griechenland und Portugal eingesetzt haben. 
Wir wissen, daß da einige wirtschaftliche Probleme 
auf uns zukommen werden. Aber mit dem Beitritt 
von Spanien, Griechenland und Portugal wird nicht 
die Frage der Olivenproduktion, der Südfrüchte 
oder des Weins entschieden, sondern da geht es 
um die Festigung der Demokratie in Europa. Des-
wegen, so meine ich, sollte diese Gemeinschaft den 
Versuch machen, sich hier zu verteidigen und eine 
gemeinsame Position zu finden. 

Wir selbst werden dabei gar nicht einmal der 
Partner sein, der die wenigsten Probleme mitbringt. 
Manchmal hat man ja so den Eindruck, daß wir die 
Patentdemokraten sind und daß die anderen Mit-
gliedsländer um uns herum eigentlich die kranken 
Demokraten sind, die wir ein bißchen aufpäppeln 
müßten. Meine Damen und Herren, das ist nicht so. 
Die Demokratie in diesen anderen Ländern, auch 
beispielsweise in Großbritannien, das ja häufig Ge-
genstand von Kritik von unserer Seite ist, ist 
wahrscheinlich gefestigter, weil gelebter als die in 
manchem Land, das sich heute in einer sehr siche-
ren Bastion weiß. 

(Vereinzelt Zustimmung bei der SPD) 

Deswegen sollte man nicht anfangen, beckmesse-
risch über andere Leute zu urteilen, sondern versu-
chen, seinen Teil dazu beizutragen, daß diese De-
mokratie in Europa lebt. 

Darin besteht kein Gegensatz zur Deutschlandpo-
litik oder zur Entspannungspolitik. In einem Arti-
kel der „Prawda" wird so ein bißchen der Eindruck 
erweckt, als ob die europäische Einigung im Ge-
gensatz zur Entspannungspolitik stünde. Wenn man 
die Europäische Gemeinschaft selbst als Faktor in 
die Entspannungspolitik einführt, ist das kein Ge-
gensatz, sondern eine erhebliche Verstärkung die-
ser Position. 

Es besteht auch kein Gegensatz zur Deutsch-
landpolitik. Zwar glaube ich nicht, daß man die eu-
ropäische Einigung als einen leichten und sicheren 
Weg aus den deutschlandpolitischen Problemen 
heraus anbieten kann. Es gibt Leute, die ein biß-
chen den Eindruck erwecken, als ob die europäi-
sche Einigung uns einen unmittelbaren Zugang zu 
einer nationalstaatlichen Wiedervereinigung brin-
gen könnte. Diese Illusion soll man nicht nähren. 
Aber es ist auch falsch, anzunehmen, es gäbe eine 
Alternative, entweder nur die europäische Eini-
gung durchzuführen oder nur die Wiedervereini- 
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gung zu verfolgen. Auch das ist falsch. Daß wir 
uns nicht wiedervereinigt haben, daß wir noch un-
endliche Schwierigkeiten haben, dieses politische 
Ziel zu erreichen, liegt ja nicht an der europäi-
schen Einigung, sondern an dem tiefen politischen 
Gegensatz, der mitten durch Europa verläuft und 
die beiden deutschen Staaten voneinander trennt. 
Die Europäische Gemeinschaft kann vieles tun, um 
diesen Gegensatz aufzuheben. Wir sollten dabei al-
lerdings unseren eigenen Prinzipien auch fest und 
unbeirrbar treu bleiben. 

Das, was die Sowjetunion an Protesten gegen die 
Beteiligung von Berlin (West) an den europäischen 
Wahlen hat hören lassen, müssen wir mit aller 
Entschiedenheit zurückweisen. 

(Beifall) 

Das ist keine Verletzung, sondern eine Anwendung 
der entsprechenden Vereinbarungen, und es ist in 
keiner Weise ein Akt, der von uns in aggressiver 
Absicht oder auch nur in der Absicht, die Verträge 
nicht einzuhalten, vorgeschlagen worden wäre. 

Um diese Fragen scheint es mir zu gehen. Sicher, 
es geht auch um ein paar Kandidaten. Auch das 
spielt eine Rolle. Ich persönlich habe mich dazu ja 
auch sehr deutlich geäußert, manchmal zum Miß-
vergnügen der Kollegen aus der SPD-Fraktion, was 
ich ja auch verstehen kann, aber ich habe ja nicht 
die Gewerkschaftsvorsitzenden auf die Liste der 
SPD gewählt. Ich weiß, man kann eine Menge an-
führen, man kann sicher sagen, das sind Leute, die 
haben sich doch nun in ihren Gewerkschaften da-
für eingesetzt und vertreten bestimmte Interessen. 
Aber ich darf Sie wirklich bitten: Denken Sie ein-
mal darüber nach, ob es nicht einer demokrati-
schen Entwicklung viel besser ansteht, daß diese 
Verantwortungen klar und unmißverständlich auf 
die Gewerkschaften, auf die Verbände und auf die 
politischen Parteien verteilt sind. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Ich habe immer einen Horror davor, daß wir diese 
Verantwortungen vermischen. Das gilt übrigens 
auch für die Kandidaten mancher Verbandspräsi-
denten bei der CDU. 

(Seefeld [SPD] : Jetzt klatschen sie nicht 
mehr!) 

— Na ja, da können sie nicht klatschen; das ist 
klar, Herr Seefeld. Es wäre ein bißchen zu viel 
Selbstüberwindung, wenn sie jetzt klatschen wür-
den. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Hat der Herr 
Seefeld vorher geklatscht?) 

Das Problem besteht einfach darin: Wer die Ge-
werkschaften zur Basis nur einer Partei macht, 
verletzt den Gedanken der Einheitsgewerkschaft 
und behindert die Gewerkschaften bei der Durch-
setzung ihrer eigenen Ziele. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/CSU 
— Wehner [SPD] : Da kann ich nur lä

-

cheln, wenn Sie so über Gewerkschaften 
reden und belehren wollen!) 

— Herr Wehner, ich will Sie nicht belehren, weil 
ich weiß, daß das völlig unmöglich ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unbelehrbar!) 

Das, glaube ich, wird hier niemand schaffen. Aber 
eines müssen Sie mir schon zubilligen: Dann, wenn 
ich von einer demokratischen Entwicklung als Mit-
glied einer Partei spreche, die zu dieser demokrati-
schen Entwicklung — genau wie Sie auch — bei-
getragen hat, können Sie mir dieses Recht nicht 
bestreiten. Ich halte z. B. das, was von der Volks-
front gesagt wird, schlicht für Unsinn. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Das ist schlichter Unsinn! Das wissen auch die 
Leute, die im Europäischen Parlament sind. Weder 
haben die Kommunisten und die Sozialisten heute 
zusammen numerisch eine Mehrheit, noch werden 
sie die nach der Direktwahl haben, noch wird die 
SPD sich an einer solchen Volksfront beteiligen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Das sage ich genauso klar und deutlich, wie ich 
andererseits kritisiere, Herr Wehner, daß Sie diese 
Kandidaturen so sehr begrüßen. Ich möchte nicht, 
daß eine Partei der parlamentarisch verlängerte 
Arm irgendeines Verbandes, einer Gewerkschaft 
oder auch einer Kirche wird. Das ist das Ende ei-
ner demokratischen pluralistischen Gesellschaft. 

Ich finde es auch nicht gut, daß man einzelne so-
ziale Gruppen für sich beansprucht und sagt: ich 
bin eine Partei der Arbeitnehmer, ich bin eine 
Partei der Selbständigen, ich bin eine Partei der 
Rentner, der Hausfrauen. Meine Damen und  Her-
ren,  wenn wir es nicht fertigbringen, alle zusam-
men diese Parteien für jedermann offenzuhalten, 
wenn wir es nicht fertigbringen, in den Parteien 
die grundsätzlichen moralischen Wertvorstellungen 
zum Tragen zu bringen, auf denen diese europäi-
sche Gesellschaft beruht, nämlich den Sozialismus, 
den Konservativismus — wenn ich Sie mit einschlie-
ßen darf — und den Liberalismus: dann werden 
wir in eine mittelalterliche Feudalgesellschaft zer-
fallen, wo einzelne soziale Gruppen im Vertei-
lungskampf nur noch ihr Sonder- und egoistisches 
Interesse sehen. Das ist für mich ein Zerrbild der 
europäischen Gemeinschaft. 

Diese Gemeinschaft muß die Kraft aufbringen, 
ihre nationalen Egoismen zu überwinden. Sie muß 
wirklich europäisch werden. Sie muß auch die 
Kraft aufbringen, soziologische und soziale Barrie-
ren zu überspringen, und muß den Bürger als das 
sehen, was er ist. Er ist ein Mensch, er ist ein In-
dividuum, er ist Deutscher, Franzose, Engländer 
oder hat eine andere Nationalität. Er sollte in Zu-
kunft auch Europäer sein. Darum geht es bei dieser 
Wahl. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
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ren! Der Kollege Willy Brandt hat heute vormittag 
gesagt, daß die ersten direkten europäischen Wah-
len eine Chance seien. Ich sage, auch diese Aus-
sprache des Deutschen Bundestages unmittelbar 
vor den Wahlen ist eine Chance für den Deutschen 
Bundestag und die hier vertretenen politischen 
Gruppierungen, ihre Vorstellungen von Europa zu 
artikulieren. 

Ich frage mich, Herr Kollege Klepsch, ob Sie für 
die Opposition als deren Hauptsprecher heute die-
se Chance wirklich optimal genutzt haben. Ich 
habe Sie oft im Europäischen Parlament, dem Sie 
jetzt schon angehören, mit sachlichen, konstrukti-
ven Beiträgen zu Europa erlebt. Heute haben Sie 
ein bißchen versucht, europäischen Wahlkampf zu 
machen. Ist es eigentlich wirklich so schwer, Herr 
Kollege Dr. Klepsch, anzuerkennen, daß der deut-
sche Bundeskanzler einen ganz entscheidenden Bei-
trag zur Einführung des Europäischen Währungs-
systems geleistet hat? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das muß ich einmal fragen. Ich will nicht bestrei-
ten, daß es Papiere der Europäischen Volkspartei 
und der Christlichen Demokraten in Europa gibt, 
die sich auch zum Europäischen Währungssystem 
äußern. Aber genauso wenig können Sie bestreiten, 
daß aus Ihrer eigenen Partei, als wir um die 
Durchsetzung in Europa gerungen haben, heftige 
Warnrufe gekommen sind zu einem Zeitpunkt, als 
sich Kollege Müller-Hermann im Europäischen 
Parlament dankenswerterweise schon positiv geäu-
ßert hatte. Wenn ich Ihre Reden in Europa mit dem 
vergleiche, was Sie hier sagen, frage ich mich, ob 
entweder die Anwesenheit im Europäischen Parla-
ment Sie zu einem höheren europäischen Bewußt-
sein bringt oder ob Sie hier Hinderungsgründe se-
hen, das zu sagen, was Sie dort verkünden. 

Ich will mich, Herr Kollege Klepsch, mit einer 
Ihrer Aussagen sofort am Anfang befassen, weil 
sie wichtig genug ist, damit sie entweder durch Sie 
selbst oder durch einen der nachfolgenden Redner 
klargestellt wird. Sie haben hier vom Europäischen 
Rat, also der Zusammenkunft der Staats- und Re-
gierungschefs der neun Staaten der Europäischen 
Gemeinschaften und ihrer Außenminister, als ei-
nem Fremdkörper in der Gemeinschaft gesprochen, 
der in den institutionellen Vereinbarungen der Eu-
ropäischen Verträge nicht verankert sei. Meine Da-
men und Herren, wenn das heißen soll, daß die 
deutschen Christdemokraten etwa Zweifel daran 
haben, ob man den Europäischen Rat weiterarbei-
ten lassen soll oder ob man mit ihm das tun soll, 
was mit einem Fremdkörper normalerweise ge-
schieht, nämlich daß man ihn beseitigt, dann — 
muß ich Ihnen sagen — würden Sie sich in eine 
schwerwiegende europäische Isolation begeben. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das sind doch 
Ladenhüter!) 

Ich halte es geradezu für einen Meilenstein in der 
europäischen Entwicklung, daß unter Beteiligung 
von neun europäischen Regierungen der unter-
schiedlichsten politischen Zusammensetzung, dar-
unter auch zwei christlich demokratische Regie

-

rungschefs, auch der von Ihnen hier mit Recht als 
überzeugtes europäisches Vorbild gelobte Leo Tin-
demans aus Belgien, dieser Europäische Rat ge-
schaffen worden ist. Er ist doch kein Fremdkörper, 
Herr Kollege Klepsch, wie Sie es formuliert haben. 
In Wahrheit ist der Europäische Rat ein Motor der 
europäischen Entwicklung geworden. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Aber mehr mit 
Rückwärtsgang!) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage — — 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Eine 
Sekunde noch, wenn ich diesen Gedankengang zu 
Ende führen darf, Herr Präsident. — Herr Kollege 
Reddemann, Ihr Zwischenruf „mit Rückwärtsgang" 
zeigt mir, daß das offenbar keine Einzelmei-
nung, sondern eine weit verbreitete Meinung ist. 
Wie Sie das zu einer Institution sagen können, die 
es z. B. ermöglicht hat, gegen schwerwiegende in-
nere Widerstände in Frankreich und in Großbritan-
nien die ersten europäischen Wahlen durchzuset-
zen, ist mir gänzlich unverständlich. Ohne den Eu-
ropäischen Rat, ohne die Mitwirkung der Staats-
und Regierungschefs hätten wir nicht diese erste 
direkte Wahl zum Europäischen Parlament am 
10. Juni 1979. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Und die übrigen 
Punkte, über die man geredet hat, ver

-

schweigen Sie!) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Klepsch? 

Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Herr Minister Genscher, 
würden Sie mir darin beistimmen, daß eigentlich 
die Meinung des ganzen Europäischen Parlamentes 
ist, daß der Europäische Rat in die Verträge einbe-
zogen werden, sollte? 

(Reddemann [CDU/CSU] : Genauso ist es!) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Ver-
ehrter Herr Kollege, Sie wissen schon heute, daß 
der Europäische Rat nach den geltenden Regelun-
gen sich jederzeit als Rat konstituieren kann, wenn 
er verbindliche Beschlüsse fassen soll; denn es 
heißt ja nicht mehr als: In den Ministerräten sind 
die Staaten vertreten. Durch wen sie sich vertreten 
lassen, spielt dabei überhaupt keine Rolle. 

Was ich für entscheidend halte, ist, daß diejeni-
gen, die in besonderer Weise in den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft Verantwortung 
tragen, die also auch in besonderer Weise unab-
hängig von dem jeweiligen Ressort — ich will da-
mit gar nicht die Bedeutung der Außenminister 
herabsetzen; wer könnte das, wenn er selbst Au-
ßenminister ist, oder als Wirtschaftsminister oder 
als Arbeitsminister — eine Gesamtverantwortung 
für die Regierung tragen, zusammenwirken. Daß 
sie sich viermal im Jahr treffen, das hätte vor zehn 
Jahren in Europa noch niemand für möglich gehal- 
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ten. Ich halte das für einen wichtigen Fortschritt 
auf dem Wege zur europäischen Einigung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte wirklich bitten, daß von dieser Debatte 
nicht der Eindruck ausgeht, als ob eine Partei von 
dem Gewicht der deutschen Christdemokraten eine 
Änderung in Aussicht nehmen möchte. Nein, meine 
Damen und Herren, dieser Europäische Rat muß 
genutzt werden, damit wir weiter Fortschritte nach 
Europa mit aller Autorität der europäischen Regie-
rungen durchsetzen können. 

Sie haben, Herr Kollege Klepsch, mit Recht auf 
verdiente Europäer aus Ihren Reihen hingewiesen. 
Wer wollte Konrad Adenauer, Ludwig Erhard ihren 
Rang für Europa bestreiten? Aber gleichwohl ist es 
auch in der Zeit, in der Ihre Partei den Kanzler ge-
stellt hat, nicht möglich gewesen, eine Politik des 
leeren Stuhls zu vermeiden, ist es nicht möglich 
gewesen, meine verehrten Kollegen, zu vermeiden, 
daß der Fouché-Plan mit dem ersten Wollen zur 
politischen Union nicht verwirklicht werden konn-
te, konnte es nicht erreicht werden, daß damals 
schon Großbritannien Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft wurde. Niemand von uns wird ir-
gendeiner deutschen Regierung oder Partei daraus 
einen Vorwurf machen, daß in anderen Mitglied-
staaten der Gemeinschaft das europäische Bewußt-
sein und die innenpolitischen Möglichkeiten noch 
nicht so weit entwickelt waren. Was man viel-
leicht aus dieser Zeit Ihnen kritisch vorzuhalten 
hat, sind jene Jahre, die für die Europapolitik ver-
loren gingen, in denen Sie gelähmt waren durch 
die Auseinandersetzungen von Gaullisten und At-
lantikern in Ihrer Partei und damit Impulse für die 
europäische Einigung nicht gegeben werden konn-
ten. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Haben Sie nicht 
mal von Geschichtsklitterung gespro

-

chen?) 

Gewiß, eine nationale Regierung wie die Bundes-
regierung muß sich in einer solchen Parlamentsde-
batte zur Kritik stellen. Aber ich würde gerne hö-
ren, wenn  man  uns sagte, wo eine von den anderen 
Mitgliedstaaten gewünschte Einigung, wo ein von 
den anderen Mitgliedstaaten gewünschter Fortschritt 
für Europa am Widerstand der deutschen Bundes-
regierung gescheitert ist. Das könnte ein Thema für 
diese Debatte sein. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Wo sind denn 
die Initiativen geblieben?) 

Sie können aber nicht der deutschen Bundesregie-
rung anlasten, was sie noch nicht durchsetzen konn-
te, weil andere europäische Regierungen in diese 
oder jener Frage aus innenpolitischen Gründen 
einem solchen Fortschritt nicht zustimmen konnten. 

Ich denke, wir sind uns alle bewußt, daß die Eu-
ropäische Gemeinschaft gerade für uns Deutsche 
eine Plattform für eine Politik ist, die wir verste-
hen als eine Politik der europäischen Einigung, als 
eine Politik der Friedenssicherung für uns als Mit-
glied am westlichen Verteidigungsbündnis und als 
Politik der Entspannung und des Ausgleichs auf der 

Grundlage der europäischen Einigung und auf der 
Grundlage des westlichen Bündnisses. 

Deshalb, meine Damen und Herren, war es nur 
logisch, daß die Regierung Brandt/Scheel im Jahre 
1969 nicht nur mit unserer Entspannungspolitik ei-
nen neuen Weg in dem Versuch eingeschlagen hat, 
den Ausgleich und die Aussöhnung mit den Staa-
ten Osteuropas herbeizuführen, sondern gleichzei-
tig ernsthafte Anstrengungen unternommen hat, die 
europäische Einigung voranzubringen. 

So ist nun einmal unbestreitbar die Gipfelkonfe-
renz von Den Haag im Dezember 1969 zu einem Da-
tum eines neuen europäischen Aufbruchs gewor-
den. Die Beschlüsse der Gipfelkonferenz vom De-
zember 1969 — damals die erste Konferenz, die die 
neue Regierung Brandt/Scheel für die Bundesrepu-
blik wahrgenommen hat — machten den Weg für 
das größere Europa, für die Aufnahme der Ver-
handlungen über den Beitritt von Großbritannien, 
Dänemark, Irland und, Norwegen frei. Drei dieser 
vier Länder haben die Chance genutzt, Mitglied 
der Europäischen Gemeinschaft zu werden. 

Wir haben damals beobachten können, daß die 
Bundesregierung die außenpolitische Zusammenar-
beit, die heute von Herrn Kollegen Brandt erwähn-
te Europäische Politische Zusammenarbeit, zusam-
men mit den anderen — damals fünf — Staaten der 
Gemeinschaft vereinbaren konnte. Es ist ganz un-
bestritten, daß in den letzten zehn Jahren, in denen 
die sozialliberale Koalition die Verantwortung für 
die Außenpolitik trägt, mit der Schaffung einer 
großen Freihandelszone für das ganze demokrati-
sche Europa eine Spaltung zwischen Europäischer 
Gemeinschaft und EFTA vermieden wurde. Es ist 
möglich gewesen, zu verhindern, daß die Europäi-
sche Gemeinschaft unter dem Vorzeichen einer 
schwerwiegenden wirtschaftlichen Rezession aus-
einanderfiel, daß sie in nationalen Protektionismus 
zurückfiel. Vielmehr haben wir diese Krise gemein-
sam überwinden können. 

Das alles sind Leistungen, die die Bundesregie-
rung heute zur Diskussion stellt. Es sind Leistun-
gen, die wir, da wir sie gemeinsam in dieser Rich-
tung gewollt haben, auch gemeinsam zu begrüßen 
in der Lage sein sollten. 

Ich möchte einen besonderen Punkt hervorheben, 
der schon heute vormittag eine Rolle gespielt hat, 
nämlich die Frage: Welche Erwartungen setzen 
nun die Völker Europas und die Völker außerhalb 
Europas in die europäische Einigung? Herr Kollege 
Bangemann hat mit Recht darauf hingewiesen, daß 
es ganz falsch wäre, die Europäische Gemeinschaft 
nur als einen Zusammenschluß zu verstehen, der 
auf einen gemeinsamen wirtschaftlichen Erfolg 
ausgerichtet ist. Ich denke, die Europäische Ge-
meinschaft unterscheidet sich von vielen anderen 
Gruppierungen dadurch, daß sie sich auf gemeinsa-
me Wertvorstellungen gründet, daß sie auf Frie-
denssicherung, die Sicherung der Freiheit, auf die 
Durchsetzung und Verwirklichung der Menschen-
würde und des Selbstbestimmungsrechts angelegt 
ist. Deshalb ist es ganz selbstverständlich, Herr 
Kollege Klepsch, daß das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker im Rahmen des Europawahlkampfs 
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nicht etwa nur, wie Sie hier eben glauben machen 
wollten, bei den Christlichen Demokraten erwähnt 
wird. Es ist doch ganz selbstverständlich, daß sich 
genauso Liberale und Sozialdemokraten in ihren 
europäischen Wahlprogrammen zu diesem Selbst-
bestimmungsrecht bekennen und dafür eintreten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Redde

-

mann [CDU/CSU] : Wo ist das europäische 
Wahlprogramm der Sozialisten? Es gibt 

doch gar keines!) 
Meine Damen und Herren, was bringt es Ihnen 
denn, wenn Sie hier für 50 Minuten den Eindruck 
erwecken können, daß wir nicht für das Selbstbe-
stimmungsrecht auf europäischer Ebene seien? Ir-
gendwann müssen Sie sich ja doch die Korrektur ge-
fallen lassen! Es gibt so viele Möglichkeiten der 
sachlichen Auseinandersetzung, daß wir uns hier 
nicht gegenseitig in eine Ecke stellen sollten, in 
die keiner von uns gehört. Denn in diese Wertvor-
stellungen — Friedenssicherung, Sicherung der 
Freiheit, Menschenwürde und Selbstbestimmungs-
recht — dürfte es hier in diesem Hause keine Mei-
nungsverschiedenheiten geben. 
Meine Damen und Herren, die Menschen in un-

serem Lande und die Bürger Europas wollen von 
uns erfahren, was das bedeutet: Menschenwürde. 
Herr Kollege Brandt hat heute vormittag darauf 
verwiesen, daß wir auf diese Frage Antwort geben 
müssen, z. B. was das Schicksal der Gastarbeiter 
angeht. Und in der Tat, es ist nicht nur eine öko-
nomische Aufgabe, sondern in meiner Vorstellung 
auch eine moralische Aufgabe von hohem Rang, 
daß wir das verwirklichen: die Maschinen zu 
den Menschen zu bringen und sie nicht zu entwur-
zeln und ihnen sozusagen zwangsläufig die Pflicht 
aufzuerlegen, daß sie — ihrer Heimat entwurzelt 
— an die Maschinen gehen, weil sie dort, wo sie 
aufgewachsen sind, einen Arbeitsplatz nicht finden 
können. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, ist es nicht eine Frage 
an uns alle, ganz gleich, ob wir in den ersten Jah-
ren der Europäischen Gemeinschaft Regierungsver-
antwortung getragen haben oder in der Opposi-
tion waren, warum wir so spät mit einer aktiven 
europäischen Regionalpolitik begonnen haben? 

(Dr. Bangemann [FDP]: Sehr richtig!) 

Wäre es nicht viel leichter gewesen, unter den we-
sentlich günstigeren Voraussetzungen der Sechser-
Gemeinschaft und auch unter den damals wesent-
lich günstigeren europäischen und weltwirtschaftli-
chen Bedingungen zunächst einmal in dieser Sech-
ser-Gemeinschaft eine aktive Regionalpolitik zu 
beginnen, um zu verhindern, daß eben jene Bewe-
gung in die Ballungsgebiete des Nordens erfolgt, 
die sowohl den einzelnen Menschen, die zu uns ge-
kommen sind, viel Unrecht und viele Probleme 
bringt als auch uns selbst? Deshalb kann die Gast-
arbeiterfrage eben nicht nur unter dem Gesichts-
punkt diskutiert werden, wie wir hier menschen-
würdige Verhältnisse für sie schaffen. Eine Ant-
wort auf die Gastarbeiterfrage ist vielmehr auch, 
wie wir durch eine aktive Regionalpolitik dafür sor

-

gen können, daß Menschen gar nicht mehr in die 
Versuchung kommen, ihre gewohnte und vertraute 
Heimat und Umgebung, ihre Familie zu verlassen, 
damit sie nur ihre Existenzbedingungen erfüllen 
können. 

(Zuruf des Abg. Dr. Fuchs [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege, da Sie den Zwischenruf machen: 
Hier darf man dann als Opposition ruhig einmal 
anerkennen, daß es die jetzige Bundesregierung 
war, die mit großen Anstrengungen — zusammen 
mit ihren Partnern — den Regionalfonds in der Ge-
meinschaft geschaffen hat, damit mit einer solchen 
Regionalpolitik endlich ein Anfang gemacht wer-
den kann. Das ist ein Stück Verwirklichung der 
Menschenrechte, das ist ein Stück Stärkung der 
Menschenwürde in der Europäischen Gemeinschaft, 
meine Damen und Herren. Das setzt für uns noch 
große Ziele, wenn wir hier alle Anforderungen er-
füllen wollen. 

Nun, meine Damen und Herren, die Erwartungen, 
die in die Europäische Gemeinschaft gesetzt wer-
den, sind nicht nur Erwartungen der Bürger in die-
ser Europäischen Gemeinschaft; diese Erwartungen 
in die Europäische Gemeinschaft werden ganz 
stark von den anderen Staaten der Welt in uns ge-
setzt. Ich bin manchmal betroffen, wenn ich die 
Einschätzung, die die Europäische Gemeinschaft im 
Blick der Außenwelt erfährt, mit dem Gemein-
schaftspessimismus vergleiche, den wir hier im ei-
genen Parlament und an anderer Stelle in Europa 
antreffen. 

(Dr. Corterier [SPD]: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, diese Europäische Ge-
meinschaft wird ihr Eintreten für Menschenwürde 
und für Menschenrechte nur dann glaubhaft ma-
chen können, wenn sie ihre Verpflichtungen ge-
genüber der Dritten Welt voll erfüllt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb war es ein großes Ereignis, daß die 
Gemeinschaft mit den Staaten Afrikas, des Pazifiks 
und der Karibik, den AKP-Staaten, das heute mor-
gen schon apostrophierte Lomé-Abkommen be-
schlossen hat. Es ist ein Versuch, ,die Rohstoffpro-
bleme dieser Länder in einer partnerschaftlichen Zu-
sammenarbeit zu lösen und ihnen gleichzeitig eine 
Perspektive für die wirtschaftliche Entwicklung 
unter den Voraussetzungen einer freien, einer libe-
ralen Welthandelsordnung und Weltwirtschaftsord-
nung zu eröffnen. 

Täuschen wir uns nicht: Diese Europäische Ge-
meinschaft ist zunehmend gerade bei den Staaten 
der Dritten Welt ein Adressat erheblicher Erwar-
tungen und Hoffnungen, weil man weiß, daß in 
dieser Europäischen Gemeinschaft etwas verwirk-
licht worden ist, worauf die Völker und Staaten die-
ser Erde Jahrhunderte gewartet haben, nämlich die 
Verwirklichung der partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit, der Zusammenarbeit von größeren und klei-
neren Staaten, von Staaten des Gewichts Großbri-
tanniens und Frankreichs, mit Staaten der Größe 
von Luxemburg oder Dänemark auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung, der gegenseitigen gleichen 
Anerkennung und Einstufung. Diese partnerschaftli- 
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che Zusammenarbeit ist das Modell, das Europa 
der Welt gibt. Es ist eine partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit, die eben nicht die Vorherrschaft 
des einen über den anderen statuiert, sondern vom 
Grundsatz der Gleichberechtigung und Gleichwer-
tigkeit ausgeht. 

Dieses Modell macht unsere Zusicherung glaub-
würdig, daß wir ohne Vormachtansprüche und 
ohne Einflußansprüche auch unser Verhältnis zu 
den anderen Staaten dieser Welt gestalten wollen, 
daß für uns wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
den Ländern der Dritten Welt nicht mit dem gehei-
men oder vielleicht auch offenen Anspruch ver-
bunden ist, dort unser politisches, unser gesell-
schaftliches Modell durchzusetzen, und daß diese 
Zusammenarbeit nicht mit der Vorstellung verbun-
den ist, dort Einfluß auf die politischen und gesell-
schaftlichen Strukturen zu erreichen, oder gar eine 
Art Vormachtstellung zu begründen, die am Ende 
auch militärische Einflußmöglichkeiten eröffnet. Im 
Gegenteil, wir sind der Meinung, daß eine Ord-
nung, die Frieden für die Welt bringt, nur dann 
durchgesetzt werden kann, wenn wir den Grund-
satz der Gleichberechtigung und der Partnerschaft 
wahren. Dieses Angebot ist das Angebot der Euro-
päischen Gemeinschaft an die Staaten der Dritten 
Welt. Ich bin überzeugt, daß das Modell, das wir 
geben, das einzige ist, das sich im Blick auf die 
Zukunft durchsetzen wird. 

Ich halte es für eine reaktionäre Auffassung von 
der Zusammenarbeit von Staaten und Staatengrup-
pen, zu meinen, jene, die dabei Hilfe und Unter-
stützung empfangen, hätten gefälligst das politi-
sche, das wirtschaftliche oder das gesellschaftliche 
System des Geberlandes zu übernehmen und sich 
seinem Einfluß zu unterwerfen. Ich glaube, hier 
liegt der historische Irrtum der Staatshandelslän-
der, der kommunistischen Länder, die diese Zusam-
menarbeit vornehmlich mit dem Ziel betreiben, Ein-
flußzonen in der Dritten Welt zu errichten. 

Ich denke auch, bei einer Diskussion der Aufga-
ben der Europäischen Gemeinschaft für die Staaten 
der Dritten Welt sollten wir offen aussprechen, daß 
für uns diese Zusammenarbeit mit diesen Ländern 
neben der Partnerschaft und der Gleichberechti-
gung bedeutet: öffentliche Hilfe, Öffnung unserer 
Märkte für die Fertigwaren dieser Staaten, Bereit-
schaft zu privaten Kapitalinvestitionen, für die 
dann auch die notwendige Investitionssicherheit 
geschaffen werden muß. 

Es darf deshalb auch an dieser Stelle wiederum 
erwähnt werden, daß in die marktwirtschaftlichen 
Länder, zu denen die Staaten der Europäischen Ge-
meinschaft gehören, immerhin etwa 75 % der Ex-
porte der Staaten der Dritten Welt fließen — was 
einen wesentlichen Teil zur Entwicklung dieser 
Länder bedeutet. —, während aus den Ländern der 
Dritten Welt in die kommunistischen Staaten nicht 
einmal 4 % gehen. Daß die Bundesrepublik 
Deutschland allein mehr Entwicklungshilfe an öf-
fentlichen Leistungen erbringt als alle kommunisti-
schen Staaten zusammen, sollte eigentlich interna-
tional die Frage nach der Bedeutung des Wortes 
„Solidarität" aufwerfen. Wo liegt die Solidarität  

der kommunistischen Länder, wenn sie hier alle 
zusammen hinter einem Land von der Größe der 
Bundesrepublik Deutschland zurückbleiben? 

Wir haben als Europäische Gemeinschaft, und 
zwar ganz wesentlich auf die Initiative der Bundes-
regierung hin, nicht nur die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit mit den Staaten der Arabischen 
Liga, mit den afrikanischen Staaten gesucht, wir 
haben mit dem Modell einer anderen Form der Zu-
sammenarbeit mit den ASEAN-Staaten das Ge-
spräch, den Meinungsaustausch aufgenommen, weil 
wir in dem Zusammenschluß dieser Länder auch 
einen Beitrag zur Bewahrung ihrer Unabhängigkeit 
und ihrer Stärke sehen. 

Meine Damen und Herren, es wird notwendig 
sein, daß der Deutsche Bundestag und die hier ver-
tretenen politischen Gruppierungen deutlich ma-
chen, wie sie zu einer solchen Aufgabenstellung 
der Europäischen Gemeinschaft stehen. Denn nur 
dann werden wir als Regierung glaubwürdig spre-
chen können, wenn nach Möglichkeit auch die Op-
position uns in diesem Verständnis der Aufgaben 
der Europäischen Gemeinschaft unterstützt. Diese 
Europäische Gemeinschaft — darauf habe ich hin-
gewiesen — hat die Europäische Politische Zusam-
menarbeit, also die außenpolitische Zusammenar-
beit, geschaffen. Wir als Deutsche sind uns sicher 
darüber im klaren, daß diese außenpolitische Zu-
sammenarbeit der Staaten der Gemeinschaft ganz 
erhebliche Vorteile für uns gebracht hat. Wie hät-
ten wir eigentlich die Politik der Entspannung und 
des Ausgleichs in Gang setzen können, wenn nicht 
in der Gemeinschaft unserer Partner innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der Opposition, Sie berufen sich im Wahlprogramm 
der Europäischen Volkspartei auf die Konferenz-
ergebnisse von Helsinki und bezeichnen ihre Durch-
führung als eine Notwendigkeit im Interesse der 
Entspannungspolitik. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Es wird Ihnen sehr schwerfallen, Herr Kollege Jäger 
(Wangen), bei dieser Forderung glaubwürdig zu 
sein, denn im Gegensatz zu allen Ihren Schwester-
parteien in dieser Europäischen Volkspartei waren 
Sie doch die einzigen, die gegen die Unterzeichnung 
des Schlußdokuments von Helsinki waren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn ich heute durch einen Zwischenruf bei der 
Rede des Herrn Kollegen Bangemann hörte, daß 
jemand von Ihnen ersthaft daran zweifelt, ob es 
eine friedliche Entspannungspolitik geben kann, 
dann frage ich mich: Wie wollen Sie denn noch auf 
welchem Wege den Ausgleich mit dem Osten su-
chen, den Frieden sichern, wenn nicht durch das Be-
mühen um Entspannung und Ausgleich? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Bitte schön, Herr Kollege. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Jäger? — Bitte, Herr Kollege. 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, warum haben Sie dem Hohen Hause bei Ihrer 
Bemerkung über die KSZE-Schlußakte und die Hal-
tung der CDU/CSU hierzu nicht ergänzend gesagt, 
wie es der historischen Richtigkeit und Wahrheit 
entspricht, daß die CDU/CSU nicht etwa die Ziele 
und Tendenzen dieser Vereinbarung abgelehnt hat, 
sondern die deutschlandpolitischen Mängel und die 
zu unklaren Vereinbarungen auf dem Gebiete der 
menschlichen Erleichterung, die sich ja leider in den 
letzten drei, vier Jahren als zu unzulänglich erwie-
sen haben? 

(Dr. Corterier [SPD] : Jäger verhandeln las

-

sen, dann wird es besser!) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege Jäger, ich denke, die historische Wahrheit 
ist doch die, daß hier ein Antrag von der Fraktion 
der CDU/CSU dem Deutschen Bundestag zur Ab-
stimmung vorgelegt wurde, in dem die Bundesregie-
rung aufgefordert wurde, das Schlußdokument von 
Helsinki nicht zu unterzeichnen. 

(Beifall bei der FPD und der SPD — Zuruf 
von der FDP: Genau!) 

Meine Damen und Herren, ich frage mich, wie die 
europäische Wirklichkeit ausgesehen hätte, wenn 
Sie für diesen Antrag eine Mehrheit bekommen 
hätten. 

Ich frage mich, wie es möglich ist, daß heute mor-
gen ein Redner von Ihnen sagte, man müsse einmal 
sehen, was sich in Osteuropa mit der Bürgerrechts-
bewegung tue. Ja, meine Damen und Herren, glau-
ben Sie denn wirklich, daß alle die Entwicklungen, 
die die Welt faszinieren, ohne die Unterzeichnung 
dieses Schlußdokuments denkbar gewesen wären? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Fühlen Sie nicht, was es bedeutete, daß in den Par-
teizeitungen der kommunistischen Staaten Ost-
europas ein Dokument als Ergebnis der Vereinba-
rungen von Helsinki veröffentlich wurde, in dem 
Menschenrechte, Selbstbestimmung als Forderun-
gen an  die Staaten deklariert sind, 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

in dem die Frage der humanitären Erleichterungen 
des Korbs III erwähnt ist? 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie herzlich, 
wenn Sie schon nicht der Überzeugungskraft der 
Freien Demokraten und der Sozialdemokraten hier 
im Deutschen Bundestag glauben, doch einmal ihre 
Schwesterparteien in den anderen europäischen 
Staaten zu fragen, warum die, unabhängig davon, 
ob sie im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Doku-
ments von Helsinki in der Regierung oder in der 
Opposition waren, für die Teilnahme ihrer Länder 
an diesem Entspannungsprozeß eingetreten sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich erwähne das nur, weil die multilaterale Ent-
spannungspolitik ein Teil europäischer Außenpolitik 
geworden ist und weil ich es gern sehen würde, 
wenn eine Oppositionspartei von dem Gewicht der 

CDU/CSU — oder vielleicht muß man jetzt besser 
sagen: der CSU/CDU — in dieser Frage vielleicht 
doch eine Veränderung ihrer Position vornehmen 
könnte. Es wäre gut, wenn wir die europäische 
Außenpolitik auch in diesem Bereich als ein Stück 
gemeinsamer Überzeugung tragen könnten, wie wir 
doch in den Fragen der Europapolitik im übrigen — 
bei aller Diskussion über das, was man besser ma-
chen könnte; das gehört immer dazu — eigentlich 
weitgehend übereinstimmen. 

Ich will Ihnen ganz offen sagen: Außenpolitik lebt 
davon, daß man die Gebiete, in denen man in der 
Sache übereinstimmt, nicht zuschüttet, sondern daß 
man alle Übereinstimmungen freilegt und sichtbar 
macht. Das Gewicht eines Landes in der internatio-
nalen Diskussion erhöht sich doch und schwächt sich 
nicht, wenn die Außenpolitik im eigenen Parlament 
eine möglichst breite Grundlage hat. Ich bin also der 
Überzeugung, daß es gut wäre, wenn Sie einmal 
die Herausforderungen sähen, die sich international 
für Europa stellen, und wenn Sie daraus Ihre Schlüs-
se zögen, damit Sie in Übereinstimmung mit Ihren 
Schwesterparteien, aber auch mit den die Bundes-
regierung tragenden Parteien dazu beitragen könn-
ten, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Keine falschen Pa

-

rallelen!) 

eine gemeinsame Außenpolitik zu tragen; denn es 
ist doch eigentlich das Großartige, Herr Kollege 
Reddemann, daß sich in der europäischen Gemein-
schaft, wo Regierungen ganz unterschiedlicher par-
teipolitischer Zusammensetzung vertreten sind — 
dort gibt es Regierungen, die nur von Sozialdemo-
kraten gestellt sind, nur von Christdemokraten, es 
gibt Koalitionsregierungen aus Liberalen und Christ-
demokraten, aus Liberalen und Sozialdemokraten, 
aus Christdemokraten und Sozialdemokraten, also 
alle Gruppierungen, die überhaupt denkbar sind —, 
sich alle im Bereich der Entspannungspolitik ge-
funden haben. Sie haben sich auch für die Afrika

-

Politik gefunden, sie haben sich gefunden für die 
Nahost-Politik. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Mal sehen, was 
die britische Regierung jetzt tut!) 

Nun sollte es auch der CDU/CSU möglich sein, sich 
dieser europäischen Gemeinsamkeit anzuschließen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das wäre ein Gewinn für unser Land und für Eu-
ropa. 

(Dr. Müller-Hermann [CDU/CSU] : Viel

-

leicht mangelt es bei uns auch am guten 
Willen der Regierung!) 

— Herr Kollege Müller-Hermann, ich bin immer für 
ein Gespräch offen. Ich rede hier ganz unpolemisch, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Na! Na!) 

ich ringe geradezu darum, Sie davon zu überzeugen, 
daß es nicht nur in Ihrem eigenen Interesse liegt, 
sondern im Interesse unseres Landes; denn diese 
Entspannungspolitik ist für uns auch eine der Vor-
aussetzungen, um bei der Lösung der deutschen 
Frage voranzukommen. 
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Sie haben erhebliche Anstände gegen die Ent-

spannungspolitik und die Vertragspolitik der Bun-
desregierung erhoben. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Gegen die Art 
der Entspannungspolitik, nicht gegen die 

Entspannung!) 

Aber Sie haben doch einem zugestimmt, Sie konn-
ten doch eines unterstreichen: den Brief zur deut-
schen Einheit. Und zwar haben sie ihn deshalb mit 
unterstützt, weil wir uns im Ziel einig sind. Aber 
ich glaube, sie haben ihn auch deshalb unterstützt, 
weil die Bundesregierung in diesem Brief zur Deut-
schen Einheit die Lösung der deutschen Frage, die 
Wiederherstellung der staatlichen Einheit in einen 
europäischen Rahmen gestellt hat. „Auf einen Zu-
stand des Friedens in Europa hinzuwirken", heißt 
es,  „in  dem das deutsche Volk in freier Selbstbe-
stimmung seine Einheit wiedererlangt". Das ist es: 
Selbstbestimmung, Einheit. Aber eben: auf einen 
Zustand des Friedens in Europa hinwirken. Und 
um diesen Zustand des Friedens in Europa zu er-
reichen, brauchen wir zunächst einmal die Gemein-
samkeit der Zielsetzung und die Zusammenarbeit 
mit unseren Partnern in der Europäischen Gemein-
schaft. Deshalb ist das für uns eine der beiden 
fundamentalen Voraussetzungen jeglicher Entspan-
nungspolitik. 

Die Bundesregierung hat von Anfang an einen 
Alleingang in der Entspannungspolitik abgelehnt, 
weil sie wußte: ein Alleingang in dieser Frage muß 
zum Scheitern verurteilt sein. Aber in der Gemein-
schaft unserer Partner, in der EG und im westlichen 
Verteidigungsbündnis, da haben wir die Voraus-
setzungen, um Fortschritte in der europäischen 
Entspannung, aber damit eben auch in der Ent-
spannung im deutsch-deutschen Verhältnis zu er-
reichen und zu ermöglichen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb gehört das in eine Europa-Debatte mit 
hinein: das Ziel der deutschen Einheit. So verstan-
den, kann man ganz unbefangen auch den Begriff 
„Wiedervereinigung" verwenden, wenn man dar-
unter versteht: auf einen Zustand des Friedens in 
Europa hinzuwirken. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Frieden allein ge

-

nügt nicht, Sie sollten die Freiheit nicht 
unterschlagen!) 

— „In dem das deutsche Volk in freier Selbstbe-
stimmung", heißt es, Herr Kollege Reddemann. Sie 
sollten den Brief zur deutschen Einheit kennen. 
Gibt es mehr als freie Selbstbestimmung für ein 
Volk? Ich wäre glücklich, wenn wir es hätten. Sie 
wollen uns sicher nicht unterstellen, wir wellten 
darauf verzichten. Wir haben es bei dem Abschluß 
der Verträge zum Ziel der deutschen Politik ge-
macht. Das ist auch eine europäische Aufgabe. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb ist es richtig, was Kollege Bangemann ge-
sagt hat: daß nämlich Entspannungspolitik und die 
Durchsetzung des Zieles, das im Brief zur deut-
schen Einheit steht, keine Gegensätze sind. Ja, ich 
sage: ohne eine europäische Friedensordnung be- 

steht nicht die geringste Hoffnung, Fortschritte in 
der deutschen Frage durchsetzen zu können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb ist die europäische Einigung für uns eben 
auch eine der Voraussetzungen, mit denen wir 
unsere Ziele als unteilbare deutsche Nation ver-
wirklichen können. 

So ist die Diskussion, die wir heute über das füh-
ren, was Europa für uns bedeutet, nicht nur auf die 
gemeinsame wirtschaftliche Entwicklung gerichtet, 
so wichtig diese für die wirtschaftliche Stabilität, für 
die soziale Gerechtigkeit in den Staaten der Euro-
päischen Gemeinschaft ist; wir wissen, daß soziale 
Gerechtigkeit und wirtschaftliche Stabilität und po-
litische Stabilität untrennbar zusammengehören. Die 
Diskussion über das, was Europa bedeutet, was die 
Menschen von Europa erwarten, geht darüber hin-
aus. Was hat dieses Europa für das ganze Europa 
zu erfüllen? Denn auch darauf wurde hier mit Recht 
hingewiesen — ich stimme da mit Herrn Kollegen 
Klepsch und meinen anderen Vorrednern über-
ein —: die Europäische Gemeinschaft ist ein Teil 
Europas, nicht das ganze Europa. Dieses andere 
Europa nicht zu vergessen, sondern mit ihm zu-
sammenzuarbeiten, welche staatliche und politische 
Ordnung dort immer jetzt vorherrschen mag, das ist 
die große Aufgabe. Unsere Verpflichtungen zu er-
füllen in der Dritten Welt, das sind die Aufgaben 
nach außen. 

Nun ist es möglich gewesen, in diesen Jahren — 
hier sicherlich nicht ohne die ganz entschiedene Mit-
wirkung der Bundesregierung — die erste Direkt-
wahl für ein europäisches Parlament durchzusetzen. 
Herr Kollege Brandt hat heute darauf hingewiesen, 
daß das Fernsehen in Frankreich viel stärker als die 
Medien bei uns von der Auseinandersetzung im 
Wahlkampf Notiz nimmt. Das liegt natürlich auch 
daran, daß schon die Tatsache der Wahlen in Frank-
reich ein Punkt des Streites ist. Das zeigt doch 
eigentlich, welcher Weg in manchen Ländern zurück-
gelegt werden mußte. Ich möchte nicht zögern, an-
zuerkennen, welcher Mut, welche europäische Ver-
antwortung, welche europäische Weitsicht dazu ge-
hörten, daß sich der Präsident der Republik Frank-
reich für die Durchführung dieser Wahlen ent-
schieden hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich sage das genauso an diejenigen, die in Groß-
britannien für die Durchführung der Wahlen einge-
treten sind. Auch dort gab es Vorbehalte, weil man 
fürchtete, daß darunter die Kompetenzen des briti-
schen Unterhauses leiden könnten. 

Nun wird es darauf ankommen, daß wir als poli-
tische Parteien und diejenigen, die für uns in dieses 
Parlament einziehen, die Möglichkeiten des Euro-
päischen Parlaments voll nutzen, daß sie sich nicht 
mit dem zufriedengeben, was heute ist, sondern daß 
sie selbst dazu beitragen, daß das Gewicht dieses 
Parlaments durch die Qualität seiner Arbeit, durch 
seine europäische Verantwortung, durch den Ideen-
reichtum seiner Mitglieder erhöht wird. Aber ich 
denke, daß wir auch die Pflicht haben, die Bürger 
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unseres Landes darauf hinzuweisen, daß es jeder 
einzelne Bürger mit in der Hand hat, über die Auto-
rität dieses Parlaments und seinen Einfluß zu ent-
scheiden und zu bestimmen, nämlich dadurch, daß er 
zunächst einmal zur Wahl geht. Wir sollten durch 
eine hohe Wahlbeteiligung bei uns in der Bundes-
republik Deutschland, durch ein Plebiszit der wahl-
berechtigten Bürger als erstes noth einmal deutlich 
machen: Wir sagen ja zu diesem Europa. Zweitens 
sollten die Bürger durch diese hohe Wahlbeteili-
gung zum Ausdruck bringen, daß sie dieses Parla-
ment ernst nehmen, daß sie wollen, daß es als ihre 
europäische Vertretung die europäischen Dinge vor-
anbringt. Deshalb ist dieses Mal Wahlrecht wirklich 
Wahlpflicht im staatsbürgerlichen Sinne, in der 
staatsbürgerlichen Bedeutung des Wortes. 

Dieses Parlament und die Wahl zu diesem Parla-
ment werden den demokratischen Charakter Euro-
pas ausweisen und die Anziehungskraft dieses Eu-
ropas der Neun weiter erhöhen. Wir haben am letz-
ten Montag das Abkommen über den Beitritt Grie-
chenlands unterzeichnet. Es war keine leichte Sache, 
das bei den Interessen, die manche Mitgliedstaaten 
hatten, durchzusetzen. Es ist eine europäische Tat 
gewesen, daß man das erreichen konnte. Spanien 
und Portugal warten darauf, wohl wissend, daß für 
sie die Unterzeichnung eines Beitrittsvertrages nicht 
nur eine wirtschaftliche, sondern eine politische 
Perspektive darstellt. Wenn wir daran interessiert 
sind, daß diese südeuropäischen Demokratien wei-
ter gefestigt werden, daß sie ihre Anlaufjahre er-
folgreich überwinden, sollten wir alles tun, um 
diese Demokratien durch schnelle Verhandlungen 
und ein gutes Resultat zu ermutigen. 

Die Bundesregierung ist sich ihrer europäischen 
Verpflichtung für die innere Entwicklung, für die 
Stärkung der Gemeinschaftsorgane bewußt. Sie 
kennt aber auch die Verpflichtungen, die diese 
Europäische Gemeinschaft nach außen hat, im Ver-
hältnis zu den Staaten Osteuropas, in bezug auf die 
Aufgaben, die auf uns zukommen. Wir müssen ge-
meinsam mit unseren Partnern darum" ringen, daß 
die Einheit unserer Nation gewahrt bleiben kann. 
Schließlich sind wir uns der Verpflichtungen ge-
genüber der Dritten Welt bewußt. So gesehen er-
bitten wir am 10. Juni 1979 eben nicht das Ja der 
Bürger unseres Landes zu einer Zollunion, sondern 
wir erbitten ihr Ja zu einer partnerschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit den Völkern Europas, einer Zu-
sammenarbeit, die darauf gerichtet ist, Menschen-
würde zu garantieren, das Selbstbestimmungsrecht 
weltweit zu vertreten, die Menschenrechte, die bür-
gerlichen wie die sozialen und kulturellen Rechte 
durchzusetzen, eine Gemeinschaft der Freiheit als 
Beispiel zu geben, aber sie anderen nicht aufzu-
drängen. Jeder wird nach seinen eigenen Umstän-
den seine staatliche und gesellschaftliche Ordnung 
zu entscheiden haben. Dieses Europa, das über viele 
Jahrhunderte der Welt nicht nur gute Beispiele, 
sondern auch das böse Beispiel selbstzerfleischen-
der Kriege gegeben hat, gibt mit dieser Europäi-
schen Gemeinschaft ein Beispiel der friedlichen Zu-
sammenarbeit. Wir Deutschen wollen am 10. Juni 
und danach zeigen, daß diese friedliche Zusammen-

arbeit in Europa, für Europa und Europas mit der 
Welt unser großes gemeinsames Ziel ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete von Hassel. 

von Hassel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Redner des Vormittags und 
der beiden Nachmittagsstunden haben allgemein be-
klagt, daß der Gedanke Europa in der Bevölkerung, 
beim Wähler noch nicht so verfestigt sei, daß mit 
einer überzeugenden Sicherheit in die Wahl vom 
10. Juni eingetreten werden kann. Verehrter Herr 
Außenminister, ich kann mir vorstellen, daß die 
Reden des heutigen Tages, die wie ein Roter Faden 
die Notwendigkeit Europas zeigten, die sich darin 
unterschieden, wie es aussehen soll, aber einheit-
lich die Notwendigkeit Europas zeigten, drei Mo-
nate früher, vor der Osterpause, und nicht erst we-
nige Tage, eine Woche, vor der eigentlichen Wahl 
hier in diesem Hohen Hause gehalten, wahrschein-
lich eine größere Wirkkraft gehabt hätten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Ich meine, es wäre daher gut gewesen, wir hätten 
die Antwort der Regierung auf die Große Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion vom Anfang dieses Jahres 
bereits vor einigen Monaten absolviert. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Verehrter Herr Außenminister, Sie haben Ihre 
Einlassungen mit einer Kritik an meinem Kollegen 
Egon Klepsch begonnen und gesagt, er schiene hier 
einen Wahlkampf inszenieren zu wollen und er ha-
be Ihnen aufgezählt und aufgelistet, wo die Regie-
rung oder andere Regierungen versagt hätten. Ich 
glaube, Herr Außenminister, es ist wichtig, einmal 
bei Ihnen im Haus durch andere, vielleicht auch 
durch Sie, sorgfältig nachzulesen, was Herr Klepsch 
gesagt hat. Dann werden Sie eine ganze Reihe von 
Betrachtungen finden, die möglicherweise auch für 
die Aufgaben, die Arbeit der Regierung von einem 
Vorteil sein könnten. Sie haben wohl ein bißchen 
überhört, daß Egon Klepsch das ausdrückliche An-
gebot der CDU/CSU-Fraktion gemacht hat, Ihnen 
in den europäischen Fragen zur Seite zu stehen, mit 
Ihnen gemeinsam diese europäische Aufgabe in die 
Hand zu nehmen. Ich meine, daß Sie darüber nach-
denken sollten, ob das nicht ein Ansatzpunkt dafür 
wäre, in den bevorstehenden schwierigen Fragen 
Europas in einer solchen Form miteinander zu ver-
kehren, und zwar nicht nur so, daß man entgegen-
nimmt, was dort geschehen ist und praktisch nichts 
mehr ändern kann, sondern daß man diesen Dialog 
zwischen Ihnen und der Opposition regelmäßig 
in einer guten Form und nicht nur dann und wann 
einmal betreiben kann, wenn Sie durch eine Große 
Anfrage von uns gezwungen sind, in diese Debatte 
einzusteigen. Ich meine, daß Herr Dr. Klepsch deut-
lich gemacht hat, wie das gemeinsame Interesse an 
Europa durch solch eine gemeinsame Politik allge-
mein zugunsten Europas verstärkt werden könnte. 

Herr Außenminister, drittens haben Sie Herrn 
Klepsch kritisiert, daß er Bemerkungen zum Euro- 
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päischen Rat, also zu dem Gremium der Staatspräsi-
denten und Regierungschefs, gemacht hat. Sie frag-
ten, ob er dieses Gremium beseitigen wolle, ja oder 
nein. Keine einzige Äußerung ging auch nur an-
deutungsweise in diese Richtung. Klepsch hat dar-
gelegt, daß die Arbeit heute dadurch erschwert sei, 
daß sowohl der Ministerrat als auch der Europäische 
Rat darüber noch einmal zu befinden hätten, daß es 
eine Zeitvergeudung sei und daß eine Tendenz be-
stehe, daß der normale Ministerrat Dinge, die ein 
bißchen komplizierter seien, nach oben abgebe und 
sich so oben beim Europäischen Rat soviel aufhäufe, 
daß er in einem überschaubaren Zeitraum mit den 
Problemen nicht mehr fertig werden könne. 

Er hat zweitens kritisiert, daß man diesen Euro-
päischen Rat jenseits der eigentlichen Tagesdinge, 
jenseits derer angesiedelt habe, die auch mit Europa 
zu tun haben, so daß kein Dialog zwischen dem Rat 
und beispielsweise dem Europäischen Parlament be-
stehe. Er hat also einen konstruktiven Vorschlag 
gemacht, wie man den Europäischen Rat so einbin-
den könne, daß er in seiner Gesamtheit gemeinsam 
— Europäischer Rat, Ministerrat und Parlament — 
mit  der Kommission vorankommen kann. 

Herr Außenminister, Sie haben dann einen Vor-
wurf aufgegriffen, der Legendenbildung Vorschub 
leisten könnte. Sie haben darauf verwiesen, daß 
man sich zu der Zeit, als die Christlichen Demokra-
ten die Regierung gebildet hätten, erst allein, später 
in der Großen Koalition, mit den Franzosen nicht 
habe verständigen können; auf der anderen Seite 
habe de Gaulle gestanden. Sie sagen, zu unserer 
Zeit sei der leere Stuhl in Luxemburg entstanden. 
Sie sollten noch einmal genau nachsehen. Dieser 
leere Stuhl ist entstanden, als der Außenminister in 
einer Großen Koalition nicht von uns gestellt wurde. 
Wenn Sie lobend herausstellen, daß auf der großen 
Gipfelkonferenz von Den Haag im Dezember 1969 
wenige Monate nach dem Antritt der Regierung 
Brandt, in der Sie Innenminister und der heutige 
Bundespräsident Außenminister waren, diese Mög-
lichkeiten des Neubeginns für Europa zu Ihrer Zeit, 
zwei Monate nach Ihrem Antritt, in Den Haag ge-
schaffen worden seien, dann muß ich Ihnen sagen: 
Die Entwicklung für Den Haag hat lange vorher 
eingesetzt. Der damalige französische Staatspräsi-
dent Pompidou ist derjenige gewesen, der schon zur 
Zeit des Regierungschefs Kurt Georg Kiesinger die 
Rückkehr auf den Stuhl in Aussicht gestellt hat. 

Sie sagen dann fünftens bei der Frage der Ent-
spannungspolitik, da seien wir offenbar — durch 
einen Zwischenruf sei das erhärtet worden — der 
Meinung, Entspannungspolitik gebe es nicht. Sie 
kritisieren im Zusammenhang mit der Entspan-
nungspolitik, daß wir als Christliche Demokraten 
uns gegen Helsinki ausgesprochen hätten. Ich möch-
te noch einmal die Zwischenfrage meines Kollegen 
Jäger und Ihre Antwort aufnehmen. Alle europäi-
schen Christlichen Demokraten, die in einer Organi-
sation der Europäischen Union Christlicher Demo-
kraten zusammengeschlossen sind, haben sich in 
zwei großen Sonderkonferenzen mit der Vorberei-
tung für Helsinki beschäftigt, später mit der Vor-
bereitung für die Nachfolgekonferenz in Belgrad,  

und haben dabei klare Grundlagen erarbeitet und 
über ihre nationalen Regierungen, soweit sie sie 
stellen, eingespeist. Die Grundlagen drücken genau 
das aus, was der Kollege Jäger hier gesagt hat, daß 
man nämlich an den Rechten der Deutschen im an-
deren Deutschland nicht vorbeigehen dürfe und 
diese großzuschreiben habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor diesem Hintergrund haben wir uns damals auf 
die Konferenz von Helsinki vorbereitet. Wir waren 
bereit, in Helsinki die Fragen gemeinsam zu erör-
tern. Diese Prämisse aller Christlichen Demokraten 
ist in der Dokumentation, die Ihnen zur Verfügung 
gestellt werden könnte, dargestellt. 

Verehrter Herr Außenminister, Sie haben ganz 
zum Schluß einen Gedanken aufgegriffen, den ich 
in einer Rede gelesen habe, die Sie vor genau acht 
Tagen, am Donnerstag der vorigen Woche, bei der 
Verleihung des Karlspreises in Aachen gehalten 
haben. In dieser Rede haben Sie zwei oder drei für 
mich ungemein bemerkenswerte Darstellungen ge-
geben. Ich gehe davon aus, daß diese in Aachen 
gehaltene Rede zwar außerhalb des Parlaments ge-
halten wurde, daß aber im Parlament eine gleich-
artige Rede gehalten werden könnte. Sie haben dort 
nämlich in einer sehr feinsinnigen Darstellung das 
Thema der Freiheit behandelt, der Freiheit des Indi-
viduums, des Menschen, der die Chance haben 
müsse, sich in diesem Europa, in der Welt zu ent-
wickeln, zu entfalten. Sie haben das in einer Form 
dargestellt, daß es eigentlich die CDU im Wahl-
kampf verbreiten sollte, weil es genau unseren The-
sen von dem freien sozialen Europa entspricht. 

Sie haben zweitens in Aachen, aber nicht hier 
gesagt — ich bedaure das vor allen Dingen vor dem 
Hintergrund der Einlassungen des Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei heute vormittag; ich 
bedaure, daß er nicht da ist, denn ich möchte ihm 
ebenfalls antworten — — 

(Wehner [SPD]: Sie sind auch manchmal 
nicht da!) 

— Das ist richtig. Ich mache ihm auch keinen Vor-
wurf. 

(Wehner [SPD]: Das beruht auf Gegensei

-

tigkeit!) 

— Ich habe gesagt, ich bedaure es, daß er nicht da 
ist, weil ich nämlich ganz gerne ihm und nicht 
seinem Substitut antworten möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich werde es trotzdem tun, weil er ja verhindert 
ist. 

Sie, Herr Außenminister, haben bei dieser Gele-
genheit — darauf komme ich nachher noch einmal 
zurück — die Rechte, die diesem Parlament gegeben 
werden müßten — ich darf sie nachher noch einmal 
aufzählen — in einer Form dargestellt, mit der Sie 
unsere volle Unterstützung finden. 

Ich darf mich in diesem Zusammenhang zunächst 
noch einmal dem Herrn Kollegen Brandt zuwenden, 
der sagte, wir hätten es — in der Rede von Herrn 
Klepsch heute morgen — so dargestellt, daß das 
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Erstgeburtsrecht für Europa von uns in Anspruch 
genommen würde. Sie verweisen dazu auf Ihr Hei-
delberger Programm des Jahres 1925, Sie verweisen 
auf Bebel. 

Niemand in diesem Hause will in der Geschichte 
zurückblättern. Wir sind vielmehr der Meinung, daß 
die Diskussion über Europa in diesem Hause dort 
anzufangen hat, wo die Parteien dieses Hauses mit 
ihrer Verantwortung nach dem Zweiten Weltkrieg 
bzw. 1949 beginnen können. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Genauso ist es!) 

Da besteht kein Zweifel, daß die Sozialdemokraten, 
von einzelnen abgesehen, bei den großen ersten 
Schritten für Europa weithin nein gesagt haben. Ich 
will darauf jetzt nicht zurückkommen, aber wenn 
Sie schon das Jahr 1925 nehmen, sollten Sie zumin-
dest auch erwähnen, daß es ja zwei europäische 
Politiker von hohen Graden gegeben hat, die 1925 
einen konkreten Versuch unternommen haben, die 
nicht ein Programm geschrieben, sondern einen kon-
kreten Versuch unternommen haben, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: So ist es: die nicht 
ein Programm geschrieben, sondern gehan

-

delt haben!) 

nämlich Briand auf der einen Seite und Gustav 
Stresemann auf der anderen Seite. Das große Denk-
mal für Gustav Stresemann steht im von uns geführ-
ten Land Rheinland-Pfalz im Hause der Staatskanz-
lei. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Was heißt 
das schon?) 

Gustav Stresemann hat es versucht, und erst nach-
her, als Briand nicht mehr Außenminister war, ist 
das unterbrochen worden, und später ist er darüber 
hingestorben. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter von Has-
sel, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

von Hassel (CDU/CSU) : Bitte schön, Herrn Weh-
ner immer. 

Präsident Stücklen: Bitte schön. 

Wehner (SPD) : Würden Sie bitte so freundlich 
sein, in den Sitzungsprotokollen des Deutschen Bun-
destages aus dem Jahre 1963 nachschlagen zu lassen, 
um zu sehen, wie der sicher von Ihnen und auch 
von mir hochgeschätzte Bundeskanzler Konrad Ade-
nauer deutlich gesagt hat, was er zu den Männern, 
die Sie eben genannt haben, in bezug auf Europa 
zu sagen hatte, und wie er dann darauf zurückgegrif-
fen hat, daß ja Jahrzehnte vorher die Sozialdemo-
kraten, z. B. Bebel usw. Und dann hat er ge-
sagt, es wäre uns der Weltkrieg erspart geblieben. 
Würden Sie das bitte einmal lesen lassen, damit 
wir uns hier nicht unnütz auseinandersetzen? 

von Hassel (CDU/CSU) : Eine Sekunde, verehrter 
Herr Wehner, wir setzen uns gar nicht auseinander, 
denn ich füge von mir aus hinzu, daß damals die 
Sozialdemokraten die Politik Stresemanns in dieser 
Richtung ausdrücklich unterstützt haben. 

Es ist aber sehr amüsant, daß Sie immer dann, 
wenn Sie einmal in Schwierigkeiten sind, Konrad 
Adenauer zitieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mehrmals war auch ich drauf und dran, mich als 
einer der engeren Zeitgenossen Adenauers dazu zu 
äußern, z. B. bei der berühmten Geschichte, er hätte 
erklärt, die Sowjets wären nicht angriffslustig, son-
dern auf Frieden gestimmt. Aber diese Geschichte 
kennen wir; wir wollen sie jetzt nicht noch einmal 
aufrollen. Ich möchte Ihnen, Herr Wehner, nur sa-
gen: Wenn man über das Heidelberger Programm 
spricht, muß man auch, weil das in dasselbe Jahr 
fällt, über Stresemann sprechen, den wir für uns in 
Anspruch nehmen. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP] : Na, na, na! 
— Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wie denn 

das?) 

Das zweite ist die Bemerkung von Herrn Brandt, 
man solle beim weiteren Gang der Dinge nicht zu 
optimistisch hinsichtlich der demokratischen Ent-
wicklung sein, die die Direktwahl bringen würde. 
Er sagte, es gebe viele, die gar nicht wüßten, worum 
es eigentlich gehe. Er sagte, man müsse den Zögern-
den Beine machen. In der Tat, ich wiederhole es: Es 
wäre gut gewesen, wenn wir früher diskutiert hät-
ten; dann würden heute mehr wissen, worum es in 
diesem Europa geht. 

„Beine machen" finde ich an sich sehr richtig. Da 
ist aber an die Sozialdemokraten die Frage zu stel-
len, inwieweit sie denn ihren eigenen Partnern im 
europäischen Geschehen Beine gemacht haben. Wo 
eigentlich ist sichtbar geworden, daß bei vielen Be-
gegnungen sowohl der sozialdemokratischen Füh-
rung als auch des sozialdemokratischen Bundeskanz-
lers etwa mit Callaghan, etwa mit Mitterrand, etwa 
mit Anker Jörgensen die Fragen Europas und die 
Rechte dieses Europäischen Parlaments so hätten be-
handelt werden können, daß aus den vielen intimen 
Begegnungen auch etwas Positives herausgekom-
men wäre, daß nämlich die Widerstände von dort 
her abgebaut worden wären? 

Sie sagen, man müsse dem Parlament die Rechte 
geben, die sachlich geboten sind, man müsse die 
Probleme einvernehmlich lösen, man müsse es 
durch Konsens schaffen, und man würde es sicher 
noch nicht in fünf Jahren zuwege bringen. Daß 
wir nur Rechte haben wollen, die sachlich geboten 
sind, brauchen wir wohl nicht zu erwähnen, auch 
nicht, daß wir es nur einvernehmlich machen müs-
sen und nicht gegen die Gaullisten und nicht gegen 
die Labour Party und gegen Anker Jörgensen, son-
dern mit ihnen. Ich bin der Meinung, meine ver-
ehrten Kollegen von der sozialdemokratischen 
Seite, wenn Sie auch in den privaten Gesprächen 
etwa mit Callaghan oder mit Mitterrand vernünftige 
Darlegungen machen, können Sie ihnen klarma-
chen, daß es doch wohl eine Farce ist; daß man nur 
Mitglied der Gemeinschaft werden kann, wenn man 
als Land demokratisch verfaßt ist: Portugal, Spa-
nien, Griechenland vorher nicht, danach ja ;  und 
kaum sind sie in der Gemeinschaft, dann finden 
sie, daß neun Minister das Recht setzen, neun Mi- 
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nister es durchführen, neun Minister sich kontrol-
lieren. Man wird das doch Herrn Callaghan, der 
Demokrat ist, klarmachen können, daß so etwas 
unmöglich ist und daß daher über die Frage der 
Rechte einvernehmlich ein Konsensus erreichbar 
sein müßte. Deshalb finde ich, daß es falsch ist, zu 
meinen, man könne nicht weiterkommen, weil der 
Konsensus noch nicht da ist. Man soll sich darum 
bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer die Zeitungen Frankreichs genau studiert, 
wird dabei feststellen, daß es bereits eine ganze 
Reihe Anhaltspunkte dafür gibt, daß man auch auf 
französischer Seite dort, wo man gegen Rechte ge-
wesen ist, ein wenig nachzudenken beginnt und 
meint, daß es in der Tat ohne Rechte auf die Dauer 
nicht abgehen kann. 

Warum aber sagen Sie, in den ersten fünf Jahren 
werde es nicht möglich sein? Warum schiebt man 
das gleich auf die lange Bank? Warum sagt man 
nicht: „Wir fangen an, wir versuchen es, wir werden 
zäh und unverdrossen und mit vielen Freunden, die 
auch gerade wir Christlichen Demokraten im Euro-
päischen Parlament haben, diese Rechte zu erörtern 
beginnen"?  

Da hinein gehörte — die Zeit reicht nicht, es vor-
zutragen — der ganze Katalog von Rechten, ver-
ehrter Herr Außenminister, den Sie vor acht Tagen 
in Aachen in einer großen Ansprache aus Anlaß 
der Ehrung des christlich-demokratischen Präsiden-
ten des Europäischen Parlaments, Colombo, gehalten 
haben. Man möge es nachlesen. Wir unterstreichen 
Satz für Satz, was Sie dort sagen. Wir unterstrei-
chen auch, was Sie dort in Aachen gesagt haben, 
daß dieses Parlament eine Konstituante sei oder 
sein solle, Wir haben heute morgen von Herrn 
Brandt gehört, daß es keine Konstituante sei, son-
dern daß man sich darauf einstellen müsse, daß der 
Zeitraum größer sein werde, als zunächst einmal 
von uns angenommen. Das meine ich auch. Aber 
wenn wir gleich alles vorausschieben, dann werden 
wir ständig vor uns herschieben und uns in nichts 
mehr verständigen können. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Leider richtig!) 

Dann sagt Herr Brandt viertens, die Unaufrich-
tigkeit in unserem Land müsse er einfach einmal 
nennen. Er deutete an, daß man zur Zeit Adenauers 
und de Gaulles genau gewußt habe, daß Europa 
nicht weiterkomme und daß die Verträge von Rom 
nicht von der Stelle kämen. Herr Brandt ist nicht da. 
Aber vielleicht wird ihm Herr Friedrich berichten, 
und er wird es nachlesen. Bei den Gipfelbegegnun-
gen zwischen Adenauer und de Gaulle sind zwei 
Angehörige dieses Hohen Hauses die ganze Zeit 
dabei gewesen. Der eine war der damalige Außen-
minister Gerhard Schröder. Glauben Sie, daß der 
nicht jede Gelegenheit genutzt hat, innerhalb des 
großen Kreises oder unter vier Augen mit seinem 
Kollegen Couve de Murville darzulegen: „Für uns 
ist in der europäischen Entwicklung die Aussöhnung 
zwischen Deutschland und Frankreich maßgebend. 
Aber die Grundlage sind außerdem die Römischen 
Verträge." Mein Partner, der dortige französische 

Verteidigungsminister Pierre Messmer, kannte von 
uns genau die Auffassung der Christlichen Demo-
kraten, so daß das Wort „Unaufrichtigkeit", das 
Herr Brandt hier gebraucht hat, einfach nicht den 
Tatsachen entspricht. Mit dieser Legende möchte ich 
aufräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das fünfte, was er uns vorhält, ist die Frage nach 
dem Wunschdenken. Ich weiß sehr wohl, daß man-
ches Wunschdenken sicher diesem oder jenem Red-
ner eigen ist. Aber wie war es 1949, als Konrad 
Adenauer als Wunschdenken die Aussöhnung zwi-
schen Deutschland und Frankreich, als Wunschden-
ken ein vereinigtes Europa darlegte? Wie viele ha-
ben dort gelächelt und gemeint, das erleben wir, 
diese Generation, nicht mehr. Meinen Sie nicht, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, daß 
auch Wunschdenken politische Richtungen mit be-
fördern kann? Sollte man deshalb, weil es vielleicht 
als Wunschdenken abqualifiziert werden könnte, 
eventuell auf jede derartige Vision verzichten, wie 
sie Adenauer damals hatte, wie wir sie heute haben 
und wie Sie, Herr Außenminister, sie in Aachen sehr 
gut dargestellt haben, eine Vision, die wir mit 
Ihnen teilen? 

Die sechste Frage: Herr Brandt sagt: Wir sind 
kein Schmelztiegel. Wir wollen keine schlechte 
Kopie der Vereinigten Staaten sein. Wir wollen 
keine Gigantomanie. Wem eigentlich wirft er das 
vor? Die Auseinandersetzung ging einen Augen-
blick mit den Grünen, ansonsten doch nur mit uns. 
Ich verwahre mich dagegen, daß man uns vorhält, 
wir seien die Gigantomanen, wir seien diejenigen, 
die dieses Europa als Schmelztiegel betrachten, wir 
wollen deutsch bleiben, wir wollen Franzosen, wir 
wollen Engländer bleiben in der europäischen Ein-
heit! 

Die schönste Darstellung aber müßte man zu der 
Verteidigung geben, daß man sozialistisch genannt 
sei. Die Sozialdemokraten dürfen sich nicht wun-
dern, wenn man sagt, sie seien Sozialisten, und sie 
wollen ein sozialistisches Europa; denn sie sagen 
es selber. Wenn man ihre Freunde betrachtet - ge-
nannt wurde Felipe Gonzales —, so hat Gonzales 
versucht, das Wort „marxistisch" aus seinem Par-
teiprogramm herauszukriegen und ist mit zwei 
Dritteln zu einem Drittel gescheitert. Gonzales 
Freunde haben bei der Kommunalwahl in 2 000 Fäl-
len auf kommunaler Ebene die Liaison mit den 
Kommunisten zustande gebracht. Wundern Sie sich, 
wenn man außerdem Craxi, wenn man Mitterrand 
kennt, wenn wir unsere Sorge um eine solche Ent-
wicklung darstellen? 

(Wehner [SPD] : Das ist ein Popanz!) 

— Sie könnte ausgeräumt werden, verehrter Herr 
Wehner, wenn Sie nicht so häufig in den Osten 
führen, sondern dann und wann auch einmal nach 
Paris und Ihre Freunde dort zurecht brächten oder 
nach London oder nach Spanien. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In diesem Sinne, meine ich, daß wir unsere poli-
tische Arbeit in einer Form heute hier leisten kön-
nen, in der wir dem kommenden 10. Juni mit Inter- 
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esse entgegensehen. Wir dürfen uns aber nicht 
darauf beschränken, das Europa der Gemeinschaft 
der Neun zu sehen, sondern wir müssen das ganze 
Europa, wir müssen aber auch unsere Aufgabe in 
Straßburg und in der Westeuropäischen Union se-
hen. Auch das gehört zu Europa! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, 
es liegt im Interesse einer Gestaltung der Debatte, 
wenn ich auf das entgegne oder dem zustimme, was 
Herr von Hassel hier gesagt hat. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Allem?) 

Ich habe mich in Aachen dafür ausgesprochen, daß 
das direkt gewählte Europäische Parlament den Ent-
wurf einer Verfassung für Europa ausarbeiten möge, 
der dann den Bürgern Europas und seinen Regierun-
gen zur Annahme vorgelegt werden kann, weil das 
den Verträgen entspricht. Ich denke, daß Herr Kol-
lege Brandt recht hat. Das Europäische Parlamenf 
kann nach den Verträgen keine verfassunggebende 
Versammlung in dem Sinne sein, daß es verbind-
lich für die Europäische Gemeinschaft eine Verfas-
sung verabschiedet. Aber es kann aus meiner Sicht 
überhaupt kein Zweifel bestehen, daß das Parla-
ment seine Aufgabe verfehlen würde, wenn es nicht 
im Rahmen der ihm gegebenen Möglichkeiten einen 
solchen Verfassungsentwurf erarbeitete, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Alles vorbereiten! 
Natürlich!) 

der dann von den zuständigen Organen und von den 
Bürgern angenommen werden kann. Niemand in 
Europa wird sich einem Votum aller wahlberech-
tigten Bürger dieser Gemeinschaft entziehen kön-
nen; deshalb auch das Votum der Bürger. Ich 
möchte das klarstellen. Das ist meine Überzeugung. 
Ich hoffe, sie wird Wirklichkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Friedrich. 

Friedrich (Würzburg) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben heute als Vorlage die 
Große Anfrage der Union. Wir haben den Bericht der 
Bundesregierung über die Integration in den Euro-
päischen Gemeinschaften, wobei ich nach dem Ver-
lauf der Debatte und nach den Ausführungen vor 
allem des Kollegen Klepsch der Meinung bin, daß 
die Große Anfrage — da will ich durchaus einräu-
men, daß es nicht gut ist, wenn Große Anfragen zu 
spät behandelt werden — eher vom Thema der 
Direktwahl ablenkt, weil alle Bürger in diesem Lan-
de erwarten, daß wir über die gegenwärtige Situa-
tion des Parlaments hinaus auf die europäische Zu-
kunft blicken. 

Auf der anderen Seite wird von der Bundesregie-
rung im Bericht der Abschnitt markiert, der in den 

letzten zehn, fünfzehn Jahren der entscheidende 
Fortschritt in der Europäischen Gemeinschaft ist. 
Wir machen Ihnen nicht den Vorwurf, daß Sie in 
den ersten 13 Jahren der Römischen Verträge unter 
Ihrer Regierungsverantwortung nicht die Direktwahl 
geschaffen haben. Aber dann sollten Sie dieser Re-
gierung nach zehn Jahren nicht vorwerfen, es sei 
zu spät. 

Daß hier auch die Europäische Einigung so in den 
Parteienkonflikt einbezogen wird, ist bedauerlich. 
Dabei ist es allerdings — das räume ich ein — eine 
sehr, sehr milde Ausgabe, wenn man es mit dem 
vergleicht, was alltäglich in Inseraten zu lesen ist. 

Herr Kollege von Hassel, die Schiene, auf der Sie 
sich unbewußt bewegen, ist klar geworden, als Sie 
sagten, der Vorsitzende der SPD und Außenmini-
ster der Großen Koalition sei für die Politik des 
leeren Stuhls verantwortlich. Wenn ich ein Wort 
von Ihnen aufnehme — ich würde keinen Nachred-
ner so bezeichnen —: Ich weiß nicht, wer das Sub-
stitut Ihrer Gedächtnislücke ist, da ich Sie dafür 
nicht verantwortlich machen möchte. Aber es hat 
viele Gespräche mit dem damaligen Außenminister 
Gerhard Schröder gegeben, der diese Situation in 
seiner außenpolitischen Verantwortung 1965 durch-
stehen mußte. Das Schlimme ist, daß diejenigen, die 
eigentlich am gleichen Strang ziehen, heute zunächst 
einmal nachkontrollieren: Wie kann ich dem innen-
politischen Gegner europäische Versäumnisse, die 
sich aus der europäischen Situation ergeben, an-
lasten?, ehe sie fragen, ob die Situation in anderen 
Ländern Ursache gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Bitte korrigieren Sie das, wenn ich nicht recht haben 
sollte. Aber es ist nicht gut, wenn wir so mit ein-
ander umgehen. 

Ich habe eine andere Meinung als Herr Kollege 
Klepsch. Wer in diesem Land weiß denn auch nach 
14 Monaten, seitdem der Termin der Direktwahl be-
stimmt ist, wie es im europäischen Parteienspek-
trum aussieht? Es ist doch so leicht: Haust du mei-
nen Mitterrand, haue ich deinen Chirac; haust du 
meinen Wedgewood Benn, hau ich deinen Andre-
otti. Das ist doch eine schlimme Situation, weil wir 
aus dem Blick verlieren, daß in den europäischen 
Ländern die politischen Bedingungen und die kultu-
relle, die geistige Tradition zu einer unterschiedli-
chen Einstellung zur europäischen Einigung geführt 
haben. 

Dann sehe ich, daß bei bestimmten Dingen Türken 
aufgebaut werden. Aber das kann man heute wegen 
der vielen türkischen Mitbürger auch schon nicht 
mehr sagen. Man kann auch „Potemkinsche Dörfer" 
sagen. Ich könnte es mir ganz einfach machen. Es 
gibt seit 1889 einen Zusammenschluß der europäi-
schen sozialistischen Parteien. Weil sie sich damals 
unter dem Gedanken der von August Bebel vertre-
tenen europäischen völkerversöhnenden Politik zu-
sammengeschlossen haben, wurden sie „vaterlands-
lose Gesellen" genannt. 

Dies setzt sich leider fort. Ich lese z. B. in den 
„Lauenburgischen Nachrichten" — Herr von Has-
sel, aus Ihrem Bereich —: Alexander von Bismarck, 
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stellvertretender Landesvorsitzender der Jungen 
Union Schleswig-Holsteins, bezeichnete Brandt und 
Wehner vor den etwa 200 Delegierten zunächst als 
„vaterlandslose Gesellen", dann sogar als „Landes-
verräter". — Da können Sie nicht mehr sagen, Sie 
wollten über die Gegenwart reden, wenn sogar die 
gleichen Namen der Vergangenheit die alten Übel 
der Vergangenheit auf ehrenwerte Demokraten über-
tragen, die wir heute in Europa brauchen, weil sie 
in der schlimmsten Zeit Deutschlands das bessere 
Deutschland in der Welt vertreten haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie schon die letzten 100 Jahre der deut-
schen Geschichte abstreichen wollen, wieso bean-
spruchen Sie dann ganz für sich allein die letzten 
2000 Jahre europäischer Geschichte? Ich darf hier 
einmal vorlesen, worum es am 10. Juni angeblich 
geht: 

Von Grönland bis Sizilien wird entschieden, wie 
dieses Europa in der Zukunft gestaltet werden 
soll. Ob es, wie in den letzten zwei Jahrtau-
senden, christlich-abendländisch oder soziali-
stisch, marxistisch, kommunistisch sein oder 
werden soll; das ist die Entscheidung, die vor 
uns liegt. 

(Schulte [Unna] [SPD]: Abenteuerlich!) 

Das erklärt ein Mann, zu dem in diesem Hause zu-
mindest der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion 
oder der niedersächsische Landesvorsitzende, Herr 
Hasselmann, den ich heute früh gesehen habe, oder 
vielleicht der niedersächsische Ministerpräsident 
Albrecht etwas sagen sollte: Herr Hans Edgar Jahn, 
den Sie als Kandidaten offensichtlich zurückgezogen 
haben. Wir haben angesichts der Tatsache, daß 
seine Kandidatur in den großen Zeitungen der Staa-
ten der Europäischen Gemeinschaft als eine Provo-
kation für das demokratische Europa bezeichnet 
wird, zumindest das Recht, von Ihnen zu verlangen, 
daß Sie dazu eine Erklärung abgeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich würde auch davor warnen, einen Demokraten 
wie François Mitterrand zu einem Schreckgespenst 
aufzubauen. Wir sollten froh sein, daß dieser Fran-
cois Mitterrand dafür gesorgt hat, daß die stärkste 
Oppositionspartei in Frankreich nicht die kommuni-
stische Partei ist. Dies ist das erste. Das zweite ist: 
Sie wissen sehr wohl — und die Bürger dieses Lan-
des wissen es eben nicht —, daß es in Frankreich 
ein Wahlrecht gibt, das zu Koalitionen zwingt, zu 
widernatürlichen, wie zu Bismarcks Zeiten auch das 
Zentrum ab und zu mit der Sozialdemokratie — 
eben wegen der damaligen Wahlrechtsstruktur — 
zusammengearbeitet hat. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das war 
eine Wahlkoalition!) 

— Das ist eine Wahlkoalition. Man kann nicht an 
die Position unserer Nachbarn so herangehen, daß 
wir Ihnen z. B. vorhalten würden, daß Herr Andre-
otti in seiner schwierigen Situation im, wie es so 
schön heißt, „Parteienregenbogen" mit Kommuni-
sten zusammenarbeitet. 

Herr Klepsch hätte sich einmal das durchlesen 
sollen — das ist überall zu bekommen; er als 
Spitzenmann, Spitzeneuropäer verfolgt das offen-
sichtlich nicht —, was Francois Mitterrand ausge-
rechnet in seinem Landesverband, in Rheinland-
Pfalz, auf einer gesamteuropäischen Konferenz in 
seinem Hauptreferat zum Thema „Europäische Huma-
nität — kulturelle Demokratie" gesagt hat. Was ver-
steht dieser Mitterrand unter einem sozialistischen 
Europa, unter einem, wie wir hier sagen würden, 
sozialdemokratischen? Er nannte als Wertvorstellun-
gen Demokratie, Freiheit und etwas, was in Deutsch-
land nicht so selbstverständlich folgt: Kultur. Bei 
uns wird an dieser Stelle immer die Soziale Markt-
wirtschaft genannt. Weiter sagte er: Wir wollen, 
daß die älteren Menschen in Europa nicht unterge-
hen in der Einsamkeit der Massen und die jungen 
Menschen nicht deformiert werden in der Konsum-
gesellschaft. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Frau Funcke) 

Dieser Mitterrand sagte in Metz, also nicht nur in 
Deutschland, zweimal: Ich bin kein Marxist. In 
Frankreich braucht er das nicht aus opportunisti-
schen Gründen zu sagen. Er sagte in Frankreich 
ferner: Wenn wir nach Deutschland blicken, sollten 
wir nicht vergessen: Die ersten Konzentrationslager 
sind nicht von den Deutschen gebaut worden, son-
dern sie sind von Hitler für Deutsche gebaut wor-
den. Und es waren Deutsche, die als erste in die 
Konzentrationslager kamen. — Da müßten Sie sich 
schon anstrengen, daß Ihre Partner, die Sie als CDU 
nach Bonn einladen, z. B. Herrn Chirac im letzten 
Herbst, etwas Ähnliches sagen wie dieser François 
Mitterrand, der gemeinsam mit Giscard für Europa 
kämpft. Über das Europa-Parlament ist in Bonn im 
vorigen Jahr nichts so Verächtliches gesagt worden 
wie von Herrn Chirac. Und Herr Kohl hat dazu ge-
schwiegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist die Situation. 

Soweit es um Polen geht, würde ich es mir hier 
vor der Direktwahl nicht so einfach machen. Beim 
2. Deutsch-Polnischen Forum haben sich Polen ge-
äußert. Es waren Kommunisten. Das Wort „Kommu-
nisten" muß man in Europa aussprechen. Die ge-
hören zu Europa. Die Polen haben gesagt, sie be-
fürchten eine verstärkte Trennung durch die Direkt-
wahl. 

Wenn Sie hier so tun, als ob die Kommunisten 
die Polen hindern, Mitglied in der Gemeinschaft zu 
werden, muß ich sagen: So leicht kann man sich die 
Historie nicht machen. „Seit 5 Uhr 45 wird zurück-
geschossen" — das ist das Problem, das wir mit Po-
len zu bewältigen haben, ebenso, daß es ein Viertel 
seiner Bevölkerung verloren hat. Wenn es um eine 
Aussöhnung in Europa geht und weiter gehen wird, 
dan geht es um diese Aussöhnungsachse mit Frank-
reich und mit Polen. 

Wenn am 10. Juni, am Tag der ersten europäi-
schen Direktwahl, ein polnischer Papst in Polen sein 
kann, dann wäre dies ohne die Entspannungspolitik 
unmöglich. Aber die Christdemokraten der Bundes- 
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republik Deutschland haben sich an dieser Aus-
söhnung mit Polen und dieser Entspannungspolitik 
nicht beteiligt. Das müssen wir betrauern. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wann — ich muß immer wieder die Frage stel-
len — wird Herr Kohl seine 1975 angekündigte 
Reise nach Polen als Vorsitzender der CDU antre-
ten, die er nach einem Brief des CSU-Vorsitzenden 
Strauß abgesagt hat? 

Dies sind die Realitäten. Wer ganz Europa sieht, 
muß natürlich auch die osteuropäischen Staaten se-
hen, freilich nicht unter dem Aspekt „Wir wollen 
befreien und entkolonialisieren", als ob es die Mög-
lichkeit der Zusammenarbeit nur durch den Sturz 
dieser Regierungen gebe. 

Vor zwei Tagen habe ich in der „Frankfurter All-
gemeinen Zeitung" ein Kommuniqué gelesen, wo es 
heißt, Kardinal Stefan Wyszynski sei in Warschau 
mit Parteichef Gierek zusammengetroffen; beide 
Seiten seien sich darüber einig, daß dies ein histo-
risch wichtiges Ereignis sei. Gierek habe sich zu-
frieden über die Haltung des Papstes geäußert und 
versichert, daß der Besuch der Einheit der Polen, 
der Stärkung des Ansehens Polens in der Welt und 
der weiteren Entwicklung guter Beziehungen zwi-
schen Staat und Kirche dienen solle. Kardinal 
Wyszynski stellte dem von der amtlichen Nach-
richtenagentur veröffentlichten gemeinsamen Kom-
muniqué zufolge fest, daß die Wichtigkeit der reli-
giös-moralischen Arbeit der Kirche zunehmend an-
erkannt werde. Ein solches Kommuniqué war in 
der Zeit des Kalten Kriegs unmöglich. 

Um den Kampf, den Sie zur Zeit in sich austra-
gen, beneiden wir Sie nicht. Es geht nicht um Perso-
nen, sondern um Richtungen. Dies ist klar. Die 
Frage ist, wie lange Sie Personenkämpfe in Ihrer 
Partei führen, um den Richtungsentscheidungen, die 
seit Jahren fällig sind, auszuweichen. Das ist Ihr 
Problem. Dies ist auch ein europäisches Problem, 
weil eine Partei der Bundesrepublik Deutschland 
mit 48 % der Wähler eine europäische Größe und 
zugleich ein Faktor der Instabilität ist, wenn sie 
die gesamteuropäische Politik aller europäischen 
Staaten nicht mitträgt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Frage sollten Sie auf sich nehmen. 

Was hier zu den Gewerkschaften gesagt wird, ist 
sehr widersprüchlich. Zuerst heißt es in Anzeigen 
„Freie Gewerkschaften für Europa — CDU"; dann 
werden Gewerkschafter abgebildet, und dann im an-
deren Inserat der sozialistische Gewerkschaftsstaat. 

Die anderen europäischen Staaten beneiden uns 
um die demokratische Verantwortungsbereitschaft 
und das demokratische Verantwortungsgefühl der 
deutschen Gewerkschaften. 

(Beifall bei der SPD) 

Welcher Gewinn wäre es für Europa, wenn in diese 
gesamteuropäische Begegnung die Erfahrungen un-
serer Gewerkschaften einfließen könnten? 

Ich weiß nicht, wie Herr Kollege Bangemann zu 
den Freiburger Thesen seiner Partei steht, die da-
mals in Freiburg wirklich ein neues Verhältnis zu 
den Gewerkschaften in ihrer ganzen Geschichte de-
finiert hat, sogar in der ganzen Geschichte des Libe-
ralismus. Nur: Man kann doch nicht den Präsidenten 
des Handwerks und andere Präsidenten in das Par-
lament schicken — ich halte es für richtig, daß sie 
hinfahren —, man kann doch heute nicht den Agrar-
markt mit 75 % im Haushalt, wenn ich richtig in-
formiert bin, zur dominierenden Position machen, 
aber die Interessen der Arbeitnehmer dürfen nur der 
Wirtschaft, die sich längst in Europa vereinigt hat, 
dürfen nur den Banken — inzwischen sind es fast 
140 Banken, die sich allein in Luxemburg ansiedeln 
— überlassen werden. Alle anderen dürfen nach 
Europa, nur die Arbeitnehmer nicht. Was ist das für 
ein pluralistisches Verständnis? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten am heutigen Tage auf zwei Fragen 
eingehen. Ich habe das Empfinden, daß die Bürger 
in unserem Lande — ich bin einer, der diese Arbeit 
seit 14 Monaten macht, die vielleicht erst 10 oder 
20 Jahre später Früchte tragen wird - spüren, daß 
diese Europawahl sie plötzlich mit der eigenen, der 
deutschen Situation konfrontiert. Es geht eben nicht 
nur um Kompetenzen, sondern es geht um den Sinn 
dieser Wahl. Der politisch historische Akt der ersten 
Europawahl geht weit über den Rang des Parla-
ments, wie es auch sein mag, hinaus. Ich darf ein 
Beispiel bringen: In diesem Jahrhundert — dieses 
Jahrhundert ist im letzten Viertel — haben die 
Bürger Europas von ihren Staaten nur dreimal 
gleichzeitig die Aufforderung erhalten, sich an 
einem bestimmten Tag zu einer bestimmten Zeit an 
einem bestimmten Ort einzufinden. 1979 ist es die 
Aufforderung zur Direktwahl. 1914 und 1939 waren 
es die Gestellungsbefehle aus Anlaß der Mobilma-
chung. Das sind die drei Fälle. Die Mütter und die 
Frauen wären 1914 und 1939 mit ihren Männern und 
Söhnen sicher viel lieber zur Wahlurne einer 
Europawahl gegangen als zum Bahnhof, von dem 
viele nicht zurückkehrten. 

(Beifall bei der SPD) 

— Das ist gar nicht zum Klatschen. — Am 10. Juni 
dieses Jahres werden die Mütter nicht auf den 
Bahnhöfen Europas stehen und weinen. Wem dies 
bewußt ist, für den ist das Wahlrecht eine mora-
lische Wahlpflicht, es sei denn, er entledigt sich 
seiner eigenen Erfahrungen, die er doch nach 1945 
nie vergessen wollte. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb bin ich auch nicht skeptisch. Ich selbst habe 
das Empfinden — die Wahlbeteiligung wird es be-
weisen —, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
auch dann Bürger zur Wahl gehen werden, wenn 
sich die Parteien nicht hemmungslos und demago-
gisch beschimpfen. 

Deshalb haben wir uns in diesen Wochen und 
auf diesem Weg zu Europa auf einen konstruktiven 
Beitrag für das künftige Europa konzentriert und 
nicht auf das, was wir seit zehn Jahren in diesem 
Hause an Auseinandersetzungen erleben. 
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Natürlich ist die zweite Frage die nach den Kom-
petenzen dieses Parlamentes. Hier habe ich Ver-
ständnis dafür — diese Frage wird ja auch von den 
Parlamentariern selbst immer wieder gestellt —, 
daß man dem Bürger keinen Vorwurf machen kann, 
wenn er diese Frage ständig neu stellt. Wir werden 
hier mit einem parlamentarischen Selbstverständnis 
Europas brechen müssen, das bisher das Denken 
bestimmt hat und das wahrscheinlich dazu führt, daß 
bei dieser ersten Wahl nicht die Spannung, wie man 
sie sonst gewohnt ist, in den Wahlkampf kommt. 
Nach europäischem parlamentarischen Verständnis 
ist es die Aufgabe von Parlamenten, Regierungen 
zu bilden oder zu stürzen. Da es aber auf lange Zeit 
keinen europäischen Zentralstaat geben wird — 
denn die Luxemburger, die Dänen, die Iren, die 
Holländer, die Belgier sagen: „Wir wollen unsere 
Identität bewahren und nicht in einem Einheitsbrei 
der Großen zwischen Deutschen, Briten und Fran-
zosen verrührt werden" —, wird es auch keine 
europäische Zentralregierung geben. Deshalb wird 
es auch keine Zentralregierung zum Stürzen geben. 

Ist denn der amerikanische Senat ein machtloses 
Parlament, weil er nicht in der Lage ist, eine Regie-
rung zu wählen oder zu stürzen? Wer sich diesen 
Senat ansieht und mit der Lage unseres Parlamenta-
rismus vergleicht, wird feststellen müssen, daß hier 
ein neues Element in den europäischen Parlamenta-
rismus kommen könnte. Dieses Europäische Parla-
ment muß sich auf seine Kontrollfähigkeit, auf 
scharfe Kontrollen, möglicherweise auch in öffent-
lichen Ausschußsitzungen, wo zum Punkt kontrol-
liert werden kann, konzentrieren. Dieses Parlament 
ist außerdem gehalten, die Empfindungen und Strö-
mungen der Bevölkerung aufzunehmen. Dieses Eu-
ropäische Parlament wird nur ein Parlament sein, 
wenn es keine Parallelorganisation der Brüsseler 
Bürokratie wird. Hier gibt es klare Orientierungen. 

In diesen Tagen spürt man, daß der Satz „Deut-
sche, sagt ja zu Europa" viele Fragen auslöst, vor 
allem, wenn man es umkehrt: „Europäer, sagt ja zu 
den Deutschen!" Es gibt zwei deutsche Staaten, aber 
es gibt noch ein drittes Deutschland, das, was die 
Zürcher „Weltwoche" in der letzten Woche als 
„Schlemihls Republik" bezeichnete, ein Volk ohne 
Schatten. Das ist das, was wir bei dieser Sendung 
„Holocaust" gespürt haben. Auf der anderen Seite 
stellt sich die Frage: Müssen wir das immer mit uns 
herumschleppen? 

Wer sich die Ergebnisse der deutsch-englischen 
Historiker-Konferenz vom Mai ansieht, dem wird 
bewußt werden, daß wir erst am Anfang der Dis-
kussion über unsere jüngere Geschichte stehen. 
Aber hier sollten wir als Deutsche auch sehen, daß 
die anderen Völker ebenfalls ihre Probleme haben. 
Frankreich hat heute noch tiefe Narben wegen des 
Vietnam- und des Algerien-Krieges. Großbritannien 
hat — auch in seinem Verhältnis zu Europa - noch 
nicht überwunden, daß es keine Weltmacht mehr ist. 
Das kann man doch nicht so im Schlagabtausch zwi-
schen den Parteien erledigen. 

Wichtig scheint mir, daß uns eines bewußt wird: 
Wir haben eine schwierige Situation im Verhältnis 
der anderen zu uns, weil wir in der ersten Hälfte  

dieses Jahrhunderts eine wichtige Frage als Deutsche 
nicht lösen konnten. Wir haben keinen Platz im 
europäischen Gleichgewicht gefunden. Wenn es um 
1925 geht, dann müssen die beiden sozialdemokrati-
schen Reichstagsabgeordneten Breitscheid und Hau-
bach genannt werden, die damals in Heidelberg 
nicht nur die Vereinigten Staaten von Europa for-
derten, sondern sogar die ersten Schritte aufgezeigt 
haben, indem sie sagten: Wir brauchen die Aus-
söhnung an der Westgrenze, die Aussöhnung mit 
Frankreich; wir möchten aber auch nicht die Ein-
kreisung Rußlands. Beide wurden nach dem 20. Juli 
gehenkt. Wer Haubach und Breitscheid kennt, der 
würde sich eher die Zunge abbeißen, als in einem 
Europawahlkampf Ihre Slogans zu gebrauchen, die 
alltäglich veröffentlicht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist eine Frage Ihrer moralischen Selbsteinschät-
zung als CDU und nicht die Frage, ob die Sozial-
demokraten für Freiheit sind. Da haben wir kein 
schlechtes Gewissen; denn wir, die Sozialdemokra-
tie ich kann das nicht für mich sagen , haben 
die Ehre des deutschen Parlamentarismus 1933 ge-
rettet. 

(Beifall bei der SPD) 

So kann man moralisch nicht miteinander umgehen, 
wenn man Europa frei bauen will. 

Heute sehen wir, warum die Europäer von den 
Deutschen einen konstruktiven Beitrag erwarten 
können. Dafür gibt es zwei Gründe: weil wir einen 
Beitrag dazu geleistet haben, daß Europa eine sta-
bile Friedenszone hat. Diese stabile Friedenszone 
wird nur halten, wenn das Wort „Gewaltverzicht" 
auf allen Seiten in Europa das erste Wort aller Be-
teiligten ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb muß man dieses Wort „Gewaltverzicht" 
in der KSZE an den Anfang aller Begegnungen stel-
len. 

Franz Josef Strauß hat — ich will das hier gar 
nicht zitieren; es lohnt nicht — 1974 in seiner Sont-
hofener Rede ganz und gar auf die europäische 
Krise gesetzt. Damals sagte er: „Ich weiß schon gar 
nicht mehr, in welches Land man auswandern soll." 
Er hat noch drei Länder, wo man vielleicht hin 
könnte. — Die Bundesrepublik Deutschland aber ist 
heute ein so sozial fortentwickeltes und freies Land, 
daß, würden wir die Grenzen aufmachen, wir keinen 
Platz mehr in der Republik hätten. Es ist Ihr Pro-
blem, daß Sie an der Bewältigung der ersten Welt-
wirtschaftskrise in Europa keinen Anteil hatten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie setzen dies fort. Ich habe mich heute über 
den Kollegen Klepsch gewundert. Er hat gesagt, das 
Europäische Währungssystem sei eine so ganz win-
zig kleine Sache. Da gibt es im Deutschland-Union-
Dienst vom 7. Juli 1978 eine Erklärung des poten-
tiellen Kanzlerkandidaten — dessen aus dem Sü-
den —, der sagte: „Zu dem von Schmidt und Gis-
card vorgelegten Plan und den danach gegebenen

-

falls zu beschließenden Gesetzen wird die CDU/ 
CSU-Fraktion im Bundestag ihre Zustimmung ver- 
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weigern. Die CDU/CSU-Fraktion bekräftigt erneut 
ihre Auffassung, daß ein Währungsverbund nicht 
am Anfang, sondern nur am Ende der Entwicklung 
zu einer echten Wirtschaftsgemeinschaft stehen 
kann." 

Wer ist denn nun bei Ihnen in der Fraktion für 
Europa und das Währungssystem verbindlich? Ist 
das der Kollege Klepsch, oder ist der Kollege 
Strauß, der bis heute diese Aussage nicht korrigiert 
hat, der Stärkere, zumal er auch für Sie noch nach 
wie vor der Wirtschafts- und Finanzsprecher ist? 
Darauf sollten Sie vielleicht — ich will den Nach-
feiger nicht „Substitut" nennen — eine Antwort 
geben. 
Was wir befürchten, ist, daß die jetzige Entwick-

lung in der Union, die dazu führt, daß der Verbund 
von Zentrum, Deutschnationalen und Bayerischer 
Volkspartei sich durch Abstoßen alles Geistigen, 
was aus dem Zentrum kam, zu einer Restposition 
von Bayerischer Volkspartei und Deutschnationa-
len reduziert, in Europa nicht verstanden wird und 
daß sie bei unseren Nachbarn Unruhe auslöst. Wir 
meinen, daß mit dem Denken eines Franz Josef 
Strauß, Alfred Dregger, Kurt Biedenkopf, Otto von 
Habsburg, Hans Edgar Jahn — in dieser Mischung 
— unmöglich die Tapeten und die Möbel und die 
Vorhänge in Europas neuer Wohnung ausgestattet 
werden können. Das ist unmöglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Darin will in Europa niemand wohnen. 

Wir hoffen, daß die junge Generation sich an 
dieser Wahl beteiligt, daß die Menschen spüren —
vor allem die junge Generation engagiert sich hier 
stark —, daß wir Europa bauen müssen, um einen 
Beitrag für die künftige Weltordnung zu leisten. 
Aber die Länder der Dritten Welt werden uns die 
Worte Menschenwürde und Menschenrechte nicht 
abnehmen, wenn nicht soziale Verantwortung da-
hintersteht. Wir selbst sind davon überzeugt, daß 
wir Europa nicht mit den Kräften aufbauen können, 
die man wegen ihrer reaktionären Haltung schon 
im 19. Jahrhundert verachtet hat. Wir sind der 
Überzeugung, daß in dem neuen Parlament vor 
allem die junge Generation Europas — und auch 
dieses Landes — eine Chance haben wird. 

(Beifall bei der SPD und  der  FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Jung. 

Jung (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Als gemeinsame Erkenntnis 
der bisher geführten Debatte kann ich wohl fest-
stellen, daß die erste Direktwahl des Europäischen 
Parlamentes eine neue politische Qualität schafft. 
Für sich allein genommen ist ihre Bedeutung gar 
nicht einmal so groß. Sie wird allerdings dann ein 
Ereignis von historischer Bedeutung sein, wenn sie 
als Initialzündung zur Demokratisierung der Euro-
päischen Gemeinschaft wirkt. Die Notwendigkeiten 
einer Demokratisierung sind heute ja von allen 
Seiten immer wieder unterstrichen worden; aber 
wie soll sie nun konkret aussehen? 

Ich will versuchen, die Demokratisierung in vier 
Bereichen etwas zu verdeutlichen. Die Direktwahl 
ist die Chance, ist das Angebot an den europäischen 
Bürger, über seine Zukunft mitzubestimmen. Diese 
Chance muß von ihm genutzt werden. Dazu ist eine 
hohe Wahlbeteiligung notwendig, weil daraus ja 
auch erst die Legitimation für die direkt gewählten 
Abgeordneten hergeleitet wird. Bei dem sich heute 
schon abzeichnenden Konflikt zwischen dem ersten 
direkt gewählten Europäischen Parlament und dem 
Rat ist diese hohe Wahlbeteiligung als Legitimation 
erforderlich. 

Sie haben, meine Kollegen von der CDU/CSU, 
in den beiden ersten Punkten Ihrer Anfrage die 
Durchsichtigkeit der Entscheidungen und die Frage 
der Mehrheitsbeschlüsse angesprochen. Die Bundes-
regierung hat deutlich gemacht, daß sie bemüht war, 
diesen Forderungen nachzukommen. Das muß man 
ihr auch bescheinigen. Aber dennoch ist hier ein 
Bereich, der uns alle nicht zufriedenstellen kann und 
der zwangsläufig zu dem eben von mir angespro-
chenen Konflikt führt, weil nämlich alle Entschei-
dungen sehr viel transparenter gemacht werden 
müssen. 

Vor dem sich abzeichnenden Konflikt wird aber 
auch klar, daß die Direktwahl eine Chance und eine 
Aufgabe für die Parteien ist. Diese Aufgabe wird in 
der Offentlichkeit im Moment nur zu einem gerin-
gen Teil sichtbar; ein bißchen jetzt im Wahlkampf. 
Langfristig wird für die Qualität der Demokratie in 
der Gemeinschaft die Zusammenarbeit der Parteien 
auf der EG-Ebene von ganz entscheidender Bedeu-
tung sein. Die transnationale Kooperation, die Par-
teienföderationen, die es in unterschiedlicher Aus-
prägung auf Gemeinschaftsebene gibt, sind keine 
Eintagsfliegen für den Europawahlkampf, sondern 
notwendige Instrumente einer demokratischen Wil-
lensbildung in der Gemeinschaft. Im Europa der Zu-
kunft werden die nationalen Parteien die Aufgabe 
haben, Transmissionsriemen zu sein. 

Den Anforderungen, denen sich die Parteien stel-
len müssen, konnten sie im bisherigen Europawahl-
kampf nicht immer gerecht werden. Diejenigen, die 
die erste Direktwahl als Fortsetzung der Innenpoli-
tik mit europäischen Mitteln betrachten, betreiben 
eine ebenso kurzsichtige wie verhängnisvolle Poli-
tik. Das gilt nicht nur für die Bundesrepublik, son-
dern auch für andere Länder der Gemeinschaft. Paro-
len wie „Christlich wählen, damit das Abendland ge-
genüber dem Kommunismus verteidigt werden 
kann", „Die letzte freie Wahl Europas" oder „Europa 
wird sozialistisch sein oder es wird nicht sein"  — 
um  Mitterrand zu zitieren — sind unserer Meinung 
nach Scheinparolen und können die Gemeinschaft 
überhaupt nicht einen. Wer meint, auf der Europa-
flamme sein innenpolitisches Süppchen kochen zu 
müssen, wer meint, seinen unbefriedigten Neigun-
gen zur innenpolitischen Auseinandersetzung gerade 
im Europawahlkampf nachkommen zu müssen, zeigt, 
daß er die Bedeutung und die Notwendigkeit des 
europäischen Einigungsprozesses nicht begriffen hat. 
Eine innenpolitische Polarisierung nützt niemandem. 
Sie verdeckt die in meinen Augen erfreuliche Tat- 
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sache, daß sich die Parteien in der Bundesrepublik 
über wesentliche Bereiche der Europapolitik einig 
sind. 

Martin Bangemann hat heute nachmittag schon an 
einem Beispiel dargestellt, daß sogar in den Kreisen 
erhebliche Informationslücken bestehen, bei denen 
man eine große Information vermuten muß. Meine 
Kolleginnen und Kollegen, ich gehe einen Schritt 
weiter. Dies ist nicht nur bei Journalisten, sondern 
sogar in den Parlamenten, bei uns selbst, festzustel-
len. 

Ich möchte Sie darauf hinweisen, daß nicht so 
sehr die Brüsseler Bürokratie, von der wir oft sagen, 
daß sie viel kostet und wuchert, eine Gefahr bedeu-
tet, sondern daß die nationalen Ministerialbürokra-
tien in der Europapolitik Grauzonen entdeckt ha-
ben, in denen sie sich breitmachen und an den na-
tionalen Parlamenten, an diesem Bundestag vorbei 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Entscheidungen präjudizieren oder gar treffen, ohne 
daß diese parlamentarisch kontrolliert werden. Dies 
ist eine ganz große Gefahr, die Sie im Auge behal-
ten sollten. Ich möchte mich auch hier an die Re-
gierungsbank wenden und sagen, daß die Gefahr 
natürlich auch den Regierungen droht; denn so 
manche Entscheidung wird auf der Expertenebene, 
möglicherweise auch am politischen Willen des 
Ministers vorbei, getroffen oder zumindest präju-
diziert. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Aus Anlaß der aktuellen Zeitungs- und Fernseh-
berichterstattung sei gesagt: Die Direktwahl und 
ihre mittelbaren und unmittelbaren Folgen sind auch 
eine Aufgabe für die Medien. Sie müssen die 
Europapolitik in Zukunft weitaus intensiver als bis-
her begleiten und eine kritische Öffentlichkeit für 
die Europapolitik schaffen. Dazu gehört auch das 
Verständnis gegenüber den Problemen unserer Part-
nerländer. Die deutsche Presse schneidet hierbei im 
Vergleich zur ausländischen nicht so sehr gut ab. 
Da es in der Bundesrepublik nicht die Auseinander-
setzung wie in Frankreich, Großbritannien oder in 
Dänemark über die Grundfragen der Gemeinschaft 
gibt, mag vielleicht vielfach der Aufhänger fehlen. 
Dies darf aber kein Anlaß dafür sein, die Europa-
politik zu negieren oder auf einzelne, möglicher-
weise auch spektakuläre Probleme zu reduzieren. 

Mit der Direktwahl kann die Europapolitik aus 
ihrem bisherigen Schattendasein heraustreten. Wir 
müssen deutlich machen, daß Europa nicht nur aus 
Butterbergen, Weinseen oder aus „Richtlinien für 
die Einfuhr linksseitig bespannter Tennisschläger 
aus Pakistan" und „für die Geräuschentwicklung 
landwirtschaftlicher Nutzfahrzeuge in Ohrhöhe" be-
steht. Die Aufgaben, die sich der Europapolitik stel-
len, sind nicht technokratisch zu lösen. Der Glaube, 
daß sich aus der Lösung technokratische Probleme 
automatisch eine politsche Integration ergibt, 
hat sich schon lange als Irrglaube erwiesen. Noch 
so starke Sachzwänge bedeuten noch lange keine 
politische Entscheidung für Europa. 

Bundesminister Genscher hat anläßlich der Ver-
leihung des internationalen Karls-Preises, an den 

Präsidenten des Europäischen Parlaments, Herrn 
Colombo, gerichtet, gesagt: 

Wer die europäische Einigung versteht als Auf-
bau einer europäischen Technokratie zur Schaf-
fung einer effizienten Großraumwirtschaft und 
zur Sicherung des materiellen Wohlstands, der 
verschüttet die Quelle, aus der die eigentliche 
Kraft für die europäische Einigung kommt, näm-
lich das Wissen um die Schicksalsgemeinschaft 
von Staaten, die gemeinsam für Freiheit und 
Würde der Menschen eintreten. 

In ähnlichem Sinne hat er sich heute hier noch 
einmal geäußert. Er hat weiter gesagt: 

Gestützt auf dieses europäische Bewußtsein, 
müssen die politisch Verantwortlichen die von 
ihnen für die Zukunft Europas als notwendig 
erkannten Entscheidungen auch treffen und 
durchzusetzen versuchen. 

Dies heißt aber, Herr Genscher, daß die Europa-
politik für den einzelnen Bürger transparenter ge-
macht werden muß. Das bedeutet, daß in Zukunft 
keine Ratstagungen mehr hinter verschlossenen Tü-
ren stattfinden dürfen, bei denen auch die Entschei-
dungen hinter verschlossenen Türen getroffen wer-
den. Mehrheitsentscheidungen der Gemeinschaft 
müssen akzeptiert werden. Ich wehre mich dagegen, 
so zu tun, als ob das Prinzip der Einstimmigkeit des 
Rats in der heutigen Situation naturgegeben not-
wendig sei. Gerade wir, die Deutschen in Europa, 
haben in der Vergangenheit auch ein positives Bei-
spiel gesetzt, indem wir die Entscheidung akzeptiert 
haben, JET in Culham anzusiedeln. 

Wenn ich sage, daß die Direktwahl nicht zuletzt 
eine Herausforderung an die Politik darstellt, meine 
ich, daß wir alle aufgerufen sind, unsere politischen 
Prioritäten neu zu überdenken. Wir müssen begrei-
fen lernen, daß nationale Interessen nicht im Gegen-
satz zu europäischen Interessen stehen müssen. Eine 
gute Regionalpolitik z. B., die natürlich auch viel 
Geld kostet, ist nicht nur im Interesse des Landes, 
in dem sich die unterstützten Regionen befinden, 
sondern im Interesse der gesamten Gemeinschaft. 
Der Abbau des wirtschaftlichen Gefälles zwischen 
den reichen Kernregionen und den armen Randregio-
nen liegt ebenfalls im Interesse aller. Hier wende 
ich mich noch einmal an die Regierung: Das muß 
natürlich auch dann zum Ausdruck kommen, wenn 
Vertreter dieser Regierung in Verhandlungen mit 
dem Europäischen Parlament, z. B. beim Haushalt, 
vom Europäischen Parlament zur Regionalpolitik 
gefordert werden. Ich meine hier ganz konkret die 
Haltung des Staatssekretärs im Bundesfinanzmini-
sterium zur Frage der Ausweitung des Haushaltes 
gerade für die Regionalpolitik. 

Lassen sie mich an dieser Stelle anmerken, weil 
in der Anfrage der CDU/CSU auch nach der Ver-
wirklichung des Tindemans-Berichtes gefragt wird: 
Eine Aufspaltung, in ein Kerneuropa und den Rest, 
eine abgestufte Integration, eine Integration der 
zwei Geschwindigkeiten kommt für uns Liberale 
überhaupt nicht in Frage. 

Ich würde mich ganz gerne dem Tindemans-Bericht 
etwas mehr zuwenden — ich wollte über die EPZ, 
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über die Außen- und Sicherheitspolitik, die Bestand-
teile dieses Berichts sind, über die Kooperation im 
Bereich der Rüstung, über die Rüstungskontrollpoli-
tik, über die Entspannungspolitik sprechen —, aber 
ich habe soeben, meine Kollegen von der Opposition, 
mit Ihrem Geschäftsführer verabredet, daß ich mich 
kürzer fasse, um Ihnen die Gelegenheit zu geben, 
darauf noch etwas länger eingehen zu können. 

Ich werde aber doch noch kurz etwas zur EPZ sa-
gen, denn diese Europäische Politische Zusammen-
arbeit wird natürlich auch im wesentlichen durch 
liberale Außenminister getragen. Die Erfolge und 
Fortschritte in diesem Bereich sind ganz besonders 
durch zwei Namen gekennzeichnet, durch die Namen 
Hans Dietrich Genscher und Gaston Thorn, wenn ich 
an die Entwicklung in Helsinki denke. 

Das von uns allen gewollte Europa der Bürger 
muß für den eizelnen Bürger erlebbar, konkret er-
fahrbar sein. Wenn der Bürger Europas in der Ge-
meinschaft reist, hat er nach 30 Jahren Europäischer 
Gemeinschaft überhaupt kein Verständnis mehr für 
Grenzkontrollen. Er hat auch kein Verständnis da-
für, daß es immer noch nicht gelungen ist, einen 
einheitlichen europäischen Paß und einen einheit-
lichen europäischen Führerschein zu schaffen. 

Ich komme damit auf die im Punkt 5 angespro-
chene gemeinsame Verkehrspolitik. Hier möchte ich 
eine konkrete Anregung geben, die etwas über die 
gemeinsame Verkehrspolitik hinausgreift, in der 
man sich bislang über Maße und Gewichte und 
sonstige Dinge noch nicht einigen konnte. Es ist 
nicht einsehbar, daß beispielsweise bei uns eine 
Bundesautobahn A 8, eine große europäische Trans-
versale, gebaut wird, aber nicht, wie es aus topo-
graphischen Gründen sinnvoll wäre, über die 
Grenze hinweg geplant wird. Es darf doch nicht 
wahr sein, daß ein Strich auf der Landkarte das 
Hindernis ist, eine vernünftigere, eine bessere, eine 
kostengünstigere Lösung herbeizuführen, zumal da-
mit auch die symbolische Bedeutung für Europa un-
terstrichen und gleichzeitig ein Erschließungseffekt 
für Räume beiderseits der Grenze, die über Jahr-
zehnte und Jahrhunderte vernachlässigt wurden, er-
reicht werden könnte. 

Ein Europa des Bürgers, insbesondere des jungen 
Bürgers, erfordert auch im Bildungswesen weitaus 
mehr Koordination. Dies ist im übrigen ein Punkt, 
in dem gerade wir in der Bundesrepublik gegenüber 
unseren europäischen Nachbarn viel nachzuholen 
haben. Da müssen wir uns an die eigene Nase fas-
sen. Es ist jetzt elf Jahre her, daß ich von dieser 
Stelle aus erstmals als Vorstellung der Liberalen 
ein Bundeskultusministerium gefordert habe, Vor-
stellungen, die bei uns in der Bundesrepublik in der 
Kultur- und Bildungspolitik zu einer Überwindung 
der elf tiefen Gräben zwischen den Bundesländern 
führen sollten. Ich meine, die Überwindung der 
Gräben in der Bildungspolitik ist eine große Auf-
gabe für das erste direkt gewählte Europäische Par-
lament. Mir ist erst kürzlich wieder von einigen 
hundert deutschen und französischen Schülern gesagt 
worden, daß diese jungen Menschen erwarten, daß 
wir die Anerkennung ihrer Schulabschlußzeugnisse 
und ihrer Berufsabschlüsse in Europa — auch als 

Voraussetzung der Niederlassungsfreiheit später im 
Beruf — erzwingen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Hier müssen wir unsere Kultusminister — und das 
meine ich mit dem „uns selber an die Nase packen" 
— zwingen, ihre Vorstellungen rückgängig zu ma-
chen, die z. B. dazu führten, daß beim Numerus 
clausus die Fremdsprache eben nicht den angemes-
senen Stellenwert hat, wodurch die Student ge-
zwungen wird, auf ein naturwissenschaftliches Ge-
biet umzusteigen. 

Meine Damen und Herren, in der Zeit meines 
Studiums, eines naturwissenschaftlichen Studiums, 
hat es mir nicht geschadet, daß ich als erste Fremd-
sprache Französisch hatte. Ich glaube sogar, daß 
das sehr positiv war. Bei dem Blick über die Grenze 
mißfallen mir auch die Äußerungen des Staatssekre-
tärs im französischen Kultusministerium, den Stel-
lenwert des Fremdsprachenunterrichts, hier der 
deutschen Sprache, betreffend. Die artikulierten 
Sorgen französischer Schüler und französischer Pro-
fessoren der Germanistik, mit denen zu sprechen 
ich vor wenigen Tagen Gelegenheit hatte, bestärken 
mich in meiner Forderung, dem Fremdsprachenunter-
richt wieder die ihm gebührende Stelle in unserem 
Bildungssystem einzuräumen. 

Meine Damen und Herren, um mein Versprechen 
wahrzumachen, möchte ich meine Redezeit nicht 
voll ausnutzen, aber ich möchte abschließend sagen: 
In entscheidendem Maße wird die Demokratisierung 
der Gemeinschaft nur durch die Parlamentarisierung 
ermöglicht. Dies bedeutet, daß die Fraktionen im 
Europaparlament nicht nur sich transnational bilden, 
sondern auch transnationale Politik machen müssen. 
Das haben wir, die Liberalen Deutschen, im Euro-
päischen Parlament bisher schon praktiziert, und 
werden im künftigen Europa diese transnationale 
Politik verwirklichen, und ich meine, alle Kollegin-
nen und Kollegen aller Parteien aufrufen zu müs-
sen, die nationalen Egoismen dadurch zu überwin-
den, daß wir gemeinsam eine europäische Politik, 
eine transnationale Politik betreiben. Nur sie kann 
auch den Frieden in Europa sichern. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Ab

-

geordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgebrdnete Dr. Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich möchte zunächst ein paar Vorbemerkun-
gen zu dem machen, was Herr Friedrich gesagt hat. 
Herr Friedrich, ich möchte nicht mit Ihnen in eine 
Geschichtsdiskussion eintreten; ich glaube, wir 
beide hätten hier Definitionsschwierigkeiten. Das, 
was Sie als „reaktionär" bezeichnen, würde ich be-
stimmt anders bezeichnen, und ich würde dabei 
auch andere Geschichtsbilder anwenden als Sie. 

Eine Bemerkung möchte ich aber zu dem ma-
chen, was Sie zu Herrn Mitterrand und zu Herrn 
Chirac gesagt haben. Herr Chirac — und das dürf-
ten Sie eigentlich wissen, auch wenn Sie nicht, 
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noch nicht Mitglied des Europäischen Parlaments 
sind — vertritt eine eigene Fraktion; die Mitglie-
der seiner Partei sind nicht etwa Mitglieder der 
Europäischen Volkspartei und gehören nicht unse-
rer Fraktion an. 

Ich selber habe nie einen Hehl daraus gemacht, 
daß ich die Politik von Chirac als nicht nur anti-
europäisch, sondern auch antifranzösisch bezeichne, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

und ich bedaure eigentlich, daß diese Partei einen 
Kurs steuert, der für sie mit Sicherheit zum Verlust 
wesentlicher Wählerstimmen führt. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Erstaunt war ich aber darüber, daß Sie Herrn 
Mitterrand verteidigt haben. Sie bestreiten doch die 
Richtigkeit des Vorwurfs, Sie seien für die Volks-
front. Aber die Volksfront ist nun einmal mit dem 
Namen „Mitterrand" verbunden, und infolgedessen 
müssen Sie es sich eben gefallen lassen, wenn wir 
sagen, wir hätten Sorge und Angst davor, daß Sie 
versuchen — und fast ist das logisch, wenn ich 
Ihre Gedankengänge analysiere —, zusammen mit 
den Kommunisten Machtpositionen zu erreichen; 
denn Sie wollen ja auch im Europäischen Parla-
ment gestalten und müssen Mehrheiten dafür be-
kommen. Sie bekommen sie bestimmt nicht durch 
uns. Sie wollen sie mit Mitterrand und seiner Poli-
tik bekommen. Seine Politik ist ein Bekenntnis zur 
Volksfront. 

Herr Bangemann, ich war etwas über Ihre Auf

-

fassung erstaunt, die Gefahr der Volksfront sei 
nicht vorhanden, weil die beiden, Kommunisten 
und Sozialisten, keine Mehrheit bekommen werden. 
Ich meine auch: sie werden keine Mehrheit bekom-
men. Trotzdem ist die Gefahr der Volksfront da, 
die Gefahr, daß die beiden zusammenarbeiten und 
eben versuchen, allmählich Mehrheiten zu bekom-
men. Volksfronten bestehen nicht nur darin, daß sie 
Mehrheit in einem Parlament haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Bangemann? 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Bitte schön, Herr Kolle-
ge. 

Dr. Bangemann (FDP) : Herr Kollege Aigner, Sie 
haben es bisher vergessen, aber ich habe auch hin-
zugefügt — wie stehen Sie dazu? —, daß unabhän-
gig von der Frage einer Mehrheit die SPD ganz si-
cher eine solche Zusammenarbeit nicht akzeptieren 
würde — darauf habe ich abgehoben —, selbst 
wenn der eine oder andere Sozialist aus anderen 
Ländern mit einer solchen Zusammenarbeit liebäu-
gelt. Unterstellen Sie auch der SPD Volksfrontnei-
gungen? 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Bangemann, ent-
schuldigen Sie, ich muß mich an die Worte halten,  

die in diesem Wahlkampf gesprochen worden sind. 
Zum Beispiel hat eine Kandidatin, die mit Sicher-
heit in das Europäische Parlament einzieht, Frau 
Wieczorek-Zeul, öfters erklärt, daß sie dort lieber 
mit den Kommunisten zusammenarbeite als mit den 
Christdemokraten. In meinem Wahlkreis hat sogar 
ein Landrat der SPD dasselbe erst vor ein paar Ta-
gen gesagt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ich muß diese Äußerungen zugrunde legen und 
muß von dieser Gefahr sprechen. Wir haben Sor-
gen, daß diese Entwicklung einfach aus einer 
machtpolitischen Annäherung und aus dem macht-
politischen Zwang heraus zu einer Zusammenarbeit 
führt. 

Nun möchte ich noch eine Zwischenbemerkung 
zum Herrn Bundesaußenminister machen. Herr 
Bundesaußenminister, Herr Kollege Klepsch hat 
sich nicht gegen den Europäischen Rat gewandt 
oder gesagt, daß wir ihn etwa eliminieren möchten. 
Er hat ganz klar gesagt, der Europäische Rat sei 
nicht in den Verträgen verankert und unterliege 
deshalb nicht einmal der jetzt formulierten parla-
mentarischen Kontrolle. 

Sie haben dann noch etwas gesagt, was mich et-
was erheitert hat, nämlich, der Europäische Rat sei, 
seit er bestehe, der Motor der europäischen Bewe-
gung. Darf ich Ihnen folgendes sagen. Wir hatten 
das erste Mal die große Entscheidung des Europäi-
schen Rats zur Regionalpolitik. Darf ich Ihnen als 
Insider einmal schildern, wie das vor sich gegan-
gen ist? Wir hatten im Haushalt soundsoviel Mittel 
für die Regionalpolitik vorgeschlagen. Herr Bange-
mann kann das bestätigen. Herr Lange ist nicht da ; 

 er wird das sicher auch bestätigen. Der Ministerrat 
— d. h. die Finanzminister — hat erklärt, dem kön-
ne er nicht zustimmen. Daraufhin hat das Parla-
ment erklärt, dann lehne es den Haushalt ab, dann 
gebe es keinen Haushalt. Daraufhin kam es fast 
zum Bruch. Dann hat der Europäische Rat — also 
die Staatschefs —, Herr Außenminister, die 
Bremse, die vorher in den Kabinetten angezogen 
worden war, so gelockert, daß ein Beschluß auf 
höchster Ebene zustande kam, aber wieder ein Be-
schluß, der die Finanzminister bzw. Staatssekretäre 
voll gebunden hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten Gen-
scher? 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Darf ich den Gedanken 
noch zu Ende führen? Dann paßt die Frage viel-
leicht besser hinein. 

Dann war das Parlament — vor allem die Kom-
bination der Italiener, der Franzosen, der Iren und 
der Engländer — mit der Höhe nicht zufrieden. Es 
wäre fast wieder zum Bruch gekommen. Ich rate 
Ihnen, einmal die Änderungsanträge nachzulesen. 
Ich war damals Teilberichterstatter. Nach meiner 
Erinnerung habe ich über 20 Änderungsanträge 
eingereicht und habe mit Mühe und Not immer 
erst beim zweiten Mal wirklich erreicht, daß eine 
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Einigung auf der Ebene der Staatschefs erfolgte 
und wir so überhaupt einen Haushalt bekamen. 
Herr Bundesaußenminister, wer vorher die Bremse 
anzieht und dann etwas lockert, der sollte nicht 
sagen, daß er zum Motor geworden ist 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie nun eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Genscher? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, nachdem unbestrit-
ten ist, daß der Europäische Rat nicht nur das Euro-
päische Währungssystem durchgesetzt hat, sondern 
auch das, was wir allgemein in diesem Hause als 
historisches Ereignis empfinden, nämlich die ersten 
direkten europäischen Wahlen, andererseits aber 
Herr Kollege Klepsch von einem Fremdkörper 
sprach und auch Sie eben Kritik am Europäischen 
Rat übten, darf ich Sie fragen: Ist Ihre Fraktion für 
die Beibehaltung des Europäischen Rates, oder tre-
ten Sie für seine Abschaffung ein? 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Aber natürlich, Herr Bun-
desaußenminister. Wir sind sogar froh, daß wir die-
sen Rat haben. Darüber gibt es keinen Zweifel. 

(Genscher [FDP] : Danke schön! — Beifall 
bei der SPD) 

Aber, Herr Bangemann, weil Sie gar so freundlich 
sind, darf ich ein bißchen aus dem Nähkästchen 
plaudern: 

Als es noch keinen Europäischen Rat gab, hatten 
wir im ganz kleinen Kreis eine interessante Unter-
haltung mit dem früheren ersten Präsidenten der 
Kommission, Hallstein. Wir hatten uns darüber un-
terhalten: Wie bringen wir es fertig, zu politischen 
Entscheidungen im Ministerrat zu kommen, damit 
wir die Blockade der Kabinette beseitigen können? 
Herr Bangemann und Herr Bundesaußenminister, 
hören Sie jetzt gut zu! Ich hatte Herrn Hallstein 
vorgeschlagen, den Versuch zu machen, die Staats-
chefs selbst auf die europäische Ebene zu bringen, 
d. h. die menschliche Schwäche mit in seine Politik 
hineinzukomponieren. Es ist eigentlich selbstver-
ständlich, daß eine solche Wandlung auch beim 
Herrn Bundeskanzler eintreten mußte. Bevor es ei-
nen Europäischen Rat gab, wollte er am liebsten 
die Hälfte der Beamten in Brüssel — so wörtlich — 
totschlagen. In dem Augenblick, wo er selbst in 
der Rolle des großen Entscheidenden auf europäi-
scher Ebene auftreten konnte, Herr Bundesaußen-
minister, da war plötzlich eine unwahrscheinliche 
Verständigungsbereitschaft und -fähigkeit für euro-
päische Probleme vorhanden. Die menschliche 
Schwäche in den europäischen Integrationsprozeß 
mit einzubauen, ist also ein absolutes Muß. Des-
halb freue ich mich, daß der Europäische Rat exi-
stiert. 

Nur, Herr Bundesaußenminister, zeigt sich hier 
eine gefährliche Entwicklung. Ich glaube, meine 
Kollegen stimmen mir darin zu; wir haben es bei 
der letzten Konzertierungsrunde erlebt; der Bericht

-

erstatter, Herr Bangemann, kann es bestätigen: 
Wenn der Europäische Rat, die Staatschefs etwas 
beschlossen haben, dann sind die Minister absolut 
gebunden. Was nützt dann eine Konzertierungsrun-
de mit dem Parlament? Da sind neun Parlamenta-
rier und neun Finanzminister. Wir wollen versu-
chen, durch bessere Argumente die Uberzeugung 
der Finanzminister zu erreichen. Da kommt dann 
der deutsche Finanzminister oder sein Staatssekre-
tär zu mir und sagt: Tut mir leid, hier ist der Be-
schluß der Staatschefs; darüber kann ich nicht hin-
aus. Das heißt, die gesamte Verfassungsstruktur 
der Verträge ist denaturiert. 

Wenn wir in die Wahl des ersten direkt gewähl-
ten Europäischen Parlaments eintreten, dann ist die 
Frage der parlamentarischen Kontrolle das Essenti-
al unseres Anliegens. Ich würde nicht allein wegen 
der Legitimation 180 Millionen Wähler an die 
Wahlurne bitten. Was ist denn das eigentliche par-
lamentarische Anliegen? Da kann man über parla-
mentarische Systeme diskutieren und kritisieren 
noch und noch. Bei der Kompliziertheit unseres ge-
sellschafts- und wirtschaftspolitischen Lebens ist 
es, wenn ich Freiheitsstrukturen erhalten will, völ-
lig unmöglich, den Völkern nicht wenigstens alle 
vier, fünf Jahre die Möglichkeit zu geben, durch 
absolut freie Wahlen die Entscheidungsträger ein-
zusetzen, zu kontrollieren und, wenn es sein muß, 
auch zum Teufel zu jagen. Wenn dieses Instrument 
nicht funktioniert, ist morgen die Freiheit verlo-
ren. 

Herr Bundesaußenminister, wenn ich eine Ent-
scheidungsstruktur auf europäischer Ebene durch 
die Staatschefs bekomme, sie aber nicht dem poli-
tischen Willen der Völker durch die Wahlen unter-
werfe, weil der „Transmissionsriemen" nicht mehr 
funktioniert, dann ist Gefahr für Fehlentwicklun-
gen auf europäischer Ebene gegeben. Herr Bundes-
außenminister, wären Sie bereit, wenigstens diese 
Gefahren mit uns zu sehen und mit uns zu disku-
tieren, wie man ihnen begegnen kann? — Ich sehe, 
wir nähern uns einer völlig neuen Anschauung in 
der Koalition. Ich freue mich darüber. 

Meine Damen und Herren, wer wie ich fast 18 
Jahre im Europäischen Parlament war, ist weiß Gott 
nicht mehr euphorisch gestimmt und weiß, daß die-
se Wahlen kein Wunder wirken können. Trotzdem 
sage ich: Diese Wahlen werden eine Weichenstel-
lung für eine Generation bedeuten, ob das einer 
wahrhaben will oder nicht. Völlig neue Dimensio-
nen entstehen, und der Fuß wird in die Tür zur po-
litischen Union gesteckt. 

Herr Bangemann hat hier ein Argument von mir 
übernommen; ich freue mich darüber. Die eigentli-
che große Entscheidung, ob die Völker Europa 
wollen, wird bei den zweiten Wahlen stattfinden, 
wenn dieses Parlament — es wird keine Wunder 
vollbringen können — zum Plebiszit aufruft, ob 
eine politische Union erreichbar ist oder nicht. Das 
wird spätestens 1984 der Fall sein. Aber die Wei-
chen werden bei den jetzigen Wahlen gestellt. 
Deshalb sind diese so wichtig. 
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Schade, daß Herr Brandt und Herr Wehner nicht 

da sind. 

(Friedrich [Würzburg] [SPD] : Die Substitu

-

te sind hier! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

— Lieber Horst, sei doch ein bißchen friedlich; du 
bist doch auch sonst so friedlich. — Herr Brandt 
und auch Herr Wehner haben die Kontinuität der 
SPD beschworen und meinen Kollegen von Hassel 
gebeten, er möge einmal nachschlagen und sehen, 
wie es früher war. Herr Brandt hat gesagt: Es gab 
noch keine CDU/CSU, da war die SPD schon für 
Europa. Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß 
die Wähler allmählich erkennen: Je mehr unsere 
heutige SPD-Fraktion von der Vergangenheit redet 
und sie beschwört, um so mehr möchte sie die Ge-
genwart vertuschen. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben keine Ver

-

gangenheit! Das ist es!) 

— Ich weiß nicht, ob man oft in die Vergangenheit 
sehen sollte. 

Ich glaube, es war Herr Brandt, der Raymond 
Aron zitiert hat, und zwar in Zusammenhang mit 
dem Wirklichkeitsverlust unserer Zeit. Ich möchte 
ihn und vor allem auch unsere Gewerkschaftsver-
treter, die in Zukunft unsere Kollegen sein werden, 
ganz gern an ein Wort von George Meany erin-
nern, das er im Ausschuß des US-Senats gesagt 
hat. Er sagte gerade zu diesem Wirklichkeitsver-
lust unserer Zeit: 

Die Unfähigkeit, die Welt so zu sehen, wie sie 
ist, und die Natur der Feinde der Freiheit zu 
erkennen, ist die größte Gefahr für den Frie-
den. Die Gefahr ist nirgends deutlicher verkör-
pert als in der Illusion, die wir „Entspannung" 
nennen. 

Sie werden bei George Meany sicher nicht anneh-
men wollen, daß er von uns beeinflußt sei, um et-
wa deutsche Innenpolitik zu machen. 

(Zuruf von der SPD: Das traue ich euch 
zu! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, ich würde hierüber 
ja ganz gern humorvoll diskutieren. Aber die Fra-
ge ist leider zu ernst in einer Zeit, in der ein Mann 
wie Wehner sagt, die Rüstung des Ostens, die für 
mich wahnsinnig ist, sei defensiv, obwohl alle 
NATO-Strategen sagen: Um Gottes willen, was 
braut sich hier zusammen! Sie gehen ja über sol-
che Worte, wie ich sie von George Meany zitiert 
habe, zur Tagesordnung über oder machen sie lä-
cherlich. Ich glaube, wir sollten über die Schicksals-
fragen Europas — das sind in erster Linie politische 
Fragen — etwas stärker nachdenken. 

Meine Damen und Herren, obwohl ich also der 
Meinung bin, daß die europäischen Wahlen kein 
Wunder bedeuten, werden sie wahrscheinlich mit 
die wichtigsten Entscheidungen der Nachkriegszeit 
sein. 

Man mag viel kritisieren. Wer Vorsitzender des 
Kontrollausschusses in Brüssel ist, sich also in er

-
ster Linie mit den negativen Tatbeständen herum-
schlagen muß, könnte ein Referat über all das hal-
ten, was in Brüssel schiefgegangen ist und was wir 
kritisieren. 

Aber, meine Damen und Herren, eines ist für 
mich immer wieder faszinierend, daß sich nämlich 
hier zum ersten Mal neun Staaten vertraglich ge-
bunden haben, und zwar zunächst in den drei 
Gemeinschaftsverträgen: Montanunion, Euratom, 
EWG. Dann erfolgte eine Ausweitung über die As-
soziierungen; Sie wissen, wir handeln jetzt das 
Lomé-II-Abkommen mit 59 Staaten, den AKP-Staa-
ten, aus. Dann haben wir diese Europäische Ge-
meinschaft zur Europäisch-Politischen Zusammen-
arbeit ausgeweitet. Es ist nicht selbstverständlich, 
daß ein deutscher oder italienischer Parlamentarier 
einen französischen Außenminister in der Frage-
stunde im Europäischen Parlament zur Rechen-
schaft ziehen kann, indem er fragt, warum er so 
und nicht anders abgestimmt, warum er so und so 
gehandelt und so und so die Weichen gestellt hat. 
Hier ist doch eine Dimension sichtbar, die wir bei 
der Gründung der Montanunion überhaupt noch 
nicht ahnen konnten. 

Das Faszinierende ist, daß hier neun Staaten er-
klärt haben: Dort, wo wir uns vertraglich gebun-
den haben, verzichten wir auf das Instrument der 
Machtauseinandersetzung. Das ist das Dilemma un-
serer Zeit: Wir haben zwar den Mond erobert, wir 
stoßen ins Weltall vor, wir greifen ins menschliche 
Leben ein — auf allen Gebieten haben wir Spitzen-
positionen erreicht —, aber die Beziehungen der 
Völker zueinander regeln wir noch nach den Spiel-
regeln der Steinzeit, nämlich nach dem Faustrecht. 
Das faszinierende Neue in Brüssel ist, daß neun 
Staaten erklärt haben: Wir verzichten auf Gewalt; 
für den Fall, daß wir Konflikte nicht lösen können, 
haben wir uns ein entsprechendes Instrument ge-
schaffen, nämlich den Gerichtshof. 

Es kommt nun einmal vor — darüber sollte man 
nicht schimpfen —, daß Agrarminister, Finanzmini-
ster, Fischereiminister, Handelsminister nächtelang 
beisammensitzen und sich nicht einigen können. 
Der englische Handelsminister geht raus, haut die 
Tür zu. Ja, meine Damen und Herren, am nächsten 
Tag, wo sitzt er? Er sitzt am selben Tisch, weil er 
weiß, daß er kein anderes Instrument hat, als am 
Verhandlungstisch die Interessen seiner Nation, 
seiner Regionen, seines Volkes zu vertreten. Das 
ist das Neue. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, da 
ich leidenschaftlicher Europäer bin, jetzt ganz 
ernst werden: Ich habe Angst, daß in den letzten 
zehn Jahren eine Entwicklung eingetreten ist, die 
glaubt, Europapolitik so mit der linken Hand be-
treiben zu können. Ich bin kein Beckmesser und 
sage nicht: Das hätte man besser machen können, 
dort und dort hätte man mehr erreichen können. 
Nein, grundsätzlich sage ich — und das ist etwas, 
was ich unserer Bundesregierung ankreide —: Bei 
Adenauer war die Europapolitik der Fixstern. Alles 
andere war diesem Ziel, die Einheit dieses Konti-
nents zu erreichen, untergeordnet. Was uns angeht, 
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so befürchte ich, daß dieser Fixstern verschwunden 
ist. 

Ich darf in diesem Zusammenhang einmal auf 
unsere Große Anfrage verweisen. Wegen der Kür-
ze der Zeit beschränke ich mich auf drei Punkte. 
Wir haben in Ziffer 10 gefragt: 

Was sind die Ergebnisse der Bemühungen der 
Bundesregierung, um die Energieprogramme 
der einzelnen Mitgliedstaaten ... zu koordi-
nieren? 

Wenn man nicht einmal mehr im eigenen Haus 
Ordnung hat, wie soll man denn dann auf europäi-
scher Ebene koordinieren, noch dazu, wenn man 
Ratsmacht ist? Das ist doch unmöglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Voigt [Frank-
furt] [SPD] : Das war Selbstkritik der Uni

-

on!) 

In Ziffer 2 haben wir gefragt: 

Was hat die Bundesregierung daran gehindert, 
von den im Vertrag vorgesehenen Mehrheits-
beschlüssen Gebrauch zu machen, ... 

Die Antwort auf diese Frage durchzulesen, meine 
Damen und Herren, ist eine Zumutung. Die Ant-
wort ist hinsichtlich dieses kardinalen Punktes von 
großer Unverbindlichkeit. Herr Bundesaußenmini-
ster, glauben Sie, daß Sie, wenn wir jetzt die Er-
weiterung der Gemeinschaft um Griechenland — 

morgen um Portugal, Spanien usw. — bekommen, 
die Gemeinschaft mit den jetzt vorhandenen Ent-
scheidungsstrukturen und Entscheidungsinstrumen-
ten überhaupt am Leben erhalten können? Wir 
strangulieren sie, wenn wir nicht neue Entschei-
dungsstrukturen durchsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Mehrheitsbeschluß im Rat ist nun einmal das 
Kardinalproblem. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Genscher? 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Genscher (FDP) : Herr Abgeordneter, würden Sie 
hier vor dem Parlament bitte einräumen, daß sich 
die Bundesregierung niemals gegen, wohl aber im-
mer für Mehrheitsentscheidungen ausgesprochen 
hat? 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ich 
habe zwar das Gefühl, daß die Bundesregierung nie 
gegen etwas ist. Ich habe aber auch nie erlebt, daß 
sie wirklich für etwas kämpft. Und genau das ma-
che ich ihr zum Vorwurf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß sie nicht für Mehrheitsbeschlüsse war, habe 
ich nicht behauptet. Ich sage nur: Was unter Ade-
nauer der Fixpunkt und die treibende Kraft war, 
Europa zu entwickeln, spüren wir nicht mehr. Das 
ist unsere Sorge und unsere Angst. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine weitere Frage des Herrn Abgeordneten 
Genscher? 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Bitte. 

Genscher (FDP) : Würden Sie mir zustimmen, daß 
die Regierungen Adenauer, Erhard, Kiesinger, 
Brandt und Schmidt gut beraten waren, als sie den 
Versuch gemacht haben, von der Notwendigkeit 
von Mehrheitsentscheidungen zu überzeugen, daß 
sie aber nicht den untauglichen Versuch gemacht 
haben, Europa zu einem Propaganda- und  Kom-
mandoinstrument der Bundesrepublik Deutschland 
zu machen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ich 
bin mit dem, was Sie sagen, einverstanden. Nur 
hätte ich gewünscht, daß das Bundespresseamt ein 
bißchen mehr wirkliche Aufklärung über die euro-
päische Problematik gebracht hätte. Ich sehe, was 
an unmöglichen Papierfluten über unser Volk ver-
gossen wird, während in den Schicksalsfragen fast 
nichts geschehen ist; ich glaube, hier stimmen alle 
europäischen Parlamentarier überein. 

Herr Bundesaußenminister, darf ich hierzu nur 
einen Satz sagen: Was hat die Bundesregierung zur 
Umsetzung des Tindemans -Berichts getan? Sie 
schreiben: 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnah-
me zum Tindemans-Bericht über die Europäi-
sche Union, die sie im März 1976 abgegeben 
hat, den Grundvorstellungen des Berichts zu-
gestimmt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dann: Fehlanzeige. 

Herr Bundesaußenminister, ich will kein Beck-
messer sein. Ich will nur noch einmal unterstrei-
chen — — 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Dr. 
Aigner, ich muß Sie bitten, jetzt zum Schluß zu 
kommen. Die Zeit, die Ihre Fraktion beantragt hat, 
ist mit Zugabe überschritten. Ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie zum Ende kommen würden. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Frau Präsidentin, es war 
so interessant, mit dem Bundesaußenminister zu 
diskutieren. ES  tut mir leid, daß mir das auf meine 
Zeit angerechnet wurde. 

Vizepräsident Frau Funcke: Nein. Ich habe dafür 
ja etwas zugegeben. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Darf ich schließen mit 
der — —

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

— Die Höflichkeit ist natürlich eine besondere 
Zier! — Darf ich mit der Feststellung schließen: 
Ich bedaure, daß wir in diesem Haus so wenig Ge-
legenheit haben, über europäische Probleme zu 
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sprechen. Ich weiß, daß wir viel über alle Fraktio-
nen hinweg gemeinsam haben und daß viele von 
Ihnen auch von dieser Seite meine Sorge teilen, 
welche ungeheure Gefahr die wahnsinnige Rü-
stungspolitik und die Volksfrontbewegungen be-
deuten. Meine Sorge ist nur, daß diese Meinung in 
Ihrer Fraktion und Ihrer Partei immer weniger zum 
Durchbruch kommt und daß die europäische Kandi-
datenliste und das europäische Programm eine kla-
re Aussage zur Zusammenarbeit mit den Kommuni-
sten auf europäischer Ebene sind. Das ist unsere 
Sorge. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD: Unerhört!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Matthöfer. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Lassen Sie mich einige Worte zu den Bemü-
hungen von Abgeordneten der CDU/CSU sagen, 
hier eine Volksfront-Gefahr an die Wand zu ma-
len. 

Herr von Hassel hat einige Bemerkungen über 
meinen Freund Felipe Gonzales gemacht: Er sei ge-
scheitert. Es wird sich noch herausstellen, wer dort 
gescheitert ist. Die ungeheuren Schwierigkeiten, 
die eine demokratische und sozialistische Partei in 
Spanien nach 40 Jahren Diktatur zu bewältigen hat, 
haben sich in der Tat bei diesem Parteitag gezeigt. 
Sie ist innerhalb von zwei Jahren von 15 000 auf 
200 000 Mitglieder angewachsen. Delegierte, die 
zum Teil erst einige Monate in der Partei sind, ha-
ben der im Kampf für das demokratische Spanien 
bewährten Parteiführung Schwierigkeiten ge-
bracht. 

Falsch ist wahrscheinlich die Behauptung, in 
2 000 Gemeinderäten seien Volksfrontbündnisse ab-
geschlossen worden. Wenn ich die Zahl richtig im 
Kopf habe, ist überhaupt nur in 2 000 Gemeinden 
gewählt worden. Vielleicht ist die propagandisti-
sche Übertreibung der Zahl der Bündnisse ein Indi-
kator dafür, daß die Kräfte der CDU/CSU ihre eige-
ne Spanien-Vergangenheit überhaupt noch nicht 
bewältigt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — La

-

chen bei der CDU/CSU) 

Ich habe die Rede des jetzigen bayerischen Mini-
sterpräsidenten Strauß in Madrid vom 30. Oktober 
1967 noch im Ohr, wo er die Zwei-Säulen-Theorie 
entwickelt hat, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land und Franco-Spanien die beiden europäischen 
Bollwerke gegen den Kommunismus seien. Ich 
habe das alles noch im Ohr. 

Ich habe hier auch zufällig einen Artikel aus 
dem „Bayernkurier" vom 22. Juni 1968 unter der 
Überschrift „Revolution für das Volk", der den 
griechischen Putsch der Obristen feiert. Es heißt — 
am  1. Jahrestag dieses Putsches —: 

Die Revolution hat es jedoch erreicht, die Na

-

tion vor dem Fall in den Abgrund zu retten 

und ihre Unterjochung unter den unmenschli-
chen roten Totalitarismus zu verhindern. Ein 
mühevoller Kampf, der aber erfolgreich durch-
geführt wurde. Das ist der Grund, warum diese 
Tat 

— der Putsch gegen die Demokratie in Griechen-
land —

als Markstein in der neueren politischen Ge-
schichte des Landes gefeiert wird. 

„Bayernkurier" von 1968! 

Soll ich Ihnen die Reisen nach Spanien alle auf-
zählen, die ich sorgfältig beobachtet habe? Hier 
sind noch 25 Jahre Geschichte der CDU/CSU auf-
zuarbeiten. Hier ist auch zu verstehen, warum in 
Spanien bis zum Tag der ersten freien Gemeinde-
wahl seit 40 Jahren eine zentralistische, francisti-
sche, falangistische Personalpolitik in den Gemein-
deräten getrieben worden ist und daß es deshalb 
vereinter Anstrengung bedarf, hier wenigstens ein 
wenig Änderung zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein bißchen mehr Verständnis für die demokrati-
schen Kräfte in Spanien wäre nach so vielen Jah-
ren mindestens schweigender Toleranz des Franco-
Regimes angebracht. 

Nun gestatten Sie mir einige Bemerkungen zu 
den finanzpolitischen Aspekten der Europapolitik. 
In den Gesprächen, die wir jetzt in den laufenden 
Wahlkämpfen zu führen viel Gelegenheit haben, 
können wir die Erfahrung machen, daß in unserem 
Volk durchaus die Einsicht vorhanden ist, daß die 
europäische Einigung und der europäische Eini-
gungsprozeß zwar ihren Preis haben, aber diesen 
Preis auch wert sind und daß auch ein finanzielles 
Engagement der Bundesrepublik in diesem gemein-
samen Prozeß nötig ist. Ich kann Herrn Bangemann 
nur zustimmen, daß das deutsche Volk durchaus 
auch Verständnis und eine Vorstellung von den Vor-
teilen hat, die wir aus diesem europäischen Eini-
gungsprozeß z. B. für unsere Industrie gezogen ha-
ben. 

Europäische Integration ist neben ihrer großen 
außenpolitischen und friedenssichernden Bedeutung 
wichtig auch für die Sicherung der Wachstums-
chancen unserer Wirtschaft und für die Schaffung 
zukunftssicherer Arbeitsplätze in unserem Land. 
Der Abbau von Handelshemmnissen ist ebenso von 
Bedeutung wie die Annäherung der Wirtschafts-
und Finanzpolitiken. 

Innerhalb der Gemeinschaft hat die Bundesregie-
rung mit ihrer Finanzpolitik und mit ihrer kon-
junktur- und strukturpolitisch orientierten Haus-
haltspolitik wesentlich dazu beigetragen, daß in 
der Bundesrepublik und weit über ihre Grenzen 
hinaus das Vertrauen in die wirtschaftlichen Auf-
schwungkräfte gewachsen ist und daß wir die 
künftige wirtschaftliche Entwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland und in Europa mit Zuver-
sicht beurteilen können. 

Ein wichtiger Beitrag zu größerer Übereinstim-
mung und zu größerer Annäherung und Konver-
genz der Finanz- und Wirtschaftspolitiken ist das 
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Europäische Währungssystem. Auch hier hat man 
von der Opposition in diesem Hause nichts als 
Warnungen vor diesem Europäischen Währungssy-
stem gehört. Ich bitte Sie doch einmal, mir eine 
einzige Rede im Bundestag, einen einzigen Artikel 
eines CDU/CSU-Abgeordneten zu zeigen, der die 
Bundesregierung, insbesondere den Bundeskanzler, 
bei seinem Versuch unterstützt hätte, in Europa 
durch die Schaffung eines europäischen Währungs-
systems einen Schritt voranzukommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die erweiterte Zone kursberuhigter Währungen 
trägt zum Abbau von Handelshemmnissen bei. Sie 
festigt die gemeinsame Überzeugung der beteilig-
ten Regierungen von der Notwendigkeit einer glei-
chermaßen am Ziel der Geldwertstabilität und der 
Vollbeschäftigung orientierten Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik. Diese Notwendigkeit hat auch in den 
Regeln des Systems ihren Niederschlag gefunden. 

Die Währungspolitik im Europäischen Wäh-
rungssystem und die Währungsentwicklung verlie-
fen seit dem Inkrafttreten — übrigens auch schon 
einige Monate vorher; die Währungen verhalten 
sich ja schon seit Mitte Dezember so, als sei das 
System in Kraft — in ruhigen Bahnen. Größere 
Spannungen sind bisher nicht aufgetreten. Die 
stärkste Währung war bis Ende April die Dänische 
Krone, während sich die Deutsche Mark, der Gul-
den und insbesondere der Belgische Franc in der 
unteren Hälfte der Währungsbandbreite bewegten. 

Als führendes Industrieland kann und will die 
Bundesrepublik nicht um ein substantielles finan-
zielles Engagement für die Gemeinschaft herum-
kommen. Unser Beitrag zur Europäischen Gemein-
schaft zählt neben den Verteidigungsbeiträgen und 
der Entwicklungshilfe zu den Hauptausgabenblök-
ken im internationalen Bereich. 

Man kann nicht einen Ausbau der Gemeinschaft 
wollen und gleichzeitig den Anstieg des finanziel-
len Aufwandes, der ihn widerspiegelt, ablehnen. 
Insofern ist es grundsätzlich nicht zu beanstanden, 
daß die Finanzpolitik der Europäischen Gemein-
schaften durch ein Ansteigen des EG-Haushaltsvo-
lumens gekennzeichnet ist. Aber hier gilt natürlich, 
daß Tempo und Ausmaß dieser Entwicklung von 
den finanziellen Möglichkeiten abhängen. 

Die deutsche Beteiligung an der Finanzierung 
des EG-Haushalts ist von 2,7 Milliarden DM im 
Jahre 1971 auf rund 10,9 Milliarden DM im Jahre 
1979 angewachsen. Der deutsche Beitrag zum EG-
Haushalt erreicht 1979 also bereits mehr als 5 % 
des Bundeshaushaltes. Die EG-Kommission rechnet 
auch unter der Voraussetzung, daß es gelingen 
wird, die Agrarmarktausgaben einzudämmen, mit 
einem weiteren Anstieg des Gemeinschaftshaushal-
tes um eine jährliche Steigerungsrate von 12,9 % 
bis 1982. 

Der derzeitige Rahmen für die eigenen Einnah-
men der Gemeinschaft aus Zöllen, Agrarabschöp-
fung und Einnahmen aus der Mehrwertsteuer bis 
zu maximal 1 % der Bemessungsgrundlage dürften 
sich nach Vorstellungen der Kommission in abseh-
barer Zeit schon als zu eng erweisen. Die Kommis

-

sion möchte deshalb die Möglichkeiten der Abfüh-
rung eines Teils der Mehrwertsteuer von bisher 
maximal einem Prozentpunkt auf zwei Prozent-
punkte erweitern. Das bedeutet nach unseren 
Schätzungen, daß sich im Jahre 1983 für Deutsch-
land die Obergrenze für die abzuführende Mehr-
wertsteuer von 10 auf 20 Milliarden DM verdop-
peln würde. Eine solche Erweiterung des Finanzie-
rungsspielraums der Gemeinschaft müßte über eine 
Beschränkung des Bundeshaushalts in anderen Be

-

reichen oder über eine Erhöhung der steuerlichen 
Belastung erfolgen. Ob dies wünschenswert ist, 
müßte hier in diesem Hause entschieden werden. 

Ich darf an eine Tatsache erinnern, die in dieser 
Finanzdiskussion oft zu kurz kommt. Die Finanz-
ausstattung der Gemeinschaft ist nicht volumen-
mäßig festgeschrieben. Besonders durch die An-
knüpfung an die Mehrwertsteuer hat sie vielmehr 
einen dynamischen Zuschnitt mit der Aussicht auf 
einen jährlichen Zuwachs von 6 bis 7 %. Es gibt im-
merhin ein Mehr von 2,5 Milliarden DM pro Jahr. 
Bevor man ernsthaft daran geht, diesen Rahmen 
auszuweiten, wird man zunächst eine gründliche 
Bestandsaufnahme der Prioritäten und der Effizienz 
der Ausgaben der EG vornehmen. Eine solche Be-
standsaufnahme wird auch deshalb unausweichlich 
sein, weil andere Partnerländer sich und ihre Be-
völkerung davon überzeugen wollen, daß die finan-
ziellen Lasten der europäischen Integration für sie 
nicht zu hart werden und daß die Mittel vor allen 
Dingen sachgerecht eingesetzt werden. 

Die Einbeziehung von Ländern wie Griechenland, 
Spanien und Portugal sollte ein Beispiel dafür ge-
ben, wie unterschiedlich entwickelte Volkswirt-
schaften miteinander kooperieren können. Diese 
Länder sind Gott sei Dank und insbesondere dank 
des opfervollen Kampfes auch der demokratischen 
Sozialisten in diesen Ländern über einige Jahr-
zehnte hinweg heute alle demokratisch. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich weise die Diffamierung, dies seien alles nur 
Leute, die in Wirklichkeit eine kommunistische 
Diktatur anstrebten, mit aller Entschiedenheit zu-
rück, insbesondere wenn sie von denjenigen kom-
men sollte, die mit ihren Unterdrückern praktisch 
paktiert und diese propagandistisch unterstützt ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine enge wirtschaftliche Verflechtung kann hier 
gute Voraussetzungen bieten. Ein vergrößerter ge-
meinsamer Markt kann die Erschließung neuer und 
zusätzlicher Wachstumsmöglichkeiten bedeuten, 
die allen Beteiligten zugute kommen. Mit Sicher-
heit kann man aber davon ausgehen, daß auch die-
se Erweiterung und Verbesserung der wirtschaftli-
chen Möglichkeiten für unsere Wirtschaft wieder-
um zusätzlichen Umstellungs- und Anpassungsbe-
darf bedeuten wird. 

Von großer praktischer Bedeutung für die Besei-
tigung der Handelshemmnisse und für das Zusam-
menwachsen der Gemeinschaft ist die Steuerhar-
monisierung. Sie wird uns nach wie vor vor große 
Probleme stellen. Die Umsetzung der sechsten 
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Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuer 
hat uns von der Arbeit, die zu bewältigen sein 
wird, einen Vorgeschmack gegeben. 

Auch hier haben wir Erfolge, die wir nicht ver-
schweigen sollten. Dazu zähle ich insbesondere 
den Wegfall der Zollschranken, er hat unbestreit-
bar Erleichterungen gebracht. Der Grenzübertritt 
ist für die EG-Bürger weithin problemlos gewor-
den. 

Natürlich gibt es andere Probleme. Solange die 
Verbrauchsteuern nicht harmonisiert sind, wird es 
die Notwendigkeit des Grenzausgleichs geben. 
Aber eine vollständige Steuerharmonisierung, die 
jeglichen Grenzausgleich entbehrlich machen wür-
de, kann nicht kurzfristig erreicht werden. Die 
Kommission hat inzwischen eine Rahmenrichtlinie 
zur Harmonisierung der Verbrauchsteuern vorge-
schlagen. Dieser Vorschlag bringt für jeden einzel-
nen Mitgliedstaat eine Reihe schwieriger Fragen 
mit sich, insbesondere für uns. Ich darf nur etwa 
an den Vorschlag erinnern, eine Weinsteuer einzu-
führen, was ich für ganz und gar unsinnig halte; 
das werden wir in der Bundesrepublik nicht ma-
chen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Ein sehr gutes 
Wort!) 

Aus den Erfahrungen mit der Umsetzung der 
Sechsten EG-Richtlinie zur Harmonisierung der 
Umsatzsteuer muß ich an den Willen und an die 
Bereitschaft appellieren, im Interesse europäischer 
Lösungen auch solche europäischen Kompromisse 
zu akzueptieren, die aus unserer nationalen Sicht 
und von unserem bisherigen Steuerrecht her nicht 
optimal erscheinen mögen. Ich möchte insbesonde-
re an die engagierten europäischen Abgeordneten 
in der CDU/CSU appellieren, es nicht zuzulassen, 
daß die Komplizierungen unseres Steuersystems, 
die auf unser Bestreben zurückzuführen sind, ein 
vereinheitlichtes europäisches Steuersystem her-
beizuführen, dann von anderen Abgeordneten auch 
in diesem Hause der Bundesregierung als bürokra-
tische Bestrebungen angelastet werden. Hier muß 
man wirklich sagen, daß auch dies ein Preis ist, 
den wir für Europa haben zahlen müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn wir die europäische Integration wirklich 
wollen, müssen wir auch bereit sein, europäische 
Lösungen zu akzeptieren. 

Lassen Sie mich zusammenfassend feststellen: Die 
Finanzpolitik der Bundesrepublik unterstützt den 
Prozeß der europäischen Integration. Mit der 
Schaffung eines Europäischen Währungssystems 
haben wir einen wesentlichen Schritt auf dem 
Wege zur Integration Europas getan. Wir bekun-
den unsere Bereitschaft, auch weiterhin für eine 
ausreichende Ausstattung des EG-Haushaltes zu 
sorgen. Mit anderthalb Milliarden DM waren wir 
auch 1978 der größte Nettozahler der Gemein-
schaft. Im Interesse aller Steuerzahler der Gemein-
schaft müssen wir aber darauf achten, daß die 
Haushaltsausweitungen in den Grenzen des Reali-
sierbaren bleiben und daß auch auf europäischer 
Ebene haushälterisch gewirtschaftet wird. Wir sind  

insbesondere bereit, an Lösungen mitzuwirken, die 
eine Eindämmung der Ausgaben im Agrarbereich 
ermöglichen, der bereits 70 % des EG-Haushaltsvo-
lumens beansprucht. Die Bundesregierung wird 
schließlich auch in der gemeinschaftlichen Steuer-
politik weiterhin eine konstruktive Rolle spielen. 
Sie bittet um Unterstützung des Deutschen Bundes-
tages. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Walz. 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir, nachdem Herr Matthöfer die Finanzpolitik 
der EG dargestellt hat, einiges zur Energiepolitik 
der EG und der Bundesrepublik Deutschland zu sa-
gen und einmal tatsächlich auf die Große Anfrage 
und die Antwort, die die Bundesregierung auf die-
se Große Anfrage gegeben hat, einzugehen. 

Die Antwort zur Bewertung und Koordinierung 
der Energiepolitik der Gemeinschaft ist enttäu-
schend. Sie verschleiert die wahren Sachverhalte 
etwa bezüglich der Kernenergie- und der Kohlepo-
litik und gibt gemeinsame Forschungsvorhaben 
schon als Erfolge aus, obwohl sie ja erst in Jahren 
Erfolge bringen können. 

(Zurufe von der SPD) 

Wie hatte doch der Bremer Gipfel von 1978 ge-
sagt? Wir waren ja vorhin bei den Gipfeln, und Sie 
haben sie so gelobt, Herr Bundesaußenminister. 
Der Bremer Gipfel hatte gesagt: „Die Energiemini-
ster werden angewiesen, eine globale Ernergiepoli-
tik der Gemeinschaft zu verwirklichen." — Nichts 
ist bisher geschehen, ein Zeichen dafür, wie oft 
auch von großen Gipfelerklärungen sehr wenig Er-
folge ausgehen und was trotz dessen was sie ge-
sagt haben, manchmal von ihnen zu halten ist. 

Da wird der von der Bundesregierung eingesetz-
te Energiekommissar Guido Brunner schon wesent-
lich deutlicher als die Bundesregierung: Beim jetzi-
gen Ölpreisstand wird sich die Ö lrechnung für die 
EG 1979 um insgesamt 10 Milliarden Dollar erhö-
hen; es sei deshalb ein Wachstumsverlust bis zu 
1 °/o ins Auge zu fassen mit allen negativen Folgen, 
z. B. auch für die Arbeitsplatzsicherung und -be-
schaffung, aber nicht nur ein Wachstumsverlust 
von ungefähr 1 5 , sondern auch ein Inflations-
schub bis zu 1 %. So der Herr Brunner, der, wie 
gesagt, etwas deutlicher war als der Herr Minister 
für Technologie.  

Wird aber auch nur das gemeinsam beschlossene 
Ziel einer Ölpreiseinsparung von 5 % etwa von 
uns eingehalten? Die Bundesregierung ist zwar 
noch so optimistisch, daß sie daran glaubt, es ist 
aber bei der EG-Kommission schon längst bekannt, 
daß dies nicht der Fall sein kann. 

Im übrigen hält die Bundesregierung die Fort-
schreibung ihres Energieprogramms, das ja auch 
immer europäisch abgestimmt sein muß, noch im-
mer für richtig, obwohl die neuen Kohlekraftwerke 
nicht genügend vorankommen und sie auf dem 
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I Kernenergiesektor weit hinter den gesteckten Zie-
len liegt, obgleich sie sich europäisch verpflichtet 
hat, diese Ziele einzuhalten. Gleichzeitig verkündet 
man auf Ratstagungen — dies war bei dem letzten 
Gipfel wiederum der Fall —, daß der Einsatz der 
Kernenergie verstärkt werden muß. 

Die Bundesregierung hat aber einen Technologie-
minister — den ich im Augenblick leider nicht 
sehe —, der für Parteitage Szenarien entwickelt, 
nach denen bis zum Jahre 2000 jährlich 100 Millio-
nen Tonnen Steinkohle zusätzlich gefördert und 
importiert werden sollen, wenn man von der Kern-
energie und weitgehend auch vom Ö1 loskommen 
will. Ich zitiere ihn: „Zur Zeit zwar sicherlich aben-
teuerlich und absolut unrealisierbar, aber kei

-

neswegs absolut unmöglich." Daß es hier nicht ei-
nen Aufschrei bei sämtlichen Umweltschützern und 
Grünen gegeben hat, ist mir vollkommen unver-
ständlich. 

Herr Hauff meinte ja auch, daß man eine solche 
expansive Kohlepolitik seitens der Opposition mit 
unterstützen solle, wahrscheinlich deshalb, weil 
sich die Regierungsparteien bei der Kernenergie so 
verhalten haben, daß diese Politik fast nicht mehr 
durchgeführt werden kann. Nun etwa Herrn Al-
brecht die Schuld für die Verweigerung der Errich-
tung der Wiederaufarbeitungsanlage in Gorleben 
zuzuschieben, obwohl man mit Anti-Kernkraft 
Wahlen gewinnen wollte und der Bundeskanzler 
nicht rechtzeitig, nämlich erst drei Tage vor der 
letzten Wahl, seine Autorität und seinen angebli-
chen wittschaftlichen Vorausblick eingesetzt hat, 
das ist doch wahrlich der Heuchelei ein wenig zu-
viel. 

Aber natürlich brauchen wir die Wiederaufarbei-
tung und — gemeinsam getragen — die schnellen 
Brüter und den Hochtemperaturreaktor. Sie werden 
sich vielleicht eines Tages, wenn es fast gar kein 

Ö1 mehr gibt, auch noch dazu durchringen. 

Es ist zwar richtig, daß Energiepolitik eines der 
schwierigsten Felder der Politik überhaupt ist, 
denn ihre verhängnisvollen Folgen zeigen sich ja 
eigentlich immer erst in zehn bis fünfzehn Jahren. 
In der parlamentarischen Demokratie ist es deshalb 
sehr mühsam, die Engpässe von morgen schon zu 
Prioritäten von heute zu machen, zumal ungeheuer 
hohe Investitionen erforderlich sind. Allein drei-
ßig Milliarden DM wollen die deutschen Energie-
konzerne bis  zum Jahr 2000 in die Gewinnung von 

Ö1 und Gas aus deutschen Vorkommen stecken. 

Für eine gewisse Zeit scheint ja auch noch genü-
gend Energie vorhanden zu sein. Die Lage auf dem 
Weltmarkt ist auch noch nicht dramatisch, obwohl 
die Ölpreise in diesem Jahr vermutlich bis zu 30 % 
steigen werden. Was von den Industrieländern und 
der EG eventuell noch verkraftet werden kann — 
ich sage: eventuell —, ist für die Entwicklungs-
länder schlechthin eine Katstrophe. Die Entschei-
dungen müssen jedoch heute getroffen werden. 

Die Zusammenhänge zwischen Wirtschafts-, In-
dustrie- und Energiepolitik müssen dem Bürger in 
ihrer Bedeutung für die Arbeitsplätze deutlich ge-
macht werden. Die Regierung hat hier, ihre Aufklä-

rungspflicht versäumt. Sie ist dem Glauben an die 
mögliche heile Welt in den sie tragenden Parteien 
nicht argumentativ begegnet. 

Der Glaube an die Alternativenergie — und 
hier insbesondere an die Sonnenenergie — hat 
mythische Formen angenommen. Dabei wird über-
sehen, daß Sonnenenergie als Hauptenergiequelle 
in Größenordnungen von Tera Watt maschinelle 
Großanlagen erfordert, die ihrerseits erst produ-
ziert werden müssen. Sie sind nicht nur sehr mate-
rial- und kapitalintensiv, sondern setzen auch ein 
technisch weit fortgeschrittenes Wirtschaftssystem 
voraus. Atlernativenergien und verstärkte For-
schungsförderung dafür werden bejaht, obwohl ge-
rade die Sozialisten im Europäischen Parlament 
meinen Bericht über die Forschungsförderung, in 
dem für die Alternativenergien die gleiche Summe 
wie für die Kernenergie eingesetzt ist, abgelehnt 
haben. Ich frage mich noch heute, warum das ge-
schah. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben sich enthalten, aber alle anderen haben 
es abgelehnt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da sieht man es 
wieder!) 

Da wird mit zweierlei Zungen gesprochen. 

Die Optionen müssen offengehalten werden. 
Nach der . Schätzung aller Experten können uns 
aber die Alternativenergien bis zum Jahr 2000 
höchstens 5 % des Weltenergieverbrauchs liefern. 
Es führt nach unserer heutigen Erkenntnis — diese 
Meinung wird von allen europäischen Parteien im 
Parlament, vom Rat der Energieminister, vom Euro-
päischen Rat und von allen internationalen Fach-
konferenzen geteilt — an Kohle- und Kernenergie 
auch nach Harrisburg kein Weg vorbei. Die 
Sicherheitsforschung muß sicherlich noch intensi-
viert werden, es müssen für West und Ost gleiche 
Sicherheitsstandards geschaffen werden, und die 
allgemeinen Ausbildungs- und Bedienungsregeln 
müssen sicherlich verbessert und verschärft wer-
den. Aber wir können im Hinblick auf die kom-
mende Energieknappheit durch die Erschöpfung der 
fossilen Energien auf keine Erngiequelle verzich-
ten. Das wird uns übrigens auch ständig von den 
OPEC-Ländern gesagt; denn sie wollen ihr Ö1 
nicht so rasch erschöpfen, sie wollen, daß wir Al-
ternativenergien, insbesondere Kernenergie, einset

-

zen. 

Die Europäische Kommission, das Europäische 
Parlament haben seit vielen Jahren eine gemein-
schaftliche Energiepolitik gefordert. Sie würde es 
erlauben, daß die Interessen der Gemeinschaft mit 
einer Stimme wahrgenommen würden, wie jetzt 
etwa gegenüber Amerika, das den Markt durch die 
Subventionen für die Oleinfuhren noch völlig in 
Unordnung bringt. 

Zur Energielage der Gemeinschaft wurde gefor-
dert, daß wir 1985 mit 500 Millionen Tonnen Ö1 
auskommen müssen. Energiesparprogramme wur-
den hier und in Europa ausgearbeitet und zum Teil 
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aufeinander abgestimmt. Pilotvorhaben für ratio-
nellere Energienutzung wurden gestartet. Sie soll-
ten gemeinsam beschlossen werden, damit es keine 
wettbewerbsverzerrende Wirkung gibt. Wir müs-
sen unsere Energiequellen und insbesondere auch 
die Kohle voll nutzen, weil sie sich gegenseitig er-
gänzen. In Europa muß es nicht nur bei der Gewin-
nung, sondern auch in einer Versorgungskrise eine 
solidarische Haltung geben, und dafür haben wir 
den Energiekrisenplan. 

Die Erforschung und Entwicklung neuer Energie-
quellen, die übrigens immer erst nach 10, 15 oder 
20 Jahren marktreif sind, erfordert so große Inve-
stitionen — etwa bei der Kernfusion —, daß wir 
sie nur gemeinschaftlich tätigen können. Investitio-
nen dieser Art sollten deshalb koordiniert, über-
flüssige Doppelarbeit sollte vermieden werden. 

Das Parlament hat auch den Vorschlag der Kom-
mission unterstützt, eine Konferenz der Energie-
und der  Verbraucherländer abzuhalten und ihr hier 
die Verhandlungsbefugnisse zu übertragen. Sie 
liegt im höchsten Interesse beider Gruppen. Die Er-
zeugerländer haben nichts von der Erschöpfung un-
serer Wirtschaftsordnung und Erschütterung unse-
rer Wirtschaftsstruktur, denn wir müssen ihre Lie-
ferungen bezahlen. Die Verbraucherländer müssen 
an erster Stelle Energie sparen und alternative 
Energien entwickeln. Dies muß um so mehr ge-
schehen, da sich die Weltbevölkerung in 25 Jahren 
verdoppelt haben wird — 25 Jahre sind nicht eine 
so lange Zeit —, und damit wird sich auch der 
Energieverbrauch ungefähr wieder verdoppeln, 
weil die Entwicklungsländer erst nachziehen wür-
den. Die Lösung dieses Problems kann nur von den 
Erzeugerländern, den Industrie- und Entwicklungs-
ländern gleichzeitig in die Hand genommen wer-
den. Aus der Antwort der Bundesregierung geht 
zwar hervor, daß sie den Dialog zwischen den För-
der- und Verbraucherländern für sehr bedeutsam

-

hält; aber wieder konnten sich die Energieminister 
nicht darauf einigen, eine solche Konferenz unter 
Federführung der Kommission einzuberufen. 

Noch erstaunlicher ist die Tatsache, daß der Mi-
nisterrat nur einen Informationsaustausch bei der 
Standortwahl von Kernkraftwerken beschlossen 
hat. In meinem Bericht für das Europäische Parla-
ment „Standortwahl in Grenzgebieten" hatte ich 
eine Informationspflicht gefordert. Sie müßte in ei-
ner Verordnung festgelegt werden, auf Grund de-
ren dann geklagt werden kann, sonst werden die 
Grenzbewohner unzumutbar überrumpelt: Siehe 
den Fall Cattenom. 

Am merkwürdigsten aber ist es, daß die Antwort 
der Bundesregierung verschweigt, daß die seit 1977 
blockierten Vorschläge zur Förderung der Kohle-
verstromung und des innergemeinschaftlichen Aus-
tausches von Kessel- und Kokskohle vom Rat im-
mer noch nicht angenommen sind, obwohl hier die 
anderen einmal ihre Solidarität uns gegenüber be-
weisen müßten. Zwar hat die Internationale Ener-
gieagentur auf einer Konferenz in den letzten Ta-
gen versucht, eine gemeinsame Kohlepolitik zu 
umreißen, aber das sind natürlich zunächst auch 

nur schöne Absichtserklärungen. Die Gemeinschaft 
darf einer ihrer wichtigsten Energiequellen nicht 
die solidarische Förderung versagen. Unser Wirt-
schaftsminister hat diese Förderung noch nicht 
durchgesetzt. Wir werden im Europäischen Parla-
ment auch dafür kämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Blumenfeld. 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch mich hätte es natürlich 
gereizt, auf ein paar Wahlreden wie Ihren Beitrag, 
Kollege Friedrich, jetzt einzusteigen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Das lohnt 
sich nicht!) 

Ich möchte das aber nicht tun, sondern mich an die 
Tagesordnung halten. 

Ich darf allerdings eine Vorbemerkung in Rich-
tung auf die Rede des Kollegen Brandt vom heuti-
gen Vormittag machen. Er hat gesagt, daß er heute, 
obwohl er früher anderer Auffassung gewesen sei, 
die Meinung vertrete, daß ein direkt gewähltes Eu-
ropäisches Parlament sich in den kommenden Jah-
ren nicht als verfassunggebende Versammlung ver-
stehen dürfe. Ich habe den Eindruck, daß dieses 
etwas resignierend festgestellt wurde. Vielleicht hat 
Herr Brandt zu oft mit dem französischen Soziali-
stenführer Mitterrand oder seinem Labour-Kollegen 
in Großbritannien Gespräche geführt und von denen 
den Anstoß zur Änderung seiner Einstellung bekom-
men. 

Ich bin ganz anderer Meinung und stimme auch 
der von Herrn Kollegen Genscher hier geäußerten 
Meinung voll und ganz zu, daß nämlich das direkt 
gewählte Europäische Parlament in der Tat inner-
halb seiner fünfjährigen Amtszeit einen Entwurf 
für eine Verfassung, ein Grundrecht für Europa 
erarbeitet wird, auch schon deswegen, weil Minister-
rat und Regierungschefs die Römischen Verträge in 
den letzten Jahren wiederholt verletzt haben, ohne 
sie zu reparieren. Schon aus diesem Grunde muß 
sich etwas Neues ergeben. Es wäre gut gewesen, 
wenn Herr Brandt als der Listenführer der Sozial-
demokraten in der Bundesrepublik Deutschland hier 
erklärt hätte, daß es ihm bei der Direktwahl und 
bei der Verantwortung, die ein Abgeordneter wie 
er dann auch trägt, auf die Kontrolle der Bürokratie 
und der ausufernden ministeriellen Befugnisse in 
Europa ankommen werde, die uns tagtäglich berüh-
ren, und daß das ein ganz wesentliches Element der 
Verantwortung der kommenden europäischen Parla-
mentarier sein wird. 

Heute schon hat der Bundestag, hat jedes natio-
nale Parlament einen großen Teil seiner Kompeten-
zen abgegeben. Wir können Brüssel nicht mehr kon-
trollieren. In Bonn wird es nicht kontrolliert. Dieses 
undemokratische, nicht den parlamentarischen Er-
fordernissen genügende Verfahren muß ein Ende 
haben. Das hätten wir gerne aus dem Munde von 
Herrn Brandt erfahren. 
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Die Antwort der Bundesregierung auf unsere Gro-

ße Anfrage zur Europapolitik ist zwar wortreich, 
Herr Bundesaußenminister, aber im Inhalt doch, 
wenn ich das kritisch bemerken darf, ein bißchen 
dürftig. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Voigt? 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Ja, natürlich, Herr Kol-
lege Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD) : Herr Blumenfeld, nach-
dem Sie jetzt mehrfach auf Herrn Brandt Bezug ge-
nommen haben, bitte ich Sie, doch zur Kenntnis zu 
nehmen, daß Herr Brandt eine realistische Beschrei-
bung dessen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fragen!) 

was in den nächsten Jahren möglich ist, gegeben 
hat und nicht auf den Wunsch nach einer europäi-
schen Verfassung verzichtet hat, und wollen Sie 
bitte zur Kenntnis nehmen, daß gerade die Kontrolle 
derjenigen Kompetenzen, die bereits heute bei der 
EG liegen, von Herrn Brandt wiederholt als zukünf-
tige Aufgabe eines Europäischen Parlaments gefor-
dert worden ist? 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Vielen Dank. Ich nehme 
auf Grund Ihrer Bemerkungen — nicht einer Frage 
— zur Kenntnis, daß der europäische Wille Ihres 
Kollegen Brandt eben nicht sehr stark entwickelt 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Antwort der Bun-
desregierung entspricht ganz offensichtlich dem der-
zeitigen Zustand der Europäischen Gemeinschaft ins-
gesamt. Insbesondere gilt das für die Europäische 
Politische Zusammenarbeit. Die Antwort der Bundes-
regierung zeigt, daß die EPZ in allen Fällen oder in 
den meisten Fällen wirklich wichtiger weltpoliti-
scher oder außenpolitischer Problemstellungen leider 
nicht mit einer Stimme spricht, sondern, Herr Kol-
lege Genscher, schweigt oder sich in wenig aussa-
gende Kommuniqués flüchtet, so z. B. in so wichti-
gen Fällen wie bei den Friedensbemühungen im 
Nahen Osten durch die Vereinigten Staaten, Ägyp-
ten und Israel, oder auch bei den uns doch unge-
mein berührenden revolutionären Ereignissen im 
Iran. Wo, Herr Minister Genscher, bleibt eigentlich 
die Stimme der neun Außenminister oder der neun 
Regierungschefs zur Frage der Menschenrechte im 
Iran angesichts der barbarischen Hinrichtungsmetho-
den 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

der Revolutionsgerichte des Khomeini-Regimes, wo 
inzwischen Tausende von Menschen ohne Gerichts-
verfahren niedergemäht worden sind? Wo bleibt 
eigentlich ein Wort des Ministerrats zu dem Vor-
gehen des Herrn Khomeini, Menschen für vogelfrei 
zu erklären? Ich frage das ganz abgesehen davon, 
wie man zu deren politischer Vergangenheit steht. 

Hier wäre doch der moralisch-politische Anspruch 
der Europäischen Gemeinschaft zu dokumentieren. 
Wir vermissen das wirklich außerordentlich und 
sind darüber besorgt und betrübt. 

In Einzelfällen, da, wo es leicht war und leicht ist, 
auf einen Dritten einen Knüppel niedersausen zu 
lassen, sei es in bezug auf die Südafrikanische Repu-
blik oder auch auf Israel, war allerdings Brüssel mit 
Erklärungen schnell bei der Hand, da haben Sie 
dann sehr schnell mit Ihren Kommuniqués einiges 
ausgesagt und haben versucht, eine politische Po-
sition zu beziehen. 

Was, Herr Minister Genscher, heißt es eigentlich, 
wenn in der Antwort der Bundesregierung auf un-
sere Große Anfrage zum Nahen Osten folgendes 
steht: „Mit großer Aufmerksamkeit verfolgen wir 
die Friedensbemühungen im Nahen Osten." Was 
heißt das? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nichts!) 

Bedeutet das nicht, daß Sie damit zugeben, daß es 
sich die Europäer, wie wir, die CDU/CSU, seit lan-
ger Zeit kritisch betont haben, im Nahen Osten 
in einer Zuschauerrolle bequem gemacht haben? 

Ich bitte Sie noch einmal, Herr Minister Genscher, 
den Bundeskanzler aufzufordern, nun endlich durch 
einen schon lange angekündigten, aber immer noch 
nicht vollzogenen Besuch in Israel und gleichzeitig 
in Ägypten unter Beweis zu stellen, daß er diese 
Friedensbemühungen tatkräftig unterstützt und daß 
das, was er vor anderthalb Jahren öffentlich erklärt 
hat, daß es nämlich ohne die Sowjetunion im Nahen 
Osten gar nicht ginge, von ihm nicht mehr aufrecht-
erhalten wird, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

daß es durch einen solchen Besuch berichtigt wird. 
Ich halte es für zwingend notwendig, daß die Bun-
desregierung in dieser Frage gemeinsam mit ihren 
europäischen Partnern eine deutliche Position be-
zieht. 
Wenn wir Deutschen gemeinsam mit unseren 

europäischen Partnern aus Furcht vor Erpressungen 
beim Ö1 oder in anderen politischen Bereichen nicht 
fähig sind, den politischen Willen und den Mut auf-
zubringen, denjenigen beizustehen, die den Weg 
des Friedens durch Verhandlungen beschritten ha-
ben, die beschlossen haben, aufeinander zuzugehen, 
Hindernisse und Jahrzehnte, ja Jahrhunderte von 
Haß- und Feindschaftsgefühlen zu überwinden, 
wenn wir als Europäer diesen nicht so, wie die 
Vereinigten Staaten von Amerika es tun, beistehen, 
wenn wir also Ägypten und Israel politisch, mora-
lisch, wirtschaftlich und finanziell nicht beistehen 
und dabei gleichzeitig den anderen . arabischen Völ-
kern die Hand bieten und ihnen sagen, sie sollten 
auf diesen Friedensweg einschwenken, verhandeln 
und nicht mehr auf Frauen und Kinder schießen, 
nicht mehr Terrorangriffe zulassen, wenn wir das 
nicht tun, Herr Minister Genscher, wir als Europäer 
gemeinsam, dann haben wir auch keinen Anspruch 
darauf, von der Welt ernst genommen zu werden, 
weder von der Sowjetunion noch z. B. vom Scheich-
tum  Quatar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dann haben wir in der Tat als europäische Frie-
densmacht ausgespielt. Dann finde ich es besser, daß 
wir unsere Koffer in Brüssel oder in Straßburg 
packen und an den heimischen nationalen Herd zu-
rückkehren. Das wäre billiger, und anderenfalls 
würde uns dort ein unrühmliches Schicksal erwar-
ten. Ich glaube nicht, daß das unsere Zielvorstel-
lung ist. 

In diesem Geist und diesem Sinne haben wir, die 
CDU/CSU-Fraktion, einen Antrag mit zehn Punkten 
eingebracht, in dem wir die Europäischen Gemein-
schaften und die deutsche Bundesregierung auffor-
dern, initiativ zu werden. Es gibt eine Fülle von 
Möglichkeiten. Ich will sie gar nicht im einzelnen 
begründen. Das wird mein Kollege van Aerssen 
tun. Ich meine, daß hier politisch ein Beispiel ge-
setzt werden muß. Wir können doch nicht immer 
irgendwo im Sessel sitzen, zuschauen und sagen: 
„Die Vereinigten Staaten machen das schon." Das 
amerikanische Repräsentantenhaus hat jetzt gerade 
gewaltige Summen für die Wirtschafts- und Dis-
lozierungshilfe sowohl für Israel als auch für Ägyp-
ten bereitgestellt. Und wir Europäer? Herr Minister 
Genscher, ich meine, daß Sie uns eine Antwort 
schuldig sind. 

Sie sind uns auch eine Antwort im Hinblick auf 
das Versagen der EPZ in der Afrika -Politik, die von 
uns großgeschrieben wird, schuldig. Große Ankün-
digungen, und wenn es zum gemeinschaftlichen 
Handeln kommt, Unentschlossenheit und Verbeu-
gungen vor den sich radikal aufführenden Front-
staaten, den Revolutionären und Terroristen! War-
um, Herr Minister Genscher, wird der Revolutionär 
Nkomo empfangen, aber der schwarzafrikanische 
Führer Muzorewa, der jetzt über Verhandlungen 
eine Regierung gebildet hat, wird nicht empfangen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Frage muß sich auch der Bundeskanzler stel-
len lassen, der im vorigen Dezember Herrn Nkomo 
empfangen hat. Ich habe dann gefragt: „Wo bleibt 
Ihre sonst so beredte Ausgewogenheit? Wieso 
empfangen Sie Herrn Muzorewa und Herrn Sithole 
nicht, diejenigen, die den Weg der friedlichen Ver-
handlungen, der demokratischen Wahlen einge-
schlagen haben, wohingegen Herr Nkomo sich 
offensichtlich den Weg zur Alleinherrschaft frei-
schießen will?" Daraufhin habe ich leider Gottes 
vom Bundeskanzler keine Antwort bekommen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Doppelzün

-

gige Politik!) 

Ich komme zum Schluß. Herr Außenminister, die 
Europäische Politische Zusammenarbeit bewegt sich 
— das möchte ich ganz grundsätzlich feststellen — 
in  einem zunehmend unkontrollierten Freiraum der 
europäischen und nationalen Ministerialbürokratie 
sowie der Außenminister. Für sie ist das eine 
olympische Spielwiese. Ich kann das verstehen. 
Aber für uns, die Parlamentarier, die vom Volk 
gewählt worden sind, um die Arbeit der Regierun-
gen zu prüfen und zu kontrollieren, ist das kein 
Spaß. 
Im Auswärtigen Ausschuß des Bundestages wer-

den die Abgeordneten unter Hinweis auf die Ver

-traulichkeit der Verhandlungen in der Neuner-
Ebene in der EG vertröstet. 

(Zuruf des Bundesministers Genscher) 

Im Europäischen Parlament sagen — nicht Sie, aber 
die meisten anderen — Ratspräsidenten gerade das 
Allernotwendigste und versagen sich einer wirk-
lichen Verhandlung. Meine verehrten Kollegen, die-
ses Verfahren ist undemokratisch und für die Zu-
kunft unannehmbar. Auch darum geht es am 10. Juni 
bei der Wahl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gruhl. 

Dr. Gruhl (fraktionslos) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Aufmerksamkeit bei der 
heutigen Debatte korrespondiert in etwa mit der 
Aufmerksamkeit draußen in der Bevölkerung. 

(Dr. Fuchs [CDU/CSU]: Bei den Grünen!) 

— Da ist das Interesse sehr groß, Herr Fuchs, wie 
ich Ihnen gleich sagen werde. Vielleicht kommt es 
auch daher, daß man in gewissen Parteien die 
Mandate schon sicher hat; denn die auch auf das 
Europawahlgesetz angewandte 5 %-Klausel hat ja 
wohl den Zweck, dafür zu sorgen, daß man unter 
sich bleibt, daß nicht etwa neue Ideen in das neu-
gewählte Europaparlament Einzug halten. Wenn 
schon diese 5 %-Klausel im Bundesgebiet nicht 
vernünftig ist, für das Europawahlrecht ist sie al-
lerdings absurd; denn dies würde im übertragenen 
Sinne heißen, daß in der Bundesrepublik eine Par-
tei aus einem Bundesland nur dann Vertreter in 
den Bundestag entsenden dürfte, wenn sie in die-
sem Land 5 % überschritten hat. Nach den Ausfüh-
rungen von Frau Dr. Walz vorhin sieht es ganz so 
aus, als wollten die Atomparteien des Europäi-
schen Parlamentes unter sich bleiben. 

Ich will aber einiges über die allgemeine Bedeu-
tung der Europäischen Gemeinschaft sagen, die ja 
ihrem Ursprung nach ganz eindeutig eine Wirt-
schaftsgemeinschaft ist. Die Erhöhung des materiel-
len Lebensstandards, der Gemeinsame Markt, abge-
schaffte Zölle und gleiche Belastungen überall soll-
ten dafür sorgen, daß der freie Wettbewerb im klas-
sischen ökonomischen Sinne das allgemeine wirt-
schaftliche Wachstum bewirkt. Dem gleichen Ziel 
dient auch die 1957 gegründete Europäische Atom-
gemeinschaft: Atomenergie als die Spitze des tech-
nischen Fortschritts. Im EG-Vertrag heißt es aus-
drücklich, daß es die Aufgabe der Gemeinschaft 
sei, eine harmonische Entwicklung des Wirt-
schaftslebens, eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung, größere Stabilität, eine be-
schleunigte Hebung der Lebenshaltung zu fördern. 
Niemand dachte in den 50er und 60er Jahren dar-
an, daß bald andere Erfordernisse auftauchen wür-
den, die mit den bisherigen Zielen in Widerspruch 
gerieten. 

Nun sprechen wir schon längere Zeit von der 
Umwelt und von der Notwendigkeit ihrer Erhal-
tung. Darum wird die Zukunft Europas nicht mehr 
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in dem Maße von der Ökonomie bestimmt werden, 
sondern von der Ökologie; denn Europa hat die 
Grenzen seiner ökonomischen Expansion erreicht. 
Es gibt viele Gründe dafür, daß die rein ökonomi-
sche Wachstumspolitik am Ende ihrer Möglichkei-
ten angelangt ist. Die weitere Erhöhung wird schon 
an der Unmöglichkeit scheitern, jährlich die ent-
sprechend vervielfachten Mengen mineralischer 
Rohstoffe und Energieträger aus aller Welt herbei-
zuschaffen. Gelänge dies aber noch auf längere 
Zeit, dann würde die Umwelt Europas in einer ver-
heerenden Weise davon betroffen werden. Schon 
die bisher bebaute oder besser gesagt betonierte 
Fläche dieses kleinsten aller Kontinente würde 
sich dann bald verdoppeln, und damit wäre nicht 
nur die Ernährungsbasis vermindert, sondern eben-
so die Oberflächen- und Grundwasserkapazitäten, 
die Sauerstoffproduktion und anderes. Vermehrt 
wäre natürlich der Lärm, der Abfall und die Ab-
wärmemenge, die Vergiftung durch Chemikalien in 
allen Lebensbereichen. Wo könnte zum Beispiel 
der Mensch in Europa dann noch Ruhe und Erho-
lung finden, wenn der ganze Kontinent einschließ-
lich der Alpen eine Art Ruhrgebiet wäre? 

Darum ergibt sich unsere Vorstellung vom zu-
künftigen Europa weniger aus dem, was wir wol-
len, als aus dem, was wir in Europa noch dürfen. 
Die primäre Aufgabe ist nicht mehr die Förderung 
der Wirtschaft auf Kosten der Natur zugunsten 
blindwütiger ökonomischer Interessen. Die Pro-
bleme wären dann nicht mehr allein mit techni-
schem Umweltschutz zu bewältigen. Dieser bewirkt 
lediglich ein Kurieren an Symptomen. Hier müssen 
die Grundsätze der Politik, besonders der Wirt-
schaftspolitik, geändert werden. Darum ist Umwelt-
politik eine Gesamtpolitik unter langfristigen Zu-
kunftsaspekten. 

Das Hauptziel kann darum auch nicht sein, die 
Lebensbedingungen in allen Regionen Europas 
gleichzuschalten, sondern, die Vielfalt der einzel-
nen Regionen — nicht nur der einzelnen Länder — 
zu erhalten. Dies bedeutet Dezentralisierung der 
Wirtschaft und der Verwaltung aus Gründen der 
Ökologie, der Rohstoffersparnis und der Energieer-
sparnis. 

Als besonders gutes Beispiel kann der Güter-
und Personenverkehr dienen. Da die Energie für 
diesen Massenverkehr immer teurer werden wird, 
gelten für diesen Verkehr künftig auch andere 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen. Es wäre eine 
wichtige europäische Aufgabe, die öffentlichen 
Verkehrsnetze aufeinander abzustimmen und auf 
einen hohen Leistungsgrad zu bringen, und zwar 
besonders in bezug auf das Schienennetz als das 
energiesparsamste Verkehrsnetz, das wir haben, 

(Hasinger [CDU/CSU] : Einverstanden!) 

was zugleich eine Verbesserung der Luft in bezug 
auf Abgase und eine Verminderung der Lärmbela-
stung der Bevölkerung bedeuten würde. 

Das Ziel der Halbierung des Primärenergieeinsat-
zes bei gleichbleibendem Lebensstandard — laut 
verschiedener Gutachten durchaus erreichbar — 
muß angestrebt werden. Es wird nicht verwirklicht,  

indem man z. B. am Rhein eine Kette von Atom-
kraftwerken baut, die u. a. die Folge haben, daß 
das Wasser immer stärker aufgeheizt wird, wo-
durch die Funktionsfähigkeit dieses Flusses be-
kanntlich beeinträchtigt wird. Hier fehlt weiterhin 
leider eine abgestimmte Planung. Frankreich nimmt 
keine Rücksicht auf die deutschen Bedürfnisse; 
teilweise ist das auch umgekehrt der Fall. Nach 
wie vor werden Tausende von Tonnen an Kalisal-
zen im Elsaß eingeleitet. Trotz des Vertrages ist 
die Angelegenheit immer noch nicht zu einem Ab-
schluß gekommen. 

Diese und die durch andere am Rhein angesie-
delte Industrie verursachten Belastungen führen 
dazu, daß die Meldungen, der Rhein sei nun end-
lich sauberer geworden, nicht stimmen. Jährlich 
werden 150 bis 220 neue Chemikalien in den Fluß 
geleitet, wie vor einigen Monaten Professor Bor-
neff feststellte. Die Belastung durch das Salz er-
reicht zum Teil 354 mg/l. An Schwermetallen wer-
den in den Rhein nach wie vor jährlich eingeleitet: 
3 150 t Chrom, 1 520 t Kupfer, 12 300 t Zink, 120 t 
des gefährlichen Giftes Kadmium, 70 t Quecksilber, 
1 900 t Blei. Außerdem werden jährlich 350 t Arsen 
eingeleitet. Man sieht daran, welch große Aufga-
ben hier für Europa noch vorhanden sind und be-
wältigt werden müssen. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Renger) 

Ein anderes Kapitel bei den Gewässern ist be-
kanntlich das Mittelmeer. Die Anliegerstaaten 
konnten sich immer noch nicht bequemen, durch-
greifende Maßnahmen für die Verbesserung des 
Mittelmeeres zu treffen, durch die die eingeleiteten 
Schmutzfluten einer Klärung zugeführt würden. 

So gibt es natürlich viele Umweltprobleme 
grenzüberschreitender Art. Dazu gehört die Luft-
verunreinigung, die sich bekanntlich ohnehin über 
alle Grenzen hinweg erstreckt. Wenn wir auch 
Lärm, Abfälle und die unsichtbare, aber alles 
durchdringende Wirkung der Chemikalien berück-
sichtigen, dann steht die Auswirkung auf die Ge-
sundheit der Menschen in Europa außer Frage. 
Dies wirkt sich ja inzwischen auch dahin gehend 
aus, daß die Lebenserwartung der Europäer in den 
letzten Jahren nicht mehr zunimmt; sie nimmt zum 
Teil ab, zum Teil ist sie konstant geblieben. 

So wie die wirtschaftlichen Interessen der einzel-
nen Staaten nach wie vor beherrschend sind, so 
wird auch die Umwelt in den einzelnen Staaten un-
terschiedlich bewertet. Die Wirtschaftsinteressen 
haben immer noch den Ausschlag gegeben, und die 
Mächtigeren sind in der Vorhand. Harald Bungar-
ten sagt dazu: 

Seit ihren Anfängen stehen die umweltpoliti-
schen Bemühungen der EG unter dem Primat 
der Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik. So-
lange es der Umweltpolitik nicht gelingt, sich 
aus dieser Vorherrschaft zu befreien, ist eine 
originäre und eigenständige, an ökologischen 
Zielen orientierte Politik nicht zu verwirklichen. 

Die Wettbewerbspara graphen der EG verhindern 
auf verschiedenen Gebieten nationale Verbesserun- 
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gen sogar, weil damit der Gleichheitsgrundsatz be-
einträchtigt wäre. 

Ich kann hier wegen der Kürze der Zeit nur ei-
nige wenige Punkte einer künftigen europäischen 
Politik herausgreifen. Dazu gehört, daß wir in Eu-
ropa künftig nicht nur in bezug auf Umwelt-, Ener-
gie- und Wirtschaftspolitik insgesamt, sondern vor 
allen Dingen auch in der Landwirtschaft eine ande-
re Richtung einschlagen müssen, die nicht darin be-
stehen kann, zu Lasten der langfristigen Ergiebigkeit 
der Böden kurzfristig hohe Erträge zu erzielen, 
auch unter Inkaufnahme verschiedener chemischer 
Belastungen der Nahrungsmittelverzehrer. 

Es sollte darüber hinaus ein großzügiges Netz 
von Reservaten erhaltener Natur geschaffen wer-
den, in denen bedrohte Arten ein Rückzugsgebiet 
haben, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Einverstanden!) 

auch über die Grenzen hinweg. Denn Europa ist 
zu klein, als daß die einzelnen Nationen das für 
sich bewältigen könnten. Denn auch der Schutz der 
Arten — Tiere und Pflanzen — dient dem Überle-
ben des Menschen auf dieser Erde. 

Damit ist ein weiterer wichtiger Punkt angespro-
chen, nämlich die Wertvorstellung eines künftigen 
Europas. Dieser Kontinent ist die Wiege des tech-
nisch-ökonomischen Zeitalters gewesen. Hier wur-
de in den letzten Jahrhunderten die gesamte Um-
welt — ob tot oder lebend — nur noch unter dem 
Gesichtspunkt der Ausbeutbarkeit für den Men-
schen betrachtet, wobei unterstellt wurde, daß mit 
der Menge der verfügbaren materiellen Güter ein 
Maßstab gefunden worden sei, an dem dann das 
Lebensglück der Menschen abgelesen werden 
könnte; somit sei dies auch ein Maßstab für er-
folgreiche Politik. Europa wird aber nur noch eine 
Zukunft haben, wenn sich die Wertvorstellungen 
der Europäer ändern, wenn auch die immateriellen 
Werte des Lebens wieder als entscheidend für den 
Menschen berücksichtigt werden. Hier ist eine Hö-
herentwicklung auch dann noch möglich, wenn die 
materiellen Chancen Europas erschöpft sind. Das 
bedeutet also: Erhaltung der Natur und Pflege der 
Kultur statt Weiterführung der europäischen Poli-
tik unter ausschließlich ökonomischen Gesichts-
punkten. 

Ich wundere mich eigentlich, daß gerade die Kol-
legen der CDU/CSU nicht auf so wichtige Stellung-
nahmen wie die des Kardinals Ratzingers wenig-
stens kurz hingewiesen haben, der in „Thesen zu 
einem künftigen Europa" sagt: 

Eine bloße Zentralisation wirtschaftlicher oder 
legislativer Kompetenzen kann auch zu einem 
beschleunigten Abbau Europas führen, wenn 
sie etwa auf eine Technokratie hinausliefe, de-
ren einziger Maßstab in der Konsumsteigerung 
läge. 

Ich komme zum Ende, Frau Präsidentin. — Die 
Konferenz der europäischen katholischen Bischöfe 
stellte fest: 

Die wirtschaftliche Krise, die wir momentan 
erleben, mit all ihren Konsequenzen, insbeson

-dere auf dem Gebiet der Arbeitslosigkeit, 
zwingt uns, unseren westlichen Lebensstil neu 
zu überdenken. Viele sind heutzutage empfäng-
lich dafür und glauben, daß eine bescheidenere 
Lebensführung unaufhaltsam ist. 

Ein anderer Satz: 

Wir dürfen uns nicht zufriedengeben mit einem 
Europa, das nur auf wirtschaftlichen und poli-
tischen Interessen seiner Mitglieder beruht. 

Wir müssen die anderen neuen Erkenntnisse, die 
wir haben — von denen ich einige kurz anschnitt —, 
auch in die künftige Europapolitik als eine der ober-
sten Zielsetzungen mit aufnehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Seefeld. 

Seefeld (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich zu einigen 
Kollegen rede, die wie ich dem Europäischen Par-
lament angehören und die im Verlauf dieser Debatte 
eine Reihe von Ausführungen gemacht haben, die, 
wie ich meine, einer gewissen Kommentierung be-
dürfen. 

Zunächst hat der Kollege Blumenfeld offensicht-
lich völlig mißverstanden, was Willy Brandt heute 
vormittag hier gesagt hat. Brandts Worte waren 
eine Beschreibung einer Einschätzung, wie andere 
zur Zeit bestimmte Vorgänge in der Europäischen 
Gemeinschaft sehen oder sehen könnten. Er hat da-
mit nicht — das hätte Herr Blumenfeld bei gutem 
Zuhören merken können — seine eigene Beurtei-
lung abgegeben. Für Willy Brandt steht genauso 
wie für meine Freunde und für die Sozialdemokra-
ten überhaupt das, was wir in dem Programm der 
SPD zur ersten Direktwahl in dieser Frage fest-
gehalten haben, außer Frage, nämlich — ich darf 
zitieren —: 

Wir setzen uns für eine europäische Föderation 
mit demokratischer Verfassung ein. Sie ist der 
geeignete politische Rahmen für die Selbstbe-
stimmung der europäischen Völker und ihrer 
Bürger. 

Ich glaube, daran kann keiner deuteln. Damit ist 
klar und deutlich gesagt, was wir wollen. Man 
kann hier nicht falsch interpretieren. 

Das zweite in diesem Zusammenhang. Herr Kol-
lege Aigner hat es noch einmal als notwendig be-
funden, sich darüber zu äußern, wie es mit der 
Sozialdemokratischen Partei und ihrem Europaver-
ständnis ist. Ich will das hier noch einmal ganz deut-
lich herausstellen, meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen. Der Friedenswille hat die deutsche 
Arbeiterbewegung über ein Jahrhundert tief be-
seelt. Immer sind Vertreter der Gewerkschaften und 
der Sozialdemokratischen Partei für eine enge inter-
nationale Zusammenarbeit eingetreten. Sie können 
nicht so tun, als wüßten Sie nicht, daß z. B. schon 
im vergangenen Jahrhundert zum Ausdruck ge-
bracht worden ist, daß wir einen „solidarischen 
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europäischen Staat", wie es damals hieß, wollen. 
Was heute früh hier zitiert worden ist, ist völlig 
richtig. In dem Heidelberger Programm der SPD 
— vor mehr als 50 Jahren — steht: 

Sie 

— die SPD — 

tritt ein für die aus wirtschaftlichen Ursachen 
zwingend gewordene Schaffung der euro-
päischen Wirtschaftseinheit. 

Das könnte heute geschrieben sein. Und es steht 
drin: 

Sie tritt ein für die Bildung der Vereinigten 
Staaten von Europa, um damit zur Interessen-
solidarität der Völker aller Kontinente zu ge-
langen. 

Das kann man kommentieren, wie man will und 
wie man es braucht. Aber wahr ist, daß schon da-
mals, vor dem Dritten Reich, deutsche Sozialdemo-
kraten sich für die europäische Einigung eingesetzt 
haben, zu einem Zeitpunkt, als andere uns deswe-
gen „vaterlandslose Gesellen" genannt haben. Das 
wollte ich hier sehr deutlich noch einmal unter-
streichen: daß an unserem Friedenswillen und unse-
rem Einigungswillen nicht zu zweifeln ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hennig [CDU/ 
CSU] : Warum haben Sie die Römischen 
Verträge abgelehnt? — Dr. Schäfer [Tübin

-

gen] [SPD]: Da haben wir zugestimmt!) 

Der Herr Kollege Aigner hat dann hier immer 
mit Blick auf die Bundesregierung gesagt, hier wer-
de Europapolitik mit der linken Hand betrieben. 
Meine Damen und Herren, wenn Sie sich vielleicht 
an eine Debatte erinnern wollen, die in diesem 
Hause einmal zur europäischen Verkehrspolitik ge-
führt worden ist: Da hat Herr Kollege Wehner, 
der Vorsitzende meiner Fraktion, sehr richtig ge-
sagt, daß es eine Reihe von Themen gibt, die in die-
sem Hause mehr, als das bisher der Fall ist, behan-
delt werden sollten, die deutlicher dargestellt wer-
den sollten, viele kleine Dinge, die den Bürger 
interessieren würden. Hätten wir dies getan, dann 
müßten wir jetzt nicht alle in der Öffentlichkeit dar-
über klagen, daß zuwenig Interesse für Europa-
fragen besteht. Hätten wir hier manches Mal eine 
Reihe der Vorlagen, die der Deutsche Bundestag 
passieren läßt, sehr sorgfältig auch vor dem deut-
schen Volk in diesem Hause behandelt, dann wäre 
manches leichter gewesen. Der Vorwurf trifft also 
nicht die Bundesregierung. Wir sollten uns in die-
sem Hause darüber unterhalten, in welcher Weise 
wir künftig unsere europäischen Themen abhandeln, 
verehrte Kollegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich eine dritte Anmerkung, auch zu 
Herrn Aigner. Es macht sich natürlich immer gut, 
wenn man sich hinstellt und so tut, als sei in Eu-
ropa eine enge Zusammenarbeit zwischen Soziali-
sten und Kommunisten vorhanden. Das ist ja das 
Thema, mit dem Sie zum Teil den ganzen Wahl-
kampf zu bestreiten versuchen. Offensichtlich fällt 
Ihnen nichts anderes ein als dieses. 

Aber wahr ist, daß ich hier nicht zulassen kann, 
wie eine Legende gewoben wird, wie das im Euro-
päischen Parlament und wie das mit dem Abstim-
mungsverhalten ist. Meine Damen und Herren, Sie 
sollten wissen — und vielleicht sagen Ihnen das 
die Kollegen aus dem Europäischen Parlament 
nicht —, daß es bisweilen Anträge gibt, die von al-
len sechs Fraktionen des Europäischen Parlaments 
gemeinsam eingebracht werden, wo Kommunisten, 
Christdemokraten, Liberale und Sozialisten gemein-
sam unterschreiben. Darüber wird in diesem Wahl-
kampf nicht geredet. Es wird so getan, als wäre die 
Volksfront auch bei Wahlen von Persönlichkeiten 
im Europaparlament in einer bestimmten Weise da-
gewesen. 

Wahr ist—und das will ich hier auch erklären—, 
daß der jetzige Präsident des Europäischen Par-
laments, Herr Colombo, gewählt worden ist, weil 
die französischen Sozialisten mit ihrem Kandidaten 
George Spénale durch die französischen Kommuni-
sten nicht unterstützt worden sind und weil sich 
bei der entscheidenden Abstimmung die italieni-
schen Kommunisten vornehm der Stimme enthalten 
haben, damit es für Herrn Colombo gereicht hat. 
So sieht das mit der Volksfront aus, meine Damen 
und Herren, und so wird im Europäischen Parla-
ment Politik gemacht und nicht so, wie Sie das in 
aller Öffentlichkeit immer darzustellen versuchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge hinzu, meine verehrten Kollegen: Heute 
früh begann das schon, daß Herr Kollege Klepsch 
in seinen Worten uns, der Bundesregierung und 
den Parteien, die sie tragen, unterstellte, daß wir 
einseitig und ausschließlich die Ostpolitik seit 1969 
bevorzugt hätten. Die Ostpolitik ist bei allen 
christdemokratischen Parteien in Europa außeror-
dentlich gut angekommen. Deutsche Christdemo-
kraten sollten in aller Offenheit in diesem Lande er-
klären, daß ihre Freunde in Belgien, in den Nieder-
landen, in Luxemburg und in Italien dazu ihr Ja 
gesagt haben, daß christdemokratisch geführte Re-
gierungen dazu ja gesagt haben und daß die deut-
schen Christdemokraten in dieser Frage, jedenfalls 
innerhalb Ihrer eigenen Fraktion, die von Herrn 
Klepsch angeführt wird, isoliert sind. Dies muß 
hier erklärt werden, damit Sie wissen, meine Da-
men und Herren, daß man nicht hier so reden 
kann, wie man es hier braucht, 

(Beifall bei der SPD) 

und sich im Europäischen Parlament vornehm be-
nimmt, wie man es da für notwendig erachtet. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. van Aerssen? 

Seefeld (SPD) : Bitte sehr, Herr Kollege. 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) : Herr Kollege See-
feld, würden Sie dem Hohen Hause auch mitteilen, 
daß als einzige Partei in der Europäischen Gemein-
schaft die Europäische Volkspartei das Wiederver-
einigungsgebot als ihre eigene europäische pro-
grammatische Aussage aufgenommen hat? 
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Seefeld (SPD) : Ich teile Ihnen mit, daß die Euro-
päische Volkspartei dieses Problem aufgenommen 
hat, und ich sage Ihnen, daß in der Erklärung der 
Vorsitzenden der sozialistischen und der sozialde-
mokratischen Parteien in der EG die Berlin-Frage 
sehr wohl angeschnitten ist. Ich bin bereit, Ihnen 
das entsprechende Exemplar sofort, nachdem ich 
hier fertig bin, zu geben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wiedervereini

-

gung! — Das ist doch nicht dasselbe!) 

— Nein, es ist erklärt worden, daß wir in dieser 
Berlin-Frage keinerlei unterschiedliche Beurteilung 
haben. Das können Sie sehen, damit können Sie 
sich befassen; ich hoffe, Sie tun es. Es ist so, wie 
ich es Ihnen sage. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Bei Ihnen redu

-

ziert sich die Wiedervereinigung auf Ber

-

lin!) 

Schließlich sage ich Ihnen aber auch, daß im 
EVP-Programm steht, wie sehr man z. B. dafür ist, 
daß die Bemühungen um die KSZE und deren Fort-
führung begrüßt werden, und einiges mehr, zu dem 
Sie heute früh schon von anderen Rednern einiges 
gesagt bekommen haben. Ich will den Vorwurf zu-
rückweisen, daß wir einseitig gewesen wären. 

In die Zeit, die Sie angesprochen haben und für 
die Sie uns vorwerfen wollen, insbesondere der Re-
gierung, ausschließlich die Ostpolitik bevorzugt zu 
haben, fallen z. B. die Bemühungen der Bundesre-
gierung, um Spanien, um Griechenland und um 
Portugal aus den faschistischen und obristischen 
Systemen zu befreien und die Schwierigkeiten zu 
überwinden, die sich daraus ergeben haben. Der 
Weg zum Westen ist für diese Länder durch unse-
re Politik in den Jahren genauso gefördert worden, 
wie wir in der Ostpolitik versucht haben, neue 
Zeichen zu setzen. Ich hoffe, Sie haben dies begrif-
fen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Bleibt noch eine Anmerkung, die ich zu dem, 
was der Herr Fraktionsvorsitzende der Christde-
mokraten im Europäischen Parlament gesagt hat, 
machen möchte. Hier ist über die Bundesregierung 
geredet worden: sie sei in der Europafrage nicht 
schnell genug, sie verzögere, sie sei langsam. Da-
bei wurde so getan, als sei einzig und allein die 
Bundesregierung diejenige, die das tue. Ich hätte 
hier wenigstens ein allgemeines Wort erwartet — 
wenn man objektiv sein will —, daß dies eine Fra

-

ge ist, die nicht nur die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland angeht, und daß man in wichti-
gen Fragen nur entscheiden kann, wenn Überein-
stimmung mit allen anderen Regierungen herbeige-
führt ist. Man muß wissen, daß in dieser Neunerge-
meinschaft neun nationale Regierungen im Mini-
sterrat vertreten sind, die neunmal nationale Poli-
tik zu vertreten haben. Der Weg zu einem europäi-
schen Kompromiß ist schwieriger, als manch einer 
meint. Der Herr Kollege Klepsch weiß das. Trotz-
dem redet er so, als wäre dies alles ein Versagen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland. 

(Wehner [SPD] : Wundert Sie denn das?) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang wird mit unterschiedlichen Stimmen geredet. 
Hier wird so geredet, 'wie man das für den Wahl-
kampf braucht. Im Europäischen Parlament ist man 
vornehmer. Da ist man zurückhaltender. Da ist 
man mit der Sache vertrauter, weil man sich bla-
miert, wenn man mit den ausländischen Kollegen 
zusammensitzt und z. B. die Schauermärchen über 
die wirtschaftliche Lage der Bundesrepublik 
Deutschland verbreitet. Das kann man anderen 
nicht erzählen. Dann sind sogar deutsche Christde-
mokraten bereit zu sagen: Die Lage der Bundesre-
publik Deutschland ist innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft sehr gut. 

(Beifall bei der SPD) 

Das sagen die da, weil man sich nicht blamieren 
will und andere Ihnen und uns erklären: Eure Sor-
gen müßten wir haben, dann ginge es uns in unse-
ren Ländern gut. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich damit 
enden, daß ich sage: Ich wäre froh darüber, wenn 
die Gemeinsamkeiten, die in der europäischen Poli-
tik in weiten Bereichen in der Bundesrepublik 
Deutschland bestehen und bestanden haben, auch 
künftig Bestand haben könnten. Wir brauchen sie 
bei der Ausweitung der Kompetenzen des Parla-
mentes. Wir brauchen bei der Lösung der Schwie-
rigkeiten, die durch die Aufnahme neuer Mitglied-
staaten entstehen, einen so engen Zusammenhalt 
wie möglich. Ich wäre dankbar, wenn Sie im Wahl-
kampf nicht alles zerschlügen, was bisher in die-
sem Bereich vorhanden war. Es ist auch für die 
Bürger in der Bundesrepublik Deutschland gut, 
wenn die großen Parteien in unserem Lande in die-
sen Fragen eng miteinander arbeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Herr Kollege Seefeld, ich 
gehe zunächst auf das ein, was Sie an Widersprüch-
lichkeiten bezüglich des Stils im Europäischen Par-
lament und des Stils hier gerügt haben. Ich muß 
sagen, daß Ihre Rede ein beredtes Beispiel dafür 
war, daß auch Sie heute einen solchen Stil, den 
auch ich selbst dort in der Tat oft festgestellt habe, 
heute gewählt haben. Ich habe manche Ihrer Reden 
im Europäischen Parlament gut in Erinnerung. Aber 
wenn wir schon beim Stil sind, dann sollte endlich 
einmal eines festgestellt werden: Warum ist bisher 
nichts dagegen getan worden, daß viele Debatten 
in Europa, die großartig waren, die substantiell wa-
ren, gegenüber den Debatten und Aussprachen 
über Tomatenkonzentrat, über Butterberge und ähn-
liches so in den Hintergrund getreten sind? Wir 
alle zusammen haben es nicht fertiggebracht, die 
wirklichen Gewichte, die in Europa zu bewegen 
sind, der Offentlichkeit hinreichend zu verdeut-
lichen. 

(Zustimmung der Abg. Frau Dr. Focke 
[SPD]) 
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Kunz (Berlin) 
Dies ist eines der größten Probleme, die wir in der 
nächsten Zeit zu lösen haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Damit hängt natürlich auch zusammen, daß es so 
schwierig ist, bei der jungen Generation wieder je-
nes hohe Maß an Faszination zu erwecken, das es 
wohl in den 50er Jahren und bis in die 60er Jahre 
hinein gegeben hat. Ich glaube, daß die Faszination 
damals ein so hohes Maß erreicht hatte, daß man 
nicht davon ausgehen konnte, daß das immer so 
bleiben würde. Aber es ist nun sehr, sehr nüchtern 
geworden. Ich finde, es ist teilweise so nüchtern 
geworden, daß vor uns gemeinsam die Aufgabe 
steht, die Faszination für Europa zu erhöhen. Dazu 
wird das Europäische Parlament selbst am meisten 
beizutragen haben. 

Ich muß mich hier aber auch kritisch mit einer 
Passage auseinandersetzen, die der Herr Kollege 
Brandt öfter gebraucht hat. Er hat sie heute nicht 
gebraucht, aber er hat sie öfters gebraucht und bis 
heute nicht revidiert. Es ist jene Passage, wo er 
gesagt hat, daß die Bildung eines politischen Euro-
pas Aufgabe künftiger Generationen sei. Dem kön-
nen wir weder zustimmen, noch können wir etwa 
die Meinung vertreten — — 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : „Heutiger 
und künftiger"!) 

— Künftiger. Er hat „künftiger" gesagt. Ich habe 
die Stelle nachgelesen. Wenn man für Europa Faszi-
nation erwecken will, muß und soll, dann kann man 
nicht zu dieser Generation sagen: „Kommt später, 
künftig!" Nein, es muß heute angefangen werden. 
Es ist im Grunde die allerallerhöchste Zeit. 

Damit bin ich bei dem Problem: Wie soll sich 
denn dieses Europäische Parlament in seinen Kom-
petenzen verstehen? Dieses Europäische Parlament 
wird eine ganz hervorragende Qualität haben — 
das kann man ihm uneingeschränkt schon jetzt be-
scheinigen —, nämlich die Qualität, das erste euro-
päische Parlament für Europa aus dem Willen der 
europäischen Völker zu sein. Diese Qualität gibt 
dem Parlament das Recht, Aufgaben zu mehren, 
verstärkt Kompetenzen in Anspruch zu nehmen. 
Dabei wissen wir alle, wie schwierig das sein wird. 
Aber warum denn hier schon wieder der resignative 
Ansatz? Warum muß denn immerzu gesagt werden, 
dieses Parlament sei keine Konstituante, es sei so 
schwierig? Vor lauter Schwierigkeiten, die man da 
aufzählt, wird jeder positive Elan wieder wegge-
zogen. Auch dies ist ein Problem, vor dem wir ge-
meinsam stehen sollten. 

Ich bin der Meinung, daß die junge Generation 
die Aufgabe Europa auch in dem Sinne sehen sollte 
und muß, daß sie erwartet, erbittet und verlangt, 
daß die Männer und Frauen, die die ersten euro-
päischen Abgeordneten eines direkt gewählten Par-
laments sein werden, um wirkliche Kompetenzen 
mit Mut und Entschlossenheit stark ringen, in dem 
Wissen, daß es schwierig ist. Aber man sollte nicht 
immer nur die Schwierigkeiten betonen, sondern 
auch den Weg und die Gestaltung, die vor uns 
liegen. 

Schließlich möchte ich sagen, daß gerade in der 
jungen Generation eine hohe Bewußtheit dafür vor-
handen ist, daß sich europäische Zielsetzung und die 
Zielsetzung unserer Wiedervereinigung keineswegs 
ausschließen. Wir alle wissen — auch und gerade 
die junge Generation —, daß unsere Einheit nur in 
einem europäischen Rahmen zu erlangen ist. Wir 
wissen, daß nur so auch unsere westlichen Nachbarn 
dann für das Problem stärker zu interessieren sind. 
Wir wissen, daß die deutsche Teilung auch die euro-
päische Teilung ist und daß die europäische Teilung 
auch die deutsche Teilung ist. 

Hier liegt wieder eine gemeinsame Aufgabe, die 
die Abgeordneten des ersten direkt gewählten Par-
laments haben werden, nämlich die Aufgabe, deut-
lich zu machen, daß unser deutsches Problem, das 
Problem der Wiedererlangung unserer staatlichen 
Einheit, ein gemeinsames Problem ist. Das können 
wir allen dadurch deutlich machen, daß wir auch die 
Anliegen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft unterstützen und daß wir darum bit-
ten, daß auch unser großes Anliegen, nämlich das 
Selbstbestimmungsrecht unseres deutschen Volkes, 
unterstützt wird. Wir sollten uns darin üben, uns 
darin nicht auseinanderzudividieren, sondern ge-
meinsam diesen Weg in Europa zu verfolgen, und 
zwar ernsthaft. 
Ich möchte zum Schluß ein Wort zu Berlin sagen. 

Berlin ist integraler Bestandteil der Europäischen 
Gemeinschaft. Noch viel besser hat es Emilio Co-
lombo ausgedrückt, als er bei einem Besuch in Ber-
lin vor einiger Zeit sagte, Berlin gehöre zur Euro-
päischen Gemeinschaft wie Paris, Rom und London. 
So gehört es dazu. Es darf daran kein Deuten geben, 
und es darf keinen Keil geben. Ich bin hochbefrie-
digt, wie das im Rahmen der EVP einheitlich genau-
so gesehen wird. 

Herr Kollege Seefeld, es gibt in Ihren Reihen 
leider dort Schwierigkeiten. Leugnen Sie das nicht! 
Leider gibt es die. Niemand freut sich doch darüber, 
daß es diese Schwierigkeiten gibt. Dort haben Sie 
eine besondere Aufgabe, die unvollendet und bis-
her nicht erfüllt ist. Aber es gibt diese Schwierig-
keiten. Für uns ist klar, daß Berlin dazugehört. Ber-
lin ist längst eine europäische Metropole, und zwar 
von beachtlichem Rang. Berlin gehört auch in sei-
ner integralen Bezogenheit in Europa zu den Reali-
täten, die von allen Seiten akzeptiert werden müs-
sen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Diese Realität bedeutet selbstverständlich auch, daß 
es keinen Sinn hat, immer noch zu bestreiten — wie 
das die Sowjetunion jüngst wieder getan hat, sei 
es offiziell, sei es inoffiziell —, daß dem nicht so sei. 
Die Sowjetunion hat so lange, wie sie Europa nicht 
ernst genommen hat, gemeint, sie brauche sich um 
dieses Problem nicht zu kümmern. Erst als sie merk-
te, daß die Europäische Gemeinschaft etwas Ernstes 
ist, fing sie an, das, was sie bis dahin hingenommen 
hatte, in Frage zu stellen. Das ist eine Inkonsequenz, 
die nicht hingenommen werden kann. 

Es bleibt dabei: Berlin gehört zu Europa wie Rom, 
London und Paris. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 31. Mai 1979 	12563 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Staatsminister von Dohnanyi. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich hätte mich nicht mehr zu Wort gemeldet, wenn 
der Kollege Blumenfeld,  der  im Augenblick wohl 
nicht anwesend ist, nicht eine Reihe von Feststel-
lungen getroffen hätte, denen man begegnen muß. 

Zunächst: Bei aller Kritik an der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit, also an dem, was wir 
mit dem Kürzel EPZ bezeichnen, muß man natür-
lich auch immer bedenken, auf welcher Grundlage 
die politische Zusammenarbeit möglich ist. Sie ist 
nicht unmittelbar im Vertrag verankert, und das, 
was heute an politischer Koordinierung und Zusam-
menarbeit möglich ist, war vor einem Jahrzehnt 
noch fast unvorstellbar. Die Europäische Politische 
Zusammenarbeit gehört ganz bestimmt zu den we-
sentlichen Fortschritten, die wir in dem vergange-
nen Jahrzehnt erreicht haben. 

Ich möchte ein Wort zu der Bemerkung von 
Herrn Blumenfeld sagen, die Neun, die EPZ seien 
in eine Zuschauerrolle gegenüber den Entwick-
lungen im Nahen Osten geraten. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Bestenfalls!) 

Das ist sicherlich nicht richtig. Insbesondere muß 
man das Zitat, das der Kollege Blumenfeld vorge-
tragen hat, natürlich vervollständigen. Er hat ge-
fragt: Was heißt denn „mit größter Aufmerksamkeit 
verfolgen die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft die 
Verhandlungen"? Es geht in diesem Text ja weiter. 
Es heißt dann: 

Sie würdigen in vollem Umfang den Friedens-
willen, der Präsident Carter zu seinem persön-
lichen Engagement veranlaßt hat, sowie die 
von Präsident Sadat und Ministerpräsident 
Begin unternommenen Anstrengungen. Ob-
gleich bis zur Verwirklichung der Sicherheits-
rats-Entschließung 242 in allen ihren Teilen 
und an allen Fronten noch ein schwieriger Weg 
bevorsteht, stellen sie fest, daß der Vertrag 
eine korrekte Anwendung der Prinzipien die-
ser Entschließung auf die ägyptisch-israelischen 
Beziehungen darstellt. 

In einem weiteren, späteren Teil heißt es dann — 
ich zitiere wieder —: 

Ihr Wunsch ist, daß dieser Wille, dem sie be-
sondere Bedeutung beimessen, sich bald in 
einem umfassenden Abkommen konkretisiert, 
an dem alle betroffenen Parteien, einschließ-
lich der Vertreter des palästinensischen Volks, 
teilnehmen sollten und das die internationale 
Gemeinschaft gutheißen könnte. 

Es ist also unrichtig, wenn man sagt, wir seien hier 
in einer Zuschauerrolle. Das Gegenteil ist richtig. 
Die neun Mitgliedstaaten unterstützen eine Ent-
wicklung, die den Frieden im Nahen Osten auf 
breiter Grundlage sicherer machen kann. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das ist doch kein 
eigener Beitrag!) 

Ein zweites Wort zum südlichen Afrika. Der 
Kollege Blumenfeld hat gemeint, er müsse unsere 
Aktivität insoweit ebenfalls kritisieren. Ich will 
dazu bemerken: Erstens. Die Initiative der Fünf in 
Namibia, so schwierig sie war, hat die ständige 
Unterstützung der Neun gehabt. Zweitens. Die Mit-
gliedstaaten in der Gemeinschaft haben z. B. durch 
den Verhaltenskodex für die Tochterfirmen in der 
Republik Südafrika einen klaren Beitrag zur Ent-
wicklung geleistet. 

Schließlich ist zu der Frage „Warum hat man 
Herrn Nkomo empfangen und Herrn Muzorewa 
nicht?" folgendes festzustellen. Die Bundesregierung 
verfolgt eine Politik der Offenheit für Gespräche mit 
allen Beteiligten im südlichen Afrika. Deshalb war 
es selbstverständlich, daß man Herrn Muzorewa 
einen Gesprächstermin anbot, als er um ein Ge-
spräch in Bonn nachsuchte. Zu dem Zeitpunkt, zu 
dem er nach Bonn kommen konnte, konnte der Bun-
desaußenminister nicht, weil er nicht da war. Zu dem 
Zeitpunkt, den man ihm dann angeboten hatte, 
konnte Herr Muzorewa nicht. Er war zu diesem Zeit-
punkt abgereist. 

Ich will hier unterstreichen, daß es nicht gut ist, 
wenn Mitglieder dieses Hauses eine von der Bun-
desregierung eindeutig festgestellte Politik, die Poli-
tik der Offenheit des Gesprächs mit allen Beteilig-
ten, hier in Frage stellen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die EPZ, also die Mitgliedstaaten in der politi-
schen Zusammenarbeit, haben eine enge Koordinie-
rung z. B. im Zusammenhang mit der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. Sie la-
ben ihre Fähigkeit, gemeinsam politisch zu handeln, 
auch in der Ministerkonferenz mit den asiatischen 
Staaten im Zusammenhang mit ASEAN unter Be-
weis gestellt. Die Zusammenarbeit der Neun in den 
Vereinten Nationen ist heute sicherlich in einem 
Maße fortgeschritten, wie man sich das wiederum 
vor einem Jahrzehnt kaum vorgestellt hat. 

Ich hätte dem Kollegen Blumenfeld, wenn er noch 
hier wäre, gern gesagt: Was wir in Europa brauchen, 
ist eine Politik des Realismus und nicht eine Politik 
der Illusionen. Hier ist heute morgen von Mehrheits-
entscheidungen gesprochen worden. Natürlich kön-
nen wir auf den Mehrheitsentscheidungen beharren. 
Aber nicht erst seit wir die Bundesregierung führen, 
bestehen die Probleme, die solchen Entscheidungen 
gelegentlich doch entgegenstehen. 

Was die Konstituante angeht, so ist hier nicht nur 
die Frage aufzuwerfen, ob man eventuell mit Herrn 
Mitterrand zu sprechen hätte. Ich würde jedem der 
Kollegen aus der Opposition anraten, über dieses 
Problem einmal mit den Regierungsparteien in 
Frankreich zu sprechen. Dort bekäme man wohl Ant-
worten zu dieser Frage, die dann mindestens auf 
dem Hintergrund, der hier heute deutlich geworden 
ist, mehr als enttäuschend wirken würden. 

Also: eine Politik des Realismus und nicht der 
Illusionen; eine Politik der großen Anstrengungen 
und nicht der großen Worte. Ich würde Sie bitten, 
meine Damen und Herren von der Opposition, die 
Bundesregierung an dem zu messen, was in dem 
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Staatsminister Dr. von Dohnanyi 
Jahrzehnt von 1969 bis 1979 tatsächlich erreicht wor-
den ist. Ich bitte Sie, sich einmal die Erklärung vom 
Haag aus dem Dezember 1969 vorzunehmen und 
daran zu messen, was bis heute durchgesetzt wurde. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Wirtschafts- und 
Währungsunion zum Beispiel!) 

Wir alle wissen, daß die Fortschritte nur schrittweise 
gemacht werden können. Europa bleibt eine schwie-
rige Aufgabe. Aber, meine Damen und Herren, wir 
werden diese Aufgabe nicht leichter bewältigen 
können, wenn wir, wie dies heute leider wieder der 
Fall war, innenpolitische Polarisierung auf die euro-
päischen Aufgaben zu übertragen versuchen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete van Aerssen. 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Der 
Kollege Brandt hat heute morgen gesagt, daß er 
sich zusammen mit seinen Parteifreunden für ein 
pluralistisches Europa einsetze. Was ein pluralisti-
sches Europa ist, hat der Karlspreisträger, der grie-
chische Ministerpräsident Karamanlis, vor einem 
Jahr bei der Karlspreisverleihung in Aachen deut-
lich gesagt. Er sagte: Wir müssen allen Skeptikern 
der Europäischen Gemeinschaft ins Stammbuch 
schreiben, daß die europäische Zivilisation aus fol-
genden Elementen besteht. Es ist die Synthese des 
griechischen, des römischen und des christlichen 
Geistes; eine Synthese, zu der der griechische Geist 
die Idee der Freiheit, der Wahrheit und der Schön-
heit beigetragen hat, der römische Geist die Idee 
des Staates und des Rechtes und das Christentum 
den Glauben und die Liebe. Wenn Pluralismus so 
aufgefaßt wird, dann stimmen wir Christdemokraten 
zu. 
Aber wir warnen vor Beispielen anderer Art. 

Drei darf ich nennen. Der französische Sozialisten-
führer — das ist heute schon angeklungen — hat 
gesagt: Entweder gibt es ein sozialistisches Europa, 
oder es gibt kein Europa. Der angesehene soziali-
stische frühere Kommissar Mansholt aus den Nie-
derlanden hat gesagt: Wenn es kein sozialistisches 
Europa im Augenblick geben kann, dann müssen 
wir die europäische Einigung hinausschieben. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : So ist es!) 

Ein drittes Beispiel. Es ist der sozialistische Führer 
Craxi in Italien, der die Christdemokraten in Italien, 
unsere Freunde in der Europäischen Volkspartei, 
daran hindert, eine gemäßigte Regierung gegen die 
Kommunisten mit 60 bis 65 % der italienischen Stim-
men aufzubauen, und statt dessen die Aufnahme der 
Kommunisten in die italienische Regierung verlangt. 
Die Sozialisten sind es, die in Italien verhindern, 
daß eine gemäßigte Regierung an die Macht kommt 
und von dort aus einen Kurs für Europa steuern 
kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
werden es verstehen, daß wir Christdemokraten auf 
diesem Hintergrund unsere Bürger außerordentlich 

warnen und hier Skepsis ausstreuen müssen, wenn 
Willy Brandt von diesem pluralistischen Europa 
spricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Uns paßt es nicht, wenn hier vom 
Außenminister und von seinem Staatssekretär das 
Bild einer heilen außenpolitischen Welt gemalt wird. 
Wir wollen die Schwierigkeiten in der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit nicht leugnen; die ken-
nen wir. Aber wir bleiben dabei — und ich nehme das 
noch einmal auf, was der Kollege Blumenfeld hier 
gesagt hat —, die Europäische Gemeinschaft ist über 
eine Zuschauerrolle im Nahen Osten nicht hinaus-
gekommen. Die mühevolle, komplizierte und aktive 
Suche nach einem Frieden zwischen Israel und 
Ägypten hat die Europäische Gemeinschaft dem 
amerikanischen Präsidenten überlassen. Ich frage 
Sie, Herr von Dohnanyi: Wo sind die Beweise Ihrer 
Regierung, wo sind die Beweise des Ministerrates, 
daß sie an irgendeiner Stelle durch eine dramatische 
Initiative, durch das volle Engagement der Bürger 
der Europäischen Gemeinschaft signalisiert hätten, 
daß diese 260 Millionen Bürger der Europäischen 
Gemeinschaft hinter diesem Friedenswerk stehen, 
weil sie genau wissen, daß von diesem Frieden auch 
die Zukunft unserer Generation, die Sicherheit un-
serer Arbeitsplätze und die Sicherheit des Friedens 
in Europa abhängen, was hier in diesem kundigen 
Hause nicht näher dargetan zu werden braucht? 

Und ich frage Sie, Herr von Dohnanyi: Was hat 
denn die Bundesrepublik Deutschland, was hat der 
Europäische Rat getan, um in Südafrika, in Namibia, 
in Rhodesien entsprechend zu handeln? Gut, Sie 
haben gesagt, es sind Terminschwierigkeiten. Aber 
die ersten, die Herrn Sithole und Herrn Muzorewa 
eingeladen haben, waren die Christdemokraten im 
Europäischen Parlament. Herr Seefeld, ich nehme 
Sie zum Zeugen und Sie, Herr Kollege Adam: Wer 
hat die Aufnahme verweigert? Es war Ihre Fraktion 
im Europäischen Parlament. Sie haben nicht dieses 
Gespräch gesucht; nicht Sie persönlich, aber Ihre 
Fraktion. Sie haben den Dialog nicht gesucht, wäh-
rend wir ihn als Christdemokraten angeboten ha-
ben, getreu der von ihnen vorgetragenen offen-
siven Haltung, daß man mit allen Kräften diesen 
Dialog suchen müsse. Nachdem jetzt in Namibia 
und Rhodesien Entscheidungen gefallen sind, wäre 
es, meine ich, höchste Zeit, daß die Europäische Ge-
meinschaft zu einer konstruktiven und offensiven 
Strategie kommt, weil auch das Schicksal Europas 
von dieser südlichen Flanke auf dem afrikanischen 
Kontinent abhängig ist. 

Herr von Dohnanyi, ich darf Sie noch einmal fra-
gen. Wir haben doch vor einem halben Jahr mit 
China einen großen Vertrag abgeschlossen. Das war 
ein völkerrechtlicher Durchbruch für die Europäische 
Gemeinschaft. China hat als erstes kommunistisches 
Land die Europäische Gemeinschaft als ein Völker-
rechtssubjekt anerkannt. Das ist ein Durchbruch, 
das ist ein geschichtlicher Meilenstein in dieser Ent-
wicklung der Europäischen Gemeinschaft. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Rich-
tig!) 
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Dr. van Aerssen 
Und was erleben wir? Wir erleben einen kleinka-
rierten Wettlauf nationaler Regierungen um ent-
sprechende Darlehen, um entsprechende Zinskondi-
tionen und was alles damit zusammenhängt, statt 
daß das getan wird, was in Europa eigentlich längst 
beschlossen ist, nämlich die Kompetenzen in der 
Außenwirtschaftspolitik unter der Obhut des Euro-
päischen Parlaments wahrzunehmen und zu einer 
gemeinsamen Strategie gegenüber China zu kom-
men. Statt dessen gehen wir einen Weg der natio-
nalen Wettläufe. Ich meine, es sei höchste Zeit, 
daß wir das abändern. Ich bitte Sie sehr herzlich, 
Herr von Dohnanyi, Ihrem Außenminister auch zu 
sagen, daß wir in einem direkt gewählten Euro-
päischen Parlament großen Wert darauf legen wer-
den — wir als direkt gewählte Abgeordnete —, daß 
diese Außenwirtschaftskompetenz bei uns bleibt und 
daß sie nicht durch solche nationalen Alleingänge 
unterlaufen wird. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es 
paßt uns Christdemokraten auch überhaupt nicht, 
daß der Vorsitzende der Sozialistischen Internatio-
nalen Willy Brandt heute kein einziges Wort zur 
atlantischen Partnerschaft gesagt hat. Wir haben 
Verständnis für die Entspannungspolitik. Wir ha-
ben uns dahintergestellt. Wir haben heute im Rah-
men der Diskussion um die Europäische Volkspartei 
das alles diskutiert. Das brauche ich hier nicht zu 
vertiefen. Aber ich möchte noch einmal sagen, für 
uns Christdemokraten ist das entscheidend, was wir 
das Bild der Ellipse nennen. Eine Ellipse hat zwei 
Brennpunkte. Der eine Brennpunkt sind die Ver-
einigten Staaten von Amerika, und der andere 
Brennpunkt sind die Vereinigten Staaten von Euro-
pa, die zu schaffen wir uns anschicken, das, was 
wir in unserer Diskussion die Europäische Union 
nennen; beide zusammengehalten durch das Band 
der Ellipse, das ist die atlantische Partnerschaft, 
nicht als ein defensives Bündnis, wenn wir heraus-
gefordert werden, sondern als ein offensives Bünd-
nis zur Durchsetzung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in dieser Welt. Denn das ist der 
einzige Schild, der zwischen Freiheit und Unfreiheit 
aufgebaut worden ist. Uns ist es lieber, daß wir 
einem solchen klaren Ziel nachfolgen, als daß wir 
Gespräche und Diskussionen einleiten mit Diskus-
sionspartnern, mit anderen Mächten dieser Welt, 
von denen bis heute nicht feststeht, ob sie in allen 
Punkten das wollen, was wir wollen. Die Sowjet-
union hat die Schlußakte von Helsinki unterschrie-
ben, aber ich frage Sie: Hat sie diese vertraglichen 
Verpflichtungen Jota für Jota erfüllt? 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So gut wie 
nichts hat sie erfüllt!) 

Solange dieser Beweis nicht erbracht ist, müssen 
wir unseren Bürgern Klarheit in dieser Frage ver-
schaffen. 

Es paßt uns auch nicht — der Kollege Kunz hat 
das schon gesagt —, wenn hier kleinmütig disku-
tiert wird, wenn hier gefragt wird, welche Kompe-
tenzen das direkt gewählte Europäische Parlament 
haben wird. Es war bezeichnend für mich, daß der 

Kollege Willy Brandt gesagt hat, ihm wäre es lieber 
gewesen, dem Europäischen Parlament erst die Kom-
petenzen zuzuweisen und dann direkt zu wählen. 
Wer die europäische Wirklichkeit kennt, weiß, daß 
wir dann bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag auf die 
Direktwahlen hätten warten können. Oder glaubt 
hier jemand im Saal, daß die nationalen Regierun-
gen — im Rat versammelt — uns sozusagen als 
Morgengabe auf einem silbernen Teller die Kompe-
tenzen abstrakt zuweisen werden? Das können Sie 
doch wohl ernsthaft gar nicht glauben. 

Europa lebt von der Bewegung. Europa lebt von 
der Dynamik. Europa lebt davon, daß man einen 
Anfang macht und handelt. Ich sage hier noch ein-
mal mit aller Deutlichkeit: Für uns ist das direkt ge-
wählte Europäische Parlament eine verfassungsent-
wickelnde und verfassunggebende Versammlung für 
Europa. Wir werden dem Europäischen Parlament 
einen Grundrechtskatalog vorschlagen. Wir werden 
dem direkt gewählten Europäischen Parlament sa-
gen, daß wir das Konzertierungsverfahren, welches 
der Kollege Bangemann heute morgen positiv her-
vorgehoben hat — ich kann seiner Analyse hier 
nur zustimmen —, auf alle Fragen des Streites 
zwischen Parlament und Rat ausdehnen wollen, um 
somit auf einem praktischen institutionellen Weg, 
ohne großes Aufheben zu machen, als weiterer Mei-
lenstein auf dem Wege zu einer europäischen Ver-
fassung. Das Motto „Es muß etwas geschehen, aber 
es darf nichts passieren" ist nicht das Motto, das 
wir Christdemokraten in Europa vertreten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Es paßt uns auch nicht, wenn hier vom Europa des 
Alltages geredet wird, aber nicht gehandelt wird. 
Natürlich wollen auch wir das Europa des Alltages. 
Ich lebe in einem Grenzkreis, und ich frage Sie: 
Was hat der Europäische Rat dafür getan, damit die 
grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit 
zwischen Niederländern und Bundesrepublikanern 
in einem abgesicherten Verfahren durchgeführt wer-
den kann? Wo gibt es den grenzüberschreitenden 
europäischen kommunalen Zweckverband, wo man 
die gemeinsamen Aufgaben angehen und lösen 
kann? Das Europäische Parlament hat immer und 
immer wieder Vorschläge gemacht. Was hat der 
Europäische Rat getan, um so etwas durchzusetzen? 

Lassen Sie mich zum Schluß folgendes sagen. 
Wenn die Bundesregierung schon hinter dem Tinde-
mans-Bericht steht und seine Konsequenzen aner-
kennt, frage ich die Bundesregierung als Mitglied 
des Europäischen Rates allerdings, warum sie nicht 
vorschlägt, daß die von Tindemans festgelegten 
sechs Leitlinien in einem verbindlichen Beschluß 
des Europäischen Rates dem Europäischen Parlament 
als Marschrichtung für die erste Legislaturperiode 
nach den Direktwahlen, also sozusagen als Meilen-
stein des Rates für ein direkt gewähltes Europäisches 
Parlament mitgegeben werden. Warum tun Sie das 
nicht, Herr von Dohnanyi? Warum schlagen Sie das 
nicht vor? 

Wenn Herr Außenminister Genscher sagt: Wir 
möchten uns als Deutsche zunächst ein wenig zu-
rückhalten, und wir möchten uns nicht gleich nach 
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vorn drängen und sagen, wir wollten Mehrheits-
entscheidungen im Rat haben, so kann man dies 
psychologisch verstehen. Eines kann man aber 
nicht verstehen. Man kann nicht verstehen, daß 
Ihr Außenminister nicht hingeht und sagt: wir 
stellen ein verbindliches Junktim zwischen der 
Neuaufnahme der uns befreundeten Staaten 
und der institutionellen Absicherung der euro-
päischen Einrichtungen auf. Eine Europäische 
Gemeinschaft kann auf lange Sicht nur funktionie-
ren, wenn wir zu dem Mehrheitsprinzip zurück-
kommen. Wie sollen sich denn zwölf Minister, die 
an einem Tisch sitzen, über einen Einigungsprozeß 
verständigen können, wenn ein einziger alles da-
durch abblocken kann, daß er nein sagt? Mit ande-
ren Worten: Die Aufhebung des Einstimmigkeits-
prinzips ist an den weiteren Fortgang der europäi-
schen Einigung gekoppelt. Die Europäische Ge-
meinschaft wird im Zustand einer Freihandelszone 
stagnieren, sie wird eingefroren werden, wenn es 
uns nicht gelingt, uns in dieser Frage — und sei es 
auch nur ein technisches Modell wie dieses Mehr-
heitsprinzip — durchzusetzen und weiter voranzu-
kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Genscher? 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) : Sicher, selbstver-
ständlich. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, habe ich Sie rich-
tig verstanden, daß die Fraktion der CDU/CSU die 
Aufnahme Portugals und Spaniens tatsächlich davon 
abhängig machen will, daß es vorher zu einer Ver-
einbarung von Mehrheitsentscheidungen kommt? 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) : Herr Minister, Sie 
kennen unseren Fraktionsstandpunkt und wissen 
genau, daß wir uns aus folgenden Gründen für die 
Aufnahme Griechenlands, Portugals und Spaniens 
in die Europäische Gemeinschaft eingesetzt haben: 
a) um diese Länder in ihrer Demokratie zu stabili-
sieren, b) um einen weiteren Bereich der Freiheit in 
der Auseinandersetzung mit der kommunistischen 
Herausforderung zu schaffen, c) um im Sinne der 
von Ihrem Kollegen Bangemann skizzierten Regio-
nalpolitik einen neuen Ausgleich in Europa herbei-
zuführen. Sie werden mich also so nicht mißver-
stehen können. 

Ich bitte Sie nur ernstlich zu sagen, Herr Außen-
minister, daß der Fortschritt zu einer Europäischen 
Union, d. h., daß wir ein europäischer Bundesstaat 
werden, der mit einer Stimme in den wesentlichen 
Fragen spricht, daß, was Leo Tindemans das Ent-
scheidungszentrum Europas nennt und was Sie an-
erkannt haben, nur möglich ist, wenn wir es lernen, 
in der Europäischen Gemeinschaft durch Mehrheits-
entscheidungen voranzukommen, weil alles andere 
sonst zur Stagnation und zum Einfrieren unserer 
bisherigen Entwicklung führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage, Herr Kollege? 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) : Ja. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, ich glaube, daß es 
für unsere Mitgliedstaaten und vor allen Dingen für 
die Demokraten in Portugal und Spanien sehr wich-
tig ist: Es ist also tatsächlich so, daß Sie entgegen 
Ihrer ursprünglichen Kritik an der Regierung jetzt 
auch die Auffassung der Regierung vertreten, daß 
man zwar die Mehrheitsentscheidungen mit allen 
Kräften innerhalb der bestehenden Neun anstreben 
soll, daß man aber nicht die Aufnahme Portugals 
und Spaniens von der Durchsetzung dieses berech-
tigten Anliegens aller Parteien des Deutschen Bun-
destages abhängig machen darf? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) : Herr Außenminister, 
ich vertrete den Standpunkt, man soll nie eine Ver-
sammlung schließen, ohne eine konkrete Entschei-
dung getroffen zu haben. Wenn Sie mir zustimmen 
und unterstützen, was Ihr liberaler Ministerpräsi-
dent und Kollege Ihrer liberalen Partei Gaston 
Thorn immer wieder sagt, daß das Vetorecht im 
Ministerrat nur noch auf vitale nationale Interessen 
beschränkt werden kann, sind wir wohl einer Mei-
nung. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das haben 
wir doch nicht in der Hand!) 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, Sie werden mir 
sicher gern bestätigen, daß die Bundesregierung 
sogar bereit wäre, sich auch in den vitalen Fragen 
der Mehrheitsentscheidung zu unterwerfen, daß 
wir aber nicht von Fortschritten in dieser Frage den 
Beitritt von Ländern abhängig machen dürfen, die 
noch gar nicht Mitglied sind, deren demokratische 
Stabilität aber vom Beitritt abhängig ist? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) Herr Außenminister, 
nach dem, was ich zuerst auf Ihre Frage geant-
wortet habe, und nachdem ich deutlich gemacht 
habe, wie ich denke, ist wohl klar, daß es sich hier 
um ein Junktim im klassischen juristischen Sinne 
handelt, sondern um ein politisches Junktim, das 
wir als Politiker im Herzen tragen müssen. Darauf 
bitte ich großen Wert zu legen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das können 
wir doch nicht allein bestimmen!) 

Ich komme auf den Kernpunkt zurück. Die Euro-
päische Gemeinschaft wird auf lange Sicht nur als 
ein Bundesstaat funktionieren können, wenn wir 
uns dazu entschließen, den Einstimmigkeitsgrund-
satz aufzugeben und zu den 1957 geschlossenen 
Verträgen von Rom zurückzukehren, wo das quali-
fizierte Mehrheitsprinzip schon vertraglich festge-
legt ist. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das bestim-
men wir doch nicht allein!) 
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— Ich habe auch gar nicht gesagt, daß wir das 
allein bestimmen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sie haben 
es so dargestellt!) 

Ich bitte Sie nur, sich dafür einzusetzen. Je mehr 
so etwas politisch gefordert wird, verehrter Kol-
lege, je mehr Dynamik dahintersteht, desto leich-
ter ist so etwas nachher auch politisch durchzu-
setzen, weil Politik von der Veränderung auch des 
Bewußtseins in diesen Fragen lebt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Die Situation 
haben wir von Ihnen ererbt!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, meine 
Redezeit ist abgelaufen. Ich danke ganz herzlich 
für die freundlichen Zwischenfragen, die vielleicht 
doch zur Klärung der Position beigetragen haben. 

Ich darf Ihnen für meine Generation nur sagen: 
Wir haben zu dieser europäischen Politik keine 
Alternative mehr. Wir wissen, daß diese Euro-
päische Gemeinschaft zu einem wirtschaftlichen 
ganten herangewachsen ist. Ein Viertel des Welt-
bruttosozialprodukts wird von uns erstellt, und 
40 % des Welthandels gehen durch unsere Hände. 
Wir sind aber in mancher Beziehung ein politi-
scher Zwerg geblieben. Wir werden alles verhin-
dern, damit das nicht Wirklichkeit wird, was im 
17. Jahrhundert einmal ein französischer Admiral 
über die spanische Flotte sagte: „Sie ist ein Ring-
kämpfer mit riesigen Muskeln, aber das Herz ist 
schwach geworden." 

Das Anliegen von uns Christdemokraten ist es, 
daß von dieser heutigen Debatte im Vorfeld der 
Direktwahlen zum Europäischen Parlament wichtige 
Impulse zur Bewußtseinsbildung und zu einem stän-
digen Dialog zwischen diesem Parlament und un-
seren europäisch bewußten Mitbürgern ausgehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordneter Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte bei meinen 
kurzen Anmerkungen an einen Gedanken anknüp-
fen, den Kollege van Aerssen schon eben vorge-
bracht hat und von dem ich meine, daß es darüber 
keine Meinungsverschiedenheiten gibt. Es gibt zur 
Europäischen Gemeinschaft und ihrer Weiterent-
wicklung keine Alternative. Wir können nur eine 
Vorwärtsstrategie betreiben. Alle neuen Mitglied-
staaten profitieren von dieser politischen Gemein-
schaft, von dem wirtschaftlichen Zusammenschluß, 
von dem Markt der 240 Millionen Bürger. Deswe-
gen ist es so bedauerlich, daß ein flapsiges und 
dummes Wort eines amtierenden deutschen Mini-
sters, wir seien nur die Zahlmeister Europas, leider 
sehr tiefe Wurzeln in der deutschen öffentlichen 
Meinung geschlagen hat, was uns heute sehr im 
Wege steht. 

(Dr. Luda [CDU/CSU] : Was ist denn aus 
dem Minister geworden?) 

Ich glaube, daß alle neuen Mitgliedstaaten eine 
Reihe von positiven Erfahrungen und Werten in 

diese Gemeinschaft einbringen. Unter denen, die 
wir Deutschen einbringen, möchte ich zwei beson-
ders hervorheben: unsere positiven Erfahrungen mit 
sozialer Partnerschaft und die bewährten Prinzipien 
der Sozialen Marktwirtschaft. 

Wenn wir in der Bundesrepublik Deutschland die 
gewaltigen Strukturprobleme dieser Zeit relativ 
besser bewältigt haben als andere Mitgliedstaaten, 
dann meines Erachtens aus drei Gründen. Einmal 
konnten wir nach 1945, nach einer totalen Zerstö-
rung aus dem Nichts völlig neu anfangen. Zum zwei-
ten hat sich das Prinzip der sozialen Partnerschaft 
bewährt 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Und die Ge-
werkschaften!) 

— dazu gehören auch die Gewerkschaften — und 
dazu geführt, daß wir einen ungewöhnlich hohen 
Lebensstandard für alle Bürger und insbesondere 
für die Arbeitnehmerschaft erreicht haben. Zum drit-
ten haben wir den Glücksfall Ludwig Erhard ge-
habt, der unsere Wirtschaft von vornherein unter 
den Druck des Wettbewerbs und einer weltoffenen 
Handelspolitik gestellt hat und der sie damit, zum 
Teil sehr gegen ihren Widerstand, dazu gezwungen 
hat, sich frühzeitig und rechtzeitig an die Verände-
rungen der weltpolitischen und weltwirtschaftlichen 
Daten anzupassen. Andere Mitgliedstaaten müssen 
das heute unter sehr viel ungünstigeren Bedingun-
gen nachholen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Nun hat der Kollege Seefeld von dem europäi-
schen Selbstbewußtsein der Sozialdemokraten ge-
sprochen. Ich habe dem nichts hinzuzufügen; ich 
beanstande da auch gar nichts. Aber mit dem euro-
päischen Selbstverständnis der Sozialisten in Europa 
gibt es große Schwierigkeiten. Sie selbst sind ja 
da in einem Dilemma; denn die europäischen So-
zialisten haben es ja nicht ohne Grund nicht fertig 
gebracht, ein gemeinsames Programm zu entwickeln, 
weil in ihren Reihen ausgesprochene europäische 
Befürworter und ausgesprochene europäische Geg-
ner vorhanden sind und weil in ihren Reihen So-
zialdemokraten, Sozialisten aller Schattierungen und 
Marxisten bis zum äußersten linken Flügel in die-
sem Verband zusammengefaßt sind. Da gibt es na-
türlich diametrale Meinungsunterscheide. Ich meine 
es nicht polemisch, wenn ich sage, das einigende 
Band der europäischen Sozialisten ist der Versuch, 
möglichst viele Machtpositionen in Europa zu er-
ringen, und der durch nichts gerechtfertigte Glaube 
an die Machbarkeit ökonomischer Vorgänge und 
die Unfehlbarkeit staatlicher Planung und Lenkung. 
Das, was Sie in Ihrem europäischen Angebot an 
Programmen der deutschen Öffentlichkeit vorlegen, 
läßt erkennen, daß Sie sehr große Erwartungen in 
Planungs- und Strukturräte, in Investitionslenkung 
setzen. All das halten wir für genauso gefährlich 
wie Ihr Patentrezept von der 35-Stunden-Woche, mit 
der Sie die Probleme der Arbeitslosigkeit in Europa 
bewältigen wollen. Es ist eine Scheinlösung, auf 
dem Papier vielleicht, die im Grunde aus einer 
Resignationsstimmung geboren ist. 
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Der Kollege Brandt hat heute, wie ich meine, mit 

Recht, auf den Ausspruch von Karl Friedrich von 
Weizsäcker hingewiesen, daß uns in den 80er Jahren 
gewaltige Probleme bevorstehen, Probleme, auf die 
wir gar keinen Einfluß haben, die wir hinnehmen, 
denen wir uns stellen müssen, weil sie uns zum 
großen Teil von außen aufgedrückt werden. In den 
Konsequenzen sehe ich — das müssen wir alle er-
kennen —, daß wir von unserem Wirtschaftswachs-
tum, vielleicht auch von unserem Wohlstand mehr 
werden abgeben müssen für Dritte, sei es in Form. 
von Entwicklungshilfe und Ressourcentransfer, sei 
es durch die Bezahlung teurer Rohstoffe, und daß 
die Manövriermasse enger werden wird, die für den 
privaten Konsum und für die Staatsausgaben zur 
Verfügung stehen wird, wenn wir wirklich in die 
Probleme der Zukunftssicherung einsteigen. 

Da sehe ich eine ganz große Gefahr, wenn die 
Sozialisten meinen, ihr Heil in der gerechteren Ver-
teilung des Mangels sehen zu müssen. Meine Damen 
und Herren, wir Christlichen Demokraten in der 
Europäischen Volkspartei setzen auf die Überwin-
dung des Mangels. Wir wollen die Vielfalt der gei-
stigen und kreativen Kräfte in Europa mobilisiert 
wissen mit dem Ansprechen von Eigenverantwor-
tung, Leistungsdenken, Initiative, Qualität, Speziali-
sierung, alles verbunden mit einer ungeheuren und 
betonten sozialen Verantwortung. Deshalb wenden 
wir uns auch in den programmatischen Aussagen ge-
gen jede Form sozialistischer Gleichmacherei, gegen 
Klassenkampf und Bürokratisierung der Wirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Na, na!) 

Lassen Sie mich noch eine abschließende Berner

-

kung machen. Europa ist nach meiner Überzeugung 
weiter, als die Bürger im allgemeinen wissen. Aber 
es ist nicht so weit, wie wir es brauchen und wün-
schen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Hier ist heute vom Europäischen Währungssystem 
gesprochen worden. Herr Kollege Genscher hat mich 
dabei lobend hervorgehoben, weil ich im Europäi-
schen Parlament für meine Freunde eine sehr abge-
wogene Haltung eingenommen habe. Was wir an 
dem Europäischen Währungssystem, wie es zustande 
gekommen ist, beanstanden, ist, daß es nicht im 
Sinne der Vorschläge des Werner-Berichts und des 
Tindemans-Berichts das Endergebnis paralleler orga-
nischer Bemühungen auf dem Gebiet der Wirt-
schafts-, der Finanz-, der Gesellschafts- und der 
Währungspolitik, sondern eher ein Akt von oben 
aufgestülpter Manipulation geworden ist. Das sind 
die Tatsachen. Die Bewährungsprobe des Europäi-
schen Währungssystems steht erst noch bevor. 

Unsere Unterstützung ist immer wieder davon 
abhängig gemacht worden — das möchte ich auch 
hier noch einmal unterstreichen —, daß sich die euro-
päischen Regierungen und die Kommission mit der 
Zielsetzung größtmöglicher Stabilität bemühen, zu 
einer Harmonisierung auf den Gebieten der Wirt-
schafts-, der Gesellschafts-, der Finanz- und der 
Währungspolitik zu kommen, natürlich entsprechend 
den unterschiedlichen Ausgangspositionen in den 

neun Mitgliedstaaten, aber mit der gleichgerichteten 
Zielsetzung. Nur wenn wir dies energisch betreiben, 
wird das Europäische Währungssystem durchhalten 
und letztlich zu dem Ergebnis führen können, das 
uns allen vor Augen steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Hoffmann (Saarbrücken). 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Bevor ich zu meinem 
eigenen Thema komme, gestatten Sie mir bitte, daß 
ich meinen beiden Vorrednern ein paar Worte 
widme. 

Was hier Herr Müller-Hermann gerade gesagt 
hat, kommt mir ein bißchen so vor, wie wenn man 
mit dem Lasso auf Fischfang geht. Da wird alles 
mögliche in einen Satz hineingepackt. Ich darf ein-
mal zitieren, was Sie gesagt haben: 

Das einigende Band der europäischen Soziali-
sten ist der Versuch, möglichst viele Macht-
positionen in Europa zu erringen und der durch 
nichts gerechtfertigte Glaube an die ... Unfehl-
barkeit staatlicher Planung und,  Lenkung. 

Können Sie mir einmal irgendeine Stelle nennen, 
wo dies programmatisch oder von einem Redner 
der SPD jemals behauptet worden ist? Das ist in 
dieser Zusammenballung von Worten schlichter Un-
sinn. 

(Beifall bei der SPD — Jäger [Wangen] 
[CDU/CSU] : Sie kennen offenbar Ihr eige

-

nes Europaprogramm nicht!) 

— Das kenne ich sehr gut. 

Ich gehe deshalb auch gern auf die nächste Pas-
sage ein; die ist nämlich noch um einen Ton besser. 
Ich zitiere nochmals: Die Planungs- und Struktur-
räte im SPD-Programm und die Forderung nach In-
vestitionslenkung sind ebenso gefährlich wie das 
Patentrezept, mit der Einführung der 35-Stunden-
Woche das Problem der Arbeitslosigkeit meistern 
zu können. — Ich warte nur noch darauf, daß Sie 
da noch Beifall klatschen. Auch dort ist nämlich 
wieder sozusagen das Lasso angewandt worden. 
Sie haben nicht einmal begriffen, in welchem Zu-
sammenhang die gesamte Diskussion über die 35-
Stunden-Woche gelaufen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb möchte ich Ihnen nur ganz kurz folgen-
des sagen. Vielleicht interessiert Sie das im Zusam-
menhang mit der vielbeschworenen christlich-demo-
kratischen Fraktion. Ich zitiere einmal die Meldung 
von vwd vom 5. April 1979: 

Die Verringerung der Arbeitszeit bis Ende Mai 
1981 auf 36 Stunden 

also eine Stunde mehr — 

soll in Belgien durch Konzentration der Sozial-
partner erreicht werden, heißt es in einer vom 
Regierungschef Wilfried Martens verlesenen 
Regierungserklärung. 
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Hoffmann (Saarbrücken) 
Wie Sie wissen, ist Herr Martens Mitglied der CD-
Fraktion gewesen; er ist Christdemokrat. Vielleicht 
wenden Sie sich mit Ihren bemerkenswerten Aus-
führungen über die 35-Stunden-Woche einmal nach 
Belgien. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Durch die Sozial

-

partner, heißt es!) 

Noch ein paar kurze Bemerkungen zu dem, was 
Herr Kollege van Aerssen gesagt hat. Es würde sich 
lohnen, jeden einzelnen Punkt aufzunehmen, weil 
es sich eigentlich um einen sehr wirren Katalog sich 
widersprechender Äußerungen handelt. Ich gestat-
te mir, nur zwei, drei herauszugreifen. Wenn man 
die italienische Situation so beschreibt, man müßte 
den Sozialisten vorwerfen, sie würden die DC, die 
Christdemokraten dort, daran hindern, die Mehrheit 
für sich zu beanspruchen, dann stellt man die histo-
rischen Entwicklungen Italiens doch wohl absolut 
auf den Kopf. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol

-

stein] [CDU/CSU]: Nein, falsch!) 

Realität ist doch vielmehr, daß es die Christdemo-
kraten über Jahrzehnte nicht fertig gebracht haben, 
das, was in der Bundesrepublik durch Sozialpartner-
schaft einigermaßen gut gelungen ist, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

dort so zu vollziehen, daß es praktisch gar nicht 
notwendig gewesen wäre, daß die Christdemokratie 
heute sozusagen augenzwinkernd zu den Kommuni-
sten hinüberschielt. Ich möchte Sie, die Damen und 
Herren, die mit mir zusammen im Europäischen Par-
lament sind, doch einmal fragen: Merken Sie denn 
eigentlich nicht, daß bei vielen sachlichen Abstim-
mungen im Europäischen Parlament ein Augenzwin-
kern zwischen den italienischen Christdemokraten 
und den Kommunisten besteht 

(Seefeld [SPD] : Genauso ist es!) 

und daß diese Abstimmungen von ihnen meist ent-
weder stillschweigend mitgetragen oder — was weiß 
ich — mit einer gewissen Sympathie verfolgt wer-
den? 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. van Aerssen? 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD) : Gerne. 

Dr. van Aerssen (CDU/CSU) : Herr Kollege Hoff-
mann, als Kollege und Freund aus dem europäi-
schen Parlament: Teilen Sie die Ansicht, daß — 
wie in den Niederlanden und Belgien — auf Grund 
des italienischen Wahlsystems so oder so immer 
eine Koalitionsregierung zustande kommen muß, 
was bei anderen Wahlsystemen in der Europäi-
schen Gemeinschaft nicht immer der Fall ist, und 
daß es die Sozialisten unter Herrn Craxi sind, die 
die letzte Regierung mit ihrer Forderung haben 
scheitern lassen, die Kommunisten als vollberech-
tigte Mitglieder in die Regierung aufzunehmen, 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: So ist es!) 

und daß sie noch weiter gegangen sind und gesagt 
haben, sie würden einen solchen Schritt einer Ko-
alitionsregierung mit Christdemokraten und Kom-
munisten nur tragen, wenn sie gleichzeitig auch 
den Ministerpräsidenten des Landes stellen dürf-
ten? 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD) : Herr Kollege, 
Ihre Frage freut mich deshalb so besonders, weil 
sie eine Antwort auf die Frage gibt, die von einem 
anderen Ihrer Kollegen an uns gestellt worden ist, 
nämlich auf die Frage, wie es sich mit den Koali-
tionszwängen in Frankreich verhält. Vielleicht 
überlegen Sie sich in diesem Zusammenhang, was 
das für die dortigen Koalitionen heißt. Dann wer-
den Sie vielleicht ein bißchen ehrlicher mit Vor-
würfen in punkto Volksfront umgehen können. 

(Dr. van Aerssen [CDU/CSU] : Herr Hoff

-

mann, würden Sie freundlicherweise meine 
Frage beantworten?) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Jäger (Wan-
gen)? 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hat sich er

-

übrigt, Frau Präsidentin, weil ich dasselbe 
fragen wollte!) 

— Okay, danke sehr. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD) : Herr van Aerssen, 
ich will Ihnen gern noch eine Antwort auf 
Ihre Frage geben: Wenn Sie die Entwicklung der 
italienischen Situation ernsthaft verfolgen, wenn 
Sie sich ansehen, was dort an sozialer Unruhe vor-
handen ist, wenn Sie sich ansehen, wie die wirt-
schaftliche Situation dort ist und dabei gleichzeitig 
berücksichtigen, daß die Christdemokraten dort 
zwar sagen, sie akzeptieren keine kommunistischen 
Minister, wohl aber eine inhaltliche Absprache mit 
den Kommunisten über die wichtigsten Probleme der 
Innenpolitik, der Außenpolitik und der Sicherheits-
politik Italiens wollten, dann möchte ich einmal 
wissen, was eine solche kleinkrämerhafte Aufrech-
nung noch helfen soll, die Sie hier in Ihrer Frage 
vorgenommen haben. 

Meine Damen und Herren, ich komme noch auf 
eine weitere Bemerkung von Herrn van Aerssen zu 
sprechen. Sie haben über das Verhältnis zu den 
USA und zur UdSSR gesprochen und sozusagen 
den Vorwurf erhoben, man führe zu viele Gesprä-
che in Richtung Osten. Sie haben gesagt — ich 
konnte das fast nicht glauben —: Wir suchen nicht 
das Gespräch mit denen, die nicht unserer Mei-
nung sind. Wie soll man denn das eigentlich noch 
kommentieren? Vielleicht lesen Sie das noch ein-
mal nach und korrigieren es entsprechend. 

Lassen Sie mich nun kurz auf das Thema einge-
hen, das mir gestellt ist, um eine andere Facette in 
die Diskussion einzubringen. Wir haben bisher im 
wesentlichen darüber diskutiert, warum es notwen-
dig ist, die Europäische Gemeinschaft — auch 
durch die Direktwahlen des Europäischen Parla-
ments — im Hinblick auf all das zu stärken, was 
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Hoffmann (Saarbrücken) 
positiv erreicht worden ist und fortgesetzt werden 
soll: Friedenssicherung usw. Ich brauche auf diese 
ernsten Probleme nicht weiter einzugehen, weil sie 
ausreichend klar dargestellt worden sind. 

Für mich gibt es von einer ganz anderen Seite 
her eine wesentliche Begründung dafür, warum es 
notwendig ist, hier Optimismus zu zeigen, nämlich 
die schlichte Tatsache, daß wir die Krisensituatio-
nen, die wir heute erleben — sei das auf dem 
Stahlmarkt, sei das beim Schiffsbau, sei das bei der 
Energiepolitik oder zukünftig in anderen Bereichen 
—, eben nicht mehr regional und national lösen 
können. Daraus ergibt sich als Schlußfolgerung mit 
europäischer Dimension der Zwang, gemeinsam da-
für zu sorgen, daß wir diesen Problemen mit poli-
tischen Kompromissen begegnen können. Wir ha-
ben in der Europäischen Gemeinschaft mehr als 
sechs Millionen Arbeitslose. Wer versuchen woll-
te, dieses zentrale Problem der Europäischen Ge-
meinschaft regional zu lösen, würde in jedem Falle 
scheitern müssen. Wenn wir feststellen, daß diese 
strukturellen Probleme heute nicht mehr im natio-
nalen Rahmen lösbar sind, dann ergibt sich hier 
auch ein logischer Prozeß: die ständige Verlage-
rung von Macht an übergeordnete Ebenen, in die-
sem Fall an die internationale Ebene. 

Ich möchte hier eine sicher nicht an die Bundes-
regierung, sondern an alle Regierungen, die daran 
beteiligt sind, gerichtete Bemerkung machen. Wir 
könnten der Gefahr erliegen, daß der Ministerrat 
sich sozusagen zum Kartell gegen eine demokrati-
sche Kontrolle auf der entsprechenden Ebene ent-
wickelt. 

Ich will versuchen, das kurz deutlich zu machen. 
Was über Verhandlungen auf der Neuner-Ebene 
der unmittelbaren Kontrolle durch die jeweiligen 
nationalen Parlamente entzogen ist, ist bis heute 
dem demokratisch zu wählenden Europäischen Par-
lament nicht gegeben worden. Das bedeutet, daß es 
hier nicht um die vordergründige Frage geht: 
„Verlagern wir Kompetenzen von der nationalen 
zur internationalen Ebene?", sondern daß die Frage 
lautet: „Wo sollen die verlagerten Kompetenzen 
denn demokratisch kontrollierbar eingesetzt wer-
den?" Das ist für mich die Schlüsselfrage. Hier 
liegt bis heute eine der gewichtigen Schwächen 
der Europäischen Gemeinschaft. 

Der zweite Schwachpunkt liegt in der Feststel-
lung, daß trotz aller gemeinsam betriebenen An-
strengungen die Europäische Gemeinschaft bis 
heute leider Gottes immer noch zu sehr eine Ge-
meinschaft der wirtschaftlich Starken geblieben ist. 
Daß sie das ist, möchte ich an zwei Beispielen be

-

legen. 

Das erste Beispiel ist die Agrarpolitik. Für die 
Agrarpolitik verwenden wir heute 75 % aller Aus-
gaben auf der europäischen Ebene. Das ist nicht al-
lein den Landwirten anzulasten; das weiß ich. Aber 
es ist in jedem Fall klar, daß hier ein Ungleichge-
wicht entstanden ist, das aufzurollen ist. Wenn 
man weiß, daß die Gelder, die dort an den Agrar-
sektor gehen, zu über zwei Dritteln in die nördli-
chen Länder fließen, weiß man auch, vor welchem 
Problem wir heute stehen, wenn die zukünftigen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
und Italien und Frankreich dahin kommen, zu sa-
gen, sie wollen praktisch ein Äquivalent dafür ha-
ben. Wenn wir an dieser Stelle nicht merken, daß 
unsere Uberschußprobleme verlängert werden, in-
dem wir dieses System einfach auf diese Staaten 
weiterziehen, und wenn wir nur versuchen, das mit 
Garantiepreisen zu machen, dann wird das, was 
wir heute schon als beklagenswerte Umstände ha-
ben, sich innerhalb der Agrarpolitik so vervielfälti-
gen, daß wir es nicht mehr in den Griff bekommen 
werden. 

Da die Zeit sehr knapp ist, möchte ich Ihnen 
dazu nur sagen, daß Sie auch in dieser Frage sehr 
deutlich Koalitionen im Europäischen Parlament 
ausmachen können. Hier hat nämlich beispielswei-
se die italienische Christdemokratie eine fast iden-
tische Position mit den italienischen Kommunisten. 
Ich möchte Ihnen das nur nochmals nahelegen, um 
zu zeigen, daß diese Klischees von Volksfront ein-
fach der Realität entbehren. 

Dieses Problem der Landwirtschaft führt uns 
zwingend zu dem zweiten Problem, das ich anspre-
chen möchte, nämlich dem der regionalen Unter-
schiede. All das, was sich dort an strukturellen 
Veränderungen vollzieht, nämlich die ständige Ab-
wanderung aus dem landwirtschaftlichen Bereich, 
ohne daß wir alternative Arbeitsplätze anbieten 
können, zeigt ganz deutlich, daß unsere Regional-
probleme immer weiter wachsen werden. Da die 
Zeit jetzt nicht weiter ausreicht, möchte ich Ihnen 
dazu nur eine Zahl nennen. Als die Europäische Ge-
meinschaft anfing, war das Lebensstandard-Ver-
hältnis zwischen der ärmsten und der reichsten Re-
gion 1 : 4. Heute ist es 1 : 6 bis 1 : 7. Wenn Portu-
gal, Griechenland, Spanien dabei sind, ist es 1 : 11 
bis 1 : 12. Mit diesen Zahlen ist belegt, daß unser 
Grundziel, das wir gemeinsam in den europäischen 
Verträgen festgelegt haben, nicht erreicht worden 
ist, nämlich die Unterschiede anzugleichen. Des-
halb möchte ich hier nur sagen: Wenn wir über al-
ternative Lösungen in Europa wirklich ernsthaft dis-
kutieren, müßten wir hier anfangen, und dann müßte 
beispielweise die CDU/CSU hier erklären, wie sie 
denn alternative Politik verstehen würde, um diese 
Ungleichgewichte auszugleichen. Dazu hat es über-
haupt keine perspektivische Äußerung der CDU/ 
CSU hier gegeben. 

Ich möchte das in einem abgewandelten Dichter-
wort zusammenfassen. Wo sitzt die Union bei die-
sem Problem? Die Union sitzt zwischen zwei Stüh-
len auf einem Sessel. Exakt so haben Sie das bei 
dieser Frage gemacht. Den einen Stuhl haben Sie 
so benannt: Für das, was heute bei diesen Un-
gleichgewichten Realität ist, können wir nichts. 
Der andere Stuhl heißt: Was Sozialisten und Sozi-
aldemokraten vorschlagen, ist ganz schlimmes 
Zeug. Dann haben Sie Ihren Sessel geholt und sich 
dazwischengesetzt. Und Sie sind bis heute nicht 
imstande, in irgendeiner Weise mal zu zeigen, wie 
Sie denn diese Ungleichgewichte beseitigen wol-
len. Ich darf Ihnen einen Tip dazu geben: Lesen 
Sie es mal bei uns in den Programmen nach. Wir 
haben uns da einige Mühe gegeben. 
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Zum Schluß möchte ich Sie nur bitten, daß der 

nächste Redner der CDU/CSU-Fraktion uns eine 
Möglichkeit gibt, in den restlichen Tagen, die wir 
leider Gottes noch in sehr harter Auseinanderset-
zung verbringen werden, darauf einzugehen, wie 
wir uns der Frage stellen sollen, die Sie bisher 
nicht gelöst haben, nämlich: „Wie sähe es im Eu-
ropäischen Parlament fraktionell und bündnismäßig 
aus, wenn CDU und CSU sich in Bonn trennen 
würden?" 
Die zweite Frage: Wie ist das mit den Aussagen 

von Otto von Habsburg? Bestätigen Sie diese — 
Sie wissen, um welche Zitate es geht — oder di-
stanzieren Sie sich davon? Es würde uns viel er-
sparen, wenn wir hier einmal ein klares Dementi 
sehen würden. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Dann könnten wir nämlich mit diesen Fragen et-
was klarer umgehen. 

Schließlich eine Frage, die ich nicht mit dem Na-
men bezeichnen möchte; ich möchte Sie nur bitten, 
uns eine klare Aussage zu geben, was mit dem 
Spitzenkandidaten in Niedersachsen ist. Wir könn-
ten uns, glaube ich, viele Auseinandersetzungen 
ersparen, wenn Sie auch dazu von diesem Podium 
aus ein klares Wort finden würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr. 
Abgeordneter Dr. Früh. 

Dr. Früh (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich darf nach diesen 
Höhenflügen, die heute über Europa — sicherlich 
zu Recht — gesprochen worden und auch notwen-
dig sind, doch einmal in den Alltag zurückkehren 
und dort ansetzen, daß vieles in diesem Europa am 
Bürger vorbei gesprochen wird und der Bürger sich 
nicht mehr auskennt und nicht mehr weiß, was er 
denn von diesem Europa zu erwarten hat. Sie wer-
den es mir nicht übelnehmen, wenn ich gerade 
dort ansetze, wo wir seit Jahren in dieser Euro-
päischen Gemeinschaft reale Probleme zu lösen 
haben, nämlich in der Agrarpolitik. 

Draußen in unseren Versammlungen wird immer 
wieder von den Bürgern gefragt, weshalb denn 
diese Agrarpolitik zu einer solchen — leider ver-
zerrt dargestellten — Fehlentwicklung geführt habe. 
Ist das denn so? Oder hat man die Zusammenhänge 
nicht völlig falsch dargestellt? So werden wir un-
sere Bürger keinesfalls für Europa gewinnen kön-
nen, eher noch abschrecken. 

Wenn ständig von großen Kosten gesprochen 
wird, dann liegt doch eines auf der Hand: Wenn es 
eine Politik gibt, die allein europäisiert und inte-
griert ist und ihre Kosten deshalb über das euro-
päische Konto abgerechnet werden, dann darf man 
das sicher nicht so darstellen, als ob sie 70 % des 
europäischen Haushalts verschlinge! Das kann gar 
nicht anders sein, wenn alle anderen Politiken 
nicht in dem Maße realisiert werden, wie es drin-
gend notwendig wäre. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Hoffmann hat das Ungleichgewicht zwi-
schen Nord und Süd dargestellt, aber dabei deut-
lich gemacht, daß das Übel dieses Ungleichgewichts 
gerade darin liegt, daß es uns leider nicht gelungen 
ist, neben dieser Agrarpolitik zusätzliche Politiken, 
insbesondere die Regionalpolitik, die das Ungleich-
gewicht verbessern würde, im südlichen Europa 
durchzusetzen. Sie wissen, wie sehr wir im Euro-
päischen Parlament in dieser Frage Jahr für Jahr 
bei der Festlegung des Haushaltsplans im Kampf 
mit dem Ministerrat liegen. Am Ende ist es dann 
einfach nicht möglich, den Regionalfonds zu erhö-
hen, weil der Ministerrat blockiert. 

Dies ist doch einer der entscheidenden Punkte. 
Wir wissen aus unserem eigenen Land, daß Agrar-
politik kein Einzelgänger mehr ist, sondern daß sie 
flankiert werden muß von der Regionalpolitik, von 
der Sozialpolitik, von der Wirtschafts-, und Wäh-
rungspolitik, von all diesen flankierenden Maßnah-
men, ohne die sie überhaupt nicht entwickelt wer-
den kann. Genau das fehlt uns in Europa. Genau 
das bringt uns in so große Schwierigkeiten. Die 
Isolierung der Agrarpolitik und ihre Überfrach-
tung muß aus der Welt geschafft werden. Hier müs-
sen für die Agrarpolitik flankierend all die übrigen 
Maßnahmen entwickelt werden, Schritt für Schritt. 
Ich weiß, das ist nicht einfach, aber ohne diese Er-
gänzung kann die Agrarpolitik die Lasten nicht 
tragen, erst recht nicht bei den bevorstehenden Er-
weiterungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zu einem anderen Punkt kommen, 
der natürlich auch diese europäische Agrarpolitik 
und damit die Europapolitik überhaupt beim Bürger, 
beim Verbraucher in Mißkredit bringt. Man macht 
ihm klar — meist wider besseres Wissen , daß er 
vom Weltmarktpreis her gesehen durch diese Agrar-
politik entscheidend gebeutelt würde. Ist das denn 
so? Oder hat nicht ein ganz andere Entwicklung 
stattgefunden? Hat nicht die Entwicklung stattge-
funden, daß der Verbraucher bei uns ständig fal-
lende Ausgaben für seine Nahrungsmittel anlegen 
muß? Wir sind nach den neuesten Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes für die Durchschnittsfamilie 
bei 20 %. 80 % des Einkommens können zur Be-
friedigung anderer Bedürfnisse ausgegeben werden. 
Davon geht ein entscheidender wirtschaftlicher Im-
puls aus. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Ich darf auf eine weitere wichtige Angelegenheit 
hinweisen. Wenn wir von Überschüssen reden — 
die  im Endeffekt für den Verbraucher immer bil-
liger sind als Mangel —, dann sollten wir nicht ver-
gessen, daß es dafür einen ganz entscheidenden 
Grund gibt. Auch Sie wissen das, Herr Hoffmann, 
denn wir alle haben uns immer wieder damit aus-
einanderzusetzen, daß im Rahmen von Beitrittsver-
handlungen — das hat mit England begonnen  — 

(Dr.  Ritz [CDU/CSU]: So ist das!) 

stets Zusagen gegeben werden. 125 000 t Butter, die 
danach jährlich eingeführt werden müssen, sind 
doch nicht einfach zu übersehen. Aus den Entwick-
lungsländern werden — niemand beklagt das, wenn 
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es notwendig ist — 1,5 Millionen t Zucker einge-
führt. Aber dann dürfen doch Lager- oder Erstat-
tungskosten nicht einfach zu Lasten der Agrarpoli-
tik verrechnet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Entscheidende ist aber — und das wissen 
Sie alle —, daß wir langsam von einer Grundvor-
aussetzung dieser europäischen Agrarpolitik ab-
kommen, nämlich dem Vorrang der Eigenproduk-
tion. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eben!) 

Aus der ganzen Welt strömen ungehindert Substi-
tute in diese Europäische Gemeinschaft hinein. Das 
ist für die gesamte europäische Landwirtschaft sehr 
ernst. Sie wird einen falschen Weg gehen — ich 
sage das hier klipp und klar —, wenn sie weiterhin 
so verfährt, diese Substitute zu veredeln. Mit diesen 
Veredelungsprodukten können wir doch nicht wie-
der zurück auf den Weltmarkt, weil dort die not-
wendige Kaufkraft nicht vorhanden ist. Die Länder, 
die sie hätten, die Vereinigten Staaten und Japan, 
sperren sich, diese Produkte aufzunehmen. Das ist 
das eine. 

Zum anderen wird sich diese Landwirtschaft von 
der bäuerlichen Landwirtschaft mehr und mehr ent-
fernen, wenn sie losgelöst von ihrer eigenen Fläche 
praktisch in der ganzen Welt Flächen pachtet, nicht 
zuletzt wegen der günstigen Parität der europäi-
schen Währungen zum Dollar. Das ist eine Fehlent-
wicklung, die wir bremsen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier appelliere ich an alle in diesem Hause und 
auch im Europäischen Parlament, zu erkennen, daß 
dies der schlechteste Weg ist, den wir in dieser 
schwierigen Situation gehen können. Aber es kommt 
hinzu, daß die nationalen Landwirtschaften versu-
chen, sich gegenseitig unlautere Konkurrenz zu ma-
chen. Es muß uns gelingen — und das ist ein schwe-
res Stück Arbeit, die im Ministerrat, in der Kommis-
sion und im Parlament geleistet werden muß —, 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle zu schaf-
fen. Es darf doch nicht sein, daß durch die ange-
spannte Energiesituation im Gartenbau in Holland 
Wettbewerbsvorteile entstehen, die sich bei freien 
Grenzen auf die Betriebe in den Nachbarländern 
existenzgefährdend auswirken. Es geht weiterhin 
nicht an, daß in einem einzigen Land 75 % der Auf-
träge und 55 % aller Kühe zur prämienbegünstigten 
Abschlachtung angemeldet werden, während man in 
einem anderen Land, wo man diese Agrarpolitik, ins-
besondere die Milchpolitik, schärfstens kritisiert — 
ich erinnere an die Beiträge der Mitglieder der 
englischen Labour-Party im Europäischen Parla-
ment —, die Milchproduktion um das Doppelte des 
europäischen Durchschnitts erhöht. Es darf wirklich 
nicht sein, daß wir mit so verschiedenen Maßstäben 
arbeiten. Man darf doch nicht fordern, die Agrar-
preise müßten wegen der Überschüsse eingefroren 
werden und die Beträge für den Währungsausgleich 
müßten abgebaut werden, wenn man dann im natio-
nalen Interesse darangeht, die grüne Parität dazu zu 
benutzen, sich lustig Preiserhöhungen zuzugestehen. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : So ist es!) 

Diese Methoden müssen aus der europäischen Agrar-
politik verschwinden. Ich weiß, daß das ein Stück 
harter Arbeit ist, die noch geleistet werden muß. 
Das sind die Realitäten, mit denen wir Tag für Tag 
konfrontiert werden und in denen wir uns bewähren 
müssen. 
Eine letzte Feststellung: Eines sollten wir nicht 

außer acht lassen. Der mühselige, schwere Weg der 
europäischen Agrarpolitik, der oft verteufelt wird, 
hat diese Beurteilung nicht verdient. Er ist eine 
Glanzleistung europäischer Zusammenarbeit unter 
Bewältigung vieler Schwierigkeiten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

besonders auch im Hinblick auf den Währungssektor. 
Eines ist dabei erreicht worden, und das sollte ge-
rade die künftige europäische Entwicklung und auch 
andere gemeinsame Politiken ermutigen. Diese eu-
ropäische Region, eines der am dichtesten bevölker-
ten Gebiete der Welt, das immer auf Nahrungsmit-
telzufuhren angewiesen war, hat sich durch die euro-
päische Agrarpolitik freigeschwommen. Hier sind 
wir nicht, wie auf vielen anderen Gebieten, erpreß-
bar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist, davon bin ich überzeugt, eine der entschei-
denden Voraussetzungen, um Frieden und Freiheit 
in Europa zu erhalten. Wir sollten auf diesem Weg 
fortschreiten, und zwar in Partnerschaft mit allen 
Schichten unseres Volkes, mit allen Wirtschaftsgrup-
pen, aber nicht mit klassenkämpferischen Parolen, 
wie sie da und dort versucht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Schwencke. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gegen 
Ende einer solchen Debatte ist es vielleicht sinn-
voll, sich selber und den Vorrednern ein wenig den 
europäischen Spiegel vorzuhalten. 

Wenn wir das lesen, was vor 30 Jahren in öffent

-

licher Diskussion zum Thema Europa gesagt wurde, 
und wenn wir dann heute auf unsere Debatte zu-
rückblicken, werden wir bei einem Vergleich fest-
stellen, daß wir von dem geistigen und politischen 
Niveau weit entfernt sind, auf dem die Europa-
diskussion vor mehr als 30 Jahren geführt wurde. 
Warum? Einer der wesentlichen Gründe ist, daß in 
jenen Jahren — ganz anders als heute — Europa 
und Jugend beinahe identisch waren. Das war die 
Zeit des großen Aufbruches, des großen Suchens 
und der großen Hoffnungen. Man muß es doch als 
eine politische Tat ansehen, daß die Schlagbäume 
eingerissen wurden, jedenfalls wenn es von beiden 
Seiten geschah; das war eine politische Tat, also 
ein Anfang, dem die meisten beabsichtigten Folgen 
versagt blieben. Sicher, sehr viel und vielleicht all-
zuviel an Emotionen ist damals dabei gewesen. Aber 
die Erkenntnis, daß der Fortschritt eine Schnecke 
ist, haben ja auch wir erst lernen müssen. 

Allerdings war trotz aller Emotion doch mehr 
Vernunft dabei: nach so viel Unvernunft der Gene- 
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ration, die uns einen Hitler und der Welt ein gro-
ßes Völkermorden beschert hatte. Die ungeheure 
Emotionalisierung der Themen Europa, Versöhnung 
und Frieden, die sich in immer neuen symbolischen 
Akten insbesondere Jugendlicher ausdrückte, zeigte 
damals deutlich auch das Ziel, das anzustreben war: 
ein Vereinigtes Europa! Die junge Generation 
suchte nach neuen Identitäten. Die junge deutsche 
Generation hatte ja auch keine andere Chance — 
auch heute nicht — als „Europa". 

Die rechte Zeit, der Kairos, wie die Griechen zu 
sagen pflegen, ist vorüber. Wir liegen nicht mehr 
in dem „rechten Moment". Wir sind in einer nüch-
ternen Phase; sie hätte einen neuen Schwung, 
wenn wir die Fragen von damals neu aufgriffen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Da

-

mals war man auch nüchtern!) 

— Ich glaube, daß die Nüchternheit heute durch 
mehr Realitäten gestützt ist als damals. Vielleicht 
können wir uns darauf einigen, Herr Mertes. 

Ich glaube, daß das Wort, das Kurt Schumacher 
1947 zur Europabewegung sagte, ein wichtiges Wort 
war. Er hat gesagt: Das Suchen nach Europa ist in 
Wahrheit das Suchen nach einer Sinngebung des 
Lebens. Das würde ich als Theologe zwar heute ein 
bißchen mehr differenzieren — aber es war ein gu-
tes Wort! Aber unsere Situation ist die — und das 
macht unsere Debatte und die Diskussion draußen 
so schwer —, daß wir keinen großen Widerhall bei 
der Jugend finden, in einigen Teilen sogar über-
haupt keinen. Ich stelle mich jetzt nicht hier hin 
und sage — ich hoffe, daß wir uns darin einig sind; 
es wäre nämlich töricht, das zu sagen —: die Jun-
gen, die diese Frage nicht begreifen, sind schuld 
daran. Ich würde eher sagen: wir, die Politiker, 
sind schuld daran, daß die Europa-Hoffnung so 
dünn geworden ist; daher rührt die magere poli-
tische als auch geistige Substanz. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : War

-

um wohl?) 

Herr Mertes, ich komme jetzt noch zu einem 
Punkt Ihrer Großen Anfrage. Ich glaube nämlich, 
daß Ihre Große Anfrage den Jugendlichen, deren 
Fragen an Europa und an die Politiker nur wenige 
Hinweise gibt. Die junge Generation kommt in der 
CDU/CSU-Anfrage kaum vor, nur ganz am Rande, ja 
eigentlich nur in einem einzigen Punkt, und da auch 
mehr oder minder indirekt. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das ist 
ein Pseudo-Argument!) 

Sie erkundigen sich in der Frage 6 — ich will das 
gerne erwähnen — nach der Bildungspolitik der Ge-
meinschaft. Die Bundesregierung gibt Ihnen in ihrem 
Bericht über die Integration unter Ziffer 90 einige 
Hinweise. Im übrigen tut sie das — bedauerlicher-
weise —, ohne dabei auch nur mit einem Wort auf 
das Europäische Parlament einzugehen oder die 
Querverbindungen zu der, wie ich meine, sehr er-
folgreichen Arbeit der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats und den Beschlüssen, die die 
UNESCO gefaßt hat, herzustellen. Das alles kommt 
in Ihrem Bericht leider nicht vor, Herr Außenmini

-ster. Ich glaube, das Ganze hätte erst ein volles 
Spektrum ergeben. Damit wäre deutlich gemacht 
worden, daß auch im Bereich der Bildungspolitik auf 
europäischem Gebiet einiges in den Berichtsjahren 
in Bewegung geraten ist. 

Die Bundesregierung schreibt — Zitat —: 

Es gelang, zu folgenden Themen konkrete Vor-
lagen vorzubereiten: 
— Verbesserung des Unterrichts über die Euro-

päische Gemeinschaft und Europa 
— Verbesserung des Fremdsprachenunterrichts 

in der Gemeinschaft 
— Erleichterung der Zulassung von Studenten 

aus anderen Mitgliedstaaten zu den Hoch-
schulen. 

Das ist zwar noch recht wenig, aber immerhin etwas. 

Aber wie soll gerade im Blick auf unser föderales 
System dieses Wenige konkret werden, wenn bei-
spielsweise der bayerische Staatsminister für Unter-
richt und Kultus, Herr Maier, eine Diskussionsver-
anstaltung zur Direktwahl mit Gymnasiasten in Neu-
biberg bei München — als Ausdruck der „Verbesse-
rung des Unterrichts über die Europäische Gemein-
schaft und Europa" gedacht — ganz schlicht unter-
sagt? An dem Trauma der CSU der Unausgewogen-
heit kann das schwerlich gelegen haben; denn neben 
einem Kollegen der FDP und mir war auch ein Pan-
europa-Funktionär der CSU als Diskussionsredner 
vorgesehen. Ich glaube, das ist eine unsinnige Ent-
scheidung, eher bürokratistisch. 

Ich fürchte allerdings: dahinter steckt die Angst 
der Konservativen, Schüler als politische Gesprächs-
partner ernst zu nehmen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Ein ziemlicher Un-
fug, den Sie da erzählen!) 

Einen anderen Reim kann man sich darauf nicht 
machen, zumal wir uns über das Ziel dieses größe-
ren Europas einig sind. 
Ich denke, an diesem Punkt sollte ich als nieder-

sächsischer Abgeordneter auch noch einmal die 
Frage aufnehmen, wie Sie es denn nun mit Ihrem 
niedersächsischen Spitzenkandidaten halten, 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Jetzt wird es ganz 
billig, Herr Theologe!) 

nachdem bekannt geworden ist, was er 1943 ge-
schrieben hat. Das ist bisher nirgends dementiert 
worden. Ich halte es für eine Unmöglichkeit, daß 
Sie den Wählern jemanden als Spitzenkandidaten 
zumuten, der das, unter welchen Umständen auch 
immer, in der nationalsozialistischen Zeit geschrie-
ben hat. Wenn Sie diese Frage nicht bald zufrie-
denstellend beantworten, werden wir erneut einen 
Beitrag dazu leisten, daß der jungen Generation 
dieses Europa durch einen seiner Repräsentanten 
verargt wird. Sie täten gut daran, diese Sache in 
Ordnung zu bringen. Dies sage ich immerhin einer 
CDU, die Herrn Blumenfeld von Platz fünf der Lan-
desliste Niedersachsen gestrichen hat. Das darf 
nicht so bleiben: Herr Jahn bleibt, und Herr Blu-
menfeld ist gestrichen worden. 

(Seefeld [SPD]: Das ist richtig!) 
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Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Mertes? 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Gerne. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schwencke, Sie betonen immer wieder Ihren theo-
logischen Background. Darf ich Sie fragen, ob Ihnen 
das Wort der Schrift bekannt ist: Richtet nicht, 
damit ihr nicht gerichtet werdet? 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Herr Kollege, 
ich bin erstaunt über eine solche Frage, die für Sie 
und für mich persönlich sicherlich von Bedeutung 
ist. Aber wir befinden uns hier in einer politischen 
Auseinandersetzung. Meine Begründung ist: Wir 
können unseren Wählern einen solchen Kandidaten 
als Demokraten nicht bieten. Sie können das auch 
nicht, und zwar insbesondere nicht als eine christ-
liche Partei. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme zu einem weiteren Zitat, an dessen 
Erwähnung mir liegt, um einen engeren Bezug zwi-
schen der Diskussion von vor 30 Jahren und der 
heutigen herzustellen, um damit deutlich zu ma-
chen, daß die wichtigsten europapolitischen Fragen 
geblieben sind. Unter dem Titel „Die Zweite Repu-
blik" hat der Publizist Walter Dirks in den „Frank-
furter Heften" 1946, im ersten Heft, u. a. geschrie-
ben: 

Wir proklamieren das Ende des souveränen 
Nationalstaates. Wir können es um so mehr, als 
wir es sind, dieses Ende. Nur müssen wir es 
auch wollen, um aus der Not der Stunde wahr-
haftig eine Tugend zu machen. Wir steuern die 
europäische Konföderation an, nicht gegen an-
dere außereuropäische Mächte, sondern gerade 
für sie, wenn auch zunächst einmal für uns, für 
diesen in Krieg und Krise zerrütteten Kontinent. 
Wir suchen Verbindung und Austausch mit der 
ganzen Welt, vor allem mit den Vereinigten 
Staaten, ferner mit unserem mächtigen Nach-
barn im Osten. Die europäische Stufe darf dabei 
nicht übersprungen werden. 

Ein letztes Wort aus dem gleichen Aufsatz: 
Europa, der arme Kontinent, kann nur gelten 
und bestehen, wenn er sich zusammenrafft . . . 
Das bedeutet das Ende der europäischen Idylle. 

Ich habe bewußt zum Schluß dieses Wort gesetzt, 
weil ich glaubte, daß hier die Gemeinsamkeit des 
europäischen parlamentarischen Demokratismus 
liegt: Wenn wir diese Substanz aufgreifen und mit 
soviel Substanz wie möglich darangehen, diesen 
Anspruch zu verwirklichen, wenn die junge Gene-
ration diesen Dialog aufnimmt und wenn wir dazu 
beitragen, daß die junge Generation auch die  Chan-
ce  dazu bekommt, glaube ich, daß wir kräftig an 
diesem Europa der Nicht-Idylle weiter bauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Gradl. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte eine Bemerkung ma-
chen, die nicht voll in den Rahmen der Auseinan-
dersetzung paßt, die wir soeben geführt haben, die 
aber doch für das Thema Europa und für die deut-
sche Europapolitik von Bedeutung ist. Mit den 
Wahlen zum Europäischen Parlament macht die 
demokratische Gemeinschaft der Europäer einen 
wesentlichen Schritt vorwärts; aber ein Teil 
Deutschlands bleibt draußen. Um so wichtiger — 
darin stimmen wir sicher überein — ist für uns 
Deutsche das Verhältnis, das dieses werdende Eu-
ropa zur Wiederherstellung unserer nationalen Ein-
heit gewinnt. Ich drücke das jetzt alles sehr vor-
sichtig aus. Es kommt nicht darauf an, zu erzürnen 
und Schwierigkeiten zu schaffen. Ich denke an be-
stimmte Diskussionen in den letzten Wochen und 
sage es zurückhaltend. 

Bei manchen unserer europäischen Partner gilt 
es — dies muß man aus jüngster deutscher Vergan-
genheit wohl auch verstehen — Vorbehalte in be-
zug auf die Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit. In der politischen Publizistik zeichnen sich 
diese Vorbehalte sogar recht deutlich ab. Auch ist 
festzustellen, daß zuweilen unserem Beharren auf 
nationaler Einheit und auf freier Selbstbestimmung 
mehr taktisch-verbale als reale Bedeutung beige-
messen wird. Diese Sachverhalte widersprechen 
unserem menschlichen und unserem nationalen In-
teresse. Um so mehr werden wir unseren Partnern 
darzustellen haben, daß für uns Deutsche die deut-
sche Frage jedenfalls ungelöst ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU]: Für die West-

mächte auch!) 

Vielleicht darf man auch hinzufügen: Keiner un-
serer Nachbarn würde stille sein und sich damit 
abfinden, wenn sein Volk, wenn sein Land, wenn 
seine Hauptstadt durch eine blutige Grenze zer-
rissen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir Deutsche beweisen aus Überzeugung und 
aus Einsicht seit Jahrzehnten Geduld. Aber wir 
können und wir dürfen nicht hinnehmen, wenn un-
sere Geduld als ein Sichabfinden mit der Teilung 
und Spaltung unseres Volkes und unseres Landes 
mißdeutet wird. Es ist dabei wichtig, in der Argu-
mentation klarzuhalten, daß es bei der deutschen 
Frage nicht nur um deutsches, sondern sehr wohl 
auch um europäisches Interesse geht. Dies könnte 
man mannigfach darstellen, aber dazu reicht die 
Zeit jetzt nicht. Ich will nur zwei Gesichtspunkte 
nennen. 

Einer ist heute mehrfach angesprochen worden: 
Die Teilung Deutschlands ist auch die Teilung 
Europas. Europa endet eben nicht an Elbe oder 
Oder. Weit bis in die herrschenden Schichten hin-
ein fühlen sich z. B. die Polen und die Ungarn, die 
Tschechen und Slowaken, die Rumänen — um nur 
diese zu nennen — Europa zugehörig, nicht nur 
geographisch, sondern in einem sehr tiefen und 
zugleich lebendigen Sinne. 
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Ein anderer Gesichtspunkt -- auch diesen muß 

man unseren europäischen Partnern immer wieder 
deutlich machen: Mit ihrer menschlichen und na-
tionalen Not ist die Teilung ein Spannungsherd 
und ein Risiko für den Frieden. Sie ist im übrigen 
die Basis der militärischen Konfrontation quer 
durch Europa. 
Dies alles heißt Teilung, und dies alles ist zu be-

denken, wenn wir daran interessiert sind und sa-
gen, es sei auch europäisches Interesse, wenn wir 
bemüht sind, die Spannungen abzubauen und die 
Teilung zu überwinden. 

Kürzlich — dies ist der eigentliche Grund, wes-
halb ich hier das Wort erbeten habe — wurde 
beim Herrn Bundespräsidenten in einer Sitzung des 
Präsidiums des Kuratoriums Unteilbares Deutsch-
land das Thema europäische Wahlen und deutsche 
Frage erörtert. Alle Parteien und Fraktionen des 
Bundestages waren vertreten. Man war sich in die-
ser langen und gründlichen Aussprache einig, daß 
sich aktive Europapolitik und besonnene, aber ziel

-

bewußte Deutschlandpolitik gegenseitig ergänzen. 
Man wünschte und wünscht und hoffte und hofft 
— dies ist das Petitum —, daß die deutschen Mit-
glieder des Europäischen Parlaments in ihren ver-
schiedenen europäischen Fraktionen und im Parla-
ment selbst das menschliche und nationale Interes-
se der Bundesrepublik verständlich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es würde sicher hilfreich und förderlich sein, wenn 
unsere Kollegen im Europäischen Parlament in al-
lem, was die deutsche Frage angeht, miteinander 
Kontakt halten und sich abstimmen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Und 
mit der gleichen Zunge reden!) 

Keiner denkt daran, daß das Europäische Parla-
ment mit den „querelles allemandes" gelangweilt 
werden sollte. Aber einem passenden und viel-
leicht notwendigen Wort bei gegebenem Anlaß 
darf auch nicht ausgewichen werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Darf ich zum Schluß noch dies sagen: Dieses 
Fühlunghalten miteinander und das Suchen nach 
gemeinsamen Aussagen im Europäischen Parlament 
— wenn es notwendig sein sollte — sollte uns al-
len, unseren Kollegen, aus welcher Fraktion auch 
immer, nicht schwerfallen, denn zwar haben wir 
ernste und unvermeidliche Meinungsverschieden-
heiten in der deutschlandpolitischen Auseinander-
setzung — dies wird auch immer so sein —, aber 
wir sollten nie vergessen: Es gibt ja zwischen uns 
Gott sei Dank auch einen Konsens, es gibt zwi-
schen uns auch eine Grundübereinstimmung, und 
die läßt uns, etwa im Gespräch mit unseren euro-
päischen Partnern, so argumentieren: Wir alle, 
ohne Unterschied unserer parteipolitischen Cou-
leur, wollen die Teilung Deutschlands und damit 
die Spaltung Europas überwinden, und wir alle 
sind zutiefst davon überzeugt, daß es dem Frieden 
auf unserem Kontinent diente, wenn das gelänge. 
Das, was wir — menschlich und national — erstre-
ben, wollen wir nur mit den friedlichen Mitteln der 
Politik erreichen — besonnen, aber entschieden. 

Und wir erstreben keine deutsche Sonderrolle, son-
dern sind — und darin stimmen wir doch auch über-
ein — fest gewillt, uns heute als Bundesrepublik 
Deutschland und später, was wir ersehnen, als ge-
eintes Deutschland in Europa einzufügen. Dies ist 
der Grundkonsens, den wir haben, und auf den 
können wir auch in unseren Gesprächen mit unse-
ren europäischen Partnern bauen. 

In diesem Sinne darf ich alle unsere Kollegen im 
Europäischen Parlament bitten, auf dem europäi-
schen Feld Hilfe für die Deutschlandpolitik zu lei-
sten, Hilfe also für eine Politik, die Deutschland 
als Ganzes und die Deutschen insgesamt im Sinn 
hat. 

(Beifall) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen in der ver-
bundenen Debatte zu den Tagesordnungspunkten 4 
bis 7 nicht vor. 

Wir haben über Überweisungsvorschläge des Al-
testenrates zu befinden. Vorgeschlagen ist für die 
Vorlage unter Punkt 5 — Beratung des Berichts der 
Bundesregierung über die Integration in den Euro-
päischen Gemeinschaften, Drucksache 8/2760 — 
Überweisung an den Auswärtigen Ausschuß — fe-
derführend — und an den Haushaltsausschuß. Die 
Vorlage unter Tagesordnungspunkt 6 — Beratung 
des Antrags der Abgeordneten Blumenfeld, Dr. van 
Aerssen und Genossen und der Fraktion der CDU/ 
CSU: Beteiligungen der Europäischen Gemeinschaft 
an den Friedensbemühungen in Nahost, Drucksa-
che 8/2817 — soll an den Auswärtigen Ausschuß 
— federführend — und mitberatend an den Aus-
schuß für Wirtschaft, an den Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und an den Haushalts-
ausschuß überwiesen werden. — Dagegen erhebt 
sich kein Widerspruch; dann ist es so beschlossen. 

Abzustimmen haben wir noch über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zum An-
trag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/ 
2837: Verbesserung der Lage im Libanon. Hier geht 
es um Punkt 7 der Tagesordnung. Wer dem Antrag 
des Ausschusses auf Drucksache 8/2837 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Beschleunigung von Verfahren 
und zur Erleichterung von Investitionsvorha

-

ben im Städtebaurecht 
— Drucksache 8/2451 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (15. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2885 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Dr. Möller, 
Waltemathe 
(Erste Beratung 129. Sitzung) 
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Vizepräsident Frau Renger 
b) Zweite Beratung des von den Abgeordneten 

Dr. Möller, Nordlohne, Niegel, Dr. Dollinger, 
Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, Dr. Waf-
fenschmidt, Link, Metz, Sauter (Epfendorf), 
Dr. Jenninger, Rawe, Dr. Kunz (Weiden), 
Tillmann, Carstens (Emstek) und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Ä nderung 
des Bundesbaugesetzes 
— Drucksache 8/1970 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (15. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2885 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Möller, Waltemathe 
(Erste Beratung 109. Sitzung) 

Wünschen die Berichterstatter das Wort?  — Das 
ist nicht der Fall. Der Ältestenrat hat eine verbun-
dene Debatte von 60 Minuten Dauer vereinbart. — 
Ich stelle Einverständnis fest und eröffne die De-
batte. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. 
Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das Gesetz, das 
wir nun verabschieden, ist ein Torso, ein Gesetz, 
das nicht vollendet worden ist, aber hätte vollendet 
werden können, wenn wir uns ein wenig mehr Zeit 
genommen hätten und wenn wichtige Vorschläge 
der CDU/CSU-Fraktion mit eingearbeitet worden 
wären, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es waren Vorschläge, die in ihrer Zielsetzung un-
bestritten waren. 

Gleichwohl stimmt die CDU/CSU-Fraktion der 
Vorlage zu, weil mit dieser sogenannten Beschleuni-
gungsnovelle in einigen wenigen Punkten immer-
hin Verbesserungen und Erleichterungen im Pla-
nungsrecht geschaffen werden, auf die die kommu-
nale Praxis, aber auch viele Bürger zu Recht warten 
und die wir ihnen nicht länger vorenthalten dürfen. 

Diese Verbesserungen beruhen auch auf vielen 
Vorschlägen, die die CDU/CSU-Fraktion während 
der Ausschußberatung unterbreitet hat. Das gilt so

-

wohl für das Verfahrensrecht als auch insbesondere 
für das sogenannte Bauen im Außenbereich. 

Wir dürfen aber nicht allzu große Erwartungen 
mit ' diesem Gesetz verknüpfen, weil erstens der 
Bundesgesetzgeber nur für das Planungsrecht und 
das Planungsinstrumentarium zuständig ist — für 
das Baugenehmigungsverfahren müssen die Länder 
Erleichterungen schaffen — und weil zweitens wich-
tige Bereiche ausgeklammert worden sind, die sinn-
vollerweise hier und heute hätten mitgeregelt wer-
den müssen. 

Die Verbesserungen aber, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die mit diesem Gesetz verbun-
den sind, sind folgende. 

Erstens. Das Verfahren zur Aufstellung von Bau-
leitplänen wird vereinfacht und erleichtert. Den bei 

der Aufstellung von Bauleitplänen Beteiligten wird 
künftig eine angemessene Frist gesetzt werden kön-
nen.  

Zweitens. Durch die Möglichkeit, künftig gleich-
zeitig neben dem Flächennutzungsplan Bebauungs-
pläne zu entwickeln und in Kraft zu setzen — dem 
sogenannten Parallelverfahren — , und durch den 
sogenannten vorzeitigen Bebauungsplan werden 
Baugebiete schneller für Bauwillige bereitgestellt 
werden können. 

Drittens. Auch die Erleichterungen im Bodenver-
kehr dienen diesem Ziel. Künftig sollen nämlich nur 
noch Teilungen von Grundstücken genehmigungs-
pflichtig sein. Damit wird eine alte Forderung der 
CDU/CSU-Fraktion endlich realisiert. 

Viertens. Sehr gründlich hat der Ausschuß die 
Möglichkeiten und Verbesserungen zur Heilung 
von Verfahrens - und Formvorschriften beraten und, 
wie mir scheint, zu einem guten Ergebnis gebracht. 
Insbesondere von § 155 b Abs. 2 erwarten wir Er-
leichterungen für den Bestand von Bauleitplänen. 

Fünftens. Im Städtebauförderungsgesetz werden 
die Vorschriften geändert, die sich für die Durchfüh-
rung eines Sanierungsvorhabens als hinderlich er-
wiesen haben. 

Diese und weitere Änderungen des Bundesbau-
gesetzes und des Städtebauförderungsgesetzes be-
grüßt die CDU/CSU-Fraktion, weil sie geeignet sind, 
bürokratische Hemmnisse abzubauen und Erleichte-
rungen für Bürger und Verwaltungen zu bringen. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen der Be-
schleunigungsnovelle aber auch deshalb zu, weil 
sie wenigstens einige Verbesserungen für das so-
genannte Bauen im Außenbereich bringt. Um diese 
Verbesserungen und Erleichterungen für den länd-
lichen Bereich haben wir sehr hart kämpfen müssen. 
Ohne unsere Initiative und ohne unsere Beharrlich-
keit wären diese Verbesserungen nicht möglich ge-
worden. 

Das Ergebnis entspricht nicht in allen Punkten 
den berechtigten Wünschen und Vorstellungen vie-
ler Bürger, die in ländlichen Bereichen wohnen 
bleiben möchten, aber nach der Gesetzeslage keine 
Baugenehmigung bekommen können. Wenn man 
bedenkt, daß die Koalition zunächst gegen jegliche 
Verbesserung für das Bauen im Außenbereich ein-
getreten war und nichts auf diesem Gebiet tun 
wollte, halten wir das jetzt erreichte Ergebnis für 
vertretbar. Daß die Ideologen in der SPD kein 
Herz für die Bevölkerung auf dem Lande haben, 
verwundert nicht. Daß aber die FDP-Vertreter im 
Ausschuß wider besseres Wissen und wider ihre 
eigene Überzeugung sinnvolle Verbesserungen für 
das Bauen im Außenbereich nicht mitgetragen ha-
ben, zeigt, wie weit sich die Ideologen innerhalb der 
Koalition auch hier bereits durchgesetzt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Obwohl die Bundesregierung schon im Herbst 
1977 Schwierigkeiten bei der Anwendung der §§ 34 
und 35 zugegeben und später selbst Änderungen 
dieser Paragraphen vorgeschlagen hat, obwohl der 
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niedersächsische Landtag einstimmig, also auch mit 
der Stimme des früheren Bundesbauministers Ra-
vens, eine Verbesserung für das Bauen im Außen-
bereich gefordert hatte, obwohl der Wirtschafts-
ausschuß des Bundestages einstimmig ebenso wie 
der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Erleichterungen für den ländlichen Bereich 
gefordert hatte und obwohl der Bundesbauminister 
solchen weitergehenden Änderungen im Ausschuß 
zugestimmt hatte, hat sich eine kleine Gruppe in-
nerhalb der SPD durchgesetzt und weitere wirk-
liche Verbesserungen für die Bürger im ländlichen 
Bereich verhindert, die dort seit vielen Jahren woh-
nen und im Wege der sogenannten Baulücken-
schließung zu einem Wohnhaus kommen möchten. 
Die Ideologie hat hier die praktische Vernunft 
besiegt. 

(Waltemathe [SPD]: Und trotzdem stim

-

men Sie zu?) 

— Trotzdem bringt die Novelle für den ländlichen 
Bereich greifbare Verbesserungen, Herr Kollege 
Waltemathe; dafür sind wir dankbar. 

Erstens. Die bauliche Erweiterung zulässigerweise 
errichteter Wohngebäude wird künftig zur ange-
messenen Wohnraumversorgung des Eigentümers 
und seiner Familienangehörigen genehmigt werden 
können. 

Zweitens. Die angemessene Erweiterung zuläs-
sigerweise errichteter gewerblicher Betriebe wird 
ermöglicht, wenn die Erweiterung notwendig ist, um 
die Fortführung des Betriebes zu sichern. 

(Zurufe von der SPD) 

Drittens. Die Modernisierung von Wohnungen im 
ländlichen Bereich wird neu und besser geregelt. 

Meine Damen und Herren, leider ist eine neue 
Regelung unterblieben, die die sogenannte Lücken-
bebauung im ländlichen Bereich für diejenigen Bür-
ger ermöglicht hätte, die dort schon seit längerer 
Zeit wohnen. Die CDU/CSU-Fraktion wollte gerade 
und nur für diese Bürger die Möglichkeit schaffen, 
in ihrer angestammten Heimat wohnen zu bleiben. 
Für ein solches Heimatprivileg fand sich jedoch 
leider keine Mehrheit. 

Durch Änderung und Ergänzung des § 34 ist aber 
den Gemeinden eine Möglichkeit eingeräumt wor-
den, durch Satzung festzulegen, auch Gemeinde-
teile weiterzuentwickeln, um dadurch die Möglich-
keit der Bebauung zu schaffen. Das gilt insbeson-
dere für Gemeinden mit besonderer Wohnsiedlungs-
struktur, insbesondere mit historisch entstandener 
Streu- und Bandbebauung. Wenn diese Bestimmung 
von den Gemeinden sachgerecht, weitblickend und 
bürgerfreundlich angewendet wird, kann es für 
viele Bürger in diesen Gemeinden zu Erleichterun-
gen kommen. Ich möchte auf den sehr ausführli-
chen Schriftlichen Bericht des Ausschusses auch zu 
diesem Punkt verweisen. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Frak-
tion bedauert ferner, daß keine hinreichende Zeit 
zur Verfügung stand, um auch das Problem des 
Bauens in sogenannten Gemengelagen zu lösen. 
Auch hierzu hatte die CDU/CSU-Fraktion konkrete 

Vorschläge und Formulierungen unterbreitet. Wir 
wollten hier in dem Bereich der industriellen Bal-
lungszonen Investitionshemmnisse beseitigen. Lei-
der ist auch dazu keine Mehrheit im - Ausschuß 
gefunden worden. Wir mußten uns deshalb mit dem 
Resolutionsentwurf bescheiden. 

Ähnliches gilt für einen von der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion im Ausschuß eingebrachten Antrag, 
das Städtebauförderungsgesetz in einem Gang so zu 
ändern, daß auch für das sogenannte einfache Sanie-
rungsverfahren Neuregelungen in das Gesetz auf-
genommen würden. Gerade durch eine solche Neu-
regelung wären zusätzliche Investitionsimpulse ge-
geben worden. Wir haben mit unserem Antrag, der 
innerhalb der ARGEBAU erarbeitet worden war, das 
Ziel verfolgt, zwischen einfachen Modernisierun-
gen von Wohnungen und der sehr verfahrens- und 
zeitaufwendigen Sanierung im Städtebau ein ein-
facheres Verfahren einzuführen, um den Gemeinden 
ein leichteres und besseres Instrumentarium für 
kleinere Sanierungen an die Hand zu geben. Auch 
hier sind wir auf Widerstand gestoßen mit dem Er-
gebnis, daß wir nur eine Entschließung vorlegen 
können. 

Sowohl bei den Problemen des Bauens in Ge-
mengelagen als auch bei dieser vereinfachten Sa-
nierungsmaßnahme müssen wir also mit weiteren 
Gesetzen rechnen. Der Gesetzesperfektionismus ist 
schon wieder in Gang gesetzt worden. Das hat die 
Koalition zu verantworten. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, am Schluß dieser Be-
ratung möchte ich appellieren erstens an die Lan-
desplanung, dem Willen des Bundesgesetzgebers 
nach Schaffung erweiterter Baumöglichkeiten auf 
dem Lande Rechnung zu tragen, zweitens an die 
Fachplanung des Bundes und der Länder, den Wil-
len des Bundesgesetzgebers nicht durch erhöhte 
Anforderungen an Bauvorhaben zu unterlaufen; das 
gilt besonders für den Bereich der Abwasserbeseiti-
gung. Drittens appelliere ich an die Genehmigungs-
behörden in den Ländern, den Willen des Bundes-
gesetzgebers zu erkennen und die Freiheitsräume 
der Bürger und der Gemeinden im Baurecht zu 
achten, viertens an die Bundesregierung, künftig 
auf kleinere Teilnovellierungen des Städtebaurechts 
zu verzichten. Die Union wird die in Mode gekom-
menen immer kleineren Novellierungsschritte auf 
dem Gebiete des Städtebaurechts nicht mehr mit-
tragen. Eine künftige Novellierung muß alle ände-
rungs- und ergänzungsbedürftigen Bereiche des 
Städtebaurechts erfassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Waltemathe 
[SPD] : Einschließlich Planungswertaus

-

gleich?) 

Das sind wir nicht nur unseren Bürgern, sondern 
das sind wir auch den Verwaltungen in den Ge-
meinden schuldig. 

Wenn die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gleich-
wohl diesem Gesetz jetzt zustimmt, dann tut sie das, 
um erleichterte Baumöglichkeiten auf dem Lande 
zu schaffen und vor allem, um den Rechtsnotstand 
bei den Gemeinden auf dem Gebiet der Bestands- 



12578 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 31. Mai 1979 

Dr. Möller 
kraft von Flächennutzungsplänen, Bebauungsplä-
nen und anderen Satzungen des Städtebaurechts zu 
beenden. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Frak-
tion bedankt sich am Ende dieser Beratung auch 
beim Bundesbauministerium, insbesondere bei den 
Ländern und bei den kommunalen Spitzenverbän-
den, aber nicht zuletzt beim Ausschußsekretariat für 
die gute Zusammenarbeit bei der Beratung dieser 
Gesetze. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es konnte nicht aus-
bleiben, daß nun doch noch der Versuch unternom-
men wurde, wenn man schon einvernehmlich dem 
Bundestag die Annahme eines Entwurfs empfiehlt 
und auch entschlossen ist, zuzustimmen, so zu tun, 
als wenn hier sogar ganz große ideologische Aus-
einandersetzungen im Gange seien. 

Der Kollege Dr. Möller hat zunächst gesagt, das 
Gesetz sei ein Torso. Nun bin ich nicht der Auf-
fassung, daß es die Aufgabe des Bundestages ist, 
wenn er ein Gesetz in zweiter und dritter Lesung 
verabschiedet, das ja für die Bürger und für die-
jenigen gemacht wird, die mit dem Gesetz umzu-
gehen haben, zur Verwirrung beizutragen, sondern 
darzustellen, was sich im Bauplanungsrecht der Ge-
meinden mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ins-
gesamt ändern wird. 

Daher will ich folgende Feststellungen treffen. 

Erstens. Eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung von Städten und Gemeinden setzt — jedenfalls 
im Regelfall — Planung voraus. Es gibt den Primat 
für Bauleitpläne. Andere Bestimmungen, die §§ 34, 
35, sind Ausnahmen von dieser Regel. 

Zweitens. Planung ist Abwägung von unterschied-
lichen Interessen, unterschiedlichen Zielen und unter-
schiedlichen Belangen. Planung greift ein in die 
Natur, in die Umwelt, in menschliche Beziehungen, 
in soziale Verhältnisse, in Entfaltungs-, in Erwerbs-
möglichkeiten, in Erholungs- und Freizeitentwick-
lungen. Damit ist Planung aber nicht etwa eine 
Schikane, sondern eine soziale Zukunftsvorsorge. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Moderne Planung setzt Diskussion mit 
den Bürgern voraus. Die Planung ist zu wichtig, als 
daß man sie einigen hochgelehrten Experten über-
lassen dürfte. Bürgerbeteiligung ist unabdingbar, 
ferner die Wahrnehmung eines besonderen Rechts 
und der besonderen Verantwortung der kommuna-
len Vertretungen als Ausdruck ihrer Planungsho-
heit. Diese Planungshoheit der Gemeinden muß er-
halten und gestärkt werden. Wenn man dies aner-
kennt, kann Planung von der Sache her kein beson-
ders schneller Vorgang sein, denn Diskussion und 
Abwägung brauchen Zeit. Schließlich geht es ja in 
den meisten Fällen darum, die bauliche Entwicklung 
eines Gebietes für Jahrzehnte vorweg zu bestim-

men. Deshalb kann Beschleunigung nur heißen, un-
sinnige und unnötige Zeitverluste zu verhindern, 
künftig Fristen zu setzen und manche Stufen auch 
zeitgleich zusammenzuführen. Beschleunigung darf 
aber nicht heißen: keine Sorgfalt anwenden, die 
Bürger nicht beteiligen, keine ordentliche Abwä-
gung vornehmen und auf Planung ganz verzichten. 

Demnach leisten wir unseren Beitrag als Bundes-
gesetzgeber dazu, eine Entbürokratisierung dort zu 
versuchen, wo die Qualität der städtebaulichen 
Ordnung keinen Schaden nimmt. Wir sagen auch 
den Behörden und den Gerichten: Nehmt unsere 
Vorschriften ernst, aber benutzt sie nicht, um ge-
wollte und auf ordentliche Weise zustande gekom-
mene Bauvorstellungen zu verzögern oder rück-
gängig zu machen. Wir sehen z. B. die Probleme, 
die sich dann ergeben, wenn Formfehler entstanden 
sind, die aber auf das Ergebnis keinen Einfluß ge-
habt haben. Was soll da künftig geschehen? Sollen 
die Gerichte reihenweise Bebauungspläne aufheben, 
oder soll der Bürger Vertrauen in das haben kön-
nen, was nach langen Diskussionen und Beschlüssen 
seines Gemeinderates dann endlich als planerische 
Vorstellung zustande gekommen ist? 

Auch der Bundesgesetzgeber hat abzuwägen. 
Meint er es mit einer transparenten, dem Bürger 
zugänglichen und einsichtigen planerischen Gestal-
tungsmöglichkeit in den Kommunen ernst, oder soll 
etwa grundsätzlich dort gebaut werden dürfen, wo 
jemand zufällig sein Grundstück hat oder weil er 
zufällig das Geld hat, um ein Grundstück zu be-
bauen? 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Funcke) 

Diese Problematik führt zu den Ausnahmen von 
der Regel. Es handelt sich nämlich um Ausnahmen, 
wenn im sogenannten Innenbereich einzelne Bau-
wünsche erfüllt werden, die sich in die Umgebung 
einfügen, wenn also Baulücken geschlossen werden 
sollen, wenn das, was vorhanden ist, im zusammen-
hängenden Ortsteil ergänzt werden soll. 

Wir halten es — das ist ein Kompromiß — für 
noch vertretbar, in Orten oder Ortsteilen mit  be-
sonders gewachsener Siedlungsstruktur auch grö-
ßere Baulücken — es ist manchmal schon etwas 
sehr gewagt, da vor einer Baulücke zu sprechen — 
dann zu schließen, wenn der Gemeinderat, also wie-
der die Kommunalvertretung, dies durch Satzung 
beschließt und — einschließlich Bürgerbeteiligung 
— ein gewisses Maß an städtebaulicher Planung 
vorhanden ist. Also, wir sind für diese Erweiterung 
der Satzung. Denn wir sehen ein, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Lang hat's 
gedauert!) 

daß nicht überall und auch nicht in jedem Fall erst 
ein Bebauungsplan abgewartet werden muß. Aber 
einer Zersiedlung weiter Bereiche der Bundesrepu-
blik darf die Tür nicht aufgestoßen werden. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Wer will denn 
das?) 

Deshalb also eine Ausnahme für besondere Ge-
meindestrukturen in besonderen Fällen, deshalb 
also auch — damit das verstanden wird, erläutere 
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ich das ja — das Vorhandensein eines Flächennut-
zungsplanes, zumindest eines Entwurfs, der die 
städtebauliche Entwicklung erkennen läßt. 

Hinsichtlich des § 35 muß ich um der geschicht-
lichen Wahrheit willen zumindest eines richtig-
stellen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Oh wei! — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Da sind wir 

aber gespannt, Herr Waltemathe!) 

— Ja, da können Sie auch sehr gespannt sein. — 
Das Bundesbaugesetz und sein § 35 existieren seit 
1960. Es geht mir hier nicht darum, dem damaligen 
Bundestag und dem damaligen Bundeswohnungs-
bauminister vorzuwerfen, sie hätten aus ideologi-
schen Gründen kein Herz für Leute auf dem Lande 
gezeigt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Die habe ich aber 
nun nicht gemeint!) 

Damals ist § 35 geschaffen worden, der beinhaltet: 
Im Außenbereich besteht ein Bauverbot, es sei 
denn, es handelt sich um ein Vorhaben, das einem 
landwirtschaftlichen Betrieb dient; das war der § 35. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind es gewesen, die zum Jahre 1977 — ange-
fangen vom damaligen Wohnungsbauminister Ra-
vens, dem jetzigen Oppositionsführer in Nieder-
sachsen  — 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Der wollte 
in dieser Novelle etwas ganz anderes!) 

Ergänzungen vorgenommen haben. Herr Minister 
Ravens hat gar nicht so viel vorgeschlagen, wie das 
Parlament damals dann auch einvernehmlich durch-
gesetzt hat. Es kann gar keinen Zweifel daran ge-
ben, daß wir geglaubt haben, wir hätten manche 
Fälle, die in der Praxis noch immer nicht gelöst 
worden sind, auf dem Gesetzgebungswege gelöst. 
Aber ich darf wenigstens daran erinnern, daß wir 
damals folgendes eingeführt haben: Das Alten-
teilerhaus darf auch dann gebaut werden, wenn die 
Landwirtschaft aufgegeben worden ist; 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das ha

-

ben wir gemeinsam gemacht!) 
die Modernisierungsbauerlaubnis kann gegeben 
werden; gewisse Erweiterungen können vorgenom-
men werden; Wiederaufbauten zerstörter Gebäude 
im Außenbereich können vorgenommen werden. 
Dies war ein erheblicher Katalog. Wir hatten ge-
glaubt, daß wir dies gesetzlich so klar gefaßt hät-
ten, daß sämtliche Verwaltungen, auch die in Nie-
dersachsen, damit etwas hätten anfangen können. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Und wel

-

che Fehler machen Sie jetzt?) 
Nun, wir haben uns belehren lassen müssen, daß 

unser Gesetz erstens vielleicht nicht klar genug 
war und daß zweitens einige Fälle damit noch im-
mer nicht zu lösen waren. Auch dem abzuhelfen, 
haben wir uns bereit gefunden. Aber um auch hier 
keine Irrtümer entstehen zu lassen: Es geht uns 
darum, daß das, was im Außenbereich schon zuläs-
sigerweise gebaut ist, auch künftig vernünftig ge-
nutzt werden kann. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das heißt: Die Familie, die dort wohnt, soll ihr 
Wohnhaus so erweitern können, daß sie für die 
Personen, die zur Familie gehören, Platz hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gleiche gilt für die Fortführung eines Gewerbe-
betriebes. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Jahn? 

Waltemathe (SPD) : Gern, Herrn Dr. Jahn immer. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Waltemathe, nach dieser Einlassung frage ich Sie: 
Gestehen Sie zu, daß zu §§ 34, 35 von Ihrer Seite 
keine Änderung vorgenommen worden wäre, wenn 
die Fraktion der CDU/CSU hierzu nicht die Initia-
tive ergriffen hätte? 

Waltemathe (SPD) : Herr Dr. Jahn, das kann ich 
Ihnen nicht zugestehen. Ich gestehe Ihnen aber gern 
zu, daß Sie einen Gesetzentwurf vorgelegt haben 
und daß der Bundesrat in der Gegenäußerung zur 
Beschleunigungsnovelle Anregungen gegeben hat. 
Wir haben immer — angefangen bei der Bereisung 
in Niedersachsen — betont: Wir wollen wissen: 
Liegt das am Gesetz, oder liegt das an einer unzu-
reichenden Verwaltungspraxis in einigen Ländern? 
Wir sind nach wie vor nicht überzeugt, daß nur eine 
gesetzliche Änderung hier weiterhilft. Aber wir 
wollen natürlich, da auch wir für die Leute, die da 
draußen wohnen, ein Herz haben, das, was uns 
möglich ist, jetzt verankern. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Ihr Herz 
entdecken Sie aber sehr spät!) 

Ich hielt es für meine Aufgabe, insgesamt darzustel-
len, wie der § 35 jetzt wohl anzusehen ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Jahn [Münster] [CDU/ 
CSU]) 

Ich muß zum Schluß kommen. Das Bundesbauge-
gesetz und das Städtebauförderungsgesetz haben 
sich, was das Planungsrecht anlangt, im großen und 
ganzen bewährt. Das sollten wir doch sagen. Inso-
fern handelt es sich bei dem, was wir jetzt beschlie-
ßen, nicht um einen Torso, sondern um die Ergän-
zung eines sehr vernünftigen städtebaulichen Instru-
mentariums. Es sind gute Instrumente vorhanden, 

(Kolb [CDU/CSU] : Dank unserer Hilfe!) 

die städtebauliche Gestaltung so zu steuern, daß 
abgewogene Entscheidungen vor Ort getroffen wer-
den können. Die richtige Anwendung der Instru-
mente ist Aufgabe der Gemeinden, ihrer Bürger und 
ihrer Vertretungen. 

Fazit: Wir behalten die tragenden Grundsätze für 
eine geordnete, demokratisch bestimmte städtebau-
liche Entwicklung im Städtebaurecht bei, stärken die 
kommunale Planungshoheit und entrümpeln Bundes- 
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Baugesetz und Städtebauförderungsgesetz von zeit-
verzögernden Vorschriften. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Wenn es nicht 
klappt, sind die Bürger schuld!) 

Wir bieten für Gemeinden mit besonderer Sied-
lungsstruktur und für Einzelfälle im Baubestand im 
Außenbereich handhabbare Möglichkeiten, den Bür-
gern zu helfen. Der Bodenverkehr kann nun zügiger 
abgewickelt werden. Die Bürger können sich künftig 
besser darauf verlassen, daß erzielte Planungsergeb-
nisse Bestand haben und nicht wegen Formalien, 
die mit dem Ergebnis nichts zu tun haben, außer 
Kraft gesetzt werden. 

Wir wissen, daß mit dieser Novelle nicht alle Pro-
bleme des Planungs- und Städtebaurechts gelöst 
sind. 

(Kolb [CDU/CSU] : Wir wollen es weiter 
verbessern!) 

Wir sind aber bereit, zu den in der Entschließung an-
gesprochenen Fragen der Ergänzung des Instrumen-
tariums für die Verbesserung des Wohnumfelds so-
wie der Mischungsprobleme von Wohnungen und 
Gewerbe konstruktive Mitarbeit zu leisten, sobald 
uns die erbetenen Vorschläge der Bundesregierung, 
die durchdacht und auch finanzierbar sein müssen, 
vorliegen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Die hätten wir 
jetzt haben können!) 

Zum Schluß möchte ich mich dem Dank anschlie-
ßen, den mein Mitberichterstatter, der Kollege Dr. 
Möller, schon ausgesprochen hat: an die Mitarbeiter 
des Bundesbauministeriums, an die Vertreter der 
Länder und der kommunalen Spitzenverbände und 
selbstverständlich an unsere Mitarbeiter im Aus-
schußsekretariat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kolb. 

Kolb (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Unsere Hoffnung, 
mit dieser Arbeit der Beschleunigungsnovelle etwas 
Wesentliches geleistet zu haben, mutet genauso an, 
wie wenn man an der Spitze eines Eisbergs ein paar 
Brocken wegharkt. Viel kleiner ist der Eisberg dei 
Bürokratie, Gesetze und Verordnungen nicht gewor-
den, so daß weiterhin gelten wird: Ein wesentlicher 
Punkt der Kostenexplosion beim Bau ist in den zu 
beachtenden Gesetzen und Verordnungen zu suchen; 
so lautete die Feststellung jetzt in Göteborg beim 
Kongreß „Bauen in den 80er Jahren". Ich erinnere 
nur an jene ominöse Baustatistik, wo es heißt: 
Kosten 2 Millionen. Was sie woanders an Kosten 
und Ärger verursacht, ist uninteressant. Dieser Ba-
stard läuft weiter wie viele seiner Vorgänger. 

Forscht man nach den Ursachen solchen politischen 
Fehlverhaltens, so findet man den Wunsch, alles 
abzufragen und danach zu handeln. Merkt man 
dabei schon gar nicht mehr, daß man nicht mehr 

politisch führt, sondern daß, um es sarkastisch zu 
sagen, der Schwanz mit dem Hund wedelt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ebenso nehmen wir nicht mehr zur Kenntnis, in 
welche Oberschiedsrichterrolle wir hineinschlüpfen. 
Bei manchen ist es gar keine Absicht. Dafür ist bei 
den anderen um so mehr Methode dabei. 

Daß zwei Voten von den Landtagen vorlagen — 
eines davon pikanterweise von Ihrem Vorgänger, 
Herr Minister, mitgetragen —, zeigt, daß das Koch-
buch unserer Gesetze und Verordnungen draußen 
nicht immer brauchbar ist. Es ist an der Zeit, einmal 
in uns zu gehen, bevor der Bürger uns in berechtig-
tem Überdruß dieses Kochbuch um die Ohren haut. 

Gerade beim § 137 haben wir diese Schiedsrichter-
rolle wieder bestens praktiziert. Die Verwaltungs-
reform mit den gestärkten kommunalen Einrichtun-
gen bleibt unberücksichtigt. Weshalb eigentlich 
auch? Diese Zwerge sollen sich gefälligst mit den 
gnädigst überlassenen Brosamen zufriedengeben. 
Hauptsache ist, man ist einheitlich. Ob die Sache, 
wie in Baden-Württemberg, vorher funktioniert hat, 
interessiert nicht. Das uniformierte Denken ist wich-
tiger. Gott sei Dank haben wir in der Bundesrepu-
blik Freizügigkeit im Reiseverkehr; manch einer 
müßte sonst um sein Visum bangen. 

Herr Minister, wir vernehmen mit Freude von 
Ihnen außerhalb der Mauern, 

(Conradi [SPD]: Das sind ja tolle Keulen

-

schläge!) 

welche Töne, ja, welch wahre Schalmeien anklingen, 
wenn Sie sagen, welche Dinge verbessert werden 
müssen. Aber innerhalb der Mauern herrscht Funk-
stille. Leider wird, wenn sich heute Unzufriedenheit 
einstellt, erst geforscht, welche Gesetze und Ver-
ordnungen noch wasserdichter, welche Bürokratien 
noch verstärkt werden sollen. Nur die eigentliche 
Ursache, daß alles bei zuviel Bürokratie, zu vielen 
Gesetzen und Verordnungen liegt, will man nicht 
zur Kenntnis nehmen. Man ist überzeugt, daß der 
Plan eigentlich gut wäre, nur der Mensch, der ihn 
ausführe, funktioniere nicht, bloß, weil er zu wenig 
geführt sei. 

Lassen Sie mich als Techniker an den Wärmetod 
in der theoretischen Physik erinnern. Mit dem Wär-
metod bezeichnet man einen hypothetischen End-
zustand des Weltalls, der sich aus dem zweiten Prin-
zip der Thermodynamik ableiten läßt. Dieses Natur-
gesetz sagt aus, daß bei einer Energieumwandlung 

(Lachen bei der SPD) 

— es ist möglich, daß Sie es nicht verstehen, aber 
das macht auch nichts — z. B. von mechanischer 
Energie in elektrische Energie immer auch Wärme 
entsteht. Wärme läßt sich nicht vollständig in an-
dere Energie überführen, so daß bei jeder Energie-
umwandlung Wärme entsteht bzw. übrigbleibt. Da-
her kann man sich vorstellen, daß irgendwann nur 
noch eine einzige Energieform vorhanden ist, näm-
lich die Wärme. 

Mit unseren Gesetzen und Verordnungen sind wir 
von diesem Phänomen nicht mehr sehr weit entfernt. 
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Wir müssen nur so weitermachen, dann haben wir 
nur noch Gesetze und Verordnungen. 

(Conradi [SPD] : Das thermodynamische Ge

-

setz haben wir nicht verabschiedet!) 

— Das ist ein Lehrsatz der Physik, lieber Herr Con-
radi, das wissen Sie genau. Aber wir sollten uns 
daran halten, daß wir mit unseren Gesetzen und 
Verordnungen nicht dahin kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU 	Zuruf von der 
SPD: Was hat das mit der Beschleunigungs

-

novelle zu tun?) 

— Ich habe gesagt, daß Sie Schwierigkeiten haben, 
das zu verstehen, aber ich kann das nicht ändern. 

Interessant war auch die Haltung der Verbände in 
der Frage der §§ 34 und 35 Bundesbaugesetz. Ich 
komme nicht umhin, dem Deutschen Städtetag ein 
sehr arrogantes Verhalten zu bescheinigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn diese Haltung aus der Position des Einsichti-
gen käme, der wohl in den 60er Jahren und zu Be-
ginn der 70er Jahre kräftig an den Sünden teilge-
habt hat, 

(Zuruf von der SPD: Was hat das mit Ther

-

modynamik zu tun?) 

jetzt aber als reuiger Sünder ein leuchtendes Bei-
spiel gäbe, würde ich vor ihm hochachtend den Hut 
ziehen. Aber wie selbst jüngste Beispiele zeigen, 
denkt er gar nicht daran, seine Haltung zu ändern. 
Planerischer Unverstand und Egoismus feiern fröh-
liche Urständ, wie dies z. B. in Bonn-Tannenbusch 
oder auch in Stuttgart-Bottnang der Fall ist. 

(Conradi [SPD] : Da hat Lothar Späth als 
Geschäftsführer der Neuen Heimat gebaut! 
— Walthemathe [SPD] : Lothar Späth war 
dort Geschäftsführer! — Zuruf von der 

SPD: Was ist mit der Joseph-Stiftung?) 

— Sie sehen, die Neue Heimat darf alles, aber, lie-
ber Herr Conradi, Stuttgart-Bottnang liegt in Ihrem 
Wahlkreis, das haben Sie mit zu vertreten, nicht wir. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem, 
was heute in den Städten geschieht, werden die 
Gettos von morgen programmiert. Die Lastesel aber 
auch! Die Lastesel werden das flache Land, wie es in 
jenem Bericht der Bundesregierung über die Be-
völkerungsentwicklung der Bundesrepublik Deutsch-
land heißt, der wohl diskutiert, aber leider nicht 
veröffentlicht wurde. Dort heißt es interessanter-
weise am Schluß: 

Bei auf diese Weise verstärkter infrastrukturel-
ler Unterversorgung könnte sich die Abwande-
rung aus den dünner besiedelten Gebieten schon 
vor 1990/2000 beschleunigen. Dies wäre für die 
dann noch verbleibende Bevölkerung mit weite-
ren Nachteilen verbunden. Die regionalen Struk-
turprobleme würden anwachsen. 

Dies, meine sehr geehrten Damen und Herren, viel-
leicht noch zu verhindern, war der Grund, weshalb 
sich die Fraktion der CDU/CSU so engagiert für die 
§§ 34, 35 eingesetzt hat. Niemand von uns denkt 

daran, dem unkontrollierten Bauen und der Zersied-
lung der Landschaft das Wort zu reden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Im Gegensatz zur Bundesregierung sehen wir aber 
über den Tag hinaus, weshalb wir alles unterstützen, 
wenn bodenständige Mitbürger bodenständig blei-
ben wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Waltemathe 
[SPD] : Hoffentlich sehen Sie auch schon 

über den 22. Juni hinaus!) 

— Was wir aber nicht wollen, lieber Kollege Walte-
mathe, ist jener Bebauungsplan, der gerade den an-
deren Gruppen Tür und Tor öffnet, dort ihr Zweit-
haus bauen zu können. Hier ist die Planeritis im 
Außenbereich, des Flächennutzungsplanes und vor 
allem des Bebauungsplanes, zu Ende. Hier sind 
Logik und Fingerspitzengefühl mehr gefragt. 

Lassen Sie mich noch einmal deutlich die Frage 
stellen: Welche Repräsentation hat eigentlich noch 
die Gemeindevertretung? Ist sie eigentlich vom 
Bürger gewählt oder nicht? Bei jeder Gelegenheit 
wird die Entscheidung von Ihnen in Frage gestellt. 
Wie ist das denn im Außenbereich, wenn hier der 
Bürger mitentscheiden soll? Ich kann Ihnen nur 
sagen, daß dies nach dem Motto geht: Was dir ge-
hört, geht mich etwas an, von meinem aber laß 
gefälligst die Finger. So äußert sich auch der Bund 
Naturschutz in Bayern e. V., wo sich Herr Hein-
zirl sehr dezidiert — meine sehr verehrten Damen 
und Herren, Sie haben dieses Schreiben gekriegt — 
sagt: 

... indem die Erweiterung privater Wohnge-
bäude bereits dann gestattet wird, wenn dies 
„der angemessenen Wohnraumversorgung des 
Eigentümers und seiner zum Haushalt gehören-
den Familienangehörigen" dient und indem die 
Erweiterung gewerblicher Betriebe gestattet 
wird, wenn dies notwendig ist, um die Fort-
führung des Betriebs zu sichern. 

Eine Frage: Sind wir denn im Außenbereich 
schon so weit, daß andere bestimmen können, wer 
dort noch leben darf oder nicht oder ob dort die 
ganze Substanz zugrunde gehen soll? Sie, Herr Kol-
lege Waltemathe, haben gerade gesagt: Wir wol-
len, daß dies draußen bleibt. Dann müssen wir uns 
auch hier gemeinsam gegen solche Forderungen 
wehren. Ich stimme nicht damit überein, daß die-
jenigen, die in den Ballungszentren wohnen, drau-
ßen bestimmen können sollen, was dort zu ge-
schehen hat, nur weil das zu ihren Gunsten ist. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit einmal den 
Dank an jene Mitbürger aussprechen, die — von 
Ostfriesland bis zum Bayerischen Wald — die 
Landschaft pflegen, was wir wohlgefälligst zur 
Kenntnis und auch in Anspruch nehmen. Ihre 
Schwierigkeiten aber wollen wir tabuisieren. 

Meine Fraktion ist stolz darauf, daß es durch 
unseren Gesetzesantrag gelungen ist, wenigstens 
etwas aufzuweichen, auch wenn wir unsere Vor-
stellungen nicht ganz durchsetzen konnten. 

Lassen Sie mich hier vor allem für das Protokoll 
vermerken, daß § 35 Abs. 5 Nr. 5 für uns wesent- 
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lich war. Wir wollen nicht, daß sich draußen aus 
einem Kleinbetrieb ein Mammutbetrieb entwickelt, 
der dann 2 000 oder mehr Beschäftigte hat. In die-
ser Größenordnung hätte der dann garantiert Nar-
renfreiheit und könnte sich über jede Planung hin-
wegsetzen. Wir wollen vielmehr den gesicherten 
Fortbestand von kleinen und kleinsten Betrieben 
im sogenannten Augenbereich. 

Zwei Dinge bleiben hier für uns maßgebend. 
Erstens. Diese Betriebe dürfen nicht von der tech-
nischen Fortentwicklung ausgeschlossen werden, 
deren Berücksichtigung zu ihrer Fortführung not

-

wendig ist. Wenn z. B. neue Maschinen, die mehr 
Raum benötigen — möglicherweise sogar völlige 
Neuentwicklungen —, in der entsprechenden Spar-
te verwendet werden sollen und dafür eine bauliche 
Erweiterung notwendig ist, ist sie zu genehmigen. 
Ebenso ist dem technischen Wandel und dem Um-
schwung in den einzelnen Sparten Rechnung zu 
tragen. Ich sage dies nur deshalb, falls demnächst 
ein Verwaltungsgericht einmal wieder nachlesen 
muß, was gemeint war; so langsam wird man in 
diesen Dingen vorsichtig. 

Zweitens. Viele kleine und kleinste Betriebe bil-
den die wirtschaftliche Voraussetzung für viele Be

-

Wohner des flachen Landes, noch dort zu wohnen. 
Entfielen diese Voraussetzungen, wären die Folgen 
— nach dem Bericht der Bundesregierung — unab-
änderlich. 

Diese Novelle, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, beinhaltet mehr als das jetzige Bundesbau-
gesetz, aber weniger, als notwendig ist. Leider 
wird uns erst die Summation weiterer Fehler und 
Fehlentwicklungen zu neuen Einsichten — manch-
mal sogar quer durch die Parteien — verhelfen. So, 
wie wir zur Zeit handeln, werden wir unseren Ar-
beitsplatz hier im Plenum und die Arbeitsplätze 
der Ministerialbürokratie nicht gefährden, da wir 
durch neue Gesetze und Verordnungen stets für 
neue Beschäftigung sorgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Ich bedaure es 
eigentlich schon, daß ich Wert darauf gelegt habe, 
als letzter Redner sprechen zu dürfen, weil ich auf 
die Beiträge von Ihnen, Herr Dr. Möller, und von 
Ihnen, Herr Kolb, eingehen wollte. 

(Kolb [CDU/CSU] : Das können Sie doch!) 

— Ich werde darauf verzichten, Herr Kolb, weil 
ich mich nicht als Generalist betätigen kann, der 
hier die Bürokratiedebatte oder die Debatte über 
den Zusammenhang zwischen Landflucht und Ener-
gieproblemen fortführt. Wir sind in der zweiten 
und dritten Lesung dieses Gesetzentwurfs. Daran 
will ich mich halten. 

Herr Dr. Möller, wenn Sie auch einige unfreund-
liche Worte an mich gerichtet haben, so wird mich 
das nicht davon abhalten, umgekehrt einige 

freundliche Worte, wirklich freundliche Worte, zur 
Opposition zu sagen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie haben 
allen Grund!) 

Meine Damen und Herren, wir sind befriedigt 
darüber, daß es uns gelungen ist, gemäß unserem 
Versprechen in der ersten Lesung diesen Gesetz-
entwurf so zügig zu beraten, daß wir heute, knapp 
fünf Monate nach der Einbringung, ihn in zweiter 
und dritter Lesung beraten und verabschieden kön-
nen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Dann können wir 
jetzt die nächste Novelle in Angriff neh

-

men!) 

Dies hebe ich für meine Fraktion deshalb beson-
ders hervor, weil es zugleich — entgegen der An-
kündigung in der ersten Lesung — gelungen ist, 
den Oppositionsentwurf auf Drucksache 8/1970 mit-
zuerledigen. Dies wiederum war in der Tat nur 
deshalb möglich, weil alle drei Fraktionen des 
Hauses durch ihre Bereitschaft zur Kooperation 
und durch ihren Willen zum Kompromiß — im gu-
ten Wortsinne — das ihre dazu beigetragen ha-
ben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Dies verdient besonders hervorgehoben zu werden 
angesichts des doch immer wieder erhobenen Vor-
wurfs von der uneingeschränkten Polarisierung im 
Deutschen Bundestag. Das Ihnen vorliegende Bera-
tungsergebnis ist nach meiner Wertung ein Be-
weisstück zur Widerlegung der These von der to-
talen Konfrontation. Dies wollte ich hier einmal 
gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die Beratungen im Ausschuß haben gezeigt, daß 
die Novellen der letzten Legislaturperiode zum 
Bundesbaugesetz und zum Städtebauförderungsge-
setz im Kern gut und richtig waren. Das schließt 
nicht aus, daß es im Verfahrensbereich unter dem 
Gesichtspunkt der Beschleunigung nicht Verbesse-
rungsmöglichkeiten gegeben hätte. Das schließt 
auch nicht aus, daß sich unter dem Gesichtspunkt 
der Erleichterung von Investitionsvorhaben einige 
Regelungen, insbesondere in der Interpretation der 
Rechtsprechung, als zu stringent herausgestellt ha-
ben. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle folgendes an-
merken. Auch jetzt noch sind zwei Problemberei-
che offen geblieben, für die nach einer Lösung ge-
sucht werden muß. Das bedarf allerdings sehr sorg-
fältiger Vorklärungen. Aber darauf komme ich 
noch gesondert zu sprechen. 

Aus der Fülle der verbesserten Einzelregelungen 
im Verfahrensbereich möchte ich zwei hervorhe-
ben. Die strenge planungsrechtliche Vorschrift, 
nach der ein Bebauungsplan in aller Regel nur aus 
einem rechtskräftigen Flächennutzungsplan heraus 
entwickelt werden darf, hat in der Praxis im Zu-
sammenhang mit den in vielen Ländern durchge-
führten Gebietsreformen häufig zu Unzuträglichkei-
ten deshalb geführt, weil Flächennutzungspläne 
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nicht vorhanden oder obsolet geworden sind. Die 
Erarbeitung eines Flächennutzungsplanes bis hin 
zur Rechtskraft ist aber ein ungewöhnlich zeitauf-
wendiger Vorgang. Jetzt ist die Möglichkeit eröff-
net worden, die Verfahrensaufstellung von Flächen-
nutzungsplänen und Bebauungsplänen parallel zu 
fahren. Es ist die Möglichkeit geschaffen worden, in 
dringlichen Fällen auch ohne Flächennutzungsplan 
einen Bebauungsplan aufzustellen. Damit ist insbe-
sondere in den neu geordneten Gemeinden gewähr-
leistet, daß das Fehlen eines Flächennutzungspla-
nes nicht mit einem totalen Baustopp gleichbedeu-
tend ist. 

Der zweite Punkt, den ich aus diesem Bereich 
hervorheben möchte, ist folgender. Die Vielzahl 
materieller und formeller Bestimmungen, die bei 
der Aufstellung von Bauleitplänen zu beachten 
sind, hat in der retrospektiven Betrachtungsweise 
der Gerichte häufig — zuweilen nach vielen Jah-
ren — dazu geführt, daß immer wieder Bauleitplä-
ne insgesamt für rechtsunwirksam erklärt worden 
sind, selbst wenn die einzelne nicht oder nicht kor-
rekt beachtete Bestimmung am Ende das richtige 
und politisch gewollte Planungsergebnis überhaupt 
nicht beeinflußt hatte. 

Mit dem neuen § 155 b soll nun klargestellt wer-
den, daß einerseits essentielle Vorschriften bei der 
Bauleitplanung nach wie vor strikt beachtet wer-
den müssen, andererseits aber diverse Verstöße ge-
gen Regeln der Aufstellung von Bauleitplänen 
dann unschädlich sind, wenn die Mängel nicht of-
fensichtlich sind und auch das Abwägungsergebnis 
nicht beeinflußt haben. Hierdurch wird nach unse-
rer Wertung ein beachtliches Stück Rechtssicher-
heit ebenso verwirklicht, wie Bebauungsverzöge-
rungen infolge unwesentlicher formeller Verfah-
rensverletzungen vermieden werden. 

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zu den 
hier schon mehrfach genannten §§ 34 und 35 des 
Bundesbaugesetzes machen. Denn bei den Rechts-
grundlagen für das Bauen im sogenannten nichtbe-
planten Innenbereich und im Außenbereich war 
und ist die Kritik in der Öffentlichkeit am laute-
sten. Die Kritik an den genannten Bestimmungen 
war und ist aber nicht durchgängig. Sie ist auch 
nicht einheitlich. Offenkundig sind Maß und Um-
fang der Kritik wie der Wunsch nach Gesetzesno-
vellierungen überhaupt davon abhängig, daß die 
Interessenlage in Ballungsgebieten und Ballungs-
randgebieten anders liegt als im ländlichen Raum, 
ferner daß historisch gewachsene Siedlungsstruktu-
ren höchst unterschiedliche Aufgabenstellungen für 
die planenden Gemeinden bewirken und nicht zu-
letzt Verwaltungspraxis und Rechtsprechung durch 
extensive oder restriktive Handhabung der gelten-
den Bestimmungen höchst unterschiedliche Ergeb-
nisse bringen. Es ist deshalb deutlich, wie behut-
sam man bei einer solchen Ausgangslage an eine 
Änderung dieser Bestimmungen herangehen muß, 
um nicht in bester Absicht die tragenden Ziele des 
Bundesbaugesetzes zu verwässern oder gar zu kon-
terkarieren. 

Die FDP-Fraktion ist der Auffassung, daß der ge-
fundene Kompromiß die notwendigen Verbesserun- 

gen bringt, ohne die übergeordneten Ziele zu ver-
letzen. So wird in § 34 — das ist schon ausgeführt 
worden — die Möglichkeit eröffnet, durch bekun-
deten Planungswillen Gebiete zu im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen zu erklären, die es nach 
den geltenden Kriterien eigentlich noch nicht 
sind. 

In diesem Zusammenhang hat die Frage der An-
bindung einer solchen Satzung an den Flächennut-
zungsplan in den Ausschußberatungen eine hervor-
ragende Rolle gespielt. Gänzlich ohne Anbindung 
an den Flächennutzungsplan ließ sich dieses Vor-
haben nicht verwirklichen, um wenigstens in etwa 
die Träger öffentlicher Belange an diesem Baupla-
nungsprozeß zu beteiligen. Andererseits durfte man 
hier keine stringente Anbindung vornehmen, weil 
das bedeutet hätte, Steine statt Brot zu geben. 
Durch die weitgehende Anwendungsmöglichkeit 
des Parallelverfahrens und des vorzeitigen Bebau-
ungsplanverfahrens ist hier der vernünftige Kom-
promiß gefunden;worden. 

Im Außenbereich haben wir uns auf Regelungen 
für einen sinnvoll erweiterten Bestandsschutz kon-
zentriert. Danach ist nun kein Wohnungseigentü-
mer und kein Gewerbetreibender, der im Außenbe-
reich ansässig ist, mehr daran gehindert, die Bau-
maßnahmen durchzuführen, die im Zuge angemes-
sener Wohnungsversorgung, gebotener Modernisie-
rung oder zur rentablen Fortführung des Betriebes 
notwendig sind. 

Lassen Sie mich abschließend zu den beiden Pro-
blemkreisen einige Bemerkungen machen, die nach 
unserer Einschätzung offengeblieben sind oder 
möglicherweise offengeblieben sind. Die Lösung 
dieser beiden Probleme liegt uns am Herzen, aber 
wir konnten das nicht ohne sorgfältige Prüfungen 
sozusagen im Schnellschußverfahren in die Gesetz-
gebung einbringen. 

Das eine Problem ist: Im Außenbereich, beson-
ders im ländlichen Raum, wird es möglicherweise 
weiterhin Fälle sinnvoller Lückenbebauung geben, 
die mit den erweiterten Satzungsmöglichkeiten aus 
§ 34 nicht lösbar sind. Das ist möglich, aber es ist 
nicht sicher. Bei dem dann fehlenden Baurecht be-
deutet das eine erhebliche Härte für den betroffe-
nen Bauwilligen. Einerseits haben wir aus systema-
tischen Gründen Bedenken dagegen, solche mögli-
chen Problemfälle über ein subjektives Baurecht zu 
lösen. Andererseits aber ist eine generalisierende 
Öffnung zur Genehmigung von Einzelvorhaben im 
Außenbereich geeignet, Dämme zu öffnen. Wir 
wollen zunächst einmal zuwarten, inwieweit die 
Gemeinden mit Hilfe der erweiterten Satzung diese 
Problemfälle in den Griff bekommen. Wir werden 
das sehr sorgfältig beobachten und, falls erforder-
lich, die Diskussion schnell fortsetzen, die unter 
dem Stichwort „Heimatklausel" geführt worden 
ist. 

Zu dem zweiten offengebliebenen Fall folgende 
kurze Anmerkungen: Für den Außenbereich haben 
wir das Problem betriebswirtschaftlich notwendiger 
Folgegenehmigungen für ansässige Gewerbebetrie-
be gelöst. Für den nicht beplanten Innenbereich, in 
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I den sogenannten Gemengelagen insbesondere des 
Ruhrgebiets, war das bei der begrenzten Zielset-
zung der Beschleunigungsnovelle nicht möglich. 
Hier möchte ich unseren klaren und unmißver-
ständlichen Willen bekunden, dieses Problem, das 
insbesondere im Ruhrgebiet unter den Nägeln 
brennt, so schnell wie möglich zu lösen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Das hätten Sie 
aber lösen können!) 

Dieses politische Versprechen hat, glaube ich, Re-
levanz insofern, als alle Fraktionen dieses Hauses 
dieselbe Auffassung haben, wie das in dem Ent-
schließungsantrag zum Ausdruck kommt. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie haben 
schon viel versprochen!) 

Das Bundesbaugesetz ist eine verhältnismäßig 
trockene Materie, die scheinbar oder tatsächlich 
nur die Spezialisten interessiert. Aber dieses Ge-
setz hat so unmittelbare und so essentielle Auswir-
kungen für jeden einzelnen Bürger, insbesondere 
jeden bauwilligen Bürger, daß ich schließen möch-
te mit der Hoffnung, daß wir dem Bürger mit die-
ser Novelle gedient haben; denn das war unsere 
Absicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Haack. 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau: Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bereits bei der Einbringung des 
Gesetzentwurfes, der sogenannten Beschleunigungs-
novelle, habe ich darauf hingewiesen, daß die Pro-
bleme der Vereinfachung und Beschleunigung im 
Baubereich in einem engen Zusammenhang mit Fra-
gen des Verhältnisses zwischen dem Bürger und 
seinem Staat, mit Fragen der Bürgernähe und der 
Bürgerfreundlichkeit stehen. 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der Vorbe-
reitungsphase von einer breiten Zustimmung ge-
tragen. Das hat sich im Deutschen Bundestag fort-
gesetzt. Alle sind sich darin einig, daß die in die-
sem Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen des 
Bundesbaugesetzes und des Städtebauförderungs-
gesetzes notwendig sind und neben den von den 
Ländern und Gemeinden zu ergreifenden Maßnah-
men insgesamt zu einer Entbürokratisierung und 
Vereinfachung von Verfahren im Städtebaurecht 
beitragen werden. Das gilt insbesondere für die 
parallele Aufstellung von Bebauungsplan und Flä-
chennutzungsplan, die Schaffung baureifer Grund-
stücke, die Heilung von Formmängeln, die Verkür-
zung von Genehmigungsfristen, die erleichterte Be-
freiung von den Festsetzungen eines Bebauungspla-
nes und die beschleunigte Durchführung von Sanie-
rungsmaßnahmen nach dem Städtebauförderungs-
gesetz. 
Die Übereinstimmung aller Beteiligten hat we-

sentlich dazu beigetragen, daßd er Entwurf im Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
zügig und — das möchte ich auch noch feststel-
len — mit Engagement und einem hohen Maß an 

Sachlichkeit beraten worden ist. Dafür danke ich 
für die Bundesregierung allen Fraktionen des Hau-
ses, besonders aber den Mitgliedern des zuständi-
gen 15. Bundestagsausschusses und der von diesem 
Ausschuß während der Beratung eingesetzten Ar-
beitsgruppe mit ihrem Vorsitzenden, dem Herrn 
Kollegen Dr. Möller. 

(Beifall) 

Mein Dank gilt aber auch den Mitgliedern der von 
unserem Ministerium bereits im Herbst 1977 einge-
richteten Studiengruppe zur Beschleunigung der 
Baugenehmigungsverfahren, an der sich die Bundes-
länder tatkräftig beteiligt haben. Inzwischen — auch 
darauf sollte bei der zweiten und dritten Lesung 
dieses Gesetzentwurfs im Bundestag hingewiesen 
werden — haben die Bundesländer im Bereich des 
Bauordnungsrechts ebenfalls Verbesserungen er-
zielt. Dies hat dazu geführt, daß Ende 1978 für einen 
Bauantrag im Ein- und Zweifamilienhausbau im 
Durchschnitt nur noch etwa zwei Monate Arbeits-
zeit benötigt wurden, während es zu Beginn des 
Jahres 1978 im Durchschnitt noch fünf Monate ge-
wesen sind. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Das hat aber nichts 
mit der Novelle zu tun!) 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
der Beschleunigungsnovelle enthielt keine Ände-
rungen der Vorschriften über das Bauen in den im 
Zusamenhang bebauten Ortsteilen und im Außen-
bereich. Die am 1. Januar 1977 in Kraft getretene 
Novelle zum Bundesbaugesetz erleichterte bereits 
das Bauen im Außenbereich. Nutzungsänderungen, 
Ersatzbauten und geringfügige Erweiterungen im 
Zusammenhang mit der Modernisierung sind unter 
erleichterten Voraussetzungen zulässig. In der 
Praxis haben sich aber — das kann überhaupt nicht 
bestritten werden — immer noch Schwierigkeiten, 
wenn auch regional unterschiedlich, ergeben. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : So ist es!) 

Dies hat auch die auf Anregung des Bundesbau-
ministeriums von den kommunalen Spitzenverbän-
den durchgeführte Befragung bestätigt. Die Bundes-
regierung hat bereits in ihrer Gegenäußerung zu 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates erklärt, 
daß sie eine Änderung dieser Vorschriften befür-
worten werde, wenn sich nach eingehender Prüfung 
die Notwendigkeit eine Änderung erweisen sollte. 

Die Bundesregierung begrüßt daher die vom Aus-
schuß beschlossenen Änderungen und Ergänzungen 
der Vorschriften über die Zulässigkeit des Bauens 
im nicht beplanten Innenbereich und im Außenbe-
reich. Die Gemeinden erhalten damit die Möglich-
keit, Gebiete mit besonderer Wohnsiedlungsstruk-
tur, insbesondere mit historisch entstandener Streu-
oder Bandbebauung, als im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile festzulegen. Wesentliche Schwierigkeiten 
— ich will nicht sagen: alle Schwierigkeiten —, 
die bisher in der Praxis aufgetreten sind, können 
durch diese Regelung gelöst werden. Das gilt auch 
für die Erweiterung des Katalogs von nicht privi-
legierten Vorhaben, die unter erleichterten Voraus-
setzungen zulässig sind. So werden die bauliche 
Erweiterung von Wohngebäuden zur angemessenen 
Wohnraumversorgung des Eigentümers und seiner 
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Bundesminister Dr. Haack 
zum Haushalt gehörenden Familienangehörigen, die 
angemessene bauliche Erweiterung von gewerbli-
chen Betrieben unter der Einschränkung, daß die 
zur Fortführung des Betriebes existenznotwendig 
ist, dazu beitragen 

(Kolb [CDU/CSU] : Das wollten wir ja!) 

— ich sage das positiv, Herr Kolb —, daß bisher 
aufgetretene Härtefälle künftig bei entsprechender 
Handhabung dieser Vorschriften vermieden werden 
können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten 
Waffenschmidt? 

Dr. Waffenschmidt (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster Haack, sind Sie, nachdem wir heute diese Än-
derungen des Bundesbaugesetzes verabschieden, 
bereit, auf Ihre zuständigen Kollegen im Bund und 
insbesondere in den Ländern hinzuwirken, daß mit 
dieser Absicht auch die Anforderungen bei den Ab-
wrasserbeseitigungsvorschriften koordiniert werden? 
Wie Sie wissen, ist das eine ganz wichtige Sache, 
um dem Gesetz zum Erfolg zu verhelfen. 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Dazu bin ich selbstver-
ständlich in den Gesprächen gerne bereit, weil das 
natürlich im weiteren Zusammenhang zu sehen ist. 
Allerdings sind die Probleme der Abwasserbeseiti-
gung nicht nur im Rahmen der engen Themenstel-
lung, die wir hier diskutieren, zu sehen. 

Ich möchte abschließend zu diesem Bereich sa-
gen, daß nach meiner Einschätzung die Änderun-
gen der §§ 34 und 35 des Bundesbaugesetzes letz-
ten Endes — anders ist es in der Gesetzgebung 
nicht möglich — einen Kompromiß zwischen den 
berechtigten individuellen Bedürfnissen der Bürger 
und der Sicherung einer geordneten Siedlungsent-
wicklung auf der anderen Seite beinhalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Frage des Herrn Abgeordneten 
Jahn? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ja. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Bundesmi-
nister, Sie haben soeben das endgültige Beratungs-
ergebnis begrüßt. Da Sie auch das Beratungsergeb-
nis der Ad-hoc-Kommission begrüßt haben, frage 
ich Sie: Welches der beiden nicht übereinstimmen-
den Ergebnisse halten Sie für sachgerechter? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich begrüße das Ergeb-
nis, das schließlich im Ausschuß herausgekommen 
ist. 

(Beifall bei den Abgeordneten der SPD) 

Wir haben seitens der Bundesregierung gesagt: 
Wir halten uns zunächst zurück, geben Formulie

-rungshilfe und überlassen es der Entscheidung die-
ses Ausschusses. Der Ausschuß hat so entschieden, 
und das ist heute die Beratungsgrundlage. Dieses Er-
gebnis habe ich hier befürwortet. 

Ich möchte noch eine Bemerkung zum Problem 
der Gemengelage machen. Auch der Kollege Gat-
termann hat das mit Recht aufgegriffen. Es kann 
gar kein Zweifel geben, daß wir auch die schwie-
rigen städtebaulichen Probleme in den Gebieten mit 
Gemengelagen von Industrie- und Wohnungsnut-
zung lösen müssen, die vor allem in den historisch 
entstandenen Revieren und hier vor allem im Ruhr-
gebiet deutlich geworden sind. 

(Dr. Möller [CDU/CSU] : Ihr Haus hatte 
schon Vorschläge gemacht!) 

Regelungen zur Lösung dieser Probleme sind bei 
der Vorbereitung des Regierungsentwurfs — Sie 
wissen das, Herr Kollege Möller — in Übereinstim-
mung mit den Ländern und auch mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden nicht in die Beschleuni-
gungsnovelle aufgenommen worden. Es hatte sich 
nämlich gezeigt, daß sie das geltende Städtebau-
recht in wesentlichen Punkten berühren und daher 
noch gründliche Untersuchungen und Abstimmun-
gen notwendig sind. 

Weil ich aber weiß, daß diese Dinge geregelt 
werden müssen und wir auch daran arbeiten, be-
grüße ich die beabsichtigte Entschließung des Bun-
destages, die mich darin bekräftigt, die bereits seit 
einiger Zeit eingeleiteten Untersuchungen fortzu-
führen, alsbald zum Abschluß zu bringen und dann 
Vorschläge zur Lösung dieser Probleme zu unter-
breiten. Es wird darauf ankommen, Lösungen zu 
finden, die einerseits sichere Grundlagen für Inve-
stitionsvorhaben schaffen, damit auch zur Arbeits-
platzsicherung beitragen, andererseits aber auch im 
Interesse des Wohnwerts für unsere Bürger in den 
Städten und Gemeinden vertretbar sind. Hier geht 
es letzten Endes um eine Abwägung und damit 
darum, einen vernünftigen Kompromiß unter Be-
rücksichtigung unterschiedlicher Interessen zu fin-
den. 

Eine letzte Bemerkung noch zu einer Frage, die 
auf Grund einer Anregung des Bundesrates auch 
im Ausschuß in der Diskussion war: Die Bundesre-
gierung hat bereits in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage der Fraktionen der SPD und der FDP zur 
Städtebaupolitik im Herbst vergangenen Jahres 
darauf hingewiesen, daß sogenannte Maßnahmen 
mittlerer Intensität, d. h. Maßnahmen zwischen der 
städtbaulichen Sanierung nach dem Städtebauför-
derungsgesetz und der Modernisierung nach dem 
Modernisierungs- und Energieeinsparungsgesetz, 
erforderlich sind. Ich habe wiederholt auch in der 
Öffentlichkeit betont, daß diese Lücke durch Wohn-
umfeldverbesserung ausgefüllt werden muß, d. h. 
durch Verkehrsberuhigung, durch Schaffung von 
Grün- und Freiflächen, Blockentkernung, Straßen-
raumgestaltung, Intensivmodernisierung in den 
schlechten Wohnvierteln durch Erneuerung auch 
kleinerer Stadtgebiete und von Wohnblöcken 
durch Wohnungszusammenlegung, Umbau, Ausbau 
und ähnliche Maßnahmen. 



12586 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 157. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 31. Mai 1979 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Möller? 

Dr. Möller (CDU/CSU) : Herr Minister, können wir 
damit rechnen, daß die Bundesregierung eine No-
velle zum Städtebauförderungsgesetz, die diese 
Wohnumfeldverbesserung aufgreift, noch in dieser 
Legislaturperiode vorlegen wird? 

Dr. Haack, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Wenn Sie mich meinen 
Gedankengang zu Ende führen lassen, Herr Dr. 
Möller, werden Sie die Antwort auf diese Frage 
finden. Ich bin gerade dabei, darzulegen, daß es 
notwendig ist. Ich habe verschiedentlich darauf 
hingewiesen. Es handelt sich ohne Zweifel um eine 
der zentralen Aufgaben der Städtebaupolitik der 
Zukunft. Wir haben bisher noch nicht die zur Be-
wältigung dieser wichtigen Probleme notwendigen 
Instrumentarien. 

In einem Teilbereich, nämlich bei der Schaffung 
verkehrsberuhigter Zonen, wird es, so meine ich, 
wichtige Fortschritte durch den Entwurf der Bun-
desregierung zur Änderung des Straßenverkehrsge-
setzes geben. 

Ich möchte auch hier zum Ausdruck bringen, 
daß ich den vorbereiteten Entschließungsantrag zur 
vereinfachten städtebaulichen Erneuerung begrüße. 
Ein entsprechender Gesetzentwurf ist bei uns im 
Ministerium in Vorbereitung. Er bedarf aber wegen 
der Schwierigkeit der Probleme einer eingehenden 
Beratung und Abstimmung mit den Ländern, den 
kommunalen Spitzenverbänden sowie den interes-
sierten Fachverbänden und konnte wegen dieser 
Schwierigkeiten nicht in die Beschleunigungsno-
velle aufgenommen werden, die eine ganz andere 
Zielsetzung hatte, denn die Befrachtung dieser Be-
schleunigungsnovelle mit den wichtigen Fragen 
der sogenannten einfachen Sanierung hätte dieses 
Gesetzgebungsverfahren in nicht vertretbarer Wei-
se belastet und damit erheblich verzögert. Das 
wäre nach meiner Auffassung nicht im Interesse 
einer vereinfachten Stadterneuerung gewesen, die 
ja ein ganz anderes Thema ist als das, um das es 
hier heute abend bei diesem Gesetzentwurf geht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wann 
kommt denn nun die Novelle?) 

— Herr Jahn, etwas Geduld! Es kommt immer wieder 
etwas Interessantes, mit dem Sie sich dann befas-
sen können. Wir können auch nicht alles auf ein-
mal machen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Herr Möl

-

ler hat gefragt, ob in dieser Wahlperiode!) 

Wir machen eine Politik Schritt für Schritt, und die 
wird desto erfolgreicher sein, je vernünftiger sie 
vorbereitet ist. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Es darf überhaupt nichts überstürzt werden, weil es 
hier um wichtige Probleme geht. 

Abschließend möchte ich sagen: Wenn diese Be-
schleunigungsnovelle heute abend in zweiter und 
dritter Lesung verabschiedet wird, hat sie schon 
wegen der schnellen Beratung im Bundestag ihren 
Namen „Beschleunigungsnovelle" verdient. Ich hoffe 
auch auf die Zustimmung des Bundesrates und dann 
auf eine konsequente Anwendung des neuen Ge-
setzes durch die Gemeinden, auf eine Anwendung 
des Gesetzes im Interesse unserer Bürger. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die allgemeine Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelabstimmung in zweiter 
Beratung über die Vorlage unter Punkt 8 a) der 
Tagesordnung. Wer den Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe!. — Enthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz-
entwurf in dritter Beratung die Zustimmung geben 
will, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlos-
sen. 

Mit Nr. 2 der Beschlußempfehlung liegt uns der 
Vorschlag vor, den unter Punkt 8 b) der Tagesord-
nung aufgeführten Gesetzentwurf der Fraktion der 
CDU/CSU — Drucksache 8/1970 — für erledigt zu 
erklären. Ich muß das Haus fragen, ob eine geson-
derte zweite Beratung gewünscht wird. — Das ist 
nicht der Fall. Dann frage ich, wer Nr. 2 der Be-
schlußempfehlung zustimmen möchte. Ich bitte um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe nun noch Nr. 3 der Beschlußempfehlung 
auf, die eingegangenen Eingaben und Petitionen für 
erledigt zu erklären. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Unter Nr. 4 der Beschlußempfehlung liegt ein Ent-
schließungsantrag vor. Wer ihm zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Bei einigen Stimmenthaltungen 
angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit kommen wir zu 
Punkt 9 der Tagesordnung: 

a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 15. Dezember 1975 über das europäische 
Patent für den Gemeinsamen Markt 

— aus Drucksache 8/2087 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/2825 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Westphal 
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Vizepräsident Frau Funcke 
bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 

Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2799 (Anlage 1) — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Wittmann (München), 
Dr. Schöfberger 

(Erste Beratung 107. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über das Gemeinschaftspatent und 
zur Änderung patentrechtlicher Vorschriften 
(Gemeinschaftspatentgesetz GPatG —) 

— aus Drucksache 8/2087 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/2825 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Westphal 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2799 (Anlage 2) — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Wittmann (München), 
Dr. Schöfberger 

(Erste Beratung 107. Sitzung) 

Der Ältestenrat empfiehlt verbundene Debatte. 
Die Herren Berichterstatter wünschen nicht das 
Wort. — Wird das Wort zur Aussprache gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Einzelberatung in zweiter 
Lesung und Schlußabstimmung über die Vorlage 
unter Tagesordnungspunkt 9 a. Wer den Artikeln 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift die Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich zu erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Vor-
lage unter Tagesordnungspunkt 9 b in zweiter Bera-
tung. Ich rufe auf die Kapitel 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift. Wer zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe die 

dritte Beratung 

auf. Wer dem Gesetz als Ganzem seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Nunmehr stimmen wir noch über Nr. 3 der Be-
schlußempfehlung ab, die zu diesem Gesetzentwurf 
eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun

-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Fünften Gesetzes zur Änderung des Unter-
haltssicherungsgesetzes 
— Drucksache 8/2356 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Druckache 8/2703 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Hauser (Bonn-Bad Godes-
berg) 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Ver-
teidigungsausschusses (12. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2684 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Gerstl (Passau), 
Löher 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aus-
sprache wird nicht gewünscht. 

Ich rufe in zweiter Beratung Art. 1 und Art. 2 
Nr. 1 auf. — Wer die Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! - 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Zu Art. 2 Nr. 2 und 3 liegt auf Drucksache 8/2901 
ein interfraktioneller Änderungsantrag vor. Das 
Wort dazu wird nicht gewünscht. Wer diesen Ände-
rungen zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich bitte um Abstimmung über Art. 2 Nr. 2 und 3 
in der nunmehr geänderten Fassung. Wer zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe nun auf Art. 2 Nr. 4, Art. 3, 4 und 5 so-
wie Einleitung und Überschrift. — Wer die Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe nunmehr die 

dritte Beratung 

auf. Wer in der dritten Beratung die Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich, sich zu erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 
Nach Nr. 2 der Beschlußempfehlung sollen die Ein-
gaben für erledigt erklärt werden. — Ich höre und 
sehe keinen Widerspruch. — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs ei-
nes Fünften Gesetzes zur Änderung des Bun-
deswahlgesetzes 
— Drucksachen 8/2682, 8/2757, 8/2806, 8/2306 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/2909 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 
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Vizepräsident Frau Funcke 
bb) Beschlußempfehlung und Bericht des In-

nenausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2881 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Krey, 
Wittmann (Straubing) 
Dr. Wendig 

(Erste Beratung 148., 122. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Bundeswahlgesetzes 
— Drucksache 8/1716 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2881 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Krey, 
Wittmann (Straubing), 
Dr. Wendig 

(Erste Beratung 88. Sitzung) 

Im Ältestenrat ist verbundene Debatte vereinbart 
worden. Wird von den Herrn Berichterstattern das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
rufe ich die allgemeine Aussprache auf. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Krey. 

Krey (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Spät, aber noch nicht zu 
spät können wir heute über ein wichtiges Gesetz 
zur Vorbereitung der — ich hoffe jedenfalls — näch-
sten Bundestagswahlen beschließen. Ich möchte mich 
kurz fassen, aber dennoch einige grundsätzliche Be-
merkungen an den Anfang stellen. 

30 Jahre Grundgesetz und fast 30 Jahre Bundes-
republik Deutschland sind Anlaß genug zu der 
grundsätzlichen Frage, ob sich unser Wahlsystem, 
ein Eckpfeiler unserer parlamentarischen Demokra-
tie, bewährt hat. Hierzu von mir aus zwei kurze 
Feststellungen: 

Erstens. Das parlamentarische System hat sich 
ohne Zweifel bewährt. Wir haben alles in allem 
eine stabile Demokratie bewahrt. Dies ist ange-
sichts der Erfahrungen unseres Volkes in seiner 
Vergangenheit eine erfreuliche Tatsache. Die Bür-
ger bejahen unsere Staatsform. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Bedenklich ist jedoch, daß in zunehmendem Maße 
eine Entfremdung zwischen Bürgern einerseits und 
Regierung, Parlament und Parteien andererseits fest-
zustellen ist. Hierfür sind sicherlich mehrere Fakto-
ren entscheidend. Es ist zu Recht gefragt worden, 
inwieweit die Politik dieser Regierung an der Ent-
fremdung von Bürger und Staat mit Schuld hat. 

(Zuruf von der SPD: Die Krise der Opposition!) 

Hat bei dem Rentendebakel z. B. des Jahres 1976 
dem Staatsbürger diese Regierung nicht überdeut

-

lich klargemacht, daß „die da oben" sich an gege-
bene Versprechen nicht halten und letztlich doch 
machen, was sie wollen? 

(Wehner [SPD] : Hören Sie doch mit sol

-

chen Flegeleien auf!) 

— Das ist eine Feststellung, 

(Wehner [SPD]: Eine Unterstellung!) 

die auch führende Vertreter dieser Bundesregierung 
in diesen Tagen in die Debatte eingeführt haben. 

Ein weiterer Faktor ist jedoch das geltende Wahl-
system. Die Enquete-Kommission Verfassungsre-
form hat in ihrem Schlußbericht vom 2. Dezember 
1976 Vorschläge für ein bürgernahes Wahlrecht ge-
macht. Die Diskussion darüber ist nicht abgeschlos-
sen. Außerdem sind ja auch schon früher, insbeson-
dere in den 60er Jahren, beachtenswerte Gedanken 
über mögliche und notwendige Änderungen unse-
res Wahlgesetzes angestellt worden, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

die nach meiner Meinung auch heute noch von 
großer Bedeutung sind, obwohl zugegeben werden 
muß, daß im gegenwärtigen Zeitpunkt an eine Reali-
sierung nicht gedacht werden kann; ich will nur 
mit dazu beitragen, daß sie nicht in Vergessenheit 
geraten. 

(Wehner [SPD]: Schönen Dank!) 

Gemessen an diesen grundsätzlichen Überlegun-
gen zur Reform des Wahlrechts verdient der heute 
zur Abstimmung stehende Gesetzentwurf sicher-
lich nicht die Überschrift „Wahlrechtsreform". Mit 
ihm wird das geltende Wahlrecht in einigen, aller-
dings nicht unbedeutenden Teilbereichen fortent-
wickelt; sie sind einer Würdigung wert. Lassen Sie 
mich die Haltung meiner Fraktion zu den einzelnen 
Gesetzentwürfen kurz erläutern. 

Kernpunkt des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur Än-
derung des Bundeswahlgesetzes ist die Aktualisie-
rung der Wahlkreiseinteilung. Sie war durch die 
Verschiebung der Bevölkerungszahlen im Bundes-
gebiet notwendig geworden. So mußten Nordrhein

-

Westfalen zwei und Hamburg einen Wahlkreis an 
die Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern und 
Niedersachsen abgeben. Die CDU/CSU war von 
Anfang an zu einer einvernehmlichen Regelung der 
Wahlkreiseinteilung bereit, wie dies auch bei frü-
heren Beratungen guter Brauch war. In diesem 
Jahr konnte leider diese Tradition nicht fortgesetzt 
werden, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Die Gebiets

-

einteilung war ein wichtiger Grund!) 

weil die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
und SPD und FDP in Düsseldorf wieder einmal ein 
leuchtendes Beispiel ihrer Harmonie und Entschei-
dungsfreude erbracht haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie waren in der Frage der abzugebenden Wahl-
kreise nicht in der Lage, einen Vorschlag zu unter-
breiten. 

(Wehner [SPD]: Das ist genauso wie bei 
dem Kanzlerkandidaten!) 
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Dies wirft auch ein bezeichnendes Schlaglicht auf 
die Zustände in der Koalition in Düsseldorf und 
auf die Führungsqualitäten von Herrn Rau. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

So mußte buchstäblich — das ist unbestreitbar — in 
letzter Minute die Neueinteilung für dieses Bundes-
land im einzelnen vom Innenausschuß des Bundes-
tages entschieden werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion trägt das Ergebnis mit. 
Ich möchte hier ausdrücklich den Dank wiederho-
len, den ich gestern im Innenausschuß an meine 
Berichterstatterkollegen, die Mitarbeiter des Innen-
ministeriums und an die Mitarbeiter des Statisti-
schen Bundesamtes ausgesprochen habe. Die von 
der Bundesregierung für die beiden Wahlkreise zur 
Lösung der nordrhein-westfälischen Probleme ge-
machten Vorschläge konnten wir jedoch nicht ak-
zeptieren. Im wesentlichen haben wir auf den Ent-
wurf zurückgegriffen, den der Landeswahlleiter von 
Nordrhein-Westfalen  vorgelegt hatte, dem ich hier, 
wie auch allen seinen Kollegen in den übrigen Län-
dern, besonders danke. Sie alle haben dazu beige-
tragen, ein weiteres Mal im Wahlrechtsbereich 
durch Kompromiß zum Konsens zu gelangen. 

Die übrigen Neuregelungen sind zwar weniger 
spektakulär, für Teilbereiche jedoch von großer 
Bedeutung. Die wichtigsten seien kurz skizziert. 

Die mit ihrer Einwilligung unter Pflegschaft ste-
henden geistig Gebrechlichen erhalten das aktive 
Wahlrecht, wenn sie eine entsprechende Beschei-
nigung des Vormundschaftsgerichts vorlegen. Die 
sonstigen mit der Pflegschaft im Zusammenhang ste-
henden Fragen des Wahlrechtes müssen im Rahmen 
der Gesamtreform des Pflegschaftsrechtes geprüft 
werden. 

Der Termin für die innerparteiliche Kandidaten-
aufstellung wird erweitert. Damit werden die erheb-
lichen Belastungen der Parteien durch die Vielzahl 
der Nominierungen von Wahl zu Wahl erleichtert. 

Die Ermittlung und Feststellung des Briefwahl-
ergebnisses kann auch auf Kreis- und Gemeinde-
ebene erfolgen. 

Wichtige Vorschläge des Bundesrates wurden 
übernommen. Der Innen- und der Rechtsausschuß 
haben einstimmig zugestimmt. Auch namens der 
Fraktion der CDU/CSU empfehle ich Zustimmung. 

Gleichfalls einstimmig wurde vom Innen- und 
Rechtsausschuß der Gesetzentwurf der CDU/CSU-
Fraktion zur Ergänzung des Bundeswahlgesetzes und 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Ih-
nen vorliegenden Fassung gebilligt. Mit diesem Ge-
setz wird ein wichtiges Instrument zum Schutze der 
Bürger vor Wahlbeeinflussung geschaffen. Gerade 
wegen der großen Verläßlichkeit demoskopischer 
Methoden muß die Gefahr gebannt werden, daß so-
genannte Nachfrageergebnisse vom Wahltag noch 
vor Schließung der Wahllokale veröffentlicht wer-
den und damit spätere Wähler beeinflussen. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Der gleichfalls zur Abstimmung stehende Gesetz-
entwurf meiner Fraktion zur Änderung des Bundes-
wahlgesetzes auf Drucksache 8/1716 hat in den Aus-
schüssen leider nicht die Zustimmung von SPD und 
FDP gefunden. Mit diesem Gesetzentwurf sollte das 
aktive Wahlrecht auch auf die deutschen Staats-
bürger ausgedehnt werden, die ihren Wohnsitz in 
den Gebieten der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft haben. Lassen Sie es mich ganz deut-
lich sagen: Die ablehnende Haltung von SPD und 
FDP ist meinen Kollegen und mir nach wie vor un-
verständlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Das liegt an Ihrer Minderbegabung! Wieso 
wollen Sie denn zwischen Deutschen in 
EG-Ländern und in anderen Teilen des Aus

-

lands unterscheiden?!) 

— Herr Wehner, ich lasse mich nicht provozieren. 
Ich möchte nur noch hinzufügen, daß die ablehnen-
de Haltung auch von den deutschen Landsleuten in 
der Europäischen Gemeinschaft nicht verstanden 
wird, die sich zu Recht diskriminiert fühlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Wie ist es in anderen Ländern mit den 
Deutschen? Wollen Sie ein Dreiklassen

-

wahlrecht?) 

— Es ist kein stichhaltiger Grund vorgetragen wor-
den, weshalb die Deutschen in der EG, obwohl sie 
am 10. Juni an der Wahl zum Europäischen Parla-
ment teilnehmen dürfen, zu den Bundestagswahlen 
nicht zugelassen werden. 

(Wehner [SPD] : Wie ist das in Österreich, 
in Schweden, in Dänemark und so?) 

— Mir ist kein ausreichender Grund vorgetragen 
worden. Deshalb frage ich mich, ob es hier statt der 
eben angeschnittenen Fragen nicht vielmehr um die 
Erkenntnis geht, daß möglicherweise der größere 
Teil der in Frage kommenden Personen nicht zu 
den Stammwählern Ihrer Partei, Herr Wehner, ge-
hört. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
War das Ihre Spekulation? Sie kommen 

mir komisch vor, wissen Sie!) 

Fast noch trauriger ist, daß die FDP trotz viel-
facher gegenteiliger Beteuerungen mit der SPD mar-
schiert und sich gegen das Wahlrecht für die Aus-
landsdeutschen ausgesprochen hat. 

(Wehner [SPD]: Sie haben zwar mildernde 
Umstände, weil es schon so spät ist, aber 
solchen Unfug hat man auch am späten 

Abend noch nicht gehört!) 

Die FDP hat wieder einmal gezeigt, daß sie nicht 
in der Lage ist, in dieser Koalition liberale Politik 
durchzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist in dem vorliegenden Fall um so bemerkens-
werter, als sich doch gerade die FDP auf ihren Bun-
desparteitagen ausdrücklich für das Wahlrecht der 
Auslandsdeutschen ausgesprochen hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der FDP) 
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Krey 
Ich richte an dieser Stelle nochmals den Appell 

an SPD und FDP: Stellen Sie Ihre Erwägungen zu-
rück! Denken Sie daran, daß unsere deutschen Mit-
bürger in der EG einen berechtigten Anspruch ha-
ben, an unseren nationalen Parlamentswahlen teil-
zunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und der FDP) 

Eine Ablehnung würde mit dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung der deutschen Wähler nicht im 
Einklang stehen. 

(Wehner [SPD] : Wie ist das mit den Deut

-

schen in anderen Ländern? Was heißt 
Gleichbehandlung? Lassen Sie doch Ihre 

Phrasen!) 

Ich bitte Sie daher, dem Gesetzentwurf auf Druck-
sache 8/1716 Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wenn der Wehner schreit, hat 
der Redner etwas Richtiges gesagt! — Zu

-

ruf von der SPD — Wehner [SPD] : Dumm 
ist das, nicht schlitzohrig! Solch ein Blöd

-

sinn!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wittmann. 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich wür-
de dem Kollegen Krey gern einiges erwidern, wenn 
die Zeit nicht schon so sehr fortgeschritten wäre. 
Wenn er meint, in der Wahlgesetzberatung sagen zu 
sollen, die öffentliche Meinung über das Parla-
ment sei von der Regierung geprägt, dann meine 
ich; Sie ist geprägt von dem Konfrontationskurs aus 
der Schwäche des Oppositionsführers heraus, 

(Beifall bei der SPD — Oh-Rufe von der 
CDU/CSU) 

der gelegentlich versucht, sich vor Franz Josef 
Strauß darzustellen. Genauso schauen die Dinge in 
der Praxis doch aus. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Sie mit Ihren 20 % 
in Bayern!) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte nur festhalten, daß wir Sozialdemokraten 
hier mit den Freien Demokraten die Mehrheit ha-
ben. Das ist gut so, und es wird dabei bleiben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich darf für die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion daran erinnern, daß wir am 26. April die 
erste Lesung der Novelle zum Bundeswahlgesetz 
hatten. Wenn wir heute, 5 Wochen später, das Ge-
setz in 2. und 3. Lesung verabschieden können, dann 
deshalb, weil alle mithalfen, eine Lösung zu fin-
den, die von allen Parteien mitgetragen wird und 
mitgetragen werden kann. Ich meine, gerade bei der 
Wahlkreiseinteilung war es immer guter Brauch, 
daß einvernehmliche Lösungen gefunden werden. 

Ich verstehe gar nicht, Kollege Krey, wie Sie sich 
hier hinstellen und den Eindruck erwecken können, 
in Nordrhein-Westfalen habe die Regierung versagt 
und die Opposition einen besseren Vorschlag ge-
habt. Tatsache ist, daß gerade Sie als Berichterstat-
ter und Verhandlungspartner in Nordrhein-Westfa-
len die Ursache waren, warum man sich nicht ver-
ständigen konnte, weil Sie nämlich den Westfalen 
zwei Wahlkreise wegnehmen wollten, den Rhein-
ländern aber, woher Sie selbst kommen, keinen. Das 
ist doch der Ausgangspunkt der Situation. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Hennig [CDU/CSU] : Das ist das Gegenteil 

der Wahrheit!) 

Ich möchte Sie doch an die Beratungen im Innenaus-
schuß erinnern. Wir mußten Sie in der Frage der 
Aufteilung der wegfallenden Wahlkreise erst über-
stimmen, bevor eine einvernehmliche Lösung mög-
lich war. Das ist doch die Ausgangsposition im 
Deutschen Bundestag. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Berger? 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Ist Ihnen, Herr Kol-
lege Wittmann, denn nicht bekannt, daß die Schwie-
rigkeiten in Nordrhein-Westfalen im wesentlichen 
zwischen der SPD und der FDP, dokumentiert in 
dem Schreiben des Ministerpräsidenten an den In-
nenminister Hirsch, zum Ausdruck kamen? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Herr Berger, 
alle drei Parteien müssen sich einigen!) 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Kollege Berger, 
wenn ich von einvernehmlichen Regelungen zwi-
schen den Parteien rede, dann müssen sich die drei 
Parteien an einen Tisch setzen und zu einer ge-
meinsamen Lösung kommen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Dr. Waf

-

fenschmidt [CDU/CSU] : Dazu war die CDU 
bereit!) 

Tatsache ist, daß die CDU in Nordrhein-Westfalen 
einen Parteibeschluß hatte, nach dem Westfalen 
zwei Wahlkreise abzugeben hat, Rheinland keinen. 
Die SPD und die FDP hatten Beschlüsse, wonach so-
wohl Rheinland als auch Westfalen je einen Wahl-
kreis abzugeben hatten. Man soll hier jetzt doch 
nicht so tun, als sei es anders gewesen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Hennig [CDU/CSU] : Der Herr Heinemann 

war es!) 

Meine Damen und Herren, es ist doch gar nicht 
mehr wert, darüber zu streiten. Wir haben den 
gordischen Knoten durchschlagen und wollen heute 
ein einvernehmliches Gesetz. 

(Krey [CDU/CSU]: Dafür habe ich Ihnen ja 
auch gedankt!) 

Herr Kollege Krey, man soll nicht alleweil über an-
dere schimpfen, sondern gelegentlich einsehen, daß 
man seinen eigenen Beitrag nicht geleistet hat, um 
das Problem in Nordrhein-Westfalen zu lösen. 
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Wittmann (Straubing) 
Lassen Sie mich aber von dieser Stelle aus mei-

nen Kollegen Mitberichterstattern, dem Kollegen 
Krey und dem Kollegen Dr. Wendig, für die gute 
Zusammenarbeit und die notwendige Kompromiß-
bereitschaft recht herzlich danken; denn ohne Kom-
promiß wäre hier nichts gegangen. Das muß ich 
ganz deutlich sagen. Mein Dank gilt aber auch den 
Herren des Innenministeriums und des Statistischen 
Bundesamtes, das uns in der Endphase gut betreut 
hat. Sie schufen durch die Zuarbeit die Vorausset-
zungen für die rasche Verabschiedung des Geset-
zes. 

Die frühzeitige Verabschiedung der Novelle zum 
Bundeswahlgesetz ermöglicht es nun den Parteien, 
die Bundestagswahl 1980 sorgfältig vorzubereiten. 
Ich darf bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen, 
daß durch die Neufassung des § 21, der die Auf-
stellung der Parteibewerber regelt, nun die Möglich-
keit besteht, die Delegierten für die Vertreterver-
sammlung schon unmittelbar nach dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes zu wählen. Wir hoffen, daß der 
Bundesrat dieses Gesetz sehr schnell verabschiedet 
und der Bundespräsident es unterzeichnet. Dann 
können die Delegiertenwahlen schon im Sommer 
erfolgen. Mit der Kandidatenaufstellung kann dann 
frühestens am 15. August 1979 begonnen werden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einige Bemerkungen zu den materiellen und recht-
lichen Änderungen machen. Wir haben die Mög-
lichkeit geschaffen, daß Briefwahlvorstände auch 
auf Kreis- und Gemeindeebene eingesetzt werden 
können. Wir haben ih das Gesetz neu aufgenom-
men, daß eine Veröffentlichung der Ergebnisse von 
Wählernachfragen vor Beendigung der Wahlzeit 
nicht zulässig ist. 

In den letzten Wochen gab es ein hartes Ringen 
um die Wahlkreisneueinteilung, weil dem Land 
Nordrhein-Westfalen — das ist der Ausgangspunkt 
für die Schwierigkeiten — zwei Wahlkreise weg-
genommen wurden. In Bayern, Baden-Württemberg 
und Niedersachsen, denen man Wahlkreise zuteilte, 
ist es natürlich um so leichter gegangen. Wo etwas 
mehr zu bekommen ist, ist eine Einigung schneller 
zu erzielen. Die Schwierigkeiten der Neueinteilung 
in Nordrhein-Westfalen hingen auch damit zusam-
men, daß man nicht wahrhaben wollte, daß der 
Bevölkerungsschwund im Landesteil Westfalen und 
im Landesteil Rheinland in etwa gleich stark war. 
Die Bevölkerungsentwicklung ließ eben nur zu, daß 
sich für den Landesteil Westfalen 33 Wahlkreise 
und für den Landesteil Rheinland 38 Wahlkreise 
ergaben. Das heißt, jeder Landesteil mußte einen 
Wahlkreis abgeben. 

Bei der Neueinteilung kam es darauf an, entspre-
chend der Empfehlung des Bundestages vom 5. Okto-
ber 1978 eine Neuabgrenzung vorzunehmen, bei der 
die Grenzen der Gemeinden und gemeindlichen Ge-
bietskörperschaften und nach Möglichkeit auch die 
Kreisgrenzen eingehalten sind. Wir bemühten uns 
des weiteren darum, auch die Landtagswahlkreis-
grenzen zu beachten und damit für die Parteiorga-
nisationen draußen die Voraussetzung für eine or-
dentliche Durchführung von Wahlkämpfen zu 
schaffen. Den Forderungen und Wünschen konnte  

bei der Wahlkreisneueinteilung fast durchgängig 
Rechnung getragen werden. Ich meine, daß diese 
Neueinteilung gerade in Nordrhein-Westfalen von 
längerem Bestand sein wird. Es ist ja unser aller 
Wunsch, daß die Bindung zu einem Abgeordneten 
über einen längeren Zeitraum besteht. 

Lassen Sie mich noch ein paar Bemerkungen zur 
Frage des Wahlrechts der Deutschen im Ausland 
machen. Kollege Krey, Sie haben wieder den Ein-
druck erweckt, daß es der Weisheit letzter Schluß 
wäre, den Deutschen im EG-Bereich das Wahlrecht 
zuzubilligen, aber alle anderen Deutschen, etwa im 
Nachbarland Österreich, davon auszuschließen. 

(Krey [CDU/CSU] : Das habe ich nicht ge-
sagt!) 

Wir haben uns entschieden, das Wahlrecht jeweils 
auf das Wahlgebiet zu begrenzen, das Wahlrecht 
für die Europawahl auf das Wahlgebiet der EG — 
da dürfen die Deutschen in diesem Raum wählen — , 

bei der Bundestagswahl auf das Wahlgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland. Ich meine, wir er-
sparen uns damit viel Ärger, insbesondere bei den 
Deutschen, die dann nicht wählen dürften, wenn 
wir es auf den Raum der EG begrenzen würden. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Eine will-
kürliche Abgrenzung!) 

Die Koalitionsfraktionen hielten es deshalb für 
sinnvoll, die Erfahrungen der ersten Direktwahlen 
zum Europäischen Parlament abzuwarten. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion wird 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auf Bundestags-
drucksache 8/2881 zustimmen und den von der Frak-
tion der CDU/CSU eingebrachten Gesetzentwurf auf 
Bundestagsdrucksache 8/1716 ablehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Herr Kollege 
Krey, Sie haben mich eigentlich ein wenig ent-
täuscht. Nach einer Beratung der Berichterstatter, 
die sehr schwierig war, gerade was Nordrhein-
Westfalen angeht, in den entscheidenden Fragen 
letztlich aber zu einer Einstimmigkeit geführt hat — 
bis auf den einen Punkt, auf den ich noch zu spre-
chen kommen werde —, hätte ich nicht erwartet, 
daß Sie nun das Ganze an dem Problem des Ver-
hältnisses zwischen Bürger und Staat, wobei das 
Wahlrecht vielleicht zwar auch ein Grund, aber 
nicht der entscheidende Grund für ein Mißverständ-
nis sein mag, und vor allen Dingen dann an einem 
angeblichen Fehlverhalten der Bundesregierung 
meinten aufhängen zu müssen. Ich glaube, das hat 
nicht hierher gepaßt. 

Wir haben dieses Gesetz — ich möchte dies trotz 
allem allen sagen, die hieran mitgewirkt haben - 
erst vor gut einem Monat hier in erster Lesung be-
raten. Ich will mir deswegen grundsätzliche Aus-
führungen zu dieser späten Stunde ersparen. Je-
doch will ich nicht versäumen, meine Genugtuung 
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Dr. Wendig 
darüber zum Ausdruck zu bringen, daß dieses Ge-
setz in so kurzer Frist abstimmungsreif gemacht 
werden konnte. Das lag sicher an den eingehen-
den Vorarbeiten, die im Innenausschuß von den 
Berichterstattern unter Mitwirkung des Bundesin-
nenministers und seiner Beamten und des Statisti-
schen Bundesamtes geleistet worden sind, wofür 
ich mich für meine Fraktion herzlich bei allen be-
danke, die an der schwierigen Lösung der Frage 
der Wahlkreiseinteilung mitgewirkt haben. Es ist 
zu erwarten, daß dieses Gesetz nach dem notwen-
digen Durchlauf im Bundesrat so rechtzeitig in 
Kraft treten kann, daß nach der neuen Fristenrege-
lung mit der Aufstellung der Wahlkreiskandidaten 
am 14. August dieses Jahres begonnen werden kann. 

Wohl das schwierigste Problem — davon haben 
die beiden Kollegen ja eben schon gesprochen — 
war  die Neugliederung der Wahlkreise. Ich erin-
nere an die Notwendigkeit, die Wahlkreise auf 
Grund der Bevölkerungsverhältnisse nach dem 
Stand vom 1. April 1978 zwischen den einzelnen 
Ländern neu zu verteilen. So kam es zu der Ab-
gabe von zwei Wahlkreisen in Nordrhein-Westfalen 
und einem Wahlkreis in Hamburg. Ich erinnere 
weiter an den vom Deutschen Bundestag schon am 
19. Oktober des vergangenen Jahres beschlossenen 
Grundsatz, eine Neugliederung bei denjenigen 
Wahlkreisen vorzusehen, bei denen eine Bevölke-
rungsentwicklung von ± 29 Prozent — gerade 
über diese Zahl sind sehr eingehende Überlegun-
gen angestellt worden — gegenüber dem Bundes-
durchschnitt zu verzeichnen war. Schließlich kam 
es auf die Berücksichtigung der Gemeindegrenzen, 
möglichst auch der Kreisgrenzen an, die sich durch 
die Gebietsreformen in den einzelnen Ländern zum 
Teil recht erheblich verändert hatten. 

Der Ihnen, meine Damen und Herren, heute zur 
Verabschiedung vorliegende Entwurf trägt diesen 
Forderungen so weit wie nur möglich Rechnung. 
Die im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien 
haben sich auf Landesebene — bis auf das Land 
Nordrhein-Westfalen — über die Neugliederungs-
vorschläge geeinigt. In Nordrhein-Westfalen war 
es nicht eine Frage der Regierung oder des Mini-
sterpräsidenten oder irgendeines Ministers, son-
dern es war eine Frage der Landesparteien, die zu 
einer solchen Einigung nicht gekommen sind. Ich 
glaube, das muß man festhalten. Deswegen haben 
wir die schwierige Aufgabe gehabt, hier qua Bun-
destag, qua Innenausschuß in einem Bereich, in 
dem jedenfalls der Kollege Wittmann und ich nicht 
beheimatet sind, auch materiell Entscheidungen zu 
treffen — mit den entsprechenden Unterstützungen 
der Herren des Innenministeriums und des Statisti-
schen Bundesamtes. Dabei haben wir uns grund-
sätzlich sehr weitgehend an die Empfehlungen der 
Wahlkreiskommission gehalten. 

In einer grundsätzlichen Frage haben wir ge-
glaubt, von der Regierungsvorlage abweichen zu 
müssen. Nach sehr sorgfältigen Überlegungen und 
Beratungen haben wir uns im Ergebnis dafür ent-
schieden, die zwei von Nordrhein-Westfalen abzu-
gebenden Wahlkreise im Verhältnis von 1 : 1 auf 
die Landesteile Westfalen und Rheinland zu ver-

teilen. Nach dieser Entscheidung war alles andere 
einverständlich. Ich möchte das noch einmal her-
vorheben. Ich halte diese Grundsatzentscheidung 
der Verteilung im Verhältnis von 1 : 1, die uns 
sicher nicht ganz leichtgefallen ist, für die beste 
Lösung. In ihrer Folge muß aus dem Landesteil 
Rheinland ein Wahlkreis abgegeben und dem Lan-
desteil Westfalen ein Wahlkreis zugefügt werden. 
Dabei lag uns auch bei dieser Operation daran, 
Kreisgrenzen nicht zu durchschneiden. Wir haben 
deshalb gemeint, die Verminderung der Zahl der 
Wahlkreise im Rheinland durch eine Reduzierung 
der Zahl der Wahlkreise in Düsseldorf von drei 
auf zwei erreichen zu sollen. Dafür ist in Westfalen 
im märkischen Bereich ein zusätzlicher Wahlkreis 
geschaffen worden. 

Ich bin mir darüber im klaren, meine Damen und 
Herren, daß jede Wahlkreiseinteilung bei den Be-
troffenen nicht immer Zustimmung finden mag. Sie 
dürfen aber versichert sein, daß wir in den Beratun-
gen des Innenausschusses allein nach objektiven, 
jederzeit nachprüfbaren Kriterien entschieden ha-
ben. 

In diesem Zusammenhang will ich, wie schon bei 
der ersten Lesung, meiner Erwartung Ausdruck ge-
ben, daß die Ihnen heute vom Innenausschuß vor-
geschlagene Regelung die Aussicht bietet, bei einer 
sich ständig bewegenden Bevölkerungsstruktur auf 
eine längere Frist in Kraft bleiben zu können. 

Zum materiellen Teil nur einige kurze Berner-
kungen: Wir sind unverändert der Ansicht, daß 
auch unter Rücksichtnahme auf den hohen verfas-
sungsrechtlichen Rang des Wahlrechts ein Abbau 
der Diskriminierung psychisch Kranker in einem 
zumutbaren Rahmen möglich sein muß. Darüber 
waren wir uns auch einig. Hier haben wir uns unter 
Zurückstellung einiger Bedenken den Vorschlägen 
des Bundesrates und des Rechtsausschusses ange-
schlossen, daß in Fällen der Bewilligung des Wahl

-

rechts durch einen schriftlichen Bescheid des Vor-
mundschaftsgerichts nachgewiesen werden muß, 
daß die Pflegschaft mit Einwilligung des Wahlbe-
rechtigten angeordnet worden ist. 

Wir haben ferner in § 21 festgelegt, daß die Wahl 
für die Vertreterversammlungen zur Wahl der 
Wahlkreisbewerber frühestens 23 Monate nach Be-
ginn des Deutschen Bundestages stattfinden kann. 
Diese Erleichterung — ich halte es für eine Erleich-
terung — soll insbesondere den organisatorischen 
Schwierigkeiten größerer Parteiverbände entgegen-
kommen. 

Schließlich haben wir uns dem Antrag der Oppo-
sition angeschlossen, die Veröffentlichung der Er-
gebnisse von Wählerbefragungen nach Stimm-
abgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung vor 
Ablauf der Wahlzeit zu verbieten, mit rechtlichen 
Konsequenzen bei Verstoß gegen diese Vorschrift. 

Nun komme ich zu dem einzigen Punkt, wo wir 
differieren und wo ich dem Kollegen Krey doch 
noch einiges sagen muß: Wir, die Freien Demokra-
ten, haben uns nach sehr reiflicher Überlegung dazu 
entscheiden müssen, im gegenwärtigen Zeitpunkt 
Ihrer Vorlage auf Drucksache 8/1716 nicht zu fol- 
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gen. Dabei geht es um das Wahlrecht deutscher 
Staatsbürger, die ihren Wohnsitz im Gebiet eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft 
haben. Ich bekenne Ihnen hier ganz offen, daß uns 
diese Entscheidung nicht leichtgefallen ist. Ich sage 
aber gleichzeitig — und ich will Ihnen auch die 
Gründe nennen; Sie mögen sie dann als nicht aus-
reichend bezeichnen —, daß dies keineswegs die 
Aufgabe liberaler Überzeugungen oder Auffassun-
gen, wie Sie gesagt haben, in sich birgt. 

Es gab für uns vorwiegend zwei Gründe für diese 
Entscheidung. 

Für uns gab es die Überlegung, daß sich das 
Wahlrecht bei einer solchen Regelung angesichts 
der einheitlichen deutschen Staatsangehörigkeit, die 
wir bejahen, zwangsläufig auch auf Bürger der DDR 
erstrecken würde. Jede auch noch so bescheidene 
Abgrenzung im Verfahren nach dem Bundeswahl-
gesetz könnte geeignet sein, bei der gegenwärtigen 
deutschlandpolitischen Situation in der Tendenz 
den Eindruck zu erwecken, wir sähen die einheit-
liche deutsche Staatsangehörigkeit doch etwas an-
ders, als wir es offiziell immer verkünden. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Zum zweiten erscheint es mit Blick auf Art. 3 des 
Grundgesetzes außerordentlich schwierig — ich 
möchte sagen: vielleicht sogar fragwürdig —, eine 
solche Regelung nicht auch auf deutsche Staats-
angehörige außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft zu erstrecken. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das hat Ihr Partei

-

tag auch gewußt!) 

— Ich komme darauf. — Dies wäre ein Ergebnis, 
das nicht überall ohne politische Probleme bliebe. 
Hier eine rechtlich einwandfreie Lösung zu finden 
erschien uns im gegenwärtigen Zeitpunkt — ich 
sage: im gegenwärtigen Zeitpunkt — nicht möglich. 

Mit dieser unserer Ablehnung möchte ich aller-
dings die Erklärung verbinden, daß wir gleichzeitig 
weiterhin bemüht sein werden, eine Lösung für 
das Wahlrecht deutscher Staatsangehöriger in 
Europa zu finden, die sich ohne politische Nachteile 
und ohne rechtliche und verfassungsrechtliche 
Schwierigkeiten verwirklichen läßt. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Bedenken werden 
Sie immer haben!) 

— Darüber wird man reden müssen. 

Deswegen sehen wir uns in der gegenwärtigen 
Situation nicht in der Lage, Ihrer Vorlage 8/1716 
zuzustimmen. 

Nun noch ein Blick in die Zukunft, den ich mir 
gestatten möchte und womit ich an das anknüpfen 
möchte, was der Herr Kollege Krey gesagt hat: Die 
Neuregelung der Wahlkreiseinteilung stand bei 
diesem Entwurf aus zwingenden verfassungsrecht-
lichen und tatsächlichen Gründen ganz eindeutig im 
Vordergrund. Deswegen mußten weitergehende 
wünschbare und vielleicht notwendige Reformen des 
Wahlrechts in dieser Situation vor den Bundestags-
wahlen 1980 zurückgestellt werden. Auf längere 
Sicht gesehen, bedarf es jedoch weiterer eingehen

-der Überlegungen, vor allen Dingen mit dem Ziel, 
die Ausgestaltung des Wahlrechts stärker an den 
wahlberechtigten Bürger zu binden. Wir haben den 
Schlußbericht der Enquete-Kommission zur Verfas-
sungsreform bisher nur zu einem kleinen Teil im 
Bundestag diskutiert. Nach meiner Auffassung sollte 
man — um ein Beispiel zu nennen — in den künfti-
gen Debatten auf das Problem der Einführung be-
grenzt offener Listen für die Abgabe der Zweit-
stimmen bei der Bundestagswahl — ich denke hier 
an das bayerische Modell — zu sprechen kommen. 
Hierbei erlaube ich mir den Hinweis, daß ein sol-
ches Wahlrecht die Bindung des Bürgers an seinen 
Bundestagskandidaten nur verstärken kann. Dies 
wäre, wie ich meine, ein weiterer Schritt zu einer 
lebendigeren Demokratie. 

Damit möchte ich schließen. Ich beantrage für 
meine Fraktion die Zustimmung zu dem Entwurf in 
der vom Innenausschuß vorgeschlagenen Fassung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Ich schließe die allgemeine Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung über den Gesetzentwurf auf Drucksache 8/2881 
unter Einschluß des Nachtrages auf Drucksache 
8/2903. Wer den Art. 1, 1 a, 2, 3, der Einleitung und 
der Überschrift die Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Gegen eine Stimme und bei einer 
Enthaltung angenommen. 

Ich rufe die 
dritte Beratung 

auf. Wer dem Gesetz in dritter Beratung seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz 
zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
zwei Enthaltungen angenommen. 

Nun rufe ich den unter Tagesordnungspunkt 11 b, 
Drucksache 8/1716, aufgeführten Gesetzentwurf der 
CDU/CSU zur Abstimmung in zweiter Beratung auf. 
Wer den Art. 1 bis 4, der Einleitung und der Über-
schrift seine Zustimmung geben will, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das zweite war die Mehrheit; 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Aber ganz knapp!) 

der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung abgelehnt, 
Danach entfällt nach § 84 Abs. 3 der Geschäftsord-
nung die weitere Beratung und Abstimmung. 

Nunmehr ist noch über die Beschlußempfehlung 
unter Ziffer 3 der Drucksache 8/2881 abzustimmen, 
die Eingaben für erledigt zu erklären. — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch; es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe nun Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der SPD und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 8/2710 — 
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aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/2908 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des In

-

nenausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2888 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Berger (Herne), 
Brandt (Grolsheim) 

(Erste Beratung 151. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Regelung des vorzeitigen Ruhe-
standseintritts von schwerbehinderten Beam-
ten und Richtern  
— Drucksache 8/2656 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/2908 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des In

-

nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 8/2888 —

Berichterstatter: 
Abgeordnete Berger (Herne), 
Brandt (Grolsheim) 

(Erste Beratung 151. Sitzung) 

Der Ältestenrat empfiehlt verbundene Debatte mit 
Kurzbeiträgen. Ich frage zunächst, ob einer der Be-
richterstatter das Wort wünscht. — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Berger. 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der heute zur Verab-
schiedung stehende Gesetzentwurf zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften soll es den Beamten 
und Richtern, die als Schwerbehinderte nach § 1 des 
Schwerbehindertengesetzes anerkannt sind, ebenso 
wie den schwerbehinderten Arbeitnehmern ermög-
lichen, vorzeitig in den Ruhestand zu treten. Meine 
Fraktion begrüßt dieses Ziel und weist darauf hin, 
daß die halbjährige Verzögerung dieser Gleichstel-
lung nicht von ihr zu vertreten ist. Nach dem Schei-
tern der vom Innenausschuß einstimmig vorgeschla-
genen Lösung durch den Mehrheitsbeschluß der 
Koalition zum Siebenten Bundesbesoldungserhö-
hungsgesetz und seine Abtrennung im Vermitt-
lungsausschuß am 7. März 1979 — aus den hier im 
Hause wohl jedermann bekannten Gründen — hatte 
unsere Fraktion schon am 14. März 1979, also eine 
Woche später, ihren Gesetzentwurf eingebracht. 
Der Gesetzentwurf der Koalition, dessen unverän

-

derte Annahme Ihnen jetzt vom Innenausschuß 
empfohlen wird, wurde am 29. März 1979 einge-
bracht. Trotzdem erfolgte die erste Beratung der 
beiden Gesetzentwürfe erst am 10. Mai 1979. So ver-
strichen weitere acht Wochen zum Nachteil der 
schwerbehinderten Beamten und Richter. Meine 
Fraktion begrüßt das gesetzgeberische Ziel, wie ich 
schon sagte, aber sie hält den eingeschlagenen Weg 
für verfehlt. Ich darf kurz begründen, warum die 
Fraktion der CDU/CSU dieser Ansicht ist. 

Bei der Verabschiedung des Fünften Rentenver-
sicherungs-Änderungsgesetzes im Oktober 1978 hat 
der Bundestag die Bundesregierung ersucht — ich 
möchte mit der Erlaubnis der Frau Präsident zitie-
ren —, 

einen Vorschlag zu machen, der die verschie-
denen Grenzen für einen möglichen Hinzuver-
dienst von Rentenempfängern für Zeiten vom 
60. bis zum vollendeten 65. Lebensjahr in der 
gesetzlichen Rentenversicherung von 1982 an 

— ich wiederhole: von 1982 an — 

vereinheitlicht und gleiche Hinzuverdienstgren-
zen für Bezieher von beamtenrechtlichen Ver-
sorgungsbezügen oder entsprechenden Versor-
gungsleistungen im öffentlichen Dienst einführt. 

Mir ist und bleibt es unverständlich, wieso die Ko-
alition schon wenige Wochen später beim Siebenten 
Bundesbesoldungserhöhungsgesetz und auch jetzt 
wieder für eine einzelne Gruppe von Beamten und 
Richtern, und zwar ausgerechnet für die schwer

-

behinderten, eine vorgezogene Regelung dieser Art 
durchsetzen will, statt der Bundesregierung die Zeit 
zu lassen, ausgereifte Vorschläge zu der gesamten 
Hinzuverdienstproblematik zu machen. 

Schon bei der Beratung des Siebenten Bundes-
besoldungserhöhungsgesetzes und der ersten Bera-
tung dieser Gesetzentwürfe haben die Sprecher mei-
ner Fraktion auf die systemwidrige Betrachtung des 
Problems durch die Koalition hingewiesen. Auch 
der Bundesrat hat diese Bedenken geltend gemacht. 
Das Beamtenversorgungsrecht läßt sich mit dem 
Rentenrecht nicht vergleichen oder gar identifizie-
ren. Man kann vielmehr lediglich sagen, daß es sich 
in beiden Fällen um Versorgungssysteme handelt. 
Die Unterschiede zwischen den Rechtsgrundlagen 
sind aber so bedeutsam, daß eine Identifikation auf 
einem einzelnen Sektor beider Bereiche zwangs-
läufig zu Ergebnissen führt, die mit der Gerechtig-
keit nicht in Einklang zu bringen sind. Hier sei z. B. 
nur an den Status der Beamten, die Beitragszahlung 
der Arbeitnehmer, die steuerliche Verschiedenbe-
handlung von Pensionen und Renten erinnert, die 
bereits deutlich machen, daß eine einheitliche Zu-
verdienstgrenze im Versorgungs- und Rentenrecht 
vom Gleichheitsgebot des Art. 3 des Grundgesetzes 
nicht gedeckt werden kann, weil die zu beurteilen-
den Tatbestände zu ungleich sind. 

Der Vorschlag der Koalition führt zu dem unbe-
friedigenden Ergebnis, daß bei Schwerbehinderten 
eine Hinzuverdienstgrenze eingeführt wird, die bis-
her im Beamtenrecht unbekannt ist. Außerhalb des 
öffentlichen Dienstes erarbeitete Zuverdienste führ- 
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ten bisher nicht zu einer Gehalts- oder Pensions-
kürzung. Das bedeutet, daß politische Beamte im 
einstweiligen Ruhestand außerhalb des öffentlichen 
Dienstes ohne Folgen hinzuverdienen können, so-
viel sie wollen. Das gilt selbst dann, wenn sie wäh-
rend der ersten fünf Jahre des einstweiligen Ruhe-
standes — übrigens gegen den Willen der CDU/CSU 
— 75 % ihrer letzten Dienstbezüge erhalten. Wäh-
rend die Koalition der Meinung ist, daß diese Pro-
blematik bis 1982 nicht in Angriff genommen wer-
den muß, will sie ausgerechnet den vom Schicksal 
schwer gezeichneten Beamten und Richtern, die we-
gen ihrer Leiden mit 61 oder 60 Jahren in Pension 
gehen wollen, eine solche Zuverdienstgrenze zu-
muten. Das ist fürwahr keine soziale Lösung. 

Hinzu kommt, daß als Dienstvergehen geahndet 
werden soll, wenn die eingegangene Verpflichtung 
nicht eingehalten wird, nicht mehr als 425 DM im 
Monat hinzuzuverdienen. Dieses Dienstvergehen 
eines Ruhestandsbeamten ist im Disziplinarrecht sy-
stemfremd, weil gegen einen Beamten im Ruhe-
stand nur unter eng und im Gesetz geregelten Vor-
aussetzungen ein Disziplinarverfahren durchgeführt 
werden kann. Der Verstoß gegen die Hinzuver-
dienstbeschränkung soll also einen genauso schwe-
ren Unrechtsgehalt wie die Betätigung gegen die 
freiheitlich-demokratische Ordnung im Sinne des 
Grundgesetzes bekommen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

In diesem Sinne bitte ich auch die Ausführungen 
meines Kollegen Regenspurger anläßlich der ersten 
Beratung am 10. Mai 1979 zu verstehen. Meine sehr. 
verehrten Damen und Herren von der Koalition, Sie 
können sich doch nicht wundern, wenn eine solche 
gesetzgeberische Maßnahme draußen im Lande nicht 
verstanden wird und zu Mißdeutungen Anlaß gibt. 
Wir können uns des Eindrucks nicht erwehren, daß 
die Koalitionsfraktionen auch unter Inkaufnahme 
der dargelegten gravierenden rechtlichen Bedenken 
mit aller Gewalt die Gleichschaltung von schwerbe-
hinderten Beamten und Richtern mit den Arbeitneh-
mern offenbar aus ideologischen Gründen erzwin-
gen wollen. 

(Wehner [SPD] : Es ist nett, daß Sie das 
braune Wort von der Gleichschaltung in 

diesem Zusammenhang gebrauchen!) 

Es ist ja nichts Neues, daß in den Reihen der SPD 
und auch der FDP utopische Vorstellungen ent-
wickelt werden, — — 

(Wehner [SPD] : Es ist wirklich nett, daß Sie 
das braune Wort „Gleichschaltung" ge

-

brauchen!) 

— Ich habe Ihre Zwischenrufe leider nicht verstehen 
können, Herr Wehner. 

(Wehner [SPD] : Ich sage, es ist nett, daß 
Sie das braune Wort „Gleichschaltung" in 

diesem Zusammenhang gebrauchen!) 

— Hier geht es der SPD wohl um die Gleichbehand-
lung von schwerbehinderten Beamten und Richtern 
mit den Arbeitnehmern, und man kann das aus ideo-
logischen Gründen wohl auch als Gleichschaltung 

bezeichnen, ohne daß man damit an Dinge erinnert 
wird, mit denen es nun weiß Gott nichts zu tun hat 
und mit denen ich nichts zu tun habe. 

(Wehner [SPD] : „Weiß Gott" ! Nun rufen 
Sie auch noch Gott an! Lassen Sie das 

sein! Dazu ist es zu spät!) 

— Es ist interessant, daß Sie Gott anrufen, Herr 
Wehner. Das wundert mich. 

(Wehner [SPD] : Hören Sie mal, ich bin 
kein Heuchler; aber Sie scheinen einer zu 

sein!) 

— Wenn Sie kein Heuchler sind, Herr Wehner, 
dann — — 

(Wehner [SPD]: Ich bin kein Heuchler! 
Vielleicht sind Sie einer! Ich habe es Ihnen 
nicht vorgeworfen, aber Sie werfen es mir 

vor! — Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe Ihnen das nicht vorgeworfen. Sie haben 
festgestellt, daß Sie kein Heuchler sind; ich habe 
dazu überhaupt keine Erklärung abgegeben. 

(Wehner [SPD] : Es ist gut!) 

Es ist ja nichts Neues, daß in den Reihen der 
SPD und auch teilweise der FDP utopische Vorstel-
lungen entwickelt werden, wonach Beamte, Ange-
stellte und Arbeiter in allen Bereichen völlig gleich-
gestellt werden sollen. Herr Wehner, gegen das 
Wort „gleichgestellt" werden Sie wohl nichts sagen, 
auch wenn Ihnen das Wort „gleichgeschaltet" nicht 
gefällt. 

(Wehner [SPD] : Ich habe bei „gleichge

-

schaltet" nur an etwas erinnert! Sonst 
nichts!) 

Ich weise nochmals mit allem Nachdruck darauf 
hin, daß dieses Ziel nicht erreicht werden kann, weil 
zwischen den einzelnen Bereichen fundamentale 
Unterschiede bestehen. 

Die vorgesehene Neufassung von § 26 Absatz 3 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes muß von den 
Ländern noch in ihre Beamtengesetze umgesetzt 
werden. Das sollte in einem beschleunigten Verfah-
ren erfolgen, weil sonst die Gefahr besteht, daß die 
61jährigen schwerbehinderten Beamten und Richter 
der Länder nicht mehr in den Genuß der vorgese-
henen Neuregelung kommen. 

Die Ihnen zur Beschlußfassung vorgelegte Neu-
fassung von § 42 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes 
könnte zu Mißdeutungen Anlaß geben. Spätere Le-
ser des Gesetzes könnten nämlich meinen, daß der 
Zeitraum, während dessen die Zuverdienstbeschrän-
kung gilt, auch für schwerbehinderte Beamte den 
Zeitraum vom vollendeten 60. bis zum vollendeten 
63. Lebensjahr umfaßt. Deswegen kam auch vom 
mitberatenden Rechtsauschuß der entsprechende 
Hinweis. Der Beauftragte der Bundesregierung hat 
in der Ausschußsitzung auf meine Frage hin erklärt, 
die Bundesregierung gehe davon aus, daß dies nicht 
beabsichtigt sei, sondern daß es insoweit eine Ver-
schlechterung gegenüber dem bisher geltenden 
Recht nicht geben sollte, weil schwerbehinderte Be-
amte und Richter schon nach geltendem Recht mit 
vollendetem 62. Lebensjahr ohne eine Zuverdienst- 
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Berger (Herne) 
grenze in den Ruhestand treten können. Wir be-
grüßen es ausdrücklich, daß die Koalition ebenfalls 
dieser Auffassung ist. Wir bedauern in diesem Zu-
sammenhang, daß es nicht möglich gewesen ist, 
die durch das Haushaltsstrukturgesetz von 1975 her-
aufgesetzte Antragsaltersgrenze im Bundesbeamten-
gesetz wieder auf das 62. Lebensjahr herabzusetzen. 
Dies tun wir vor allen Dingen deshalb, weil es nur 
noch ein Land in der Bundesrepublik Deutschland 
gibt, das die Bundesregelung übernommen und bei-
behalten hat. Das Land Bremen hat bekanntlich im 
Dezember letzten Jahres die Antragsgrenze wieder 
auf das 62. Lebensjahr gesenkt. Hier hätte die Koa-
lition eine Chance gehabt, eine arbeitsmarktpoli-
tisch sinnvolle Maßnahme zu beschließen. 

Lassen Sie mich zum Schluß hier auch noch dar-
auf hinweisen, daß für Beamtinnen und Arbeitneh-
merinnen hinsichtlich der Möglichkeit, das Arbeits-
leben auf eigenen Antrag ohne Nachweis der 
Dienstunfähigkeit oder der Berufsunfähigkeit zu be-
enden, nach wie vor ein gravierender Unterschied 
besteht und daß wir auf das Ergebnis der Prüfung 
warten, um die die Bundesregierung vom Innenaus-
schuß anläßlich der Beratung des 7. Bundesbesol-
dungserhöhungsgesetzes zu dieser Frage gebeten 
worden ist. 

Eine letzte Bemerkung: Im Gegensatz zu den 
Fraktionen der SPD und der FDP hält meine Frak-
tion das Gesetz im Bundesrat für zustimmungsbe-
dürftig. Auch deshalb hegt meine Fraktion stärkste 
Bedenken gegen den Gesetzentwurf in der vorlie-
genden Form. 

Wenn meine Fraktion dem Gesetz in der Schluß-
abstimmung trotzdem zustimmt, so nur deshalb, weil 
es nicht länger vertretbar ist, den Schwerbehinder-
ten Beamten und Richtern den vorzeitigen Eintritt 
in den Ruhestand zu verwehren. Sie sind bereits 
lange genug hingehalten worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : „Wir sind dagegen, des

-

halb stimmen wir dafür!") 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Brandt. 

Brandt (Grolsheim) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In einem Ziel 
sind wir uns einig, Herr Berger, daß wir die Beam-
ten und Richter ebenfalls in die Lage versetzen, 
wenn sie schwerbehindert sind, mit dem 61. Lebens-
jahr und ab dem 1. Januar 1980 mit dem 60. Le-
bensjahr in Pension zu gehen. Wir haben, soweit es 
an uns liegt, diesen Gesetzentwurf sehr schnell be-
arbeitet. Sie wissen, daß wir die erste Lesung am 
10. Mai hier hatten, am 16. Mai haben wir im Innen-
ausschuß beraten und beschlossen, und jetzt haben 
wir hier die zweite und dritte Lesung dieses Ge-
setzentwurfs. Auch wir sind der Meinung, daß dies 
keine Verzögerung mehr verträgt, denn die Gleich-
stellung von Beamten und Richtern mit Arbeitern 
und Angestellten in diesem Bereich und in diesem 
sozialpolitischen Fortschritt ist dringend notwendig. 
Wir bedauern ebenfalls, daß es zu dieser Verzöge

-

rung gekommen ist, nur sehen wir die Ursachen 
etwas anders, als Sie sie hier dargestellt haben. Wir 
haben von Anfang an deutlich gemacht, daß uns 
eine Gleichbehandlung von Arbeitern und Ange-
stellten, wie sie das Fünfte Rentenversicherungs-
änderungsgesetz festgelegt hat, mit Beamten und 
Richtern, wie sie jetzt festgelegt wird, dringend not-
wendig erscheint. Der Zielpunkt ergibt sich nicht 
aus der Tatsache, daß die einen Angestellte und 
Arbeiter sind und die anderen Beamte und Richter, 
sondern daß beide großen Gruppen Schwerbehin-
derte sind und deshalb der Gleichbehandlung be-
dürfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies ist der Zielpunkt. 

Wir verstehen nicht recht, wenn von System-
widrigkeiten gesprochen wird. Sie haben sicherlich 
recht, wenn Sie uns vorhalten — wir bestreiten dies 
überhaupt nicht —, daß wir uns in mancher Bezie-
hung mehr Gleichstellung von Arbeitern, Angestell-
ten und Beamten wünschen, denn manche Unter-
schiede dort sind veraltet und unserer Zeit nicht 
mehr angemessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier wird auch vieles aus Tradition übernommen, 
was Sie dann systemgerecht nennen. Jedes System 
hat einmal seine Berechtigung zum Zeitpunkt seiner 
Entstehung gehabt und verliert seine Berechtigung 
zumindest in Teilen in Zeiten, in denen andere Ver-
hältnisse da sind. 

Das hat alles sehr wenig mit diesem Gesetzent-
wurf zu tun. Wir haben die Zuverdienstgrenze, die 
wir Arbeitern und Angestellten zumuten, bei glei-
chem Tatbestand auch für Beamte und Richter für 
zumutbar gehalten. Ich glaube, diejenigen, die da-
von betroffen sind, empfinden es auch so, daß es 
Ihnen zugemutet werden kann.  

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Richtig!) 

Wir haben diese Zuverdienstgrenze in der Tat an 
eine disziplinarrechtliche Maßnahme angebunden. 
Man muß aber dazusagen — Sie haben es getan, 
und ich stelle es in einen anderen Zusammen-
hang —, daß dies auf einer Freiwilligkeitserklärung 
desjenigen beruht, der davon Gebrauch machen 
will, und daß er diese Erklärung im klaren Bewußt-
sein dessen, was darauf folgen kann, abgibt, daß er 
weiß, worum es sich handelt, und daß er es einsieht. 
Ich bin sicher, daß die Beamten selbst mehr Ein-
sicht haben als etwa der Beamtenbund. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

Ich glaube, daß dieses Gesetz, das einen sozial-
politischen Fortschritt bringt, draußen auch mit 
diesen Klauseln versehen als ein sozialpolitischer 
Fortschritt verstanden wird. Deshalb stimmen wir 
für dieses Gesetz und bitten um eine sehr rasche 
Umsetzung nicht nur im Bund, sondern auch in den 
Ländern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wendig. 
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Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Ich kann mich nach 
der vorangegangenen Debatte ganz kurz fassen. 
Beide Gesetzentwürfe haben das gleiche Ziel, näm-
lich die vorzeitige Zurruhesetzung schwerbeschädig-
ter Beamter und Richter stufenweise mit dem 61. 
bzw. 60. Jahr zu erreichen. Das ist eine sozialpoliti-
sche Entwicklung, die wir in der Tendenz seit langem 
verfolgt haben. Wir würden es sehr begrüßen, wenn 
es sehr bald gelänge, dies nun in die Wirklichkeit 
umzusetzen. 

Herr Kollege Berger, ich habe kein Verständnis 
für Ihre Klage darüber, daß dies verzögerlich be

-

handelt worden sei. Wir haben das, gerade wenn 
man die Belastung des Innenausschusses insgesamt 
mit Gesetzgebungsvorhaben berücksichtigt, außer-
ordentlich zügig behandelt. 

Die unterschiedlichen Auffassungen bestehen im 
Grunde darin — ich kann mich da ganz kurz fassen, 
es ist schon dargelegt —, inwieweit bei der Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Versetzung in den 
Ruhestand zusätzliche Einschränkungen erfolgen 
sollen. Es geht also um die Frage der Zuverdienst

-

grenze. Wir haben dies schon beim letzten Besol-
dungserhöhungsgesetz bejaht und haben das mit 
dem, so will ich einmal vorsichtig formulieren, viel-
leicht ein wenig unglücklichen Sanktionsmodell 
einer Reaktivierung bei Verstoß verbunden; da 
räume ich ein, daß das keine sehr glückliche Lösung 
war. 

Aber im Prinzip halten wir an der Festlegung 
einer Hinzuverdienstgrenze fest. Man meine nicht, 
daß dies eine Systemwidrigkeit wäre. Ich will hier 
zu grundsätzlichen Fragen des Beamtenrechts auf 
der einen und des Tarifrechts auf der anderen Seite 
gar nicht Stellung nehmen. Von utopischen Vorstel-
lungen, von denen Sie, Herr Kollege Berger, spra-
chen, kann in diesem Zusammenhang, glaube ich, 
nicht die Rede sein. 

Wir halten an dieser Auffassung fest, weil wir 
meinen, daß von einem Beamten, der wegen seiner 
Schwerbehinderung und damit wegen seiner einge-
schränkten Arbeitsfähigkeit vorzeitig in den Ruhe-
stand geht, mit Recht erwartet werden kann, daß er 
keine neue Tätigkeit erheblichen Umfangs aufnimmt, 
und wir halten es vor allem aus arbeitsmarktpoliti-
schen Gründen nicht für wünschenswert, daß gerade 
dieser Personenkreis bei voller sozialer Absiche-
rung erneut in erheblichem Umfange dem Arbeits-
markt zur Verfügung steht. Das war dabei unser 
Gedankengang. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute als 
anderes Modell die Einfügung eines Tatbestandes 
eingeführt, der einen Verstoß gegen die Hinzuver-
dienstgrenze als ein Disziplinarvergehen ansieht. 
Mein Kollege Wolfgramm hat schon bei der ersten 
Lesung zum Ausdruck gebracht, daß wir sicher 
auch noch andere Modelle hätten überlegen kön-
nen, die vielleicht wirksamer wären, aber wir ha-
ben keines gefunden. Es ist richtig, daß das gelten-
de Disziplinarrecht für Ruhestandsbeamte im Grun-
de  genommen sehr viel stärkere Tatbestände vor 
Augen hat. Aber so etwas läßt sich ja abstufen, 

und dies ist ein im Sinne einer Abstufung schwä-
cher zu bewertendes Dienstvergehen. So etwas ist 
durchaus möglich. Wir werden allerdings bei der 
Ausführung des Gesetzes sehr sorgfältig beobach-
ten, ob das Instrument, das wir mit dieser Regelung 
einführen wollen, wirklich so wirksam ist, wie wir 
es erwarten. 

Im übrigen halten auch wir dieses Gesetz nicht 
für zustimmungsbedürftig. 

Wir wünschen sehr, daß es sehr bald in Kraft 
tritt, damit diejenigen, denen es zugute kommen 
soll, bald an den Vorteilen und den Vorzügen die-
ses Gesetzes teilhaben können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die allgemeine Aussprache. 

Ich rufe die Bestimmungen des Entwurfs auf 
Drucksache 8/2710 zur Abstimmung in zweiter Be-
ratung auf. Wer den §§ 1 bis 5, Einleitung und 
Überschrift die Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Wer dem Gesetz in der dritten Beratung seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so be-
schlossen. 

Soll der Gesetzentwurf auf Drucksache 8/2656 jetzt 
noch in Einzelberatung aufgerufen werden? 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zu Nr. 2 der Beschlußempfeh-
lung. Wer die Zustimmung geben will, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Danke schön. Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlos-
sen. 

Unter Nr. 3 der Beschlußempfehlung wird empfoh-
len, die eingegangenen Petitionen und Eingaben für 
erledigt zu erklären. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr 
Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zum Vertrag vom 
9. Juni 1978 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft über den Autobahnzusam-
menschluß im Raum Basel und Weil am Rhein 
— Drucksache 8/2592 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/2865 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Nordenham) 
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Vizepräsident Frau Funcke 
b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-

schusses für Verkehr und für das Post-
und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
— Drucksache 8/2836 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bindig 

(Erste Beratung 144. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Auch das Wort zur Ausspra-
che wird nicht gewünscht. 

Wir kommen in zweiter Beratung zur Abstim-
mung über die Art. 1, 2, 3, Einleitung und Über-
schrift. Die Abstimmung hierüber verbinde ich mit 
der Schlußabstimmung. Wer insgesamt seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Ge-
setz ist einstimmig angenommen. 

Es ist vereinbart, Punkt 14 der Tagesordnung — 
Sammelübersicht 47 über Anträge zu Petitionen — 
morgen früh nach der Fragestunde aufzurufen. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 15 und 16 der Tages-
ordnung auf: 

15. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Verordnung 
der Bundesregierung 

Aufhebbare Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 32/78 — Zweite 
Erhöhung des Zollkontingents 1978 für Bana-
nen) 
— Drucksachen 8/2537, 8/2852 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

16. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Verordnung 
der Bundesregierung 

Aufhebbare Siebzigste Verordnung zur Än-
derung der Einfuhrliste — Anlage zum 
Außenwirtschaftsgesetz — 

— Drucksachen 8/2564, 8/2853 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Es handelt sich hierbei um Berichte des Aus-
schusses für Wirtschaft, von denen das Haus nur 
Kenntnis zu nehmen braucht, soweit nicht Anträge 
aus der Mitte des Hauses vorliegen. Es liegen 
keine Anträge vor. Ich stelle damit fest, daß das 
Haus von den Berichten des Ausschusses für Wirt-
schaft auf den Drucksachen 8/2852 und 8/2853 
Kenntnis genommen hat. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe das Haus auf morgen, Freitag, den 
1. Juni, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.46 Uhr) 
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Schartz (Trier) 
Schedl 
Scheffler 
Schetter 
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Schmidt (Wattenscheid) 
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Dr. Schöfberger 
von Schoeler 
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Dr. Schröder (Düsseldorf) 
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Dr. Schwarz-Schilling 
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Dr. Schwenk (Stade) 
Dr. Schwörer 
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Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
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Spitzmüller 
Dr. Spöri 
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Dr. Sprung 
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Sybertz 

de Terra 
Tillmann 
Frau Dr. Timm 
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Topmann 
Frau Traupe 
Frau Tübler 
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Dr. Unland 
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Vogelsang 
Vogt (Duren) 
Voigt (Frankfurt) 
Voigt (Sonthofen) 
Volmer 
Dr. Voss 
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Dr. Waigel 
Walkhoff 
Waltemathe 
Walther 
Frau Dr. Walz 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
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Dr. von Weizsäcker 
Dr. Wendig 
Wendt 
Werner 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Dr. Wex 
Wiefel 
Wilhelm 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer (Mönchengladbach) 
Wimmer (Neuötting) 
Windelen 
Wischnewski 
Frau Dr. Wisniewski 
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Wissmann 
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Dr. Wittmann (München) 
Wittmann (Straubing) 
Dr. Wörner 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wolfram (Recklinghausen) 
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Wrede 
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Wüster 
Dr. Wulff 
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Wuttke 
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Zebisch 
Dr. Zeitel 
Zeyer 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 
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